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Beteiligungskultur ist
systemrelevant

Corona, Stadtpolitik und die Krise der Teilhabe

Anton Brokow-Loga

Die Fuf3gangerzone wie leergefegt. Eine Spaziergingerin mit Hund eilt voriiber. Stille
legt sich iiber die Stadt.

Keine Gerdusche vom Spielplatz, nur ein Absperrband flattert im Wind, ,, Zur Einddam-
mung des neuartigen Corona-Virus bleibt der Spielplatz bis auf Weiteres geschlossen!
Die Stadtverwaltung*.

Nur ab und zu rauscht ein einzelnes Auto vorbei. Auf der Fahrbahn Kreidebuchstaben,

«

JAlles wird gut!“, ein Regenbogen.

Beobachtungen wie diese konnten ab Mirz 2020 zeitgleich wohl Millio-
nen von Menschen machen. Das pulsierende, laute stidtische Leben kam
innerhalb weniger Tage weitgehend zum Erliegen: Infolge des Ausbruchs der
Corona-Pandemie ab Januar 2020 und einer schnellen, globalen Verbreitung
ergriffen Regierungen weitreichende, bisher beispiellose Einschrinkungen
des offentlichen Lebens. Ausgangsbeschrinkungen, Absage von Veranstal-
tungen, Maskenpflicht in Innenrdumen, Schlieffung von Schulen, Gastrono-
mie und vielen Dienstleistungsbetrieben, und so weiter. Die oberflichlichen
Auswirkungen dieser Krise auf das stidtische Zusammenleben — oder viel-
mehr: die sich ausbreitende Kontaktlosigkeit der Stadtgesellschaft und der
Riickzug vieler Menschen in private Riume — konnten iiberall beobachtet
werden und haben sich seitdem tief ins kollektive Gedichtnis eingeschrieben.

Knapp drei Jahre nach Ausbruch der Pandemie und der pandemiebezogenen
Mafinahmen steht jedoch die Frage im Raum: Was passierte und passiert unter
der Oberfliche? Wenn wir die Stadt, in der wir leben, als mehr anerkennen als
die Gesamtzahl aller Straflen, Gebiude und Biume; wenn wir von den sicht-
oder horbaren Phinomenen abstrahieren — dann ist die Stadt ein Raum der
Interaktion, Kommunikation und Mitbestimmung, aber auch der Ausschliisse,
der Diskriminierung und des Machtmissbrauchs. Kurzum: ein Raum der
kommunalen Demokratie. Die Auswirkungen der Corona-Krise auf Beteili-
gungskulturen der kommunalen Ebene wird in diesem Buch niher untersucht.

Beteiligungskultur ist systemrelevant. Corona, Stadtpolitik und die Krise der Teilhabe
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Auf dem falschen FuB erwischt?
Wie Corona die Stadtpolitik herausforderte

Denn nicht nur Kultur, Wirtschaft oder Verkehr, sondern auch die kom-
munale Demokratie wurde durch die Krise stark beeinflusst. Wahlen, Ver-
waltungsvorginge, Offentlichkeitsbeteiligung an Bauprozessen, aber auch
Vereinssitzungen, runde Tische oder Netzwerktreffen mussten von einem
Tag auf den anderen anders funktionieren. Hier witrde der eilige Blick darin
resultieren, kaum mehr als eine weitreichende Digitalisierungswelle festzu-
stellen — der Videocall mit Zoom oder Jitsi, Zusammenarbeiten mit Slack oder
Trello. Einige dieser Tools ersetzen auch zukiinftig Prisenzformate, andere
waren schnell wieder vergessen. Demokratische Prozesse wurden jedoch in
Zeiten der Corona-Krise bei weitem nicht nur digitalisiert — sie wurden auch
anders interpretiert, umgesetzt, erstritten, adaptiert, transformiert oder
umgedeutet. Ein Hilfswerkzeug, um diesen Effekten und den dazugehérigen
Ursachen nachzuspiiren, bildet fiir dieses Buch der Begriff der kommunalen
Beteiligungskultur. Jenseits von einmaliger, anlassbezogener Beteiligung be-
schreibt dieser Begrift das Ansinnen, die Bewohner*innen langfristig und
konstant in politische Prozesse in der Kommune einzubinden - also auch
und gerade in Krisenzeiten (vgl. Bock/Reimann/Beckmann 2013). Wer kann
in der Krise mitsprechen? Und wie verindert sie das Zusammenspiel von
Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft? Wie wirken sich die Erfahrungen
mit den Einschriankungen im Zuge der Pandemiebewiltigung auf die kom-
munalen Werkzeuge demokratischer Beteiligung aus? Diesen und weite-
ren Fragen' wird in diesem Buch auf verschiedenen Wegen nachgegangen.

Dabei sind die notig gewordenen Anpassungsprozesse prinzipiell wenig
neu: Krisen haben schon immer das Antlitz der Stidte geprigt und Wende-
punkte in ihren Geschichten verursacht. Einerseits ist es augenfillig, wie
oft krankheitsbezogene Krisen auftreten und unser Verstindnis von Stadt,
Architektur und Planung (um-)formen: Vor ungefihr hundert Jahren war es
die sogenannte Spanische Grippe, die nach ihrem Abklingen in den 1920er
Jahren fiir Innovationskraft und Euphorie sorgte — und unter anderem dem
stidtebaulichen Bauhaus-Ideal Luft, Licht und Transparenz zum Durch-
bruch verhalf (Philcox 2021). Andererseits zeigt auch der Umgang mit der
Corona-Pandemie, dass sich bereits bestehende Krisen wie die Demokratie-,
Klima- oder die Wohnungskrise verschirfen konnen (Brokow-Loga/Eckardt
2021). Da Stidte als zentrale Schauplitze gesellschaftlicher Verinderung

1 Alsinitialziindend erwies sich neben der Post-Corona-Stadt Férderung des Bundes-
innenministeriums auch der kurze Text von Bock/Reimann (2020). Auch wenn der
urspriinglich fiir diese Publikation anvisierte Text der Autorinnen leider nicht fertig-

gestellt werden konnte, bin ich dankbar fiir diesen Impuls aus dem Juni 2020.



gelten, muss deren Resilienz — im Sinne von Widerstandskraft und Erneue-
rungsfihigkeit — auf den Priifstand gestellt und strukturell gestirkt werden.

Welcher Schatz ist hier zu heben? Die Beteiligungskultur in Stidten
und Gemeinden ist nicht nur eine vorgeschriebene Einbindung der Bewoh-
ner*innenschaft, sondern kann dariiber hinaus auch als Ressource fiir eine
Demokratisierung von unten genutzt werden. Die Perspektive einer Erneuerung
der Demokratie zu stirken, scheint mit Blick auf die Stimmungslage unum-
ginglich: Im Laufe der Pandemie sank die Zufriedenheit mit der Demokratie
in Deutschland von 61 Prozent im Jahr 2020 auf 42 Prozent im Jahr 2022
(Bertelsmann Stiftung 2022). Noch dramatischer nahm das Vertrauen in die
Bundesregierung ab (ebd.). Auch wenn der Thiiringen Monitor (Reiser et al.
2021) demgegeniiber eine recht hohe Demokratiezufriedenheit widerspiegelt,
ist gerade die dort erhobene politische Partizipation im Verlauf der Pandemie
stark zuriickgegangen. In Zeiten, in denen die reprisentative Demokratie
einen Vertrauensverlust in der Bevolkerung erfihrt und im deutschen Kontext
die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Lindern insbesondere vor dem
Hintergrund der coronabezogenen Mafinahmen kritisiert wird, soll hier die
demokratische Verfasstheit von Kommunen in den Fokus gestellt werden.

Im Endeffekt dient dies nicht nur der eingehenden kritischen Betrachtung,
sondern auch um diese als eine (beispielsweise stirker direktdemokratisch
orientierte) Alternative jenseits der Dominanz der nationalstaatlichen re-
prisentativen Demokratie zu eruieren. Im Bewusstsein der Gefahren dessen,
was Marc Purcell (2006) zurecht ,lokale Falle“ nennt?, besitzen Kommunen
durch ihre Nihe zum Alltag der Bewohner*innen eine bemerkenswerte In-
tegrationskraft und kénnen als inklusive Identifikationsflichen fungieren.
Zudem sehen beispielsweise Geiflel et al. (2014) in raumlicher Nihe, der Ver-
kniipfung mit Strukturen des ehrenamtlichen Engagements sowie der direkt
realisierbaren Transparenz die besonderen Potentiale von neuen, kreativen
Beteiligungskonzepten auf der lokalen Ebene. Dass bei der (Weiter-)Entwick-
lung kommunaler Beteiligungsstrukturen dennoch viele Fallstricke bestehen,
gesellschaftliche Ausschliisse fortbestehen oder soziodkonomische Teilhabe-
formen umstritten sind — davon erzihlen die sechzehn Beitrage dieses Buches.

Corona als Zasur, als Brennglas, als Chance -
oder gar nichts davon?

Die Corona-Krise stellt(e) den gesellschaftlichen Zusammenhalt und das
stidtische Zusammenleben auf eine harte Probe. Nicht zuletzt durch die vie-

2 Mit, Local Trap“bezieht sich Purcell (2006) auf die Tendenz, anzunehmen, dass der
lokale Maf3stab anderen Mafstiben vorzuziehen ist oder losgelost von anderen politi-

schen Ebenen behandelt werden kann.

Beteiligungskultur ist systemrelevant. Corona, Stadtpolitik und die Krise der Teilhabe c.
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len viral gewordenen neuen Begriffe zeigt sich, wie tief sich die Krise in das
kollektive Gedichtnis eingebrannt hat: Von , Lockdown* iiber , Systemrelevanz*,
von ,neue Normalitit“iiber ,Corona-Partys“bis hin zu insultierenden Begriffen
wie ,Covidioten“. Auch die Rolle der Krise fiir die gesellschaftliche Entwicklung
wurde in immer wieder auftauchenden sprachlichen Bildern gekleidet: Zum
einen die ,Zisur“ oder ,Stunde Null“, nach der nichts mehr so sein wird, wie
esvorher war oder das allgegenwirtige , Brennglas“, das soziale oder politische
Probleme nun deutlicher hervortreten lisst — oder dann doch die ,Krise als
Chance*, um die positiven Aspekte hervorzuheben. In den sprachlichen Bildern
wird die ganze Bandbreite an gesellschaftlichen Auseinandersetzungen sichtbar.
Daher erscheint es zunichst wichtig, die Mehrdimensionalitit der Coro-
na-Pandemie anzuerkennen (Schwarz 2021). Auch wenn sie sicherlich als der
eindeutige Ausloser fiir die Krise zu identifizieren sind, bilden medizinische
Perspektiven auf das Coronavirus Sars-CoV-2 beziehungsweise die Krankheit
Covid-19 mitnichten allein das ab, was unter dem Sammelbegriff ,Corona“
subsummiert wird. Die Corona-Krise wird hier als Teil einer systemischen und
globalen Vielfachkrise (Demirovi¢ et al. 2011) beziehungsweisen multiplen Krise
(Brand 2009) verstanden, in der sich mehrere Krisen itberlagern und gegenseitig
verstarken. Verschirfte Ungleichheit, Energiekrise oder erodierende Demo-
kratie sollten als Krisen kapitalistischer Gesellschaftsformation(en) interpretiert
werden — und in den Bezug zur krisenhaften Dimension eines (zeitweise) kol-
labierenden Gesundheitswesens gesetzt werden. Einfithrend kénnen hier nur
einzelne Schlaglichter dieser Debatten dargelegt werden. So wihnen Habscheid
und Vogel (2021: 505-506) das politische System in einer zweifachen Krise:

Zum einen fiihren die Mafinahmen zur Bewiltigung der Corona-Pandemie den

Rechtsstaat, aber auch das Regierungshandeln in diversen Politikfeldern (Bildunyg,
Wirtschaft etc.) immer wieder an ihve Grenzen (Krise 1), zum anderen stellen bereits

seit einiger Zeit politische Akteure, die fiir ,das Volk zu sprechen beanspruchen, den

Anspruch in Frage, dass in der etablierten reprisentativen Demokratie eine ange-
messene Reprisentation dieses (z.T. in volkischer Tradition gedachten) Kollektivs

gewdihrleistet sei [...] (Krise 2). In Protesten gegen staatliche MafSnahmen zur Ein-
ddmmung der Corona-Pandemie kulminieren beide Krisen, wenn etwa Vergleiche

zu den Verhiltnissen in einer , Diktatur gezogen werden.

Die Kritik der Pandemiepolitik erschépft sich jedoch mitnichten nur in
Wortmeldungen von vélkischen Akteur*innen, sondern wird beziiglich ihrer
demokratiebezogenen Mingel auch aus progressiven Positionen betrieben.
So wird im Band von Florack, Korte und Schwanholz (2021) das Spannungs-
feld zwischen Gesundheit, Freiheit und Sicherheit beleuchtet, besonders mit
Blick auf die Belastbarkeit des Politikmanagements und die Resilienz demo-
kratischer Prozesse. Insbesondere der kritische Blick auf die technokratische,



von Expert*innen geleitete Governance des Pandemiemanagements verlangt
hierbei Aufmerksamkeit: Landwehr und Schifer (2021) argumentieren, dass
in technokratisch-rationalen Ansitzen der Reaktion auf Krisen politische Re-
prisentation und Beteiligung zu kurz kommen — ebenso wie bei populistisch-
erratischen Ansitzen (beispielsweise vertreten durch ,Corona-Skeptiker*innen).
Soziale Ungleichheit in der Corona-Krise wird derweil in der Serie von
Blank und Seike (2022) von verschiedenen Blickwinkeln aus betrachtet. So
zeigen die untersuchten Bereiche Arbeit und Arbeitsbedingungen, fiskal- und
europapolitische Gesichtspunkte sowie sozialpolitische Fragestellungen klar,
dass in der Krise mitnichten ,alle gleich“ sind (ebd.). Vielmehr deutet vieles
darauf hin, dass sich die soziale Ungleichheit wihrend der Corona-Krise zwar
in vielfiltigen Formen ausdriickt, sich im Kern aber vergrofiert. Verschiedene
Autor*innen betonen nicht zuletzt auch die systemimmanenten Ursachen der
Corona-Krise und ihren Zusammenhang mit Neoliberalismus und der imperialen
Lebens- und Produktionsweise (vgl. Wichterich 2021). So konstatiert Klein (2022):

Die Corona-Pandemie ist nicht allein ein externes biologisches Phinomen, sie ist
zugleich eine systemische Krise des Kapitalismus. Versorgungsnotstinde in den
Kliniken wurden zum verdichteten Ausdruck fiir das Versagen der kapitalistischen
Regulationsweise vor den hochkomplexen und langfristigen Anforderungen zur
Bewiiltigung von Grundproblemen unserer Zeit.

All diesen Forschungsperspektiven ist jedoch gemein, dass sie die Ma3stabs-
ebene der Kommune weitgehend aulen vorlassen. Wie sich die multiplen Dyna-
miken der Corona-Krise auf die Machtverhiltnisse in den Stadtgesellschaft(en)
niederschligt, soll deswegen niher untersucht und diskutiert werden. Die Co-
rona-Krise fungiert hier insofern als mehr als ein Brennglas, weil zwar bestehende
Konflikte, Probleme und Ungleichheiten perpetuiert werden, tatsachlich aber
einige neue Verantwortungsbereiche und problematische Aspekte hinzukommen.

Kommunale Beteiligungskultur als Spiegelbild
umkampfter Teilhabe

Kommunale Teilhabepolitiken, Demokratiearbeit und Beteiligungskultur
sind in verschiedenen gesellschaftspolitischen Spannungsfelder integriert.
Die derzeitige Krise der materiellen Teilhabe fiir immer breitere Gesellschafts-
schichten beruht auf der Zunahme der sozialen Ungleichheit, insbesondere
von Einkommen und Vermégen und ist unter anderem sichtbar im steigenden
Gini-Koefhizienten (Eurostat 2022). Der wachsende Niedriglohnsektor und stei-
gende Mietbelastungsquoten fithrt seit der Einfithrung von Hartz IV und noch
intensiver seit der Finanzkrise 2008 zum Ausschluss grof3er gesellschaftlicher
Gruppen von Teilhabe — und damit auch zur Destabilisierung des deutschen

@
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Wohlfahrtsstaats (Vollmer et al. 2021: 23). Sichtbar wird diese destabilisierende
(und auch delegitimierende) Wirkung einerseits in einer institutionellen Krise
und andererseits in einer Krise der Zersplitterung (ebd.). Wahrend erstere fiir
Stadt- oder Kreisverwaltungen, Stadtwerke oder kommunale Unternehmen eine
zunehmende Handlungsunfihigkeit verursacht — Stichworte: Schuldenbremse,
Privatisierungsprozesse, Abbau von Personal — wirkt letztere in ohnehin polari-
sierten gesellschaftlichen Verhiltnissen. In diesem Punkt wird letztlich auch eine
Krise der politischen Reprisentation bemerkbar, die in Entleerung demokrati-
scher Entscheidungsprozesse, in Polarisierung und Vertrauensverlust gegeniiber
Gesetzen, staatlichen Institutionen und Parteien miindet (vgl. Michelsen/Walter
2013). Swyngedouw (2010) und andere sprechen vor diesem Hintergrund von der
post-politischen beziehungsweise post-demokratischen Stadtentwicklungpolitik.
Prozesse der Peripherisierung, also das riumliche Zusammenspiel von
Schrumpfung, Alterung oder 6konomischer Perspektiviosigkeit (Gormar et
al. 2020:7), verschirfen diese Bedingungen nochmals: Die in den letzten Jahr-
zehnten deutlich gewordenen Versorgungsdefizite in peripherisierten Riumen
reproduzieren sich in der Ungleichverteilung kollektiver und individueller
Teilhabechancen. Stadtverwaltungen kénnen mit ihren begrenzten Ressourcen
diese Problematiken genau so wenig bearbeiten, wie die immer stirker respon-
sibilisierten’ zivilgesellschaftlichen Initiativen und Einzelpersonen (vgl. Butzin/
Gartner 2017) — zumal die Verantwortungsverschiebung auf das Individuum
im Laufe der Corona-Krise einen weiteren Schub bekommen hat. Der hier vor-
genommene Fokus auf Stadtgesellschaften im Freistaat Thiiringen muss dieser
Tatsache Rechnung tragen, und gleichzeitig die engen Zusammenhinge und
Uberlagerungen zwischen rechtsextremen und pandemieskeptischen Einstellun-
gen miteinbeziehen. Wenngleich eine kritische Haltung gegeniiber staatlichen
Mafinahmen oder medialer Berichterstattung keinesfalls automatisch mit der
Zuwendung zu rechten Mobilisierungen einhergeht, wenden Reiser et al. (2021:
146) (2021, 146) ein, dass sich in der ,Verharmlosung des Virus und im Verschwo-
rungsdenken ein tieferliegendes Misstrauen in die Demokratie mit ihren zent-
ralen Institutionen und Akteuren sowie Deprivationserfahrungen“ widerspiegelt.
Wie hingen Teilhabekrise(n) mit der Beschaffenheit gesellschaftlicher
Beteiligungsformate und lokaler demokratischer Praxis zusammen? Betei-
ligung wird hier als eine Form der politischen Teilhabe verstanden, bei der
Personen oder Gruppen ihre Interessen (eigeninitiativ oder auf Einladung)
artikulieren. Gesellschaftlich aufgrund von Klasse, Geschlecht, Ethnizitit,
korperlicher, geistiger Verfassung (oder intersektional) benachteiligte Grup-
pen haben hiufig keinen oder keinen ausreichenden Zugang zu Chancen

3 Mit dem Begriff der Responsibilisierung wird eine Verantwortungszuschreibung
an Konsument*innen oder Stadtbewohner*innen bezeichnet, die durch Stadtfor-

scher*innen kritisch begleitet wird, vgl. McCorry/Fuller (2021).



politischer Teilhabe. Erfahrungen mit mangelnder Wirksamkeit der eigenen
politischen Beteiligung verstirken dann die gefithlte Marginalisierung jener
Bevolkerungsgruppen (Kafiner/Kersting 2021, fiir eine Betrachtung dieses
Sachverhalts in Thiiringen vgl. Reiser et al. 2021), was sich wiederum in un-
gleicher Partizipation niederschligt. Zu den oben genannten Kategorien der
Diskriminierung kam zusitzlich im Verlauf der Pandemie noch die Ungleich-
behandlung aufgrund des Impfstatus hinzu, die die Antidiskriminierungsstelle
(2022) des Bundes allerdings nicht als gedeckt vom Diskriminierungsschutz
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes sieht. Die dennoch real statt-
gefundenen Ausschliisse aufgrund von 2G-Mafinahmen wurden empirisch
kaum untersucht, es kann jedoch vermutet werden, dass fur die in gesell-
schaftlicher Teilhabe temporir eingeschrinkte Gruppe ungeimpfter Personen
auch deutlich verringerte stadtpolitische Partizipationschancen bestanden.

Kommunale Beteiligungsarbeit sollte daher erstens anerkennen, welche
soziodkonomische Basis fir die Teilnahme an Beteiligungsprozessen not-
wendig ist, zweitens diskriminierende Bedingungen reflektieren, und drittens
einen glaubwiirdigen und langfristigen Rahmen fiir Demokratisierungs-
prozesse schaffen (vgl. Selle 2011). Um fiir diese Aspekte zu sensibilisieren,
wird hier der Begriff der kommunalen Beteiligungskultur vorgeschlagen:
Bock, Reimann und Beckmann (2013: 14) begreifen diese als , Bestandteil der
jeweiligen lokalen Demokratie [...] und eine umfassende Aufgabe, die weit iiber
Stadtplanung und Stadtentwicklung hinausgeht.“ Auch wenn jede Kommune
eine solche Beteiligungskultur strategisch fiir sich selbst definieren und im-
mer wieder iiberarbeiten muss, ist allgemein das Spannungsfeld zwischen
kommunalen Grundsitze fir eine zukunfts- und widerstandsfihige Stadt
und den Rollen der vielfiltigen Akteur*innen zu beriicksichtigen. Beteili-
gungskultur darf gerade in Krisenzeiten nicht ,vergessen‘ werden — ganz im
Gegenteil ist offene, flexible und kommunikative Partizipation ein Schliissel
zur Lernfihigkeit der Kommunen (Bock/Reimann 2020). In Bezug auf den
Titel dieses einfithrenden Artikels liefde sich zuspitzen: Die kommunale Be-
teiligungskultur muss ob ihrer systemischen Bedeutung als eine systemrele-
vante, unabdingbare Komponente etabliert werden — in der Pandemiebewil-
tigung, aber mit grofRer Sicherheit auch in der Bearbeitung der Klimakrise.

Diese (sicherlich anspruchsvolle) Aufgabe steht jedoch einer gegenwirtigen
Stadtentwicklungspolitik gegeniiber, die stark von den weiter oben geschil-
derten knappen Ressourcen in den Verwaltungen sowie einer punktuellen
Beteiligungspraxis gepragt ist, die durch Férderprogramme verschiedener
staatlicher Ebenen (re-)produziert wird. Meist ohne Einbindung in langfristige
kommunale Prozesse entsteht so eine fragmentierte Landschaft der stadtent-
wicklungspolitischen Projektitis (Eckardt/Brokow-Loga 2022: 295). Bei alldem
bleibt in den Kommunen kaum Raum fiir die wichtigen Fragen: Auf welche
Weise werden Menschen zu aktiven Gestalter*innen der Stadtgesellschaft?
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Was konnen wir aus der Biirger*innenbeteiligung unter Corona-Bedingun-
gen fiir die Zukunft lernen (vgl. Paust 2020)? Warum sind so viele Bewoh-
ner*innen kaum in der Lage, sich in stadtpolitische Prozesse einzubringen?

Warum dieses Buch?

Inhaltlich vereint die Beitrige dieses Bands der genaue Blick darauf, wie
sich das Zusammenspiel von Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft ver-
andert hat, welche Governance-Strukturen und Beteiligungskulturen sich in
der kommunalen Krisenbewiltigung als (weniger) erfolgreich herausgestellt
haben - und nicht zuletzt wie marginalisierte Gruppen dabei durch krisen-
hafte Verhiltnisse mandgvrieren. Jenseits der im politisch-medialen Diskurs
vorherrschenden einfachen Deutungsmuster zeichnen sich die vorliegenden
Studien dadurch aus, stadtgesellschaftliche Prozesse in ihrer Ambivalenz ernst
zunehmen und mit Thiiringer Stidten auch bislang wenig beforschte Riume en
Detail zu untersuchen (siehe Abb. 1). Das Buch versammelt dabei unterschied-
liche Herangehensweisen, deren Diversitit auch ein Effekt der beabsichtigten
Transdisziplinaritit ist: Der fachliche Hintergrund der Studierenden®, aber
auch der etablierten Forscher*innen reicht von Architektur und Planung iiber
Sozialwissenschaften und Soziale Arbeit bis hin zu Ingenieurswissenschaften.

Quartiershezogen

Jena
,Glanzmoment Lockdown?“

Jena
Smart aber fiir alle?

Stadtweit
-+ Altenburg
Koproduktives Altenburg

Apolda

Der Verein als gelebte Demokratie?
Weimar

Krise als Chance?

Erfurt
Eine Frage der Zugehorigkeit?

Erfurt
(Un-)Gehdrte Jugend?

Abb. 1.: Verortung der , Perspektiven aus Thiiringer Stidten*

Diese Publikation soll nicht nur zu weiterer Theorieproduktion, sondern auch
zu weiterentwickelter kommunalpolitischer und planerischer Praxis beitragen.
Daher ist diese eingebettet in das BBSR-Pilotprojekt , Post-Corona-Stadt®, das

4 Die empirische Basis dafiir liefert zwei Studienprojekte (Bachelor/Master) im
Studiengang Urbanistik im Wintersemester 2021/22, die sich diesen Fragen auf der

Maf3stabsebene ausgewihlter Thiiringer Stiddte und des Freistaats Thiiringen niherte.



im Rahmen der Nationalen Stadtentwicklungspolitik innovative und beispiel-
gebende Losungen fiir krisenfeste Stadt- und Quartiersstrukturen erprobt und
untersucht. Konkret wird hierbei unter anderem eruiert, inwieweit in Weimar
unter Federfithrung des Vereins ,Quartiere fiir alle e.V.“ im Quartiersprojekt
Alte Feuerwache ein ,Thiiringer Zentrum fiir Beteiligungskultur“ entstehen
kann, das sich in Theorie und Praxis intensiv mit Fragen von Zugehorigkeit,
biirgerschaftlichem Engagement und stidtischen Zukiinften auseinander-
setzen soll. Neben einer insgesamt noch ausstehenden 6ffentlichen Debatte
iiber die Folgen der Corona-Pandemie fiir die kommunale Demokratiearbeit
verfolgt der Sammelband also auch einen weiteren Zweck: Die fiir das Zentrum
fur Beteiligungskultur unter anderem relevanten Stimmen aus dem wissen-
schaftlichen Diskurs sollen mit dieser Publikation sichtbar gemacht werden.
Die Autor*innen untersuchen anhand von Fallstudien die Auswirkungen der
Krise auf die kommunale Beteiligungskultur. Sie fragen mit interdisziplinirem
Blick nach der kommunalen Krisenbewiltigung und erfolgreichen Governance-
Strukturen im Kontext multipler Krisen. Ihr Ansatz der kritischen Urbanistik ver-
steht sich dabei als Einladung zur Reflexion, Debatte und alternativen Praxis. Vor
dem Hintergrund der Entstehungsgeschichte des Sammelbands ist dieser nicht
nur in verschiedene thematische Blicken eingeteilt, sondern auch in drei Arten
von miteinander verwobenen Beitrigen. Zunichst zu den Textarten (siehe Abb.
2): Da sind zum einen die etwas lingeren Beitrige , Perspektiven aus Thiiringer
Stadten®, die zu weiten Teilen aus der Arbeit in den Studienprojekten resultieren.
Gerahmt werden diese Perspektiven von theoretischen Arbeiten etablierter
Forscher*innen’, die das Verhiltnis von kommunaler Handlungsfihigkeit und
Ohnmacht in Zeiten neoliberalen Stadtmachens ausloten — diese Artikel werden
hier ,Grundlagenbeitrige“ genannt. Gleichzeitig werden auch konzeptionelle
und praxis-orientierte Ansitze vorgestellt, die als ,Handlungshorizonte* neue
Perspektiven oder Instrumente kommunaler Beteiligungskultur herausarbei-
ten. Die Themenblocke setzen dabei einzelne inhaltliche Schwerpunkte, die im
Kontext der Forschungsfelder Kommunale Beteiligungskultur, Demokratie
und Corona-Krise keinesfalls als abschliefiend verstanden werden diirfen.

UL

Grundlagen- :’0_ Perspektiven aus A Handlungs-

\’j beitrége Thiringer Stddten horizonte

Abb. 2: Erklirung der Symbole der Kapitelarten im Inhaltsverzeichnis

5 InAnlehnung an das Citation Diversity Statement von Zurn/Bassett/Rust (2020),
zielte ich unter anderem darauf ab, einen méglichst hohen Anteil an Wissenschaft-
ler*innen zum Verfassen eines Beitrags einzuladen, die als weiblich beziehungsweise
als nicht-cis-minnlich gelesen werden. Im Endergebnis ist mir die Abbildung einer
héheren Diversitit durch einige Absagen jedoch nicht gelungen, was ich auch als

strukturelles Problem deute.
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Warum Beteiligungskultur auch Beteiligungsstruktur braucht

Im Anschluss an meinen einfithrenden Text stellen Volker Brandy, Jorg He-
benstreit, Anne Kiippers und Marion Reiser (2023) in ihrem Beitrag Uberlegungen
zum Zusammenhang zwischen der Corona-Krise, Vertrauen in demokratische
Institutionen und den Moglichkeiten politischer Partizipation an. Dabei dient
ihnen die umfangreiche Empirie der Thiiringen-Monitore als Grundlage — was
im Ubrigen auch fiir die folgenden Texte ein relevanter Bezugsrahmen ist.

Im zweiten Themenblock arbeiten die Beitrige eine Perspektive auf Beteili-
gungskultur(en) heraus, die auch notwendige Beteiligungsstruktur(en) betont.
Mario Rund (2023) skizziert in seinem Beitrag die verschiedenen Dimensionen
von Partizipation — als Regierungstechnologie, als Instrument oder als Projekt
der Emanzipation. Er zeigt dabei Wege von der konventionellen ,Biirgerbe-
teiligung‘ zu einer lokalen, tragfihigen Partizipationskultur auf. Im Anschluss
daran untersuchen Svenja Bochinski, Jonas Drilling und Till Mayer (2023) in
einer Einzelfallstudie die Altenburger Initiative ,Stadtmensch®, die sich dem
vorherrschenden Pessimismus mit Koproduktion und Interventionen im Stadt-
raum entgegenstellen. Im Zentrum der Arbeit steht die Schaffung von Teilhabe
an der Stadtentwicklung durch eine neuartige Akteurin vor dem Hintergrund
einer prekiren stidtischen Verwaltung. Ein zweites Fallbeispiel wird von
Sophia Fiedler, Victoria Grau und Noa Wilhelmi (2023) beigesteuert. Anhand
der Mittelstadt Apolda konnte nachgezeichnet werden, wie sich Ehrenamt und
Engagement von Institutionen und Aktiven durch die pandemiebezogenen Maf3-
nahmen (strukturell) verindert haben. Obwohl in der Forschung oft ignoriert,
wird Vereinsarbeit hier auch als Ressource fiir die Demokratiebildung und die
Weiterentwicklung institutioneller Beteiligungskultur analysiert. Abschlieféend
reflektiert Kay-Uwe Kirsten (2023) aus Beteiligtenperspektive die Resilienz
des Beteiligungsrates Potsdam wihrend der Corona-Krise und stellt diesen
als krisenfestes Instrument der kommunalen Beteiligungspraxis zur Debatte.

Der dritte Themenblock stellt die rhetorische Frage ,alles digital?!“: Vor
dem Hintergrund des Digitalisierungsschubs infolge der Corona-Pandemie
geht Klaus Selle (2023) zunichst der Frage nach, was digitale Teilhabe fiir die
Demokratie allgemein und die lokale Beteiligungskultur im Besonderen bedeutet.
Anhand von Beispielen aus der Digitalisierung der frithzeitigen Offentlichkeits-
beteiligung in konkreten Stadtplanungsprozessen zeigt er wesentliche Lehren
und Prinzipien digitaler Partizipation auf — nicht nur fiir pandemische Zeiten.
Daran anschlieRend widmen sich Marcel Weikert, Laura Biermann-Firek, Mi-
riam Harst, Josefine Striining, Robin Wieland und Maria Winkler (2023) der
Digitalisierung des Wohnens und deren Auswirkungen auf die Lebensrealitat
von Bewohner*innen im Kontext der Corona-Krise. Am Beispiel des im Ent-
wicklungsprozess befindlichen Smarten Quartiers Jena Lobeda werden Erkennt-
nisse zu verschiedenen Dimensionen der Teilhabe (sozial, politisch, materiell,
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kulturell) untersucht — mit einem besonderen Augenmerk auf die als Digital
Divide bezeichnete Ungleichheit im Zugang zu Kommunikationstechnologien.

Ausschliisse, Ungleichheiten und die (Ohn-)Macht
der Zivilgesellschaft

Der vierte Themenblock fokussiert Bevolkerungsgruppen, die von kommu-
nalen Beteiligungsprozessen und -kulturen oftmals strukturell ausgeschlossen
werden und akzentuiert die politischen und soziokonomischen Ursachen.
Frank Eckardt (2023) macht dabei den Aufschlag und fithrt in die Dimensionen
der verschirften sozialen Ungleichheit unter Pandemiebedingungen ein. Nach
der Diskussion von residentieller Segregation und Fragmentierung der Stadt-
gesellschaft kommen zuletzt auch Handlungsoptionen zum Vorschein. Pauline
Bonisch, Kaya Peters, Joel Schiilin und Claas Wilken (2023) beforschen die Frage,
welche Auswirkungen die Mafnahmen im Zuge der Corona-Pandemie auf die
politische Teilhabe von Gefliichteten in Erfurt haben und welche Herausfor-
derungen sich daraus ergeben. Zudem wird debattiert, welche Forderungen
sich hieraus ableiten lassen. Ebenfalls mit Blick auf Erfurt untersuchen Laura
Bertelt, Judith Platte und Philipp Tommrich (2023) die politische Beteiligung
Jugendlicher zwischen 12 und 18 Jahren in Erfurt: Welche Auswirkungen hatten
die pandemiebedingten Mafinahmen auf die Beteiligung der jungen Men-
schen und welche Lehren kénnen daraus gezogen werden? Einen konkreten
Handlungshorizont er6ffnet der anschliefRende Beitrag von Ulrich Lakemann
(2023). Am Beispiel des Beratungsprojekts , Mitbestimmung von Kindern und
Jugendlichen in Thiiringer Kommunen® wird zunichst dargestellt, wie die Be-
teiligungsprojekte in den Beratungskommunen wahrend der Corona-Pandemie
beschriankt wurden. AnschliefRend werden Grundsitze und Entwicklungs-
perspektiven fiir die Beteiligung junger Menschen nach Corona aufgezeigt.

Stadtgesellschaft zwischen Solidaritit und Uberforderung: Der fiinfte
und letzte Themenblock widmet sich vornehmlich der (ohn-)michtigen Zivil-
gesellschaft und deren ambivalenter Rolle in der Krise. Zu Beginn entwickelt
Roland Roth (2023), ausgehend von einer kritischen Analyse des staatlichen
Handelns in der Pandemiebewiltigung konkrete Vorschlige, wie in Zukunft
ein demokratiestirkender Umgang mit Pandemien aussehen kénnte. Danach
diskutieren Lara Paulus, Peer Schamuhn und Johanna Reckewerth (2023) den
,Glanzmoment Lockdown“ am Beispiel eines selbstorganisierten Stadtteil-
ladens in Jena. Die Mikrostudie beleuchtet soziale und kulturelle Teilhabe in
Form nachbarschaftlicher Solidaritit wihrend der Corona-Pandemie. Die
Nachbarstadt Weimar und ihre Beteiligungskultur wird von Lester Malte
Pott, Leonie von Brock, Jannis Martens und Jannika Hoberg (2023) einer ein-
gehenden Priifung unterzogen. Dabei werden alternative Perspektiven unter
Riickgriff auf die Konzepte der transformativen Resilienz und der urbanen
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Koproduktion entworfen. Zum Abschluss reflektiert Line Bernstein (2023)
Erfahrungen mit selbstbestimmten Projekten und aktivierender Beteiligung
in der Pandemie. Der Handlungshorizont wird hier abschlieRend mit Ideen
und Strategien zu einem (Thiiringer) Zentrum fiir Beteiligungskultur erweitert.

Kaleidoskop der Strategien: Thesen fiir kommunale
Beteiligungskultur nach Corona

Wohin steuern Kommunen nach Corona? Auf welche Weise kann kommunale
Beteiligungskultur die Widerstandsfihigkeiten von Stidten und Gemeinden
stirken? Wie kann Beteiligungspraxis verstirkt die soziookonomisch ungleich
verteilten Teilhabemdglichkeiten reflektieren? Komplexe Fragen — zumal
es scheint, als dass das Uberlappen von Klimakrise, Energiekrise im Zuge
des Ukraine-Kriegs und Corona-Krise nicht gerade dazu fithrten, dass die
finanzielle Handlungsfihigkeit von Kommunen verbessert werden konnte.

Die Beitrige in diesem Band geben darauf weder einfache noch allumfas-
sende Antworten. Hilfreiche Impulse kénnen sie durch Differenzierung und
Detailschirfe dennoch geben. Klar ist: Grundsitzliche Verschiebungen stadt-
planerischer Konstellationen haben sich durch die Pandemie nicht ergeben — be-
ziehungsweise lassen es der gegenwirtige Zeitpunkt und die Verfiigbarkeit von
Daten nicht zu, diese Dynamiken einzuschitzen und vollumfinglich zu inter-
pretieren. Dennoch wird mit der Publikation die allgegenwirtige Frage des ,Wie
weiter mit und nach der Pandemie?* in ihrer Mehrdimensionalitit verhandelt
und insbesondere die stadtplanerischen und -politischen Fragen in den Fokus
geriickt. Der Band postuliert keine komplett neue stidtische Beteiligungskultur,
sondern 6ffnet den Blick fir das Kaleidoskop an Strategien, die Stadtverwaltun-
gen, Vereine, Initiativen und Einzelpersonen im Angesicht der Krise ergriffen
haben (erginzend vgl. Memorandum Post-Corona-Stadt, Libbe et al. 2020).

Die folgenden fiinf Thesen sollen als Denk- und Machanstéf3e fiir Pla-
nung, Politik und Forschung fungieren. Zentrales Anliegen ist es, die in
diesem Band versammelten Studien, Grundlagenbeitrige und praxisorien-
tierten Impulse in ihren Argumentationen zu stiitzen und zu begleiten.

Erstens erscheint es notwendig, die kommunalen Beteiligungskultur(en)
insbesondere in Krisenzeiten genauer zu itberpriifen und unabhingig zu evalu-
ieren. Ein zentraler Befund der Corona-Evaluation auf Bundesebene war, dass es
schlicht zu wenig verlissliche Daten und Begleitforschung gab, um Sinnhaftig-
keit der Corona-Mafinahmen zu evaluieren (Sachverstindigenausschuss nach
§ 5 Abs. 9 IfSG 2022). Dies lasst sich auch auf die Auswirkungen auf die lokalen
demokratischen Prozesse und Institutionen itbertragen: Wir wissen schlicht zu
wenig. Weiterer Forschungsbedarf besteht hinsichtlich des Zusammenspiels
zwischen Kommunen und Land bei der Pandemiebewiltigung, zur Rolle des
Kontaktverlusts zwischen Stadt- und Gemeinderiten und der lokalen Zivilgesell-



schaft, zu den lingerfristigen Auswirkungen auf das Engagement in Vereinen
und Initiativen oder den Mobilisierungs(miss)erfolgen stidtischer sozialer Be-
wegungen. Nicht zuletzt stellt sich auch die Frage, wie Personengruppen, deren
Teilhabe am Stadtleben infolge von 2G-Regelungen temporar stark eingeschrinkt
wurde, Angebote zur Mitgestaltung der post-pandemischen Stadt wahrnehmen.
Da diese Aspekte in diesem Band nur am Rande debattiert werden und die ge-
sellschaftliche Aufarbeitung der Corona-Krise noch am Anfang steht, lohnen
sich umfangreiche weitere Forschungsvorhaben in diesem Themenkomplex.
Zweitens werfen die Ergebnisse ein Schlaglicht auf die Notwendigkeit
anderer Modelle des kommunalen Austauschs und der Finanzierung. Durch
die wissenschaftliche Analyse der stadtpolitischen Prozesse lassen sich nicht
nur Schlussfolgerungen fir das zukiinftige Krisenmanagement vor Ort ziehen,
sondern auch Lernprozesse zwischen den Kommunen anstofRen. Da die Arbeit
im Bereich Beteiligungs- und Demokratiearbeit oft prekir ausgestattet ist
und die abgesteckten Abteilungen der Gemeindeverwaltungen kaum Schnitt-
mengen miteinander haben, erscheint es nétig, Prozesse des intra- und inter-
kommunalen Austausches zu stirken. Dabei kann das gegenseitige Lernen
aus Krisensituationen eine der zentralen Quellen fiir Neues sein. Warum gibt
es hierfur nicht - dhnlich wie , Neustart Kultur“, das Rettungs- und Zukunfts-
programm fir den Kultur- und Medienbereich nach Corona — ein Bundes-
forderprogramm , Neustart Demokratie®, das diese Lernriume zu erstellen
vermag (Brokow-Loga 2022: 81)? Insgesamt sind jedoch Losungen jenseits des
derzeitigen Fordermittelregimes zu suchen. In den Beitrigen dieses Bands
wurde an ungezihlten Stellen deutlich, dass Antragstellungszwang und zeit-
liche Befristung der Férderungspolitik die langfristige Zielorientierung sowohl
von Verwaltung als auch zivilgesellschaftlichen Akteur*innen stark einschranke.
Insgesamt zeigt der Umgang mit der Corona-Krise, dass die kommunalen
Finanzierungsmodelle auf den Priifstand gestellt werden miissen: Weniger ein-
malige Forderschienen, weniger Fokus auf Leuchtturmprojekte der Beteiligung
— stattdessen mehr Strukturfinanzierung und Anbindung an bestehende Infra-
strukturen wie beispielsweise die Quartiersarbeit oder Sozialraumorientierung.
Drittens betont dieser Band kontinuierlich die enge Verkniipfung zwischen
Beteiligungskultur und sozioSkonomischer Teilhabe: Personen in Einkommens-
armut, mit Migrationshintergrund oder geringer formaler Bildung sind in Be-
teiligungskulturen unterreprasentiert — dies gilt besonders fiir strukturschwache
Riume (Butzin/Girtner 2017). Da die Corona-Krise in dieser Tendenz keine
Kehrtwende schaffen konnte — im Gegenteil! - erfordert die Weiterentwicklung
kommunaler Beteiligungskultur, diese gesellschaftlichen Benachteiligungen und
Ausschliisse von soziookonomischer Teilhabe zu erkennen und zu hinterfragen.
Die Transformation zu einer gerechteren Stadtgesellschaft braucht diesbeziig-
lich auch gewissermafien eine Umkehrung des Blicks: Die Auseinandersetzung
mit Ungleichheit und Segregation gelingt nur dann, wenn nicht wie bislang
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nur marginalisierte Bevolkerungsgruppen, sondern auch die Profiteur*innen
von ungleicher Teilhabe adressiert werden (vgl. Eckardt/Brokow-Loga 2022).
Viertens zeigen die Beitrage das Erfordernis, gezielt engagierte (Schliissel-)
Personen aus der organisierten Zivilgesellschaft durch Workshops, Skillsharing
und Fortbildungen zu Demokratiearbeit zu unterstiitzen. Diese Mafinahmen
dienen einerseits dem Zweck, der oft konstatierten Corona-Erschipfung zivil-
gesellschaftlicher Akteur*innen zu begegnen, andererseits konnen dadurch
demokratiegefihrdende Tendenzen erkannt und zuriickgedringt werden.
Vor dem Hintergrund der anhaltend anti-pluralistischen, autoritiren und
verschworungsideologischen Einstellungen eines (nicht unwesentlichen) Teils
der Menschen in Deutschland, insbesondere in Thitringen (Reiser et al. 2021),
erscheint es geboten, demokratische Perspektiven innerhalb der Zivilgesellschaft
strukturell zu stirken. Dariiber kénnen Orte und Anlisse geschaffen werden,
die andere Menschen gewinnen und wieder einbinden — dabei ist es jedoch von-
néten, materielle Teilhabe und Deprivationserfahrungen im Blick zu behalten.
Fiinftens und letztens braucht es dafiir Schnittstellen und niedrigschwellige
Angebote: Ohne die Verantwortung fiir eine gelingende Stadtentwicklung kom-
plett auf die Engagierten abzuwilzen (Stichwort Responsibilisierung), braucht es
eine viel stirkere Hinwendung und Wertschitzung der Stadtverwaltungen gegen-
tiber der Zivilgesellschaft — wie es teilweise schon mit innovativen Instrumenten
wie Beteiligungsriten oder Biirger*innen-Beirdten vorgefithrt wird. Im Nach-
gang der Corona-Krise kommt den Kommunen hierbei die Rolle zu, agile Prozess
zu stirken und lokale Angebote zu schaffen, um die Gesellschaft auch im Ange-
sicht der Digitalisierung miteinander zu vernetzen und einen offenen Austausch
zu generieren (vgl. Libbe et al. 2020). Viele Akteur*innen, die sich stark mit der
eigenen Stadt, Gemeinde oder Region identifizieren und vor Ort etwas bewegen
wollen, brauchen schlicht die passenden Schnittstellen und Ansprechpersonen.
Was lernen Stadtgesellschaften aus der Corona-Pandemie fiir ihre eigenen
Strukturen, Verfahren, Dynamiken? Fest steht: Auch wenn die Krise im All-
taglichen fiir viele Menschen Anfang 2022 von neuen Nachrichten rund um
Ukraine-Krieg und Energie-Krise iiberdeckt wurde, wird die Corona-Krise
weitreichende Verinderungen fir stidtische Riume, Gesellschaften und De-
mokratien nach sich ziehen. Das Beforschen und Publizieren zu noch nicht
abgeschlossen, offenen Prozessen bleibt eine grofie Herausforderung, an dessen
Ende viele Fragezeichen stehen. Doch liegt nicht genau hierin der Sinn und
Zweck kritischer Stadtforschung? Die hier vorgeschlagenen Untersuchungen
zu den Zusammenhingen von kommunaler Demokratiearbeit, Dynamiken
multipler Krisen sowie kritischer Urbanistik kann insofern nur als Einladung
verstanden werden: Als Einladung zu Reflexion, Debatte und alternativer Praxis.
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Demokratie

in der Corona-Pandemie
Ergebnisse der Thiiringen-Monitore 2020 und 2021

Volker Brandy, Jorg Hebenstreit, Anne Kippers, Marion Reiser

Einleitung

Das Corona-Virus und die von der Politik veranlassten Mafinahmen zur
Eingrenzung des Pandemiegeschehens hatten in den ersten beiden Jahren der
Pandemie tiefgreifende Auswirkungen auf das Leben der Menschen in Thiirin-
gen. Phasenweise waren das wirtschaftliche und gesellschaftliche Leben durch
die Mafinahmen stark eingeschrinkt, ebenso viele personliche Freiheitsrechte.
Dass diese fiir eine Demokratie aufergewohnlichen Mafinahmen nicht unum-
stritten waren, zeigen unter anderem die politischen Proteste der Anti-Corona-'
oder ,Querdenken“-Bewegung (Frei/Schifer/Nachtwey 2021; Grande et al. 2021;
Nachtwey/Schifer/Frei 2020). Zudem weisen zahlreiche Studien darauf hin,
dass dies zu Verinderungen der politischen Einstellungen der Biirger*innen
fithrte (Florack/Schwanholz/Korte 2021; Reiser et al. 2021b, 2021a; Zick/Kiip-
per 2021). Vor diesem Hintergrund fragt dieser Beitrag, welchen Einfluss die
COVID-19-Pandemie auf die politische Kultur Thiiringens hatte und legt dabei
einen Fokus auf zwei Aspekte, welche die politische Kulturforschung als es-
senziell fir demokratische Systeme betrachtet: die Unterstiitzung, die System
und politische Akteure in der Gesellschaft erfahren, sowie die Bereitschaft der
Biirger*innen, auch in Krisenzeiten politisch zu partizipieren (Almond/Verba
1963; Easton 1975). Daher wird die Unterstiitzung fiir demokratische Werte
und Institutionen sowie die Entwicklung politischer Teilhabe im Verlauf der
Corona-Krise hinsichtlich ihrer Bedeutung fiir die Demokratie in Thiiringen
untersucht. Die Analyse basiert dabei auf zwei reprisentativen Befragun-
gen der Thiiringer Bevolkerung, die im Rahmen der THURINGEN-MONITORe

1 Mit dem Begriff ,Anti-Corona-Bewegung' werden die vielfiltigen Proteste bezeichnet,
die sich im Verlauf der Corona-Pandemie gebildet haben, um gegen die pandemiebe-

kimpfenden Mafnahmen der Politik zu protestieren.
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2020 und 2021 durchgefithrt wurden (Reiser et al. 2021a, 2021b). Mit diesem
Fokus auf die demokratischen Einstellungen und die Partizipationsbereit-
schaft der Thitringer Biirger*innen kann der Beitrag wichtige Grundlagen
fir die Analysen zu ,Corona in der Stadt' und den Auswirkungen der Coro-
na-Pandemie fir die kommunale Demokratiearbeit in diesem Band legen.

Im Folgenden soll nach einer theoretischen Erorterung der Bedeutung poli-
tischer Unterstiitzung und Partizipation fir demokratische Systeme anhand
der Daten des THURINGEN-MONITORs eruiert werden, ob die Thiiringer*innen
die gesundheitspolitische Krise auch als eine Krise der Demokratie wahrnehmen,
wie es etwa Vertreter*innen der ,Querdenken‘-Bewegung tun, wenn sie die
Corona-Mafinahmen als Teil einer ,Corona-Diktatur® bezeichnen (Jansen 2021).

Politische Unterstiitzung und Partizipation und ihre Bedeutung
fiir Demokratien

Die politische Unterstiitzung der Demokratie durch die Biirger*innen einer
Gesellschaft sowie ihre Bereitschaft zu politischer Teilhabe sind zentrale Voraus-
setzungen und Bedingungen fiir die Demokratie (Dahl 1971). Sie stehen daher
im Zentrum der politischen Kulturforschung, deren Ziel es ist, Ursachen fiir
Stabilitat und Performanz demokratischer Herrschaft in den Orientierungen
der Biirger*innen festzustellen (Almond/Verba 1963; Easton 1965, 1975; Lipset
1960). In den Mittelpunkt der politischen Kulturforschung wurde die politische
Unterstiitzung insbesondere durch die theoretisch-konzeptionellen Arbeiten
David Eastons (1965, 1975, 1976) gestellt. Thm zufolge kénnen die Institutionen
eines politischen Systems nur dann funktionieren, wenn sie ausreichende
Unterstiitzung durch die Gesellschaft erfahren. Easton definiert Unterstiitzung
als ,die Art und Weise, in der sich eine Person durch ihre Einstellungen oder ihr
Verhalten evaluativ an einem Objekt orientiert* (1975: 436; Ubers. d. A.). Dabei
differenziert er das Konzept in spezifische Unterstiitzung einerseits, welche
die leistungsbezogene Bewertung politischer Akteure und Institutionen be-
schreibt, und in diffuse Unterstiitzung andererseits, welche sich leistungsun-
abhingig auf die grundlegenden Institutionen des politischen Systems bezieht
(Tausendpfund 2018: 29). Spezifische Unterstiitzung stellt damit eine volatilere
Art der Unterstiitzung dar, wihrend die diffuse Unterstittzung demokratischer
Institutionen und des Gesamtregimes als ausschlaggebender fiir die Stabilitat
der Demokratie betrachtet wird (Easton 1975: 437; Norris 2011: 22). Dariiber
hinaus unterscheidet Easton in unterschiedliche Formen politischer Unter-
stittzung. Objektbezogene?® unterstiitzende Einstellungen beschreibt Easton

2 Als Unterstittzungsobjekte betrachtet Easton (1976: 436f.) die politischen Autorititen

(z.B. Akteure und Institutionen), das politische Regime (die dem System zugrundelie-



(1976: 438) als latente Unterstiitzung, welche der manifesten Unterstiitzung, in
Form von Verhalten (siehe unten), zugrunde liege. Diesbeziigliche empirische
Untersuchungen haben gezeigt, dass zwischen den Unterstiitzungsformen Zu-
sammenhinge bestehen, jedoch politische Einstellungen und Verhalten hiufig
nicht konsistent zueinander sind und demnach nicht zweifelsfrei von einer
Form der Unterstiitzung auf die andere geschlossen werden kann. So fithren
etwa hohe Demokratieunterstiitzung und Politikinteresse nicht automatisch
zur Teilnahme an der nichsten Wahl, da es weitere Faktoren und Motiva-
tionen gibt, die Einfluss auf die Wahlteilnahme haben (Norris 2011: 36f., 75).
Als Teil der manifesten Unterstiitzung® kann die politische Partizipation
betrachtet werden. Einer in der Politikwissenschaft gelaufigen Auffassung nach,
wird politische Partizipation definiert als jede Handlung, die Biirger*innen
freiwillig mit der Absicht vornehmen, Einfluss auf politische Entscheidungen
zu nehmen (Steinbrecher 2009; van Deth 2014; Woyke 2021). Um die Vielzahl an
potentiellen partizipativen Handlungen systematisch zu erfassen, werden die
Formen auf Basis theoretischer und empirischer Strukturierungen u.a. danach
unterschieden, ob sie verfasst oder nicht-verfasst, legal oder illegal, legitim oder
illegitim sowie konventionell oder unkonventionell sind. Die Partizipationsfor-
schung hilt ein grundlegendes Maf3 an politischer Partizipation fiir zwingend
notwendig, da demokratische Selbstbestimmung nicht ohne Beteiligung der
Biirger*innen zu realisieren ist (van Deth 2003: 167f.). Eine allgemeine Aus-
sage dariiber, ob steigende Partizipation ein Indiz fiir Systemunterstiitzung
oder -kritik ist, kann jedoch nur schwerlich getroffen werden, da sie stets
vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen und politischen Kontextes, in
dem sie stattfindet, betrachtet werden sollte (siehe Steinbrecher 2009: 31-33).
Eine besondere Relevanz erfihrt das Ausmafd politischer Unterstiitzung in
Zeiten politischer Krisen. Krisen haben hiufig einen Effekt auf die politische
Kultur, wobei ein Spannungsfeld zwischen unterstiitzungssteigernden und
unterstiitzungsmindernden Prozessen existiert. Eine hiufig nachgewiesene
Entwicklung wird durch den sogenannten ,Rally Around the Flag*-Effekt (kurz:
,Rally“-Effekt) beschrieben. Demzufolge riickt die Gesellschaft in Zeiten plétz-
lich auftretender Krisen zusammen und die Unterstiitzung fiir die Regierung
wichst, selbst nach drastischen politischen Mafinahmen, zeitlich begrenzt
an (Baker/Oneal 2001; Johansson/Hopmann/Shehata 2021; Mueller 1970). Der
Effekt wurde in der Vergangenheit insbesondere fiir den Fall der Vereinigten

genden Strukturen und Prozesse) sowie die politische Gemeinschaft (z.B. Biirger*in-
nen in einem Nationalstaat).

3 Jedoch nicht umfassend. Etwa stellt aus Eastons (1976: 438) Sicht das Zahlen von
Steuern eine systemunterstiitzende Handlung dar, wihrend dies gemeinhin nicht als
Teil politischer Partizipation betrachtet wird, da hierdurch kein Einfluss auf politische

Entscheidungen genommen wird.
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Staaten infolge von Terroranschligen oder militirischen Auseinandersetzungen
festgestellt (siche Gaines 2002; Hetherington/Nelson 2003). Doch auch fiir
den Beginn der Corona-Pandemie deuten quantitative Daten auf einen dem-
entsprechenden Effekt in mehreren Staaten hin, etwa in Deutschland (Dietz
et al. 2021), Schweden (Esaiasson et al. 2021), Kanada (Merkley et al. 2020)
oder Osterreich (Kritzinger et al. 2021). Als erklirende Faktoren werden Angst
vor dem Corona-Virus und 6konomische Unsicherheit genannt, welche dazu
fithren, dass Menschen Halt in den existierenden politischen Institutionen und
Autorititen suchen und eher gewillt sind, ihnen zu vertrauen (Dietz et al. 2021).
Die kognitive Leistungsbeurteilung politischer Mafinahmen trete in solchen
Phasen vielfach hinter emotionale Motivationen zuriick (Schraff 2021: 1015).

Der ,Rally“-Effekt ist jedoch keine zwangslaufige Reaktion auf Krisen wie
die Corona-Pandemie. Nicht in allen Demokratien ist die Unterstiitzung fiir
die Regierung infolge des Ausbruchs der Corona-Pandemie gestiegen (Krit-
zinger et al. 2021: 1208). So zeigen etwa Untersuchungen aus den Vereinigten
Staaten oder Polen, dass gesellschaftliche Polarisierung den ,Rally“-Effekt
tiberdecken kann und negative Beurteilungen politischer Mafinahmen sowie
sinkende Unterstiitzung der Regierung zur Folge hatte (Altiparmakis et al. 2021;
Gadarian/Goodman/Pepinsky 2021; Shino/Binder 2020). Relevant ist dariiber
hinaus besonders die Gefahrenwahrnehmung befragter Personen. Wird die
Gefahr, die vom Corona-Virus ausgeht, von dem*der Einzelnen als gering oder
gar erfunden eingeschitzt, ist der Entzug der politischen Unterstiitzung die
logische Reaktion auf drastische Mafinahmen (Kritzinger et al. 2021:1224). Ins-
besondere bei Anhinger*innen von Corona-Verschworungserzahlungen werden
die Einschrinkungen der Grund- und Freiheitsrechte als illegitim erachtet und
resultieren in wachsendem Widerstand gegen die Politik (Zick/Kiipper 2021: 17f.;
siehe zu Covid-19 Verschworungen und Demokratie auch Reiser/Kippers 2022).

Ausgehend von diesen Primissen sowie Erkenntnissen aus anderen Lindern
(siehe Kritzinger et al. 2021: 1208) ist fiir die Bevolkerung Thiiringens das Auf-
treten eines temporiren ,Rally“-Effekts im ersten Pandemiejahr zu erwarten,
der sich in steigender latenter Systemunterstiitzung ausdriicken sollte. Gleich-
zeitig ist zu erwarten, dass die Mafinahmen zur Eindimmung der Pandemie,
wie die Einschrinkungen von Versammlungen, zu einer Abnahme der Parti-
zipation gefithrt haben. Fiir 2021 ist in Anlehnung an den , Rally“-Effekt eine
Normalisierung dieser Werte in Richtung des Vor-Corona-Niveaus zu erwarten.

Diese Entwicklung sollte sich jedoch nicht auf die Bevolkerungsgruppen
ausweiten, die die Gefahr durch das Corona-Virus als gering wahrnehmen
oder leugnen. Es wird vermutet, dass aufgrund ihrer spezifischen Wahr-
nehmung der Corona-Pandemie und der Einschrinkung grundlegender
Freiheitsrechte eine systematisch niedrigere Unterstiitzung der politischen
Akteure und Institutionen vorliegt und gleichzeitig ein potentiell wachsender
Widerstand, also eine steigende kritische Partizipation, zu beobachten ist.



Methodik, Datengrundlage und Operationalisierung
Methodik der Befragung

Die Analyse basiert auf zwei reprasentativen Befragungen (Reiser et al.
2021b, 2021a; Schmitt/Best/Reiser 2022), die zwischen dem 3. September
und dem 5. Oktober 2020 sowie vom 3. Juni bis zum 4. Juli 2021 durchgefiithrt
wurden. Die beiden Befragungswellen sind Teil des THURINGEN-MONITORS,
welcher seit 2000 jahrlich im Auftrag des Freistaates Thiiringen die politische
Kultur im Bundesland untersucht. Vorab sollte angemerkt werden, dass die
beiden hier behandelten Erhebungswellen jeweils in einem Zeitraum ver-
haltnismiRig geringer Corona-Inzidenzen und Mafinahmen in Thiiringen
stattfanden und somit potentiell kritischere Einstellungen in den jeweiligen
Corona-Hochphasen, etwa im Winter und Frithjahr 2021, nicht erfasst wurden.

Die Umfragen wurden per Telefoninterviews (CATI) mit in Thiiringen
wohnenden Personen durchgefiihrt, die mindestens 18 Jahre alt und zur
Bundestagswahl wahlberechtigt waren. Die automatische Zufallsauswahl der
Telefonnummern fiir die Interviews erfolgt aus einer Telefonnummernliste
mit Thitringer Festnetzanschliissen, die dem Befragungsinstitut von GESIS —
Leibniz-Institut fiir Sozialwissenschaften, Koln, zur Verfiigung gestellt wird.
Die Auswahl der zu befragenden Person erfolgt in Mehrpersonenhaushalten
per , Last-Birthday-Methode“. Die Stichprobe umfasste 2020 1.110 und 2021
1.100 Personen. Fiir die Auswertung werden die Befragungsdaten nach Alter,
Geschlecht, Bildung und Haushaltsgrofie gewichtet (Reiser et al. 2021a: 130fF.).

Operationalisierung

Zur Untersuchung der politischen Unterstiitzung der Thiiringer*innen
werden in Anlehnung an Easton (1976: 436f.) die folgenden Dimensionen erfasst:
Die Abfrage der Demokratieunterstiitzung® zielt auf die diffuse Unterstiitzung
der Idee der Demokratie ab, wihrend die Demokratiezufriedenheit® die spezi-
fische Unterstiitzung fir das demokratische Regime in Deutschland misst. Die
spezifische Unterstiitzung fur politische Autorititen® wird iiber die Abfrage
des Vertrauens in politische Institutionen gemessen (Reiser et al. 2021a: 241T.).

4 Erfragt iiber die Zustimmung zur Aussage , Die Demokratie ist die beste aller Staats-
ideen*.

5 ,Wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie alles in allem mit der Demokratie, so wie sie
in Deutschland in der Praxis funktioniert?*

6 ,Ichlese Ihnen jetzt eine Reihe von 6ffentlichen Einrichtungen vor. Sagen Sie mir

bitte bei jeder, ob Sie ihr [...] vertrauen. Wie ist das mit...>*
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\./ Zur Analyse der politischen Partizipation wurden die Biirger*innen zu
ihrer Partizipationspraxis und ihrer generellen Partizipationsbereitschaft
gefragt. Auf Basis des instrumentellen Verstindnisses von politischer Be-
teiligung (Kaase 1997: 160) wurden folgende Beteiligungsformen abgefragt:
die Mitarbeit in einer Partei, die Teilnahme an einer Unterschriftensamm-
lung, der Kontakt mit einem*einer Politiker*in, die Beteiligung an einer
Biirgerinitiative, die Teilnahme an einer genehmigten sowie an einer nicht
genehmigten Demonstration und die Anwendung von Gewalt zum Errei-
chen politischer Ziele. 2021 wurde dariiber hinaus die Meinungsiuflerung
in sozialen Medien abgefragt. Damit sind verschiedene Dimensionen der
Partizipation erfasst und neben legalen auch illegale Beteiligungsformen ab-
gebildet. Zur Ermittlung von Partizipationspraxis und Partizipationspotential
wurden die Teilnehmenden gefragt, welche Handlungen sie schon einmal
getan haben bzw. welche sie in Zukunft tun wiirden (Reiser et al. 2021a: 39).

Politische Unterstiitzung im Laufe der Corona-Pandemie

Die Untersuchung zeigt, dass die politische Unterstiitzung der Demo-
kratie durch die Biirger*innen im Laufe der Corona-Pandemie auf einem
hohen Niveau bleibt: So ist die allgemeine Unterstiitzung der Demokratie als
bestméglicher Staatsform in Thiiringen weiterhin sehr grof3. Mit 89 Prozent
Zustimmung wurde im Jahr 2021 der zweithéchste je im THURINGEN-MONI-
TOR gemessene Wert festgestellt (siehe hierzu auch Hebenstreit/Firnberg/
Reiser 2022). Betrachtet man daneben die Zufriedenheit mit der Demokratie,
wie sie in Deutschland praktiziert wird, lassen sich unter dem Eindruck der
Corona-Pandemie bemerkenswerte Ergebnisse festhalten. Zum einen lag die
Demokratiezufriedenheit 2020 mit 68 Prozent positiven Bewertungen fiinf
Prozentpunkte itber dem Wert von 2019 und damit auf einem Allzeithoch (vgl.
Abb. 1). Vor dem Hintergrund der Corona-Krise kann dieser Anstieg als Indiz fiir
den ,Rally“-Effekt gedeutet werden. Hierfiir spricht insbesondere das deutlich
gestiegene Vertrauen, das im ersten Pandemiejahr den Regierungen auf Landes-
und Bundesebene entgegengebracht wurde (vgl. Abb. 2). So vertrauten 2020 44
Prozent der Befragten der Bundesregierung ,voll und ganz“ oder ,weitgehend*,
womit dieser Wert 15 Prozentpunkte iiber dem Vorjahreswert lag und damit den
grofiten Zuwachs verzeichnen konnte, der je im THURINGEN-MONITOR gemessen
wurde. Demokratiezufriedenheit und Vertrauen in handelnde Akteure sind
somit im ersten Pandemiejahr in bislang nicht dagewesener Form angestiegen.

Im Gegensatz hierzu lisst sich im zweiten Pandemiejahr eine Normali-
sierung dieser Werte feststellen. Die Demokratiezufriedenheit sinkt 2021 auf
65 Prozent, was allerdings immer noch den zweithdchsten Wert der Zeitreihe
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Abb. 3: Demokratieunterstiitzung und -zufriedenheit in Thiiringen 2001-2021

zentpunkte abnimmt, im zeitlichen Vergleich damit jedoch auf einem hohen
Stand verbleibt. In Anlehnung an den , Rally“-Effekt lassen sich diese Daten als
Gewohnungs- oder Normalisierungseffekt in Bezug auf die Corona-Pandemie
interpretieren, wie er schon fiir andere Linder nachgewiesen werden konnte
(Dietz et al. 2021; Johansson/Hopmann/Shehata 2021). Das Zusammenriicken
infolge einer neuen Bedrohung weicht zunehmend wieder einer kritischeren
Betrachtung. Auch die gesunkene Wahrnehmung der gesundheitlichen Gefahr,
die vom Virus ausgeht, kann hierbei eine Rolle spielen (Reiser et al. 2021a:109).

Die auch 2021 noch hohen Zufriedenheitswerte lassen sich allerdings nicht
fiir alle Bevolkerungsgruppen feststellen. So liegt die Demokratiezufriedenheit
bei Corona-skeptischen Personen’ 2021 bei 46 Prozent (gegeniiber 72 Prozent
in der Restbevolkerung) und damit noch einmal fiinf Prozentpunkte unter dem
Wert von 2020. Auch liegt die Ablehnung der Demokratie als Herrschaftsform
bei den Corona-Skeptiker*innen mit 18 Prozent signifikant hoher als in der Rest-
bevolkerung mit 8 Prozent (Reiser et al. 2021a: 68). In dieses Bild passt auch, dass
Corona-Skeptiker*innen eine hohere Diktaturaffinitit aufweisen (Reiser et al.
20212:72). Ebenfalls ist das Institutionenvertrauen in dieser Bevolkerungsgruppe
deutlich niedriger, wobei der Unterschied 2021 insbesondere in Bezug auf die
Bundesregierung (54 Prozent ,vertraue nicht“vs. 21 Prozent in der Restbevolke-
rung) sowie das Robert Koch-Institut (37 Prozent vs. sechs Prozent) auffillig ist.®

7 Als Corona-skeptisch werden im THURINGEN-MONITOR Befragte eingestuft, welche
der Aussage zustimmen, dass das Corona-Virus nicht schlimmer als eine Grippe sei.
Dies waren 2020 35 Prozent der Befragten und 2021 22 Prozent (Reiser et al. 2021b:
51f.).

8 Auch im Jahr 2020 war dieser Zusammenhang zu beobachten (Kiippers/Reiser 2022).
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Abb. 4: Institutionenvertrauen der Thiiringer*innen 2000-2021

Sowohl diffuse als auch spezifische Demokratieunterstiitzung fallen bei Corona-
Skeptiker*innen also niedriger aus als beim Rest der Thiiringer Bevolkerung.

Trotz dieser deutlich niedrigeren Demokratieunterstiitzung bei den Co-
rona-Skeptiker*innen und trotz der der im Zuge der Corona-Debatte vor-
gebrachten Kritiken von Entparlamentarisierung, Exekutivdominanz, Ex-
pertokratie oder Entdemokratisierung (siehe Merkel 2020; Rémmele 2021),
massiver Kritik am Pandemiemanagement sowie des geiuflerten Vorwurfs
einer ,Corona-Diktatur“ (Jansen 2021) lisst sich insgesamt jedoch konstatie-
ren, dass Demokratiezufriedenheit und Institutionenvertrauen in Thiirin-
gen auf einem erstaunlich hohen Niveau verbleiben (Reiser et al. 2021a: 26).

Partizipation in Thiiringen wahrend der Corona-Pandemie

Partizipation ist fir die Thiiringer*innen auch wihrend der Corona-
Pandemie ein sehr wichtiges Merkmal der Demokratie. So nannte ein Drit-
tel der Befragten im THURINGEN-MONITOR 2021 — und damit die relative
Mehrheit — auf die offene Frage nach dem wichtigsten Demokratiemerk-
mal die politische Partizipation der Biirger*innen, gefolgt von Freiheit und
Gleichheit. Auffillig ist hierbei ein Alterseffekt. So wird in den jingeren
Alterskohorten — insbesondere bei den unter 35-Jahrigen — der Aspekt der
Partizipation wesentlich hiufiger als wichtigstes Merkmal identifiziert als
unter den ilteren Befragten, bei denen noch hiufiger der Freiheitsaspekt
genannt wird. Dariiber hinaus wiinschen sich tiber 65 Prozent der Befrag-
ten mehr direkte Beteiligung der Biirger*innen (Reiser et al. 2021a: 32).

Wahrend der Partizipation an der Demokratie somit von den Thiirin-
ger*innen auch wihrend der Corona-Pandemie eine sehr hohe Relevanz
zugemessen wurde, zeigen sich im tatsichlichen Verhalten jedoch deutliche
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Abb. 5: Partizipation der Thitringer*innen 2001-2021. Partizipationspotential und -pra-

xis addiert

Effekte: 2020 ging die Beteiligung bzw. die Bereitschaft zur Beteiligung in
allen Partizipationsformen gegeniiber 2019 im Durchschnitt um neun Pro-
zentpunkte zuriick. In vier der fiinf legalen Formen war dies der niedrigste
Wert in der Zeitreihe des THURINGEN-MONITORs (vgl. Abb. 3). Vor dem Hin-
tergrund von Versammlungsverboten, Ansteckungsrisiken sowie dem schwer
einhaltbaren Mindestabstandsgebot kann vermutet werden, dass sich ein
Teil des Riickgangs der Partizipationsbereitschaft als unmittelbare Folge der
Corona-Pandemie erweist. Unter Zuhilfenahme vertiefender statistischer
Analysen kann diese Annahme zumindest vorsichtig empirisch belegt werden:
So waren Personen, welche die Gefahr durch das Corona-Virus fiir ihre eigene
Gesundheit als , grof3“ oder ,sehr grof3“ bewerteten, im Vergleich seltener
dazu bereit, sich politisch zu beteiligen (Reiser et al. 2021b: 66). So konnten
sich etwa 43 Prozent derer, die 2020 zu dieser Gruppe gehorten, nicht vor-
stellen an einer genehmigten Demonstration teilzunehmen, wihrend es bei
den iibrigen Befragten 39 Prozent waren. Dieses Ergebnis ist auch im zweiten
Pandemiejahr zu beobachten. Dort liegt die Partizipationsbereitschaft bei jenen,
die angesichts der gesundheitlichen Risiken besorgt sind, in acht von neun
untersuchten Partizipationsformen unter dem Wert der Vergleichsgruppe.
Am eindriicklichsten wird dies bei der Einstellung zu Corona-Protesten, an
denen nur 3 Prozent derjenigen, die Corona als gesundheitliche Gefahr sehen,
teilnehmen wiirden, wihrend es bei der Vergleichsgruppe 10 Prozent sind.

Eine Besonderheit bei der Analyse des Partizipationspotentials stellen erneut
Corona-skeptische Befragte dar. Neben der niedrigeren Demokratieunter-
stittzung verfiigen Corona-Skeptiker*innen iiber ein zum Teil deutlich hoheres
illegales Partizipationspotential. So war die Bereitschaft zur Gewaltanwendung,
um politische Ziele zu erreichen, unter Corona-Skeptiker*innen 2021 mehr als

Demokratie in der Corona-Pandemie

A
o



@

Volker Brandy, Jorg Hebenstreit, Anne Kiippers, Marion Reiser

A
(=]

doppelt so hoch (6 Prozent) wie in der nicht skeptischen Referenzgruppe (knapp
3 Prozent). Allerdings fiel der Wert der Corona-Skeptiker*innen im Jahr 2020
mit 13 Prozent noch deutlich héher aus (Reiser et al. 2021b: 69). Insgesamt fiel
die Gewaltbereitschaft in der Bevolkerung zwischen 2020 und 2021 von sieben
aufvier Prozent. Auch im Falle der Teilnahme an nicht genehmigten Demons-
trationen weisen Corona-Skeptiker*innen ein um 7 Prozentpunkte héheres
Partizipationspotential gegeniiber der Restbevolkerung auf. Zudem ist darauf
hinzuweisen, dass sich — anders als im oben geschilderten generellen Trend —
unter Corona-skeptischen Befragten im Vergleich zum Vorjahr eine Erh6hung
der Teilnahmebereitschaft an nicht genehmigten Demonstrationen um knapp
finf Prozentpunkte auf nunmehr 18 Prozent feststellen lisst. Dieselben Beob-
achtungen lassen sich dariiber hinaus auch fiir die Aussage , Es ist Zeit, mehr
Widerstand gegen die aktuelle Politik zu zeigen“ titigen. Mit einer Befiirwortung
von 61 Prozent treten im Falle von Corona-Skeptiker*innen doppelt so hohe
Zustimmungswerte wie unter nicht Corona-skeptischen Befragten (29 Prozent)
zu Tage. Diese Befunde spiegeln sich in Teilen letztlich auch in den zahlreichen
Protesten gegen die Mafinahmen zur Pandemiebekimpfung wider und ent-
sprechen zudem den Erkenntnissen aus der Literatur zu Verschwoérungserzih-
lungen, die in der Anti-Corona-Bewegung eine zentrale Rolle spielten (Reiser
etal. 2021a: 41f.; Imhoff/Dieterle/Lamberty 2021). Die allgemeine Feststellung
sinkender Partizipationsbereitschaft im ersten Jahr der Corona-Pandemie muss
in Bezug auf Corona-skeptische Personen also differenziert betrachtet werden.
Der allgemein deutliche Riickgang aus dem Jahr 2020 hat sich im zwei-
ten Jahr der Pandemie nicht bestitigt und die Partizipationsbereitschaft
ist durchschnittlich um sechs Prozentpunkte in Richtung des Niveaus von
2019 gestiegen (Reiser et al. 2021a: 68). Einerseits sind durch den Weg-
fall vieler Corona-Maf3nahmen viele Partizipationsformen wieder hiufi-
ger moglich geworden, wie etwa Demonstrationen und Versammlungen.
Andererseits kann vermutet werden, dass durch eine Gewéhnung an die
Pandemie, die begonnene Impfkampagne sowie niedrige Fallzahlen im Er-
hebungszeitraum im Sommer 2021 die Angst vor einer Covid-19-Infektion
weniger Einfluss auf die Aussagen zur Partizipationsbereitschaft hatte.
Wie Abbildung 4 zeigt, ist die Teilnahme an Unterschriftensammlungen
die beliebteste unter den abgefragten Partizipationsformen. Mehr als die
Hilfte der Befragten konnen sich vorstellen oder haben bereits Politiker*innen
kontaktiert oder an einer Biirgerinitiative oder genehmigten Demonstration
teilgenommen. Die Mitarbeit in einer Partei, die Meinungsiuflerung auf On-
line-Plattformen sowie die Teilnahme an einer nicht genehmigten Demons-
tration werden hingegen nur von einer kleinen Minderheit als potentielle
Beteiligungsmaoglichkeit wahrgenommen. Die nur geringe Nutzung digi-
taler Partizipationsmoglichkeiten stellt vor dem Hintergrund beschrinkter
Alternativen wihrend der Corona-Pandemie eine Uberraschung dar. Mit 18
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Abb. 6: Partizipationspotential und -praxis in Thiiringen 2021

Prozent Partizipationspotential stellt die Online-Partizipation durch Mei-
nungsiuflerungen in sozialen Netzwerken die unbeliebteste hier unter-
suchte legale Beteiligungsform dar. Auch wenn in der Analyse ein deutlicher
Alterseftekt zu erkennen ist, kann sich selbst unter den unter 35-Jihrigen nur
eine Minderheit vorstellen, auf diese Weise online zu partizipieren (Reiser
et al. 2021a: 111). Eine durch die Corona-Pandemie ausgeloste Verschiebung
politischer Teilhabe in den digitalen Raum hat demnach nicht stattgefunden.

Fazit

Aus den Ergebnissen des THURINGEN-MONITORS aus den Jahren 2020 und
2021 geht ein temporirer Effekt der Corona-Pandemie auf die politische Kultur
im Freistaat hervor. Deutlich wird im ersten Corona-Jahr 2020 ein regelrechter
Corona-Schock. Hier fithrten die gesundheitlichen Sorgen gepaart mit den
politischen Aufforderungen, das Sozialleben signifikant einzuschrinken, zu
einem starken Riickgang in der Partizipationsbereitschaft: Wer zuhause bleibt
und soziale Kontakte vermeidet, kann nur bedingt politisch partizipieren. Be-
sonders ausgeprigt war die niedrige Partizipationsbereitschaft bei Personen,
die im Virus eine grof3e Gefahr fur ihre Gesundheit sehen. Dies ging einher
mit einem im Untersuchungszeitraum nie dagewesenen Anstieg der Zufrie-
denheit mit dem politischen System und des Vertrauens in die politischen
Verantwortlichen — einem Indiz fir den ,Rally Around the Flag“-Effekt. Die
Ausnahmesituation des ersten Pandemiejahres hat die Thiiringer*innen - zu-
mindest tempordr — zu passiveren Biirger*innen gemacht, jedoch gleichzeitig
ihre Unterstiitzung fiir das System erhoht. Durchaus ins Bild passt hierbei,
dass Corona-skeptische Personen diesbeziiglich aus der Reihe fallen. IThre
Partizipationsbereitschaft stieg — besonders bei illegalen Formen - iiber die der
Restbevolkerung an, wihrend die Zufriedenheit mit der Corona-Politik und den
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politisch Handelnden abgenommen hat. Statt politischer Unterstiitzung gibt es
von dieser Gruppe wachsenden Widerstand gegen die Politik. Eine Ursache fir
den ausbleibenden ,Rally“-Effekt findet sich in der abweichenden Wahrnehmung
der Krise durch Corona-Skeptiker*innen, welche die hauptsichliche Gefahr
fir die Gesellschaft nicht im Virus selbst, sondern in den Pandemiebekamp-
fungsmafinahmen sehen. Gleiches l4sst sich im Ubrigen fiir Anhinger*innen
von Corona-Verschworungserzihlungen feststellen (Reiser et al. 2021a: 57).

Auf diese Entwicklungen infolge des ,Rally“-Effekts folgte im zweiten
Pandemiejahr eine Normalisierung in Richtung der Ausgangswerte von 2019.
Die Normalisierung der Partizipationswerte im zweiten Pandemiejahr deu-
tet darauf hin, dass eine nachhaltige Verinderung der politischen Partizi-
pation nicht zu erwarten ist. Hierfir sprechen auch die hohe Bedeutung
politischer Partizipation als Teil einer lebhaften Demokratie, insbesondere
unter jungen Menschen, sowie die geringe Bereitschaft auf digitale Betei-
ligungsformen auszuweichen. Einzig firr die Corona-Skeptiker*innen ist
kein Gewdhnungseffekt festzustellen, da unter ihnen illegale Partizipations-
bereitschaft und Demokratieunzufriedenheit 2021 nochmals gestiegen sind.

Festzuhalten bleibt jedoch, dass die Demokratiezufriedenheit und das
Vertrauen in die politischen Verantwortlichen trotz der im Zuge der Co-
rona-Debatte deutlich gestiegenen Kritik am Pandemiemanagement und
dem von der Anti-Corona-Bewegung geduflerten Narrativ einer ,Corona-
Diktatur“ auf einem vergleichsweise hohen Niveau verbleiben (Reiser et al.
2021a: 109). Eine allgemeine Demokratie- oder Vertrauenskrise als Folge
der Corona-Pandemie ist auf Grundlage der Ergebnisse des THURINGEN-
Monr1TORs also nicht zu erkennen. Inwiefern diese fiir Thitringen prinzipiell
positive Entwicklung wihrend der Corona-Pandemie auch auf Ebene der
kommunalen Demokratiearbeit sichtbar geworden ist, werden die vielfilti-
gen Analysen in diesem Band zeigen. Angesichts der grofien wirtschaftlichen
und politischen Herausforderungen, vor denen Politik und Gesellschaft ins-
besondere seit Beginn des Krieges in der Ukraine und der damit verbunden
Energie- und Wirtschaftskrise stehen, sollte vor zu positiven Prognosen
beziiglich der weiteren Entwicklung in jedem Fall Vorsicht gewahrt werden.
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Nicht nur dabei sein diirfen,
sondern auch
mithestimmen konnen

Von der "Biirgerbeteiligung”
zu einer lokalen Partizipationskultur

Mario Rund

Pandemie und Partizipation

Nicht erst mit der sog. Gesundheitskrise in Folge der biologisch-hygieni-
schen Allgemeinbedrohung durch SARS-CoV-2 und dessen Mutationen sind
auch etablierte Handlungsweisen des politisch-administrativen Systems auf
lokaler Ebene in die Krise geraten. Denn sich bereits seit Geraumen abzeich-
nende und sich regional in grofRer Unterschiedlichkeit und Ungleichzeitigkeit
iiberlagernde Tendenzen von Alterung, Migration, Segregation, Peripheri-
sierung, Schrumpfung sowie sozialer und raumlicher Ausschliefdungen be-
einflussen simtliche Bereiche des sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen
Lebens. Doch haben sich im Gefolge der sog. Gesundheitskrise Bedarfe und
Anforderungen zum Teil noch einmal erheblich verindert — beispielsweise
in den Bereichen Gesundheit und Pflege, Arbeit und Beschiftigung, Bildung
und Betreuung, Bauen und Wohnen, Demokratie und Beteiligung. Mit ver-
inderten Nutzungspraktiken und -méglichkeiten miissen Infrastrukturen
der Mobilitdt, Distribution, Versorgung oder Kommunikation angepasst
oder umgebaut werden. Zugleich sollten aber keine Pfadabhingigkeiten oder
neue Benachteiligungen hervorgebracht und regionale oder sozialriumliche
Disparititen verstirkt werden. Fachliche und politische Forderungen nach
»gleichwertigen Lebensverhiltnissen®, ,sozialem Zusammenleben®, ,gemein-
wohlorientierter Stadtentwicklung® u. a. miissen mit dem Fokus auf eine
postpandemische Stadt beziehungsweise Kommune neu betrachtet werden.

Die Realisierung solcher Forderungen und Anspriiche ist davon abhingig,
ob und wie die unterschiedlichen Bedarfslagen und Perspektiven der Men-
schen aus urbanen oder lindlichen Riumen in kommunale und regionale
Planungs- und Entwicklungsprozesse einbezogen werden. Daher ist es fiir

@

Nicht nur dabei sein diirfen, sondern auch mitbestimmen konnen

o~
ol



Mario Rund

I~
o

die bedarfsgerechte Gestaltung der sozialen und raumlichen Verhiltnisse
entscheidend, dass sich die Biirger*innen — und auch Personen, die nicht itber
einen entsprechenden Status verfiigen, aber dennoch dem Gemeinwesen zuge-
hoéren — mit ihren Interessen in demokratische Prozesse der Meinungsbildung,
Entscheidungsfindung und schliefilich auch bei kollektiv bindenden Entschei-
dungen selbst einbringen kénnen. Im Mittelpunkt steht daher die Frage nach
der Partizipation, nicht nur verstanden als das faktische Vorhandensein und
die Durchsetzung von rechtlichen Anspriichen auf Beteiligung des Einzelnen,
sondern als gelebte Praxis, die jeden gesellschaftlichen Bereich durchdringt
und auch unablissig neue Formen der gesellschaftlichen Mitbestimmung
und Mitgestaltung hervorbringen kénnte. Von welcher grundsitzlichen Be-
deutung diese Partizipationspraktiken fir die demokratische Kultur und fiir
die Frage der sozialen, kulturellen und politischen Integration, Teilhabe und
Mitbestimmung sind, haben gerade die Einschrinkungen von Kontakten und
Offentlichkeiten im Zuge der Mafinahmen zur Pandemiebekimpfung verdeut-
licht: Wihrend ohnehin schwer erreichbare Menschen noch schwerer erreichbar
wurden, haben sich einige Personenkreise alternative, auch anti-demokrati-
sche Artikulationsriume gesucht und sich zum Teil dauerhaft radikalisiert.

Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden Uberlegungen skizziert,
wie kommunale Partizipationsprozesse gedacht und gestaltet sein kénn-
ten, damit sie einerseits die Heterogenitit der individuellen Zuginge und
Interessen sowie der Ortlichen Lebenslagen angemessen beriicksichtigen
und, andererseits, effektiv und dauerhaft mit kommunaler und regionaler
Politik und Planung verkniipft werden kénnen. Hierzu werden Erkennt-
nisse aus sozialriumlicher Praxisforschung sowie kritische Befunde von
Stadt- und (lokaler) Politikforschung, herangezogen. Nach Hintergriinden
der gegenwirtigen Anspriiche und Praktiken sowie Paradoxien von ,Par-
tizipation und , Beteiligung“ werden mogliche Perspektiven thematisiert.

Partizipation als Regierungstechnologie

Partizipation hat Konjunktur. Uber die zum Beispiel im Baurecht oder im
Sozialrecht verankerten Beteiligungsvorschriften (z. B. § 4 BauGB beziehungs-
weise § 8 SGB VIIL, §§ 57, 58 SGB XII) hinaus, haben einige Bundeslidnder sowie
zahlreiche Stidte und Gemeinden in den letzten Jahren Leitlinien, Satzungen
und Qualititsstandards fiir , Biirgerbeteiligung“ entwickelt. Neben einem ,Be-
teiligungsmarkt“, der unablissig vermeintlich neue und innovative Formate,
hervorbringt (Vetter/Remer-Bollow 2017: 106), ist eine regelrechte Partizipations-
industrie aus Unternehmen und (An-)Instituten entstanden, die Unterstiitzung
bei der ,Umsetzung” von Beteiligung bei integrierten Stadtentwicklungs-
prozessen oder anderen 6ffentlichen Planungs- und Entwicklungsaufgaben
in Form von kommerziellen Dienstleistungen anbietet (vgl. z. B. Rund 2022a).



Die insbesondere seit den 1990er Jahren verstirkte gesellschaftliche und
politische Thematisierung von Partizipation und Beteiligung ist u. a. durch
Forderungen gesellschaftskritischer sozialer Bewegungen vorangetrieben
worden. Die Ausweitung und Vervielfachung entsprechender Angebote und
Verfahren, insbesondere auf kommunaler Ebene, ist dabei jedoch als Ausdruck
der Transformation von gesellschaftlichen Regulations- und Regierungsweisen
zu deuten, in denen diese Forderungen in Herrschaftspraktiken inkorporiert
wurden. Die Durchsetzung neoliberaler Rationalititen und Politikprinzipien,
ging mit einer selektiven Verlagerung von ehemals auf den Nationalstaat be-
zogener Handlungsmuster und politischer Regulierungskompetenzen auf
regionale und lokale Staatsebenen einher (vgl. Rund 2015: 63 ff.; Jessop 2007:
199; Lemke 2004: 64f.; Smith 2003; Swyngedouw 2000). Mit dieser Tieferzonie-
rung (Reskalierung) von Verantwortung sollten 6konomische Ressourcen an
strategischen, stidtischen und lokalen Wachstumszentren (re-)konzentriert
und die Konkurrenz zwischen Regionen und Stidten stimuliert werden, um
neue Wachstumsimpulse zu initiieren (vgl. Mayer 2003: 267; Heeg 2001). Auf
die Verschiebung des Wettbewerbsdrucks beziehungsweise die Zuweisung von
Verantwortung (Responsibilisierung) fiir die Generierung von Wachstum reagiert
die durch eine unternehmerische Rationalitit vorstrukturierte kommunale
Politik und Planung seither mit der Ausrichtung auf Wirtschaftsférderung und
Standortpolitik sowie mit Privatisierung und Inwertsetzung (Kommodifizierung)
von Raum, Fliche und lokalen Besonderheiten oder der Entwicklung sog. endo-
gener Potentiale (vgl. Heeg/Rosol 2007: 492; Brenner 2004: 207; Mayer 1996: 22.).

Charakteristisch fiir die Transformation der Regulation und Regierung des
Lokalen ist zum einen die Okonomisierung des administrativen Handelns: In der
Bundesrepublik wurden 6ffentliche Institutionen und Verwaltungen entlang des

,Neuen Steuerungsmodells* (KGSt 1991) nach unternehmensihnlichen Fithrungs-
und Organisationsmustern umgebaut, ihre Titigkeit an betriebswirtschaftlichen
Effizienzkriterien ausgerichtet und der Wettbewerbslogik unterworfen (vgl.
Dahme/Wohlfahrt 2010: 28fF.; Hiuflermann u. a. 2008: 295; Wollmann 1996; Hood
1991). Zum anderen ist der Transformationsprozess (siche auch Beitrag von Lester
Malte Pott, Leonie von Brock, Jannis Martens und Jannika Hoberg in diesem
Band) mit einer verstirkten Einbeziehung nichtstaatlicher beziehungsweise nicht
demokratisch legitimierter Akteur*innen und einem Bedeutungsgewinn von
Governance-Arrangements bei der Umsetzung 6ffentlicher Aufgaben verbunden
(vgl. Jessop 2007: 198fF.; Hirsch 2002.: 126f.; Mayer 1996; Mayntz/Scharpf 1995)

Im Rahmen politischer Leitbilder und Konzeptionen zur local governance,
urban governance, public governance, der aktiven Biirgergesellschaft, zur Biir-
gerkommune oder zur Biirgerorientierung werden solche netzwerkformigen,
dezentralen und informellen Formen sozialer Handlungskoordination nicht
lediglich staatlicher Regelung (vgl. Benz 2004: 17f.; Mayntz 2004: 66) mit der
Verheiflung verkniipft, ,dass Dezentralisierung, Deregulierung und Liberali-
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sierung zentrale soziale und politische Probleme l6sen, indem sie souverine
Autoritit und hierarchische Biirokratie durch Aushandlungsprozesse und
die Einbindung Betroffener in die Entscheidungsprozesse ersetzen“ (Lemke
2007: 61). Unter Ausblendung gesellschaftlicher Herrschaftsverhiltnisse und
Machtasymmetrien wird davon ausgegangen, dass grundsitzliche (Inter-
esse)Konflikte zwischen verschiedenen sozialen Akteur*innen allein durch
ymodernes“ oder ,gutes* Regieren (ebd.) oder mittels kooperativer oder eben
partizipativer Netzwerkstrukturen bewiltigt oder tiberbriickt werden kénnten.

Im Kontext neoliberaler Governance ist Partizipation als ambivalente Regie-
rungstechnologie zu betrachten, die am Eigeninteresse sowie an der Reflexions-
und Selbststeuerungsfihigkeit der Subjekte ansetzt und mit der einerseits Ange-
bote zur Mitbestimmung an gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen offeriert
werden, mit der aber, andererseits, bestehende Macht- und Herrschaftsverhilt-
nisse und bestehende Ungleichheiten, Ungerechtigkeiten und AusschlieRungen
verfestigt werden konnen (siehe auch Beitrag von Frank Eckardt in diesem Band).

Partizipation als Instrument

Den iiblichen 6ffentlichen Angeboten und Verfahren zur Partizipation
und Beteiligung liegt ein eher ,instrumentelles Partizipationsverstindnis*
(Hoecker 2006: 9) zugrunde. Im Vordergrund stehen nicht Mitbestimmung
und Mitentscheiden, sondern Mitwirkung an vom politisch-administrativen
System koordinierten Planungs- und Entscheidungsprozessen. Die Angebote
und Verfahren dienen in erster Linie der rechtssicheren und effektiven Er-
fillung von Verwaltungsvorschiften zur Umsetzung offentlicher Aufgaben
(Output-Verbesserung) sowie zur Akzeptanzsteigerung und Legitimation
kommunaler Planungen sowie sozial- oder stadtpolitischer Projekte. Parti-
zipation ist hier vor allem Mittel zum Zweck (vgl. Nanz/Fritsche 2012: 126).

Die kommunalen Beteiligungsangebote sind in erster Linie darauf aus-
gerichtet, erginzende Ideen in planerische und politische Prozesse einzu-
beziehen (vgl. Vetter/Remer-Bollow 2017: 124). Sie richten sich nicht darauf,
diese Prozesse selbst zu verindern. Die Auswahl der in unternehmerischer
Diktion und Logik als ,Stakeholder“ bezeichneten Anspruchsgruppen, die
Formate und die grundlegenden Regeln der Kommunikation, die Definition
von Themen und Zielen, die Reichweite der Entscheidungen sowie die Ver-
wendung der Ergebnisse werden weitestgehend von den Veranstalter*innen
oder Auftraggeber*innen bestimmt. Der Umfang und der methodische und
inhaltliche Rahmen sind von dem fachlichen Repertoire der 6ffentlichen oder
beauftragten externen Veranstalter*innen sowie von den kommunalen Ressour-
cen zur Durchfithrung der Verfahren und Umsetzung von Zielen praformiert.

Uber die Formatorientierung der Verfahren wird definiert, was z.B. in Ab-
grenzung zu spontanen Protesten oder der Besetzung 6ffentlicher Riume als



legitime Form der Partizipation gilt und wer tiberhaupt teilnehmen kann. Trotz
fehlender formaler Bindungskraft der Ergebnisse wird zudem ein moglichst
konsensuales Votum aller Beteiligten angestrebt (vgl. Hebestreit 2013: 87f.).
Diese Konsensorientierung dufiert sich in ergebnisorientierten Moderations-
techniken und Praktiken der Verschlagwortung und Systematisierung, mit
denen nicht konsensfihige und zur den institutionellen Arrangements nicht
passungsfihige Wissensbestinde und Anspriiche marginalisiert oder ginzlich
ausgeschlossen werden (vgl. Pigorsch 2021). Weder das Gesamtergebnis oder
das Gesamtziel, etwa die Umsetzung eines stidtebaulichen Projektes, noch das
Format selbst kann dadurch in Frage gestellt werden. Da die Verfahren zudem
eine starke Themenorientierung oder Projektorientierung aufweisen, werden
hiufiglediglich Teilaspekte, wie z. B. die Parkplatzsituation nach Umsetzung
eines Bauvorhabens, verhandelt. Dennoch wird der Umstand, dass iiberhaupt
ein Beteiligungsverfahren stattgefunden hat, als Legitimation fiir das Gesamt-
ziel und der Erfillung etwaiger Beteiligungsvorschriften herangezogen (vgl.
Wagner 2013). Wer in welcher Weise und mit welchen Interessen und Sichtweisen
tatsichlich beteiligt war, ist kaum Gegenstand eingehender Betrachtungen.

Paradoxien der Partizipation

Doch hierin liegt eines der zentralen Probleme 6ffentlicher und somit
kommunaler Beteiligung: Die Bereitschaft und Maéglichkeit, sich politisch zu
engagieren und, was damit zusammenhingt, Beteiligungsangebote wahrzu-
nehmen, ist sozial duflerst unterschiedlich verteilt. Dies zeigt nicht nur die
Partizipationsforschung, sondern auch der, durch das Bundesministerium
fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend geférderte Freiwilligensurvey zur
Erhebung des biirgerschaftlichen Engagements. Das Engagement (siehe auch
Beitrige von Roland Roth und Sophia Fiedler, Victoria Grau und Noa Wilhelmi
in diesem Band) ist vor allem bei mannlichen Personen ohne Migrationsge-
schichte, bei Berufstitigen, Personen mit hohem soziodkonomischen Status
und hoheren Bildungsabschliissen und im hoheren Alter iiberdurchschnittlich
stark ausgeprigt (vgl. Simonson u. a. 2019: 230f.; Vetter/Remer-Bollow 2017: 95).
Dass fast ausschlieflich Personen mit akademischem Hintergrund fiir Formate
wie , Planungszellen®, aber auch , Biirgerhaushalte“ oder , Zukunftswerksstitten
mobilisiert werden kénnen, wird noch durch die Form der Offentlichkeitsarbeit
zu den Angeboten und die haufig abstrakte Themenwahl verstarke (vgl. Holtkamp
2020: 257). Zudem ist davon auszugehen, dass hiufig eingesetzte Methoden,
wie ,World-Café“, , Fishbowl“ oder ,Reallabor“ eher den Kommunikationshabitus
einer nicht migrantischen, biirgerlichen Mittel- und Oberschicht vorrausetzen.

Die Vorstellung, die allein fachlich-sachgerechte Durchfithrung von Ver-
fahren und Anwendung von Methoden wiirde quasi automatisch zur Beriick-
sichtigung der Interessen aller Betroffenen und Beteiligten fithren, offen-
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bart ein technizistisches, sozialtechnologisches und letztlich exkludierendes
Partizipationsverstindnis. Den Zusammenhang zwischen individuellen
Faktoren und der tatsichlichen Teilnahme vermdégen auch vermeintlich ge-
rechte lottodemokratische Auswahlverfahren, wie sie auch bei dem bundes-
weiten Format ,Biirgerrat‘ Anwendung finden, nicht aufzulésen. Und auch
Effekte ausschlieflicher oder erginzender Online-Beteiligung, blieben hinter
den Erwartungen zuriick (vgl. z. B. Kersting 2016; Selle in diesem Band).
Die sozialstrukturelle Verzerrung in der Reprasentation ist aber lediglich

ein Aspekt eines multiplen Partizipationsparadoxons (Rund 2022b). Dazu
gehort auch, dass mit zunehmender Dauer von Beteiligungsverfahren zwar
das Engagement und Interesse der Beteiligten wichst, aber ihr ohnehin oft
beschrankter Einfluss abnimmt. Zudem verringert sich mit steigender Anzahl
der Beteiligungsangebote und entsprechend steigendem Aufwand die Anzahl
der Nutzer*innen (vgl. Selle 2013: 296). Die iibliche Praxis der Einbeziehung von
,Stakeholder“in die Verfahren fithrt dazu, dass immer wieder die gleichen Ver-
treter*innen aus Anspruchsgruppen oder Gremien eingeladen werden. Wihrend
diesen Personen ein regelrechter , Beteiligungs-Burnout* droht, ist den vertre-
tenen Personen oft gar nicht bewusst, auf welche Weise, mit welchen Interessen
sie vertreten oder sogar, dass sie itberhaupt vertreten werden. Und schliefilich
steigert die Gleichheit des Zugangs die soziale Selektivitit beziehungsweise die
sozial bedingte Ungleichheit bei der Nutzung der Angebote und beim Einfluss auf
Entscheidungsprozesse. Wie Roland Roth (vgl. 2016) daher pointiert formuliert:
pauschal mehr Beteiligung bedeutet keineswegs pauschal mehr Demokratie.

Exklusion durch Partizipation

Mit Partizipation als einer Regierungstechnologie werden Angebote zur
Teilnahme und die Méglichkeit der Teilhabe in dynamischen Settings gegen-
einander ausgespielt. Im Kontext von neoliberaler Governance vermag Par-
tizipation weder das Ideal universeller politischer Gleichheit zu garantieren,
noch implizite oder sogar explizite Versprechen auf allgemeine demokratische
Mitbestimmung und Mitgestaltung einzulésen. Aufgrund ihrer Format-,
Projekt-, Ergebnis- und Konsensorientierung sowie ihrer sozialen Selektivitit
stehen kommunale Beteiligungsangebote und -prozesse, insbesondere unter
Krisenbedingungen, sogar in der Gefahr, gesellschaftliche Tendenzen der
Exklusion, Ent-Demokratisierung, Ent-Politisierung und Radikalisierung zu
dynamisieren. Denn iiber diese Angebote und Prozesse verschaffen sich vor allem
jene Gruppen Einflussmaglichkeiten, die in gesellschaftlichen und politischen
Organisationen ohnehin besser reprisentiert sind. Die Monopolisierung des
Zugangs zu politischer Macht beziehungsweise des Einflusses auf Entschei-
dungsprozesse zugunsten privilegierter gesellschaftlicher Gruppen (vgl. Wagner
2012: 74) begiinstigt die Verfestigung von elitedemokratischen Verhaltnissen.



Zugleich werden ohnehin marginalisierte Bevolkerungsgruppen vom poli-
tischen Prozess ausgeschlossen, obgleich diese von dessen Folgen iiberdurch-
schnittlich stark betroffen sein kdnnen. Beispiele hierfiir sind die stidtebauliche
Vernachlassigung von peripheren Wohngebieten zu Gunsten von Investitionen in
unternehmerisch attraktive Innenstadtbereiche, gentrifizierende Aufwertungs-
mafinahmen, Standortentscheidungen fiir emissionsbelastende Industrie- und
Verkehrsprojekte oder, wie in der Pandemie, die temporire Schliefung von
Schulen und Kindertagestitten. Auf paradoxe Weise erfahren Marginalisierte
ExKklusion durch Partizipation. Mehr noch: Mit der empirisch haltlosen und fach-
lich bedenklichen Rechtfertigung, dass doch jeder die gleiche Méglichkeit habe,
sich zu beteiligen, wird ihnen, ganz in der Logik neoliberaler Responsibilisierung,
auch noch die Verantwortung fiir ihre soziale und politische Exklusion zugewie-
sen. Welchen erheblichen Einfluss soziale und riumliche Ungleichheit wiederum
auf die soziale und politische Partizipation hat, wurde insbesondere unter den
Bedingungen und Einschrankungen der Pandemie deutlich (vgl. Eckardt 2020).

Die Erfahrung, dass die eigenen oder gruppenspezifischen Sichtweisen
und Interessen im Prozess der Konsensproduktion verschwinden oder dass
diese keinerlei nachvollziehbare Auswirkungen auf kommunale Planung
und politische Entscheidungsprozesse haben, kann die Beteiligungsbereit-
schaft zusitzlich und dauerhaft schwichen. Wenn, wie Ulrich Lakemann
(siehe Beitrag in diesem Band) am Beispiel seiner Thiiringer Beteiligungs-
studie zeigt, dass Kinder und Jugendliche kaum an der Gestaltung ihrer
unmittelbaren Wohnumwelt beteiligt werden (siehe auch Beitrige von Laura
Bertelt, Judith Platte und Philipp Tommrich), obwohl sie zu den Gruppen
gehoren, die nicht nur unter Kontaktbeschrinkungen, besonders stark auf
geeignete Ressourcen und Moglichkeiten des Quartiers angewiesen sind, ist
dies nicht nur fur lebensalterspezifische Bewiltigungsaufgaben und sozia-
lisatorisch essentielle (raumliche) Aneignungsprozesse sehr nachteilig (vgl.
Bohnisch 2019; Hilllemann u. a. 2019; Deinet/Reutlinger 2014). Trotz zahl-
reicher Angebote zur kommunalen Kinder- und Jugendbeteiligung, bleiben
lebensweltorientierte und niederschwellige Lern- und Erfahrungsriume
fir bereichernde Demokratieerfahrungen und fir die Motivation zur poli-
tischen Bildung und zum politischen Handeln ungenutzt oder verschlossen.

Auch die Inflationierung selektiver und nachhaltig wirkungsloser Be-
teiligungsverfahren, so gibt Klaus Selle (vgl. 2013: 277) zu bedenken, konnte
Politik- und Planungsverdrossenheit und somit Radikalisierungstendenzen
begiinstigen. Wenn 6ffentliche Beteiligungsangebote keine nachvollziehbaren
und erfahrbaren Austausch- und Einflussméglichkeiten eréffnen, werden solche
Moglichkeiten auch in demokratiefeindlichen Kontexten gesucht und genutzt.
Doch sind demokratische Erfahrung-, Lern- und Artikulationsriume essentiell,
um elementare Verteilungsfragen und grundlegende gesellschaftliche Konflikte
und Widerspriiche zu thematisieren und politisch zu bearbeiten. Die Méglichkeit
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zur Verhandlung von Perspektiven und Anspriichen in ihrer Vielfalt, was durch-
aus auch im konstruktiven Dissens geschehen kann, ist eine wesentliche Voraus-
setzung fir die demokratische Gestaltung gesellschaftlicher Transformationen
und Krisenbewiltigung auf kommunaler Ebene. Wird jedoch , Biirgerbeteiligung
inszeniert“, statt substanzieller Diskurse im Kontext einer lebendigen lokalen
Demokratie zu fithren, konnen etablierte Handlungsweisen des politisch-ad-
ministrativen Systems nicht infrage gestellt und verindert werden (ebd. : 276).

Partizipation als Emanzipationsprojekt

Partizipation kann als eine Regierungstechnologie im Rahmen neolibe-
raler Governance gedeutet werden, die iiber die Freiheit und Selbstfithrungs-
praktiken der Subjekte operiert. Als gesellschaftliche Subjekte sind sowohl
Adressat*innen beziehungsweise Nutzer*innen von Beteiligungsangeboten
als auch kommunale Akteur*innen und Verantwortliche dieser Angebote in
diese Regierungsweisen eingebunden und an deren Reproduktion beteiligt.
Appelle an die Adressat*innen, sich zu beteiligten, oder an die Verantwortlichen,
sechte Partizipation“ zuzulassen, sind daher ebenso wenig hilfreich, wie die
pauschale Forderung nach ,mehr Beteiligung“ oder die Entwicklung vermeint-
lich neuer, besserer oder innovativer Formate und Methoden. Eine Chance,
die angesprochenen Paradoxien aufzulésen, ergibt sich nur, wenn auch der
Kontext gegenwirtiger Rationalisierungen und Praxis von Partizipation, d. h.
die Steuerungslogiken und Governance-Arrangements der unternehmerischen
Stadt- beziehungsweise Kommunalpolitik, infrage gestellt und verindert werden.

Ein Medium hierfiir kénnte daher die Arbeit an einer ,,neuen“ (Glaab 2016)
Lerweiterten” (DSt 2013: 6) ,umfassenden” (Vetter/Remer-Bollow 2017: 124) oder
,gemeinsamen Beteiligungskultur“ (Alcintara u. a. 2016:102) darstellen. Dabei
miisste es sich um eine ebenen- und ressortiibergreifende, aber vor allem,
langfristige Partizipationskultur (Rund 2009: 43) handeln, die auf einem
ynormativen Partizipationsverstindnis“ (Hoecker 2006: 9) basiert. Gegeniiber
einem instrumentellen Verstindnis von Partizipation, liegt der Fokus dabei nicht
auf Funktionsbedingungen von Institutionen, sondern auf der authentischen
Beteiligung moglichst vieler Personen an der Erdrterung 6ffentlicher Angelegen-
heiten und der daraus folgenden Entscheidung (vgl. Nanz/Fritsche 2012:126).
Demokratie wird hierbei weniger als ein Zustand verstanden, der auf politischer
Teilhabe auf Basis von Stimmabgabe (voting) beruht, sondern eher als etwas
Transitives, dass vor allem vermittels Teilhabe durch Stimmerhebung (voicing)
hergestellt und weiterentwickelt werden muss. Im Mittelpunkt steht daher Par-
tizipation durch Artikulation, Einmischung und letztlich Emanzipation (ebd.).

Emanzipation, im Sinne der Erweiterung von Handlungsmoglichkeiten,
verlangt, dass alle Beteiligten ihre Partizipationsrechte realisieren konnen und
ihre Interessen in administrative Planungsprozesse einbringen und politische



Entscheidungen demokratisch legitimierter Vertreter*innen mit vorbereiten und
mitgestalten konnen. Denn Partizipation, ist nicht nur Beteiligtsein, sondern
auch Teilhabe an Entscheidungsmacht. Zu einer emanzipatorischen Partizi-
pationskultur gehort, dass die Verhandlung von Interessen nicht zwingend
in einem Konsens aufgehen muss und die Form und das Ziel des Prozesses
von Nutzer*innen bestimmt werden kann. Dass dies prinzipiell bis zur Kon-
trolle kommunaler Institutionen und Giiter durch die Biirger*innen (citizen
control) reichen kénnte, wurde bereits bei Shelly Arnstein (1969), mit ihrer
leider oft sehr verkiirzt aufgegriften ,ladder of citizen participation® skizziert.

Fazit: Partizipation als Kultur und Infrastruktur denken

Nutzer*innen von Partizipationsangeboten missen sich darauf verlas-
sen konnen, dass Entscheidungsmacht mit ihnen tatsichlich geteilt wird.
Kommunale Leitlinien und Satzungen oder die Implementierung linger-
fristiger Beteiligungskonzepte konnen daher durchaus hilfreich sein, wenn
sie die Partizipationskompetenz in Verwaltung und Politik férdern und vor
allem verbindliche Regelungen zur Offenlegung, Einbeziehung und Um-
setzung von Ergebnissen durch Entscheidungs- und Mandatstrager*in-
nen enthalten (vgl. Holtkamp 2020: 258f.; Vetter/Remer-Bollow 2017: 120).

Ein solcher Beitrag zur Institutionalisierung oder ,Veralltiglichung der
Beteiligungskultur (Alcantara u. a. 2016: 102) im politisch-administrativen
System ist eine begiinstigende, aber dennoch keine hinreichende Voraus-
setzung fur die Entwicklung einer auf Dauer gestellten, emanzipatorischen
Partizipationskultur. Denn zum einen miissen auch Handlungslogiken und
Governance-Arrangements der unternehmerischen Stadt- beziehungs-
weise Kommunalpolitik insbesondere im Hinblick auf die bedarfsgerechte
Umverteilung von offentlichen Ressourcen unter Bedingungen der Krise
des stadtentwicklungspolitischen Wachstumsparadigmas (Brokow-Loga/
Eckardt 2020), infrage gestellt werden. Zum anderen bedeutet es, dass de-
mokratische Partizipationspraktiken konsequent von den Moglichkeiten
und Themen der ,Anteilslosen (Ranciére 2002) aus gedacht werden miissen.

Angesichts der skizzierten Paradoxien bedarf es der Beriicksichtigung der so-
zial sehr unterschiedlich verteilten Partizipationsressourcen. Partizipation setzt
nicht nur voraus, dass Personen Teilnahme gewihrt wird, sondern auch dass sie
auch tatsichlich teilnehmen kdnnen. Und dies hingt einerseits von strukturellen
Bedingungen, wie Zuginglichkeit, Erreichbarkeit und Vertrautheit von Veranstal-
tungsorten, -formaten und Akteur*innen ab. Andererseits ist dies abhdngig von
der individuellen Ausstattung mit bestimmten Ressourcen, die unter anderem
mit verfiigbaren und ineinander konvertierbaren Kapitalsorten (Bourdieu 1983)
verbunden sind. Wihrend individuelle und kollektive Partizipationspotenziale
somit unter Beriicksichtigung der jeweiligen Moglichkeiten und Ressourcen aktiv
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gefordert werden miissen, bediirfen Partizipationsangebote und -strukturen
hoher Sensibilitit und Adaptivitit gegeniiber der Vielfalt von Lebenslagen und
-raumen sowie spezifischen Praktiken der Nutzung und auch Nichtnutzung.

Aber hierfur stehen erprobte Verfahren partizipativer Sozialforschung
zur Verfiigung, mit denen Interessen, Problemwahrnehmungen, aber auch
die tatsichlichen Moglichkeiten und Ressourcen von Einwohner*innen er-
kundet werden kénnen, um adiquate Bedingungen und Strukturen fiir lo-
kale Partizipation zu identifizieren, auszubauen oder neu zu entwickeln.
Zugleich sind diese Verfahren darauf gerichtet, insbesondere margina-
lisierte Personen zu motivieren, sich zu organisieren, zu beteiligen und
mitzubestimmen (vgl. z. B. Liittringhaus/Richers 2019; Rothschuh 2013).

Diese Form der Forderung von Partizipationspotenzialen verlangt je-
doch lebensweltlich verankerte und auf Kontinuitit orientierte Partizipa-
tionsstrukturen und -angebote (vgl. Rund 2019a: 329). Hierfiir ist ein Netz
von adaptiven, multifunktionalen Quartierseinrichtungen mit hochquali-
fizierten Fachkriften der transdiszipliniren oder kritisch-reflexiven Quar-
tiers- beziehungsweise Sozialraumarbeit unverzichtbar (vgl. Kessl/Reutlinger
2022; Stovesand 2019; Stovesand/Stoik 2013; Reutlinger/Wigger 2010). Im
Gegensatz zur Ublichen instrumentellen, projekt- und themenbezogenen
Ad-hoc-Beteiligung, wie sie fiir Bau- und Sanierungsprojekte typisch ist,
konnen sich Einwohner*innen in von ihnen selbst getragenen und regelmifiig
stattfindenden , Sozialraumkonferenzen®, , Stadtviertelrunden®, ,Nachbar-
schafsforen“ u. A., iiber Milieu- und Gruppengrenzen hinweg, zu unter-
schiedlichen Anspriichen und Formen des lokalen Zusammenlebens und
Erwartungen an die drtlichen Lebens- und Wohnbedingungen verstindigen.

Die zentrale Herausforderung fiir die Etablierung einer dauerhaften,
emanzipatorischen Partizipationskultur liegt darin, die Eigenlogik lebens-
weltlicher Partizipationspraktiken zu bewahren, aber deren Ergebnisse den-
noch in kommunale Planungs- und Entscheidungsprozesse einzubeziehen.
Gegeniiber sehr machtasymmetrischen Settings, in denen Einwohner*innen
und Vertreter*innen von Verwaltung und Politik oder beauftragte externe
Dienstleister aufeinandertreffen, bedarf es daher der Vermittlung durch ver-
lassliche, unabhingige und vertraute Vermittlungs- oder Briickenpersonen,
die Fachpersonen oder auch professionell begleitete Einwohner*innen sein
konnen. Auf diese Weise lassen sich nicht nur lebensweltlich verankerte und
geschiitzte Raume fiir demokratischen Austausch eroffnen und erhalten. Zu-
gleich kénnen Hinweise auf Verinderungen von Bediirfnissen und Bedarfslagen
in Quartieren beziehungsweise Sozialriumen aufgenommen werden, die fiir
realititsnahe Planung im baulich-technischen, aber auch im sozialpolitischen
Bereichen ((Infrastrukturen und Dienstleistungen) von grofiem Wert sind und
die tiberdies eine wichtige Grundlage fiir kommunale Politikprozesse bieten,
die auf sozialen und riumlichen Ausgleich oder ,Gemeinwohl“ orientieren.



Eine solche auf Dauer orientierte Verkniipfung von lokalen Struktu-
ren der Partizipationsforderung in den Quartieren mit der ortlichen Ver-
waltung bietet tiberdies die Moglichkeit, ein kommunales Partizipa-
tions-Monitoring zu etablieren, mit dem allerlei Mythen zu Partizipation
entzaubert und Verheiffungen von Governance-Arrangements oder Ver-
sprechungen der Partizipationsindustrie, kritischen Priifungen unterzo-
gen werden konnen. Zudem konnten die eigensinnigen Praktiken der Nut-
zung und Nichtnutzung von Angeboten sowie Kimpfe um gesellschaftliche
Ressourcen und demokratische Teilhaberechte sichtbargemacht werden.

In diesem Sinne wird in der Stadt Erfurt auf der Ebene der Stadtver-
waltung erprobt, die verschiedenen sozialen und baulich-technischen Pla-
nungsbereiche entlang des Ansatzes der integrierten Sozialraumplanung
(vgl. Stadt Erfurt 2021; zum Modell siehe Rund 2019b: 246; Hammer u. a.
2010) stirker miteinander zu vernetzen und diese zugleich insbesondere
gegenilber marginalisierten Interessen aus den Quartieren zu 6ffnen. Auf
der Ebene der Quartiere beziehungsweise im Kontext der Sozialriume sol-
len Personen mit sehr unterschiedlichem sozio6konomischen Status und
kulturellen Hintergrund daher dabei unterstiitzt werden, sich selbst zu or-
ganisieren, um ihre Interessen und Anspriiche untereinander auszuhandeln,
zu artikulieren und in kommunale Planungsprozesse einfliefien zulassen.

Mit Strategien aus dem Community Organizing, der emanzipatorischen
Gemeinwesenarbeit und der aufsuchenden politischen Bildung konnte in
einem peripheren Groflwohngebiet der Stadt bereits ein offenes Nachbar-
schaftsforum etabliert werden. Ohne dass die Engagierten iiber entspre-
chende Erfahrungen verfiigten, organisieren sie inzwischen weitgehend
eigenstindig, ein stadtteil6ffentliches Veranstaltungsformat zu gemeinsam
bestimmten Themen. In Anlehnung an die Bezeichnung ihres Grofiwohn-
gebietes, nennen sie es ,Berliner Briicke“. Denn sie soll als eine Briicke zwi-
schen den Nachbar*innen unterschiedlicher Generationen und Herkiinfte
sowie zwischen ihrem Quartier und der Verwaltung und Politik fungieren.

Vielleicht kénnten solche Beispiele, das Bewusstsein bei administra-
tiven und politischen Vertreter*innen, aber auch bei Akteur*innen aus
Wissenschaft und Zivilgesellschaft, dafiir schirfen, dass Partizipation eine
zentrale, 6ffentlich zu verantwortende und zu realisierende Aufgabe dar-
stellt. Dafir sollte in eine tibergreifende Partizipationskultur, verbunden
mit einer dauerhaften lokalen Partizipationsférderung, investiert werden.
Denn dies wire ein wichtiger Schritt in die Richtung, Partizipation selbst
als eine essentielle Infrastruktur zu begreifen, die eine wesentliche Grund-
bedingung dafiir darstellt, die sozialen, dkologischen, 6konomischen und
technologischen Transformationen auf kommunaler Ebene, insbesondere unter

Krisenbedingungen, auf eine demokratische Weise beantworten zu konnen.
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Koproduktives Altenburg

Mehr Teilhabe in der
Stadtentwicklung?

Svenja Bochinski, Jonas Drilling, Till Mayer

Vergangene Bliiten - Der Untersuchungsraum
Altenburg inmitten multipler Krisen

Wenn Bevolkerungsriickgang auf wirtschaftliche Perspektivlosigkeit und
verstummende demokratische Zivilgesellschaft trifft, bleibt oft eins: Ratlosig-
keit und der Verweis auf die gebundenen Hinde der 6ffentlichen Verwaltung.
Besonders sichtbar wird diese verlorene gesellschaftliche Teilhabe auf kom-
munaler Ebene. Hier findet Alltag statt, hier wird das Ziel der gleichwertigen
Lebensverhiltnisse mit Inhalt gefiillt. Teilhabe hat damit einen klar erkennbaren
raumlichen Bezug. Der Stadtplanung wird deshalb — auch vor dem Hintergrund
einer Verantwortungsverschiebung von nationaler auf kommunale Ebene - in
einer solchen Teilhabekrise eine besondere Verantwortung zugeschrieben
(BMI 2020). Die Corona-Pandemie und ihre Folgen machen die Bedeutung von
Stadt als Lebenswelt und Sozialraum klar und hinterfragen gleichsam kritisch
die Handlungsfihigkeit der 6ffentlichen Stadtentwicklung in Krisenzeiten.

Vor diesem Hintergrund erscheinen Planungsinstrumente, die die be-
stehende Governance der Stadtentwicklung um neue Akteur*innen erginzen,
als Hoffnungstriger. Als besonders vielversprechend wird in den letzten
Jahren dabei die sogenannte Koproduktion, eine intensive Zusammenarbeit
zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteur*innen diskutiert (vgl.
Schuppert 2009; Selle 2010; Mitlin 2008; Alford 2009; Brandsen/Pestoff 2006).
Oft bleibt aber bislang unklar, ob koproduktives Handeln im Sinne einer Hilfe
zur Selbsthilfe verstanden wird, oder auch zu Empowerment als ,Selbstbe-
fahigung, [..] Stirkung von Eigenmacht, Autonomie und Selbstverfigung*
(Herriger 2020: 20) von Menschen beitragen kann. Dieser zweite Ansatz
wurde bislang nicht auf periphere Kommunen angewendet, in denen wenig
offentliche wie private Ressourcen fiir Stadtentwicklung vorhanden sind und
eine defizitire materielle, soziale und kulturelle Teilhabe mit einer ebenso
defizitiren politischen Teilhabe kulminiert. Die vorliegende Arbeit fragt dem-
nach weniger nach dem Innovationspotenzial effektiverer Stadtentwicklung,
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sondern nach der Eignung dieses neuen Ansatzes zur Schaffung von Teilhabe.

Altenburg ist eine Mittelstadt im dufdersten Osten Thiiringens. Einst
wichtiger Industriestandort, wurde Altenburg zu DDR-Zeiten Wohnort fiir
Arbeiter*innen der umliegenden Tagebaugebiete und deren Angehorige
(Interview Wirtschaftsférderung: 102-122). Infolge der friedlichen Revolu-
tion und der umfinglichen sozio6konomischen Transformationsprozesse
brachen die Produktionszweige zusammen, was zu einem erheblichen Be-
volkerungsverlust in den Jahren ab 1990 und einer der hochsten Arbeitslo-
senquoten der ostdeutschen Bundeslinder fithrte (ebd.: 122-132). Mitte der
1980er-Jahre lebten noch rund 55.000 Menschen in der Stadt, zum Stand
Ende 2020 waren es noch knapp iiber 31.000 Einwohner*innen (TLS 2021a).

Die Nationale Stadtentwicklungspolitik [NSP] hat in ihrem Projekt-
aufruf Stadt gemeinsam gestalten! nach Konzepten gesucht, die in der ,Hal-
tung und Methodik selbstorganisierter, informeller Stadtmacher-Projekte*
ywurzeln“ (BBSR 2021: 11). Zur Férderung ausgewihlt wurde unter anderem
Stadtmensch in Altenburg, eine Initiative, die der pessimistischen Grund-
haltung der Stadtgesellschaft mit neuen Ideen begegnen will (ebd.: 23).

Ausgehend von einer Darstellung des Forschungsstands zu Teilhabe und
Koproduktion in der Stadtentwicklung analysiert dieser Beitrag das Verstind-
nis von Koproduktion in Altenburg mit Hilfe eines Fallstudienansatzes. Die
Neuartigkeit des Instruments der Koproduktion in der deutschsprachigen
Planungswissenschaft, die sich auch im Férderaufruf Stadt gemeinsam gestal-
ten! der NSP widerspiegelt, zusammen mit dem Raumbezug zu Altenburg als
einziger peripherer Mittelstadt innerhalb dieses Pilotprojekts, machen die
Initiative Stadtmensch zu einem ,neue[n] und unbeschriebene[n] Fall“ (Hering/
Schmidt 2014: 531). ,Es gilt das neue, unbeschriebene Phinomen zunichst
einmal in allen Facetten moglichst erschopfend zu beschreiben und so erst
einer eventuell beginnenden sozialwissenschaftlichen Debatte zuginglich zu
machen® (ebd.: 530). Die Kontextualisierung in den Forschungsstand erlaubt
die Uberpriifung der Theorien auf das spezifische riumliche Arrangement und
diskutiert das ermittelte Verstindnis von Koproduktion in Bezug auf seine
Effekte zur Schaffung stidtischer Teilhabe. Angewandt wurde ein Mixed-
Methods-Ansatz bestehend aus leitfadengestiitzten Interviews, qualitativen
Inhaltsanalysen von Primir- und Sekundirquellen, sowie einer bei den Be-
suchen vor Ort durchgefithrten Form einer , Mental Map* (vgl. Ziervogel 2011).

Von verlorener Teilhabe und prekarer Verwaltung

Unter dem Eindruck eines zunehmend neoliberalen Gemeinwohlbegrif-
fes konzentriert sich die beschriebene Teilhabekrise nicht linger nur auf
nationalstaatlicher Ebene, sondern findet immer stirker auch auf kommu-
naler und regionaler Ebene statt (Vollmer et al. 2021: 18-19). Als solche sind



lokale Wohlfahrtsregime Zeichen der Verschiebung von Verantwortung fiir
Wohlfahrt auf die lokale Ebene (ebd.: 20-23). Angesichts dieser wachsenden
Bedeutung der kommunalen Ebene riickt die Frage in den Vordergrund, wie
Governancestrukturen zwischen Zivilgesellschaft, Privatwirtschaft und Politik
in der Stadtentwicklung derzeit arrangiert sind'. Die Diskrepanz zwischen
der Legitimation des gegenwartigen Wohlfahrtsregimes und gesellschaftli-
chen Anspriichen an Teilhabe entziindet im Lokalen konkrete Kritik: In ihrer
Alltagsebene, der Kommune, erleben Biirger*innen diese Diskrepanz. Hier
erwarten sie ein politisches Korrektiv, auch fiir tibergeordnete Entwicklun-
gen, und artikulieren ihre Forderungen von gesellschaftlicher Teilhabe in
sozialen Bewegungen (ebd.: 23). Inwieweit solche Formen der Artikulation
und Bekdmpfung von Missstinden aktueller Wohlfahrtsregime abseits der
gut erforschten Metropolen (ebd.) in peripheren Riumen zu finden sind, gilt
es hier zu eruieren (vgl. McMichael 2016; Patel/Moore 2017). Ein zentraler
Ansatzpunkt dafiir ist der Mangel an Ressourcen der dort zustindigen Ver-
waltungen, nachfolgend als Prekaritit bezeichnet. Prekaritit ist ein breiter und
hiufig genutzter Begriff, der einen Zustand von Unsicherheit, Ungewissheit
und begrenzter Planbarkeit beschreibt (Vogel 2015: 6). In den Sozialwissen-
schaften wird er vor allem verwendet, um im Kontext der ,Transformation der
Arbeitsgesellschaft“ (Kraemer 2008: 77) die Lebenslagen und Arbeitsverhlt-
nisse von Menschen zu beschreiben, deren Einkommen nicht ausreicht, um
die eigenen Existenzgrundlagen zu sichern (vgl. Bourdieu 1998; Kraemer 2008).

Diese Arbeit bezieht Prekaritit auf die eingeschrankte Handlungsfihigkeit
kommunaler Verwaltungen. Die nétigen Ressourcen und Entscheidungs-
kompetenzen fiir auf kommunale Ebene iibertragene Verantwortung werden
jedoch weniger den 6ffentlichen Verwaltungen zugetragen. Vielmehr sollen
nicht-staatliche Akteur*innen aktiviert werden, diese ihrerseits in Stadtent-
wicklungsprozesse einzubringen (Wegner 2012: 283). Stadtentwicklung ist
heute immer Produkt eines Zusammenwirkens unterschiedlicher Akteur*in-
nen aus einer Sphire zwischen Staat, Markt und Zivilgesellschaft (Selle
2018: 21-29; Vollmer et al. 2021: 6). Dabei bestehen immer Schnittmengen
zwischen den drei Polen. Einzelne Akteur*innen lassen sich nicht immer
eindeutig einem Teil der Sphire zuordnen oder sie vereinen als interme-
didre Akteur*innen Eigenschaften aus mehreren Teilen (Selle 2018: 404 f.).
Keiner der drei Pole ist deshalb als monolithischer Block wahrzunehmen, der
innerhalb einer Kommune einheitliche Handlungslogiken verfolgt.

1 Im Rahmen der Forschung wird auf das Konzept der Governance zuriickgegriffen.
Dabei beschreibt Governance kein explizit normatives Konzept, sondern spannt rein
analytisch und prozessorientiert ein Untersuchungsfeld fiir das Zusammenwirken
unterschiedlicher Akteur*innen an den Prozessen der Stadtentwicklung auf (vgl. De-

mirovic 2011; Selle 2018: 41; Vollmer et al. 2021: 13-14).
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Besondere Tragweite entfalten die genannten Entwicklungen in Kommunen,
die von Prozessen der Peripherisierung (vgl. Hocke/Gormar 2021) betroffen sind.
Die Kommunen verfiigen — auch im Bereich der Stadtplanung — nicht iiber die
Ressourcen, diesen Herausforderungen entgegenzutreten (vgl. Altrock 2014:16-
17). Besonders in peripheren Kommunen scheint es daher nicht verwunderlich,
wenn ein gewisser Pessimismus (vgl. BBSR 2021: 23) die Denk- und Handlungs-
logiken erfasst. Das betrifft nicht nur die Verwaltungen; oft existieren gerade
in peripheren Kommunen weniger stark ausgeprigte zivilgesellschaftliche
Strukturen, Wille und Kraft bzw. Ressourcen zum Engagement (siehe auch
Beitrige von Roland Roth und Sophia Fiedler, Victoria Grau und Noa Wilhelmi
in diesem Band) sind in geringerem Maf3e vorhanden (Butzin/Girtner 2017: 514).

Drei Dimensionen stadtischer Koproduktion

Unter dem Begrift der Koproduktion wurde in den Politik- und Pla-
nungswissenschaften, aber auch in der politischen Praxis der vergangenen
Jahren eine besonders intensive Zusammenarbeit zwischen staatlichen und
zivilgesellschaftlichen oder privatwirtschaftlichen Akteur*innen diskutiert
(vgl. Schuppert 2009; Selle 2010; Mitlin 2008; Alford 2009; Brandsen/Pestoff
2006), die hinsichtlich der Intensitit und Verantwortungsiitbernahme iiber
das deskriptive Verstindnis von Governance als netzwerkartiges Manage-
ment von interdependenten Akteur*innen hinausgeht (vgl. Mayntz 2004: 66).

Das Konzept der Koproduktion geht auf die Wirtschaftswissenschaft-
lerin Elinor Ostrom zuriick. Sie untersuchte in den 1980er-Jahren Prozesse
der Bereitstellung kommunaler Dienstleistungen und formulierte mit ihrem
Konzept eine Kritik an zentralistischem Verwaltungshandeln (vgl. Ostrom
1996). Sie definiert Koproduktion als ,process through which inputs used to
produce a good or service are contributed by individuals who are not ,in‘ the
same organization“ (ebd.: 1073). Ostrom fokussiert sich dabei allerdings auf
das Ergebnis (nicht den Prozess) von Koproduktion in Form einer verbesserten
Bereitstellung von Giitern und Leistungen der Daseinsvorsorge. Damit wird
implizit immer auch ein Versagen staatlicher Verwaltung formuliert, eine
adiquate Daseinsvorsorge zu gewihrleisten (Demirovi¢ 2011: 93). In der Praxis
sind dabei jedoch unterschiedliche Argumentationen hinter dem Einsatz des
Instruments Koproduktion zu beobachten. Butzin und Girtner (2017) kate-
gorisieren diese in zwei divergierende Zielformulierungen: Eine substitutive
Koproduktion, also eine Ubernahme von (Dienst-)Leistungen der Daseinsfiirsorge,
die Kommunen ,aufgrund mangelnder Tragfihigkeit“ (ebd.: 514) sonst nicht
weiterbetreiben wiirden, ermdglicht der 6ffentlichen Hand zwar eine kurz-
fristige Mitteleinsparung; oftmals kommt es aber zu einem Qualitatsverlust.
Die Zivilgesellschaft verfiigt nicht itber geniigend strukturelles Wissen oder
ist von der Aufgabe iiberfordert (ebd.: 516). Im Sinne einer Hilfe zur Selbsthilfe



kann additive Koproduktion prekiren Verwaltungen dagegen zu mittelfristiger )
Mitteleinsparung verhelfen und dabei zu hochwertigeren oder umfangreicheren
offentlichen Leistungen fithren. Der kommunalen Verwaltung und ihrer Spitze
kommt in dieser konsensual gedachten Strategie die Rolle der Initiatior*innen
und Unterstiitzer*innen zu (ebd.: 312). Aus dieser Perspektive handelt es sich
bei Koproduktion also um ein Instrument der Stadtverwaltung oder -politik,
um zivilgesellschaftliche Akteur*innen top-down zu aktivieren (siehe Abb. 7).

Koproduktion als effektives Verwaltungshandeln Koproduktion als Empowerment

additiv

Top-down-
Initiative

- Erbringung durch zivilgesellschaftliche von Governance
Akteur*innen aufgegebene Wohlfahrt

- Erbringung durch y Definition der Teilhabe

Governance

Abb. 7: Theorien zur Koproduktion von Wohlfahrt

Koproduktion verspricht, so Michael Ziehl, ein lokaler, agiler, diverser
und selbstorganisierter Prozess zu sein (2020: 27) — ein neues Instrument
kooperativer Planung. Koproduktion wird hier primir aus einer zivilge-
sellschaftlichen Initiative heraus verstanden. Unzufriedenheit mit konkre-
ten stadtriumlichen Situationen im Quartier und das Streben nach Selbst-
bestimmung stehen im Vordergrund (ebd.). ,Hinzu kommt mitunter der
Wunsch, sich durch solches Engagement eine 6konomische Lebensgrund-
lage aufzubauen® (ebd.). Diese meist partikularen Ausgangsinteressen kon-
nen aber auch fiir die Stadtentwicklung positive Effekte haben, indem bei-
spielsweise die Lebensqualitit von Bewohner*innen erhéht wird (ebd.: 27 £).

Gleichzeitig ldsst sich hier ein normativ positives Verstindnis von Zivil-
gesellschaft erkennen. Lisa Vollmer (2021: 246) kritisiert beispielsweise, dies
klammere aus, dass Forderungen zivilgesellschaftlicher Akteur*innen keineswegs
immer weitsichtig seien oder auf sozial-6kologische Gerechtigkeit abzielten.
Die Kontextualisierung innerhalb einer Neoliberalisierung staatlicher Struk-
turen bleibt ebenso aus (vgl. Butzin/Gértner 2017: 515). Auch gibt es bislang
kaum eine kritische Einordnung der Grunderfordernis der Aktivierung und
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dungstriger*innen abhingig (Schneider 2015: 28-31). Zivilgesellschaftliche
Akteur*innen konnen zwar signifikanten Einfluss nehmen, ihnen wird dabei
aber keine Entscheidungs- und Handlungsmacht iibertragen (Becker 2015: 73).
Neuere Publikationen zu Strategien der eigenmachtigen Verbesserung des
Lebensumfelds benachteiligter Communities im globalen Stiden setzen an die-
sem zentralen Punkt der Kritikiufierung an. So zeigt Diana Mitlin (2008) in ihrer
Untersuchung sozialer Bewegungen auf, wie Koproduktion von unten zu einer
politischen Strategie avanciert ist. Dabei geht es nicht mehr nur um den ver-
besserten Zugang zu Giitern und Infrastrukturen, sondern auch um den Ausbau
politischer Teilhabe, etwa das Empowerment der armen stidtischen Bevolkerung.
Laut Jakub Galuszka eignet sich Koproduktion dazu, sozialen Bewegungen
politische Einflussnahme auflerhalb erprobter Governanceformate zu ermdg-
lichen (2019: 155). Vollmer et al. (2021: 15-16) weisen iiberdies darauf hin, dass
Koproduktion meist Ergebnis eines artikulierten Missstands oder mangelhafter
Daseinsvorsorge ist. Zivilgesellschaftliche Akteur*innen werden selbst zu Produ-
zent*innen dieser Gitter und Infrastrukturen und verbessern ihre Machtposition,
indem sie planerische Werkzeuge nutzen, um Teilhabeforderungen margina-
lisierter Gruppen zu verstirken (Watson 2014). Das bewirkt eine Verschiebung
bisheriger Entscheidungsstrukturen und eine Ausweitung der politischen
Teilhabe zivilgesellschaftlicher Akteur*innen. Dies kann auch darin bestehen,
dass sie selbst definieren, was tiberhaupt als Teilhabe gilt, also nicht nur an
Losungsvorschligen teilhaben, sondern schon bereits an der Problemdefinition.
Zwischen diesen Polen von Koproduktion als Qualititssteigerung der
Daseinsvorsorge und Koproduktion als Empowerment lotet Jakub Galuszka
drei in bisherigen Fallstudien widerspriichlich beantwortete Dimensionen
aus. Zum einen das Spannungsfeld Institutionalisierung versus Flexibilitit
der Koproduzent*innen (Galuszka 2019: 150): Eine institutionelle Einbin-
dung wird als sinnvoll beschrieben, wenn die Zivilgesellschaft schwach und
unorganisiert ist. Gleichzeitig droht mit der Einbindung in kommunale Go-
vernancestrukturen auch das Risiko einer Entpolitisierung der Forderungen
(Pieterse 2008: 94). Anders als es die theoretischen Positionen formulieren,
gibt es bislang einen Mangel an empirischen Daten, die die greifbaren Er-
gebnisse der Koproduktion zeigen (Voorberg et al. 2015, zitiert nach Galuszka
2019: 152). Es bleibt also zu fragen, was genau eigentlich koproduziert wird —
Offentlichkeit, Diskurs, Riume oder Physisch-Materielles, bauliche Eingriffe,
Dienstleistungen und sonstige offentliche Giiter? Dokumentiert ist, dass Ko-
produktion auf Projektebene zu Verinderungen in den Governancestrukturen
fithren kann, die von kleinen institutionellen Verinderungen (vgl. Shand
2015) und der Ermichtigung bestimmter Gruppen (vgl. Banana et al. 2015) bis
hin zu einer Anerkennung der stidtischen Armen (vgl. Mitlin 2008) reichen.
Die Untersuchung von Koproduktion als Empowerment fand bislang nur
fir den globalen Siiden statt, nicht aber bezogen auf periphere Kommunen



im globalen Norden, in denen wenig Ressourcen fiir Stadtentwicklung jen-
seits der Pflichtaufgaben bleiben. Vor diesem Hintergrund fragt die vor-
liegende Arbeit weniger nach dem Innovationspotenzial der effektiveren
offentlichen Stadtentwicklung, sondern nach der Eignung dieses neuen
Ansatzes zur gemeinwohlorientierten Stadtentwicklung in prekiren Kom-
munen und der Schaffung von Teilhabe. Untersucht wurde, aus welcher
Kritik am bestehenden System der Stadtentwicklung das Projekt ,Stadt-
mensch* 2016 in Altenburg entstand, in welchen organisatorischen und um-
setzungsbezogenen Formen und Handlungsmustern koproduktive Stadt-
entwicklung vor Ort derzeit arrangiert ist, und wie die Corona-Pandemie
als zusitzliche Rahmenbedingung das Wirken des Projekts beeinflusst hat.

Stadtmensch in Altenburg - Was wie wo (ko)produziert wird

Eine der ersten zentralen Erkenntnisse aus den Untersuchungen in Al-
tenburg ist die Prisenz eines Pessimismus bei allen befragten Akteur*in-
nen. Dieser Pessimismus pragt die Arbeit der Akteur*innen auf unter-
schiedliche Weise und baut dabei einen gewissen Handlungsdruck auf:

Die Aussagen aus der Stadtverwaltung bestitigen die direkten Auswir-
kungen von Schrumpfung, Peripherisierung und Prekaritit auf deren Han-
deln. So beschreibt der Oberbiirgermeister die infolge der kleiner werdenden
Bevolkerung stetig sinkenden kommunalen Einnahmen als Einschrinkung
der Handlungsfihigkeit; die verfiigbaren Mittel wiirden ,fiir im Grunde ge-
nommen dieselbe Anzahl an Aufgaben geringer (44-45). Auch im Bereich der
Stadtentwicklung machen sich die fehlenden Ressourcen bemerkbar; die
Arbeit der zustindigen Stelle muss sich rein auf die formell vorgeschriebenen
Beteiligungsprozesse beschrinken (Interview Stadtentwicklung: 333-340).

Dabei besteht eine Abhidngigkeit von Landes- und Bundesebene, die sich noch
deutlich weiter erstreckt als nur auf den kommunalen Finanzausgleich. Insbeson-
dere die Forderpolitik wirkt sich massiv auf die kommunalen Handlungslogiken aus
(Interview Oberbiirgermeister: 727-730; Interview Wirtschaftsforderung: 147-154).

Es scheint daher wenig verwunderlich, dass von Seiten der lokalen Zivil-
gesellschaft auch die Verwaltung als von Pessimismus gepragt wahrgenommen
wird (Interview Stadtmensch: 1059-1060). Teile der Verwaltung wiirden Prozesse
aktiv verschleppen und gegenarbeiten, was die Umsetzung von Projekten teils
erheblich erschwere (ebd.: 1126-1155). Es ist die Auffassung erkennbar, dass be-
sonders Stadtmensch Teilhabe an Prozessen der Stadtentwicklung als etwas sieht,
das von Seiten der Zivilgesellschaft selbst geschaffen werden muss, da Verwal-
tung und Politik auf allen Ebenen nicht zu aktiver Gestaltung in der Lage seien:

,Das ist ein gewisses Mindset, was man dazu braucht, wenn ICH das jetzt nicht
tue, dann macht das niemand fiir mich, ne, also es wird keine Stadtverwaltung
fir mich Stadt so gestalte, wie ich das gerne hitte (Interview Stadtmensch:
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350-355). Dies kann als Ausdruck einer inkorporierten Eigenverantwortung,
einer neoliberalen Regierungstechnik gelesen werden (Brockling 2017: 180).

Die Quelle dieses angesprochenen Pessimismus wird allerdings nicht
nur im Zustand der Verwaltung gesehen, sondern auch in den Prozessen der
Peripherisierung. Die vergangenen Bliiten Altenburgs werden als Gegensatz
zur heutigen Situation gesehen, geprigt von wirtschaftlichen Strukturbrii-
chen, einer hohen Arbeitslosigkeit in den 1990er-Jahren, Uberalterung und
Abwanderung vieler Menschen mit einer grofien Zahl von Leerstinden als
Folge. Es gibt also auch einen wahrgenommenen Pessimismus in der Stadt-
gesellschaft selbst (Interview Stadtmensch: 82-90), der mithin in den Entwick-
lungen der Vergangenheit wurzelt (Interview Wirtschaftsforderung: 132-137).

Gerade weil die etablierten Institutionen als untitig wahrgenommen
werden, werden Selbstermichtigung und die Ubernahme von Eigenver-
antwortung wichtig (Rohrl 2021: 73). Die Wirkung von Stadtmensch gegen
ebendiesen Pessimismus wird auch von Akteur*innen bestitigt (Inter-
view Oberbiirgermeister: 123-142; Interview Wirtschaftsforderung: 161-168).

Stadtmensch - Vom Stadtfestival zur Griindungsberatung

Der Ursprung fir die Grindung von Stadtmensch kam nicht aus dem zivil-
gesellschaftlichen Umfeld vor Ort, sondern aus dem stadteigenen Schloss- und
Kulturbetrieb (Interview Wirtschaftsférderung: 184-220). Stadtmensch strebte
zu Beginn vor allem nach Sichtbarmachung und Anerkennung zivilgesell-
schaftlichen Engagements in Altenburg, als Reaktion auf den vorherrschen-
den Pessimismus. Nach Watson (2014) startet hier bereits die Koproduktion:
Stadtmensch benennt als Problem des Pessimismus in der Stadtgesellschaft
Altenburgs nicht nur die eingeschrinkte Handlungsfihigkeit von 6ffent-
licher Verwaltung und Zivilgesellschaft, sondern auch die fehlende Sicht-
barkeit und Anerkennung von Teilen der bestehenden Akteur*innenland-
schaft. Ziel war es, das ,zivile Engagement mal auf eine andere Weise [zu]
ehren als mit Sektglas und Anstecknadel® (Interview Stadtmensch: 76-77).

Erst mit der Forderung durch die NSP riicken ab 2019 Aspekte der
Stadtentwicklung in den Vordergrund der Arbeit von Stadtmensch, Ak-
tionsradius und Sichtbarkeit vergréfRern sich spiirbar. Diesen zweiten Zeit-
raum pragt, dass die Initiative fortan als Netzwerk Riume fiir neue Be-
teiligungskulturen, Selbstermichtigung und soziale Innovation schaffen
mochte (R6hrl 2021: 55). Der neue Raumbezug von Stadtmensch ist als mit-
entscheidend zur Verwirklichung neuer Teilhabemoglichkeiten zu sehen.

In der Riickschau bezeichnen sowohl die Hauptamtlichen der Initiative
als auch Vertreter*innen der Verwaltung den Férdermittelbescheid im Um-
fang von knapp 700.000€ als Wegbereiter zur Legitimation und Etablie-
rung der Initiative in der Stadtgesellschaft. Um aufkommender Skepsis ent-



gegenzuwirken, bekam die Initiative vom Fachbereich der Stadtentwicklung
Altenburgs zusitzliche Riickendeckung. Konkret driickte sich dies durch
Unterstittzung bei der Suche nach innerstidtischen Leerstinden fiir die
Einrichtung der ,Quartiersanker* aus (Interview Stadtentwicklung: 178-192).

Diese sind ein wesentlicher Bestandteil der Struktur von Stadtmensch und
sind als Begegnungs- und Nachbarschaftsorte dezentral iiber den Stadtraum

Privatwirtschaft

4
’
4
O Stadtmensch

Zivilgesellschaft

Abb. 8: Stadtmensch besteht aus einem inneren Kern mit formalisierten Kooperatio-
nen und einem breiten dufleren Netzwerk; die Initiative agiert dabei als intermediirer
Akteur

verteilt. Mit den Quartiersankern als feste Kooperationen wurden dezentrale
Anlaufpunkte in der Stadt als Gegenbild zu den zahlreichen Leerstinden etabliert,
die Austausch und Vernetzung dienlich sind und auch von Stadtentwicklung
(406-408) und Wirtschaftsforderung (185-202) anerkannt werden. Auch die Struk-
tur des Netzwerks verfolgt einen dezentralen Ansatz: Neben einem inneren Kreis
von wenigen Personen, zu denen zwei hauptamtliche Stellen gehdren, besteht die
Initiative aus einem losen dufleren Netzwerk an zivilgesellschaftlichen Akteur*in-
nen, offentlichen Institutionen und Privatpersonen (siehe Abb. 8) (Interview
Stadtmensch: 462). Die Moglichkeiten zur Mitwirkung reichen von der losen Teil-
nahme an Netzwerkrunden bis zur Funktion als Projekttriger*in (Rohrl 2021: 58).
Die Phasen der Griindung und Etablierung sind mafigeblich gekennzeichnet
durch die Vorbereitung des Ziel- und Aktionshorizonts von Stadtmensch. Zen-
traler Bestandteil dessen war das ,Stadtspieler-Spiel“, ein Gamification-Ansatz,
der wihrend der Kickoff-Veranstaltung 2019 zur Ableitung zentraler Handlungs-
felder im Stadtumfeld fithrte (Rohrl 2021: 58). Ergebnis des Stadtspieler-Spiels
war die sogenannte ,Zielebene (Interview Stadtmensch: 331-333), anhand
derer die Kriterien zur Forderung von Einzelmaflnahmen ablesbar werden.
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 J Was die Initiative in ihrer konzeptionellen und organisatorischen Aus-
richtung deutlich von klassischen Férdermoglichkeiten unterscheidet, ist die
frithe Etablierung einer Kultur des Scheiterns. Stadtmensch positioniert sich in
ihrer Arbeit nicht (stadt-)politisch, die Initiative will primir Einzelpersonen
bei der Erfahrung von Selbstwirksambkeit unterstiitzen (141-148). Zwar wird das
Selbstverstindnis als gemeinwohlorientiertes Netzwerk im Interview genannt
(ebd.:331), in der Praxis dann aber in Form von Abstimmungen iiber Projektvor-
schlige und den Ergebnissen des Stadtspielerspiels sowie des Do-ocracy-Ansat-
zes? breit ausgelegt. Stadtmensch ermichtigt Birger*innen zum Selbermachen
und eroftnet dabei durch die freie Arbeitsweise ohne feste Vereinsstrukturen
alternative Formen von Engagement. Interne Abstimmungsprozesse werden
damit reduziert, der Fokus liegt auf den einzelnen Projekten und ihrer Um-
setzung. Die Zielebene, die mit dem Stadtspieler-Spiel erarbeitet wurde, bietet
dafiir einen losen Rahmen. Daneben trigt Stadtmensch dazu bei, 6ffentliche
Riume durch Aktionen temporir zu beleben und dauerhafte optische Verin-
derungen im Stadtbild zusammen mit Biirger*innen anzustofien (Interview
Wirtschaftsforderung: 206-220). Vor allem junge Menschen (siehe auch Bei-
trige von Ulrich Lakemann und Laura Bertelt, Judith Platte, Philipp Tommrich
in diesem Band) erhalten dadurch Zugang zur Stadtgesellschaft (Interview
Oberbiirgermeister: 132-142 und Interview Wirtschaftsférderung: 230-272).
Die dritte Phase ist schliefilich geprigt von der Pandemie, die die auf Be-
gegnung ausgerichtete Arbeitsweise von Stadtmensch infragestellt. Gleichzeitig
steht diese Phase im Zeichen der auslaufenden NSP-Forderung im Jahr 2021.
Zwar ist mittlerweile iiber die schweizerische DROSOS-Stiftung eine Anschluss-
forderung zum Erhalt der Projektkoordination gefunden worden, so niedrig-
schwellig wie im Rahmen der NSP-Forderung wird sich der Zugang zu finanziel-
len Ressourcen jedoch nicht verstetigen lassen (Interview Stadtmensch: 1367-1374).

2 Das Konzept der Do-ocracy bezieht sich auf eine Art der partizipatorischen Demokra-
tie, in der die Biirger ,den 6ffentlichen Raum (mit-)gestalten, nicht durch Beratungen,
Abstimmungen oder Verhandlungen, sondern durch die Verwirklichung konkreter
Projekte im 6ffentlichen Raum ihrer Nachbarschaft (van de Wijdeven 2012). Die Ver-
antwortlichkeit liegt somit bei den handelnden Personen und nicht bei gewihlten oder
bestimmten Posten. Da die Do-ocracy als eine neue Form der 6ffentlichen Entschei-
dungsfindung ohne Abstimmungen oder Beratungen vorgestellt wird, wirft sie Fragen
hinsichtlich ihrer demokratischen Legitimitit auf. Aktive Biirger*innen wirken mit
ihren konkreten Projekten oder Initiativen - die oft mit 6ffentlichen Mitteln finanziert
werden - in den 6ffentlichen Raum und beeinflussen das Leben der Menschen in der

Nachbarschaft (van Hulst et al. 2011). Der Trend zur Do-ocracy spiegelt also das wider,
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was Bovens (2014) eine ,Verlagerung der Politik“ nennt, von der formellen Politik in
den Stadtriten hin zu community policies der aktiven Biirger*innen auf der Ebene der
Nachbarschaft.
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Unter dem Eindruck der auslaufenden Forderung konzentriert sich Stadt-
mensch stirker auf Tatigkeitsbereiche, die zur Verstetigung beitragen (1035-1039).
Hierzu gehort in erster Linie das aus der Initiative heraus entstandene Griin-
dungslabor Ahoi Altenburg (ebd.). Hierzu heifst es bei Rohrl (2021: 63), Ahoi Alten-
burg wurde vor allem ins Leben gerufen, weil Stadtmensch bislang vermehrt Men-
schen angezogen hat, die ohnehin in Altenburg selbststindig werden méchten.

Stadtmensch und lokale Governancestrukturen -
unabhdngig und doch vernetzt

Als intermediirer Akteur ist Stadtmensch nicht eindeutig einer der drei
Sphiren von Markt, Staat und Zivilgesellschaft zuzuordnen (siehe Abb. 8).
Verbindendes Element der Initiative ist der Wille gestalten zu wollen — immer
mit der Ambition, Stillstand und den konstatierten Pessimismus in Stadtgesell-
schaft und Verwaltung zu ttberwinden. Die Erkenntnisse deuten darauf hin,
dass Stadtmensch zumindest fir die befragten Teile der Verwaltung neuartig
und schwer zu klassifizieren ist. Als eigeninitiativ wirkender Akteur der Stadt-
entwicklung ausgehend von , Mitmachangebote[n], die niedrigschwellig sind“
(Interview Wirtschaftsforderung: 162) und der Forderung von , Einzelprojekt-
nehmern“ (Interview Stadtentwicklung: 176) ist Stadtmensch inzwischen von
Seiten der befragten Verwaltungsakteur*innen auch in seiner Wirkung den-
noch durchweg anerkannt (Interview Oberbiirgermeister: 158-159 und 174-175).

Stadtmensch wird von Seiten der Stadtverwaltung stark iiber die haupt-
amtlich Beschiftigten definiert, Formen der Zusammenarbeit schildert
vor allem die Wirtschaftsférderung (637-640). Die notwendige Rechtssi-
cherheit im Verwaltungshandeln (Interview Wirtschaftsforderung: 21-22;
Interview Oberbiirgermeister: 164 und 188) erschwert insgesamt innovati-
ves Verwaltungshandeln und speziell die Zusammenarbeit mit neuen Ak-
teur*innen. Dazu kommt die Skepsis, ob Stadtmensch ,nachhaltig® (Inter-
view Oberbiirgermeister: 157-161), also lingerfristig in Altenburg aktiv ist.

Der Kontakt wird von Seiten des Oberbiirgermeisters (510-516) und der
Leitung der Stadtentwicklung (412-421) als bedarfsorientiert und regelmi-
Big geschildert, wihrend die Wirtschaftsférderung auch beratend unter-
stittzt. Von Stadtmensch wird das so bestitigt, gleichzeitig aber auch darauf
hingewiesen, dass Einladungen zu Veranstaltungen nicht wahrgenommen
werden (1086-1100). Hier bemingelt die Initiative ein einseitiges aktives Be-
mithen um Kontakt oder Kooperation (ebd.: 903-906). Sie wurde in ihrem
Selbstverstindnis als Ressource fur die Stadtentwicklung bislang nur von
der Leitung der Wirtschaftsforderung fiir ein konkretes Projekt angefragt
(456-463). Insgesamt erlauben personliche Beziehungen schnellen Kontake,
negative Vorerfahrungen behindern aber auch stirkere Zusammenarbeit von
Stadtverwaltung und Stadtmensch (Interview Stadtmensch: 874-876). Einzel-
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kontakte sind fiir die Zusammenarbeit mit der Verwaltung essentiell: ,wenn
man dann das nicht mehr hat, dann ist man hier total aufgeschmissen“ (ebd..:
1150-1151). War die Zusammenarbeit von Stadtmensch mit der Stadtverwal-
tung anfangs holprig, so verbessert sie sich tiber den Verlauf des Bestehens
der Initiative. Stadtmensch betont gleichsam, dass diese Akzeptanz als eine
Aufgabe aller Beteiligten gesehen wird, die anfangs noch nicht gegeben war (2.
Zwischenbericht an den Férdermittelgeber 2020: 17, zitiert nach Rohrl 2021: 90).
Punktuell besteht also enger Kontakt zwischen Stadtmensch und der Ver-
waltung und an diesen Stellen auch eine produktivere Zusammenarbeit. Mit
anderen Akteur*innen gibt es wenig oder keinen Austausch, einzelne Teile der
Verwaltung werden gar als Hemmnis fiir die Arbeit der Initiative wahrgenommen
(Interview Stadtmensch: 564-567, 1126-1155). Die Bedeutung von Stadtmensch
als Akteur der Stadtentwicklung wird nicht von allen Teilen der Verwaltung
gesehen, auch wenn die Initiative gerne genutzt wird, um Offentlichkeit zu
schaffen: ,[E]r [der Oberbiirgermeister] kann uns natiirlich als die Art von
Biirgerbeteiligung nutzen, die ja gerne gesehen wird, ne so in den Ministerien
usw.“ (Interview Stadtmensch: 922-924). Der Oberbiirgermeister wiederum
konstatiert mit Blick auf die Rolle der Initiative Stadtmensch in der Stadt-
entwicklung: ,Also fir die Stadtgemeinschaft iibernehmen sie auf jeden Fall
eine Aufgabe, ja.“ (Interview Oberbiirgermeister: 202). Stadtmensch zielt also
nicht wie bei Vollmer et al. beschrieben auf die konfrontative Artikulation eines
Missstands (2021:15-16) ab, sondern auf produktive Losungen. Anders als in der
konsensual verstandenen Theorie von Butzin und Girtner zu Koproduktion
des Verwaltungshandelns arbeitet Stadtmensch zudem nachweislich nicht in
Abstimmung oder gar auf Bitte der Kommunalverwaltung, sondern hat sich
selbst bzw. mit Unterstiitzung der NSP ermichtigt (ebd.). Stadtmensch weitet
also fiir seine aktiven Netzwerkmitglieder die politische Teilhabe aus, anfangs
meist projektbezogen, zunehmend jedoch auch strukturell, wie beispielsweise
die nun forcierte Einfithrung eines , Biirgerfonds*im Kommunalhaushalt auf
Idee von Stadtmensch hin verdeutlicht (Interview Oberbiirgermeister: 163-175).

Auch das noch - Koproduktion in der Corona-Pandemie

Viel deutet darauf hin, dass die Corona-Pandemie als Krise bezogen auf
die 6ffentliche Verwaltung in Altenburg im Wesentlichen zu einer Fortsetzung
bestehender Handlungslogiken gefiihrt hat. Stadtmensch beschreibt eine
dhnliche Untitigkeit der Stadtverwaltung wie vor der Pandemie (1338-1341
und 1352). Teile der Verwaltung wirken weiterhin als Hindernis fiir die Um-
setzung von Projekten (ebd.: 1126-1155), die Abteilung fiir Stadtentwicklung
gewihrleistet lediglich die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben (440-445).

Stadtmensch selbst hat wihrend der Pandemie die eigene Reichweite
und die zur Verfigung stehenden finanziellen Ressourcen genutzt, um auf



Probleme und Herausforderungen unterschiedlicher Personengruppen auf-
merksam zu machen (Réhrl 2021: 61) (siehe Abb. 9). Die Zusammenarbeit mit
der stadtischen Wirtschaftsforderung an Vorstellungsvideos fiir den lokalen
Einzelhandel wird von Seiten der Verwaltung dabei explizit mit der grofien
Flexibilitit und Handlungsfihigkeit von Stadtmensch wihrend der Pandemie
begriindet (Interview Wirtschaftsforderung: 453-463) und stellt einen der
intensivsten Kontaktpunkte zwischen Stadtmensch und der Verwaltung dar.

Generell betonen mehrere Seiten, welches Konfliktpotenzial sich durch die
Corona-Pandemie in Altenburg entfaltet und wie schwer es einzelnen Akteur*in-
nen besonders aus der Zivilgesellschaft fillt, weiterzuarbeiten. Das liegt an
einer gewissen Mitdigkeit und Erschopfung nach fast zwei Jahren teils massiver
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Abb. 9: Die Stadtbude — wihrend der Pandemie schafft Stadtmensch einen Begegnungs-
ort fiir die Stadtgesellschaft

Einschrinkung des 6ffentlichen Lebens (Interview Stadtmensch: 200-225 und
227-250). Der Wegfall von Engagierten stelle fiir Stadtmensch kein allzu groRes
Problem dar, da das Netzwerk einen festen Kern hat und weniger an regelmi-
Riges Engagement vieler weiterer Menschen gebunden ist (ebd.: 1277-1287). Die
flexiblen Strukturen ermdoglichten so ein Fortbestehen vieler Teile der Arbeit auch
wihrend der Pandemie (ebd.: 1227-1250). Gleichzeitig stellt die Corona-Pandemie
Stadtmensch aber zweifellos vor grofie Herausforderungen: die Organisation des
Netzwerks nach dem Prinzip der Do-ocracy gerit an seine Grenzen, weil die eige-
ne Legitimierung durch informelle Beteiligungsformate stark eingeschrankt wird.
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Koproduktion als Treiber neuer Teilhabechancen.
Nur fiir wen?!

Mit der untersuchten Forschungsliicke von Koproduktion als Empower-
ment fiir zivilgesellschaftliche Akteur*innen in einer peripheren Kommune
bringt die Fallstudie neue Erkenntnisse fiir die planungswissenschaftliche
Debatte um Koproduktion im deutschsprachigen Raum. So bleibt zunichst
festzuhalten, dass in Altenburg zwischen Stadtmensch und der Verwal-
tung nur in geringem Mafle Ansitze koproduktiven Handelns bestehen.
Die Aussagen aus den Interviews deuten auf kooperative Abstimmungen in
erster Linie bei kleineren, umsetzungsbezogenen Fragestellungen hin. Be-
stehende Arrangements sind von Beziehungen einzelner Personen gepragt.

Fir die Fokussierung auf Stadtentwicklung war die Férderung als Pilot-
projekt der NSP mafigebend. Ohne die von den finanziellen Ressourcen aus-
gehende Gestaltungsfreiheit wire die feste Etablierung von Stadtmensch in
der lokalen Governance schwieriger moglich gewesen. Angesichts der wenig
formalisierten Zusammenarbeit zwischen Stadtmensch und den Akteur*in-
nen der Stadtverwaltung scheint koproduktives Handeln folglich keine Aus-
gangsvoraussetzung zur Etablierung eines zivilgesellschaftlichen Akteurs in
der Stadtentwicklung zu sein. Stadtmensch erfiillt also primir eine additive
Funktion mit zusitzlichen Qualititen fiir die Stadtentwicklung in Altenburg.

Aus der Diskussion um die Aushandlung der lokalen Governance posi-
tioniert sich die Initiative in einem komplexen Verhiltnis zwischen Staat,
Markt und Zivilgesellschaft und leistet als neuartiger intermedidrer Ak-
teur Impulse fir ein alternatives Planungsverstindnis in Erginzung zu tra-
dierten kommunalen Planungsparadigmen. Daher ist das Wirken der In-
itiative auch eher als parallele und kaum als , Ko-“produktion zu bewerten.
Unter dem Motto ,Stadt selber machen® (Stadtmensch o.].) macht Stadt-
mensch Stadtentwicklung fur viele Altenburger*innen erfahrbar und ge-
staltbar, ermichtigt sich also selbst bzw. durch die Férderung der NSP zu
mehr kultureller Teilhabe an Stadt. Damit haben Akteur*innen wie Stadt-
mensch das Potenzial, dem Pessimismus auch in vergleichbaren Stidten
mit einem positiven Imagewandel nach innen und aufien entgegenzutreten.

Gleichzeitig ist festzuhalten, dass Stadtmensch Ausdruck einer neoliberal
begriindeten Verantwortungsverschiebung auf nicht-staatliche Akteur*innen
in der Stadtentwicklung ist. Innovatives Handeln und das Schaffen neuer
Moglichkeiten der Teilhabe fiir die Stadtgesellschaft werden demnach nur
noch aulerhalb der Verwaltung verortet. Die Initiative ermdglicht mit dem
niedrigschwelligen Angebot kulturelle Teilhabe von Einzelpersonen und
Initiativen, bleibt aber blind fur Fragen der Reprisentativitit, Teilhabe-
barrieren und fehlender Ressourcen von Teilen der Stadtgesellschaft. Ein
Empowerment bestimmter sozialer Gruppen der Stadtgesellschaft findet



demnach nicht statt, wird aber auch nicht angestrebt. Ziehls Forderung,
dass Koproduktion keine Ausnahme bleibt, sondern zahlreicher oder gar
zur Regel wird, ist deshalb vor dem Hintergrund einer Verantwortungsver-
schiebung von 6ffentlichen auf zivilgesellschaftliche Akteur*innen kritisch
zu priifen (Vollmer 2021: 246). Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund,
dass das Kapital fir zivilgesellschaftliches Engagement zwischen verschie-
denen sozialen Gruppen ungleich verteilt ist (Butzin und Girtner 2017: 519).

Offen bleibt somit, fiir wen Stadtmensch nun Stadtentwicklung betreibt:
Die innerstidtischen Aktionen betreffen viele — die Entscheidungen aber
werden dezentral auf Projektebene getroffen. Stadtmensch versteht sich
hier explizit als nicht politisch (Interview Stadtmensch: 1265 — 1271): Miss-
stinde werden nicht in ihren Ursachen problematisiert, der Fokus statt-
dessen auf Losungen gelegt; eine offentliche Verantwortung wird trotz der
offentlichen Wirksamkeit verneint. Damit reiht sich das Beispiel Stadt-
mensch in die Kritik am Konzept der Do-ocracy der fehlenden 6ffentlichen
Verantwortlichkeit ein (Blijleven 2012, Bovens 2005). Die Intention, Verant-
wortung auf Biirger*innen zu verschieben, gelingt hier demnach nur unter
dem Einbiifien politischer Teilhabe aller zugunsten politischer Teilhabe derer,
die tiber eigenes Kapital und Ideen verfiigen. Ein Aushandeln, ein zentra-
les Momentum in einer demokratischen Gesellschaft, geht dabei verloren.

Eine Begriffsunschirfe der Koproduktion darf nicht den Blick darauf
verstellen, dass es sich hier letztlich eine Verantwortungsabgabe wohlfahrts-
staatlicher Aufgaben an Private in prekiren Arbeitsverhiltnissen Bahn bricht,
bzw. diese eine parallele, koexistente Struktur der Stadtentwicklung eta-
blieren, die von der offentlichen Hand geduldet ist, dffentliche Aufgaben
wahrnimmt, aber nicht demokratisch legitimiert ist (Bochinski/Drilling/
Mayer 2022: 97). Ein normativ positives Verstindnis von Zivilgesellschaft,
wie es im theoretischen Planungsdiskurs z.B. bei Willinger (2022: 16; Ziehl
2020: 27-28) zu finden ist, scheint hier kontraproduktiv. In einem solchen
Zustand des ,Governing beyond the State* (Swyngedouw 2018: 519), einem
Charakteristikum postpolitischen Regierens, diirfen sich Planungspraxis wie
-forschung nicht gemiitlich einrichten. Dieser Beitrag schlief3t also mit dem
Aufruf zur weiteren Fachdebatte um die Konkretisierung der Koproduktion.
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Der Verein als gelebte
Demokratie?

Ehrenamt und Engagement in Apolda

Sophia Fiedler, Victoria Grau, Noa Wilhelmi

Blinder Fleck Ehrenamt?

Die Beteiligung von Biirger*innen' bildet eines der entscheidenden Merk-
male jeder Definition von Demokratie. ,, [A]ny book about political participation [...]
is also a book about democracy”, bemerkten Parry, Moyser und Day (1992: 3) iiber
die untrennbaren Zusammenhinge zwischen Demokratie und Beteiligung. Die
primire Assoziation zwischen Beteiligung und Demokratie beschrankt sich
zumeist unter dem Begriff der politischen Teilhabe auf die Meinungsiuflerung
und das Recht auf Mitbestimmung bei politischen Entscheidungsprozessen in
Form von Wahlen. Die Multidimensionalitit der begrifflichen Auslegung wird
dabei kontinuierlich behandelt, um die Defizite in Definition und Theoreti-
sierung von Beteiligung zu kontrastieren. In der Stadt- und Raumforschung
wird die Biirger*innenbeteiligung zuvorderst mit Partizipationsprozessen
bei Planungsprozessen assoziiert und auf Formen der demonstrativen und
der deliberativen Partizipation reduziert oder fokussiert (vgl. Roth 2020 und
Vetter und Remer-Bollow 2017). Dabei geht es vorrangig um die Produktion
von Raum und die dafiir durchgefiithrten Abstimmungen von Prozessen und
Entwicklungen. Biirgerschaftliches Engagement wird darin auf den Wirkungs-
radius von Biirger*inneninitativen begrenzt, meist im Kontext der Protestfor-
schung. Um diese eher eingeschrinkte Sichtweise auf die Zusammenhinge
von Demokratie und Beteiligung in Form von Ehrenamt und Engagement zu
erweitern, wurde die vorliegende Forschungsarbeit am Untersuchungsraum
der Stadt Apolda, einer Mittelstadt in der 6stlichen Mitte Thiiringens mit 22.209
Einwohner*innen durchgefithrt (Thiiringer Landesamt fiir Statistik 2020).

1 Hier im Kontext der Biirger*innenbeteiligung verwendet. Der Begriff umfasst alle
Mitglieder der Stadtgesellschaft und soll hier synonym mit , Einwohner*in” verstanden

werden.
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Wihrend bei der Definition von Teilhabe zumeist grundsitzlich keine Eigen-
initiative vorausgesetzt wird (vgl. Vollmer et. al 2021: 9), wird bei Beteiligung
dieser Faktor meist nur unzureichend untersucht. Insbesondere die Arbeit
von Vereinen, Ehrenamtler*innen und aktiv Engagierten wird darin meist
nur als Ausdruck von Biirger*innenbeteiligung benannt oder erkannt. Als
Organisationsform wird in der Forschung insbesondere die Rolle von Vereinen
als organisierter Zusammenschluss in Form einer Interessensgruppe in Stadt-
gesellschaften untersucht. Die Zusammenhinge mit Demokratie erschliefRen
sich durch die zumeist basisdemokratisch organsierten Vereinsstrukturen,
worin die Mitgliederversammlung das zentrale Entscheidungsorgan bildet.
Prinzipiell steht die Mitwirkung in Vereinen und an Ehrendmtern jedem
und jeder offen. Jede*r darf teilnehmen, mitentscheiden und mitgestalten.

Thiiringen war insbesondere wihrend der zweiten und dritten Infektions-
welle eines der Bundeslinder mit der hochsten 7-Tage-Inzidenz (Reiser et al.
2021:3). Die damit einhergehenden Regelungen zur Eindimmung der Pandemie
bedeutenden zahlreiche Einschrinkungen fiir das gesellschaftliche Leben. Die
Forschung setzt hier an und fragt, wie insbesondere gemeinschaftlich basierte
Organisationen mit den erforderlichen Einschrankungen umgegangen sind,
welche Verinderungen, Belastungen und Dynamiken sich wihrend der Pande-
mie kanalisiert haben und welcher Gestaltungsauftrag daraus abgeleitet wird.
Die letzte Ausgabe des Thiiringen-Monitors® von 2021 stand unter dem Titel
,Demokratie in der Corona-Pandemie* (ebd.). Bei der Befragung des Thiiringen-
Monitors wurden zwei Merkmale von Demokratie besonders hiufig benannt:
Partizipation und Freiheitsrechte (ebd.: 5). Die massiven Einschrinkungen
der personlichen Freiheitsrechte resultierten in erhéhter Unzufriedenheit und
Widerstinden innerhalb der Bevolkerung (ebd.). Gerade vor diesem Hinter-
grund bilden Vereine eine Schnittstelle gesellschaftlicher Reibungsprozesse
zwischen Einschrinkungen und Moglichkeitsriaumen. Im Rahmen der Forschung
sollte untersucht werden, inwieweit insbesondere Vereine, deren Mitglieder
sich aus diversen Interessen- und Altersgruppen zusammensetzen, mit den
Problemen und Herausforderungen umgehen konnten. Die Diskussionen in-
nerhalb dieser diversen Interessengruppen werden dabei als exemplarisch fiir
die gesamtgesellschaftliche Situation wihren der Corona-Pandemie definiert.

Im Kontext der Forschungsarbeit wurden aufgrund der kurzen Empirie-
Phase nur organisierte Formen des Ehrenamts und Engagements, vornehmlich
Vereine, untersucht. Die Empirie-Phase diente vorrangig der Uberpriifung

2 Der Thiiringen-Monitor ist eine reprisentative Bevolkerungsbefragung zur politischen
Kultur im Freistaat Thiiringen, die seit 2000 jihrlich durchgefiihrt wird und seit 2018
unter Leitung von Prof. Dr. Marion Reiser am KomRex, Zentrum fiir Rechtsextremis-
musforschung, Demokratiebildung und gesellschaftliche Integration der Friedrich-

Schiller-Universitit Jena geleitet wird.



vorgefasster Thesen, die sich insbesondere aus den vorangestellten Recherchen,
Befragungen und Interviews waihrend der Exkursion ergaben. Die Forschung
konzentrierte sich riumlich auf die Stadt Apolda, beriicksichtigt aber auch
die Stellung der Stadt fiir die umliegende Region, das Weimarer Land. Die
Stadt wurde also nicht hermetisch, sondern auratisch untersucht. In den
Interviews wurde vordergriindig der Zeitraum zwischen Mirz 2020 bis Januar
2022 abgefragt, teilweise wurden Prognosen bis Marz 2022 ausgesprochen.
Vor diesem lokalen und zeitlichen Hintergrund sollen zwei Schwerpunkte
abgefragt werden: zum einen soll beantwortet werden, inwieweit die lokalen
Akteur*innen ihre Arbeit und Rolle in Bezug auf Demokratie und Demokratie-
bildung definieren. Weiterhin soll analysiert werden, welche Auswirkungen die
Corona-Pandemie auf die Arbeit der Organisationen und Aktiven hatte. Begin-
nend mit einer theoretischen Kontextualisierung von Ehrenamt, Engagement
und Demokratie werden in Bezugnahmen auf Interviews mit Vertreter*innen
von Vereinen, die Zusammenhinge zur Demokratiearbeit und die darin ent-
haltenen Verinderungen wihrend der Corona-Pandemie erortert. Im zweiten
Schwerpunkt wurden die weiterreichenden Auswirkungen der Pandemie auf
die organisierte Teilhabe und die verinderte gesellschaftliche Rolle, Funktion
und den Umgang mit neu entstandenen Herausforderungen untersucht.

Der Forschungsanspruch war, Tendenzen der Beteiligungskultur in Form
von Engagement und Ehrenamt nicht nur abgeleitet von der Corona-Pandemie
zu untersuchen, sondern bereits vorher bemerkbare Entwicklungstendenzen
aufzugreifen. Anhand eines qualitativen Ansatzes wurde der Frage nachgegangen,
wie sich die Arbeit der Akteur*innen strukturell, organisatorisch und inhalt-
lich verdndert hat und welche Entwicklungen abhingig oder unabhingig von
der Pandemie verliefen. Dafiir wurden vier leitfadengestiitzte Interviews mit
Vertreter*innen teilweise iiberregional organisierten Verbinden und Vereinen
unterschiedlicher Engagementbereiche gefiihrt und eine Online-Umfrage durch-
gefithrt. Bei der Auswertung der Umfrage musste allerdings festgestellt werden,
dass ein Grof3teil der Teilnehmer*innen minnlich und im sportlichen Bereich
engagiert ist. Die Reprasentativitit der Umfragergebnisse ist damit gegeben.

Vereinsarbeit zwischen gesellschaftlicher Integration
und Corona-Pandemie

Uber Rolle, Funktion und Ausmaf von Beteiligung herrschen in der
Demokratieforschung variierende Vorstellungen und Definitionen. Die Herkunft
des Wortes Demokratie aus dem Altgriechischen - ,demos*, Volk und ,kratein*,
herrschen, zusammen , Herrschaft des Volkes“ — erscheint zunichst zwar ein-
deutig, eine explizite Ausgestaltung dieser Herrschaft ist jedoch nicht zentral
definiert, sondern verbleibt interpretationsoffen, dhnlich wie der Begriff des
Volkes. Neben der Unterscheidung in Demokratie und Nicht-Demokratie kann

.
oSt
o

Der Verein als gelebte Demokratie?

(o)
(&3]



»,
.
Q

»

Victoria Grau, Sophia Fiedler, Noa Wilhelmi

(o)
I~

auch die Demokratiequalitit bemessen werden. Im Bereich der Biirger*innen-
beteiligung gelten als Primirindikatoren zumeist die geltenden Prinzipien der
Freiheit, Gleichheit, Entscheidungsfindung, Transparenz und Gewaltenkontrolle
(vgl. Bithlmann et al. 2012 und Diamond und Morlino 2005). Unterschieden
wird grundsitzlich zwischen der direktdemokratischen Partizipation in Form
von Referenden, Biirger*innenentscheiden und Petitionen, der demonstrativen
Beteiligung im Sinne von Demonstrationen und anderen Protestveranstaltun-
gen sowie der deliberativen Beteiligung in der Gestalt von Planungsformen
wie Planungszellen oder Biirger*innenbeiriten (Kersting 2017: 83). Insgesamt
bezeichnete der Koordinator der Partnerschaft fiir Demokratie die Bedeutung
der Biirger*innenbeteiligung in der Stadt Apolda als ,eher marginal“ (114)

, Eswird nicht soviel Wert auf Biirgerbeteiligung hier im Kreis gelegt. Ich mochte jetzt
niemanden unterstellen, dass das Absicht ist. Aber es ist schlichtweg nicht relevant,
also man sieht wenig was es bringen sollte, wenn ich Biirger/Biirgerinnen einbinde.
Die verlangsamen Verfahven, das ist aufwendig. Ich muss die befragen, und dann
hore ich Dinge, die ich auch gar nicht horen machte* (ebd.: 109-113).

Die Rolle der Beteiligung sei in Apolda noch deutlich zu férdern und die
Notwendigkeit, die gerne als reines ,Meckern“ (ebd.: 132) abgetan wiirde,
herauszustellen. Der Leiter des Kreissportbundes berief sich in Bezug auf
Demokratie auf die Bedeutung der Teilhabe von allen. Gerade im Sport und
in der Ausbildung von Ubungsleiter*innen sei auf die Einbindung diverser
Individuen, sowohl in Bezug auf den demografischen Hintergrund als auch
ihrer gesellschaftlichen Rolle und Funktion, zu achten (222-225). Alle Inter-
viewpartner*innen hoben die Bedeutung von Vereinen und Ehrendmtern
als Mittel der Beteiligung an gesellschaftlichen Diskussionen stark hervor.

Beteiligung auf Distanz

Zentrales Thema jedes Interviews war die durch Corona eingeleitete
Kategorisierung der Gesellschaft in Geimpfte, Genesene und Getestete und
die Auswirkungen des jeweiligen Status auf die Teilnahmemaoglichkeit bei
einzelnen Veranstaltungen. In der Partizipationsforschung wurde bereits
2020 festgestellt, dass die Biirger*innenbeteiligung durch die Corona-Pan-
demie deutlich verindert werden wiirde (Paust 2020: 1). Im Zuge der Kon-
takteinschrinkungen mussten zahlreiche Veranstaltungen abgesagt werden,
weil Mindestabstinde und Hygienemafinahmen nicht eingehalten werden
konnten oder etwa, weil der biirokratische Aufwand durch die Kontakt-
nachverfolgung fiir die Veranstalter*innen nicht tragbar war (vgl. ebd.).

,Indem Distanzhalten zur neuen Maxime wird, ist das 6ffentliche Leben fiir
unabsehbare Zeit zum Erliegen gekommen. Damit wird genau das beendet, was



unsere modernen, demokratischen Gesellschaften im Kern ausmacht, nimlich
menschlicher Kontakt und Austausch in allen Dimensionen, politisch, sozial und
kulturell”, kritisierte Albrecht von Lucke (2020) in einem Artikel zu Beginn der
Pandemie. Als zentrale Aufgabe sahen alle befragten Akteur*innen, den Zugang
zu Veranstaltungen fiir so viele Menschen wie moglich offen zu halten (vgl. Inter-
view Leiter, Kreissportbund: 261-262 und Interview Koordinator Partnerschaft
fiilr Demokratie: 48-49). Der Koordinator der Partnerschaft fiir Demokratie
erweiterte den Blick neben Corona auf die Spaltung zwischen privilegierte und
nicht-privilegierte sowie diskriminierte und nicht-diskriminierte Personen und
Personengruppen (57-60). Diese Gruppen zusammenzubringen und den Aus-
tausch zu fordern, bezeichnete er unter dem Stichwort der Kontakthypothese
als zentrale Aufgabe von Interessengemeinschaften wie Vereinen (ebd.: 57).

Die Frage, welche Auswirkung der Wegfall des zwischenmenschlichen Kon-
takts auf demokratische Gesellschaften hat, wurde in der Demokratietheorie
bereits frither aufgegriffen. Die progressive Demokratietheorie nach Mark
Warren (vgl. 2002) widmet sich der Frage, wie Beteiligung auch unter sich ver-
indernden (gesellschaftlichen) Bedingungen effektiv und wirkungsvoll bleiben
kann. Dieser Ansatz der Demokratietheorie setzt sich dafiir ein, Beteiligung
nicht nur formell auf politische Institutionen zu beschrinken. Vielmehr sollen
weite gesellschaftliche Bereiche wie Wirtschaft, Schule und Familie auf ihre
Demokratieprinzipien untersucht und organisiert werden sowie Handlungs-
strategien dort angewendet werden, wo konfliktbehaftete Entscheidungen
zu treffen sind (vgl. Vetter und Remer-Bollow 2017: 32). ,Die Gewihrleistung
von Beteiligungsrechten sowie die tatsichliche Beteiligung der Biirgerinnen
und Biirger stellen in diesem Demokratiekonzept ebenfalls eine wesentliche
Komponente zur Bestimmung der Demokratiequalitit dar* (ebd.: 23).

Mit dem Ende der 3G-Veranstaltungen verschlechterte sich laut Aus-
sage der Interviewten auch die Stimmung in den Vereinen. 2G-Plus-Ver-
anstaltungen erforderten von allen einen zusitzlichen Aufwand, egal ob
geimpft oder genesen, da eine Testung erforderlich wurde. Der Lei-
ter des Ehrenamtszentrums beschrieb die Problematik der Situation:

»Dumerkst es ja auch jetzt im Ehrenamt, [...] du bist ja gezwungen Ungeimpfte aus-
zuschlieflen, du darfst gewisse Aktivititen innerhalb deines Vereins nur noch mit
Geimpften und Genesenen oder Geimpften und Genesenen, die dann noch getestet sind,
machen. [D]iese Regelung [...] bring[t] automatisch auch eine Spaltung in deinen
Verein selbst, weil du bist gezwungen, deine Vereinsmitglieder zu kontrollieren |[...].
Haben sie nicht den passenden Status, diirfen sie an den Angeboten nicht teilnehmen
und somit kommst du als Verein automatisch in die Zwickmiihle: will ich das oder
sag ich komplett, ich lass es und das macht es tatsichlich extrem schwer, das erfordert
ganz viel Fingerspitzengefiihl.” (450-460).
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( J Der ohnehin breit angelegte definitorische Korpus von Demokratie und Be-
teiligung erweiterte sich durch die verdnderten Rahmenbedingungen der Coro-
na-Pandemie deutlich. Eine speziell gegriindete Enquete-Kommission des Bun-
destags Zukunft des Biirgerschafilichen Engagements definierte buirgerschaftliches
Engagement als freiwillig, unentgeltlich, selbstorganisiert und selbstbestimmt
ausgeiibt. Dazu miisse es gemeinwohlorientiert, 6ffentlich, gemeinschaftlich und
kooperativ ausgeiibt werden. Auch Kritik und Widerspruch werden dem Wesen
des biirgerschaftlichen Engagements zugeschrieben. (Reichwein und Trauth-
Koschnick 2010: 252—-253). Gerade Kritik und Widerspruch hitten sich laut dem
Koordinator der Partnerschaft fiir Demokratie in zunehmendem Egoismus und
nachlassende, wenn nicht fehlende Solidaritit ausgedriicke. Das Befolgen von
Regeln sei insbesondere bei den Geimpften durch Egoismus und Selbstschutz
motiviert (ebd.: 162). Manche Geimpfte seien bei 2G-Plus-Veranstaltungen nicht
gewillt noch die zusitzliche Leistung des Testens zu erbringen, nicht nur wegen
fehlender Solidaritit, hiufig auch aus mangelnder Zeit (vgl. ebd.: 170-175).

Digitalisierung eroffnet neue Zugange - und verursacht
neue Probleme

Um den Ausschluss allein auf Grund des gesundheitlichen Status der
Beteiligten moglichst zu vermeiden, wurden Veranstaltungen hiufig in den
digitalen Raum verlegt. Der Koordinator der Partnerschaft fir Demokratie
duflerte Zweifel an dem sogenannten , Heilsversprechen* (359) der Digitalisierung
(siehe auch Beitrige von Klaus Selle und Marcel Weikert, Laura Biermann-Firek,
Miriam Harst, Josefine Striining, Robin Wieland und Maria Winkler in diesem
Band). Die Digitalisierung werde zum ,,Nonplusultra” (ebd.: 371) um in Kontakt
zu bleiben, was den direkten, personlichen Kontakt jedoch nicht ersetzen
kann und sollte. Zudem sei das digitale Format ,unglaublich anstrengend”
(ebd.: 375) und fithre wesentlich schneller zur Erschopfung (vgl. ebd.: 360-
377). Es sei kaum gelungen, die zwischenmenschliche Arbeit gleichwertig
in ein Online-Format umzuwandeln und vor allem nicht iltere Generatio-
nen damit zu erreichen, erklirte die Leiterin des Mehrgenerationenhauses.

Das Ziel, Teilhabe und Teilnahme dadurch zu erleichtern, forderte aber
andere Disparititen. Fehlende Internetzugange, Gerite wie Kameras oder
Mikrofone oder einfach das fehlende Wissen zum Umgang mit der Technik,
sorgten fiir den Ausschluss zahlreicher Personen und Personengruppen (ebd.:
368-370). Auch die Art und der Umgangston der Kommunikation sei im digitalen
Raum deutlich verindert. Im schriftlichen Austausch iiber soziale Medien oder
E-Mail sei der Umgangston deutlich aggressiver als im personlichen Austausch,
wie der Leiter des Kreissportbundes berichtete (257-259). Hier fehle es hiufig an
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der richtigen Ausbildung der Fithrungspersonen. Die Moderation der Aushand-
lungsprozesse zur Losung dieser Konflikte wird fiir die Zustindigen immer an-



spruchsvoller und tibersteigt hiufig die Kompetenzen des Konfliktmanagements.
Als organisierte Strukturen miissen die verantwortlichen Vereinsleitungen ihr
Handeln kontinuierlich den Verliufen der Pandemie und den Anweisungen der
Bundes- und Landespolitik anpassen. Hier handelt es sich weniger um einen
Aushandlungsprozess, sondern das Ringen um Verstindnis und Solidaritit. Die
Entscheidungshoheit der Leitungspersonen wird dabei hiufig infrage gestellt:

»[Mlan hat das Gefiihl, man muss sich mittlerweile fiir jeden Schritt rechtfertigen
[...] und das macht es auch fiir einen Verein, also fiir eine Gemeinschaft, fiir einen
Zusammenschluss von Personen relativ schwer mittlerweile, wenn da tatsichlich
die Meinungen ein Stiick weit kontrir gehen. Wobei es natiirlich wichtig wire,
wenn beide Seiten klar miteinander diskutieren, aber auf einem ovdentlichen Level
miteinander diskutieren — und das haben wir momentan in vielen Bereichen nicht
— dass die Meinung des anderen ein Stiick weit akzeptiert wird.“ (Interview Leiter,
Ehrenamtszentrum Weimarer Land: 524-530).

In der Arbeit von Vereinen muss aber auch die zwischenmenschliche Ebene
beachtet werden, was gerade die Vereinsleitung vor komplexe Verflechtungen
stellt:

LAls Verantwortlicher, ich bin nun mal Vorstand, bin ich gewdhlt, was mach ich denn
jetzt? [..] Freundschaften zerbrechen eventuell, weil gewisse Menschen andere Uber-
zeugungen haben. Das sind alles Dinge, die im Hintergrund immer stehen. Und ich
denke das je nach Vertrauensverhdltnis das anzusprechen, das ist eigentlich das, was
fiir mich eine Fithrungskraft ausmacht in der Wahrnehmung von anderen Menschen.
Und auch sich darauf einzulassen, diese Perspektive versuchen einzunehmen* (vgl.
Interview Projektkoordinator, Forderkreis Integration e.V.: 393-403).

Wichtig sei es laut dem Leiter des Kreissportbundes, den Vereins- und
Gruppenleitungen das richtige Handwerkszeug wie Fragetechniken und
Gesprichsstrategien zur Losung und Deeskalation der Diskussionen mit-
zugeben. Dies sei zwar in der Ausbildung der Leitungspersonen bereits
ein Schwerpunkt, miisse aber in den kommenden Monaten noch ein-
mal deutlich ausgeprigter vermittelt werden (266-269 und 300-303).

Lokale Demokratiearbeit in Apolda

Im Fall der Stadt Apolda verschirft sich die Situation zusitzlich durch das
politische Spektrum. Bei der Bundestagswahl 2021 wurde die AfD in Apolda
mit 25,0% der Stimmen stirkste Kraft, die SPD folgte mit 22,3%. Die Vereine
spiegeln auch die politischen Verhiltnisse innerhalb der Stadtgesellschaft. In
den Vereinen seien Meinungen ,vom politisch ganz linken bis zum ganz rech-
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ten Spektrum® vertreten, duflerte der Leiter des Kreissportbundes (236-238).
In Apolda wiirde oft ein grofRer Teil der Mitglieder Ansichten vertreten, die er
im Interview als ,AfD-Meinungen* (ebd.: 240) kategorisierte. Allein aufgrund
ihrer politischen Einstellung diirften Vereine diese Gruppen nicht von der Teil-
nahme an Veranstaltungen oder der Mitgliedschaft abhalten. Ein Diskurs sei
trotzdem zu fithren. ,Der Sport ist nicht unpolitisch, aber er ist parteipolitisch
neutral, erklirte er im Interview (ebd.: 237-238). ,,In Apolda zentriert sich ein
Stiick weit das Thema Integration im Weimarer Land [...]. Dadurch sind wir
eigentlich hier in Apolda ein Stiick weit auch gezwungen, gerade in dem Bereich
des Engagements und Ehrenamts viel politisch zu wirken, viel demokratische
Arbeit zu leisten. Weil ja nun Apolda in manchen Bereichen jetzt vielleicht doch
nicht den besten Ruf hat” (Interview Koordinator, Ehrenamtszentrum: 593-596),
hob der Koordinator des Ehrenamtszentrums die itberregionale Bedeutung
Apoldas in diesem Kontext hervor (593-596).

Zusammenfassend ergab die Untersuchung, dass die Zusammenhinge zwi-
schen Demokratie und Beteiligung in Form von Ehrenamt und Engagement von
den Befragten zuvorderst kommunikativ ausgelegt werden. Die Schirfung und
Ausbildung einer produktiven und konstruktiven Gesprichs- und Konfliktkultur
verorteten die Befragten in ihrem direkten Verantwortungs- und Aufgaben-
bereich. Diese Ebene wird vor den Herausforderungen der Corona-Pandemie
immer wichtiger. Durch die Corona-Pandemie erhéhte sich das Konfliktpotential
der mitwirkenden Personen, was insbesondere die Leiter*innen vor neue Heraus-
forderungen des Konfliktmanagements stellte. Die demokratische Findung von
Entscheidungen und konsensorientierter Diskussionskultur musste den Umstin-
den angepasst werden, was teilweise weniger einem Bottom-up-Ansatz, sondern
der Entscheidungsgewalt der Leitungsebene vorbehalten oder zugeschrieben
wurde. Empathisches Agieren im Ringen um Vertrauen und Verstindnis von allen
Beteiligten und Entscheidungen nach den Mafgaben solidarischen Handelns
wurden als prigende Herausforderungen im Zeichen der Pandemie gedeutet.

Lust und Last des Ehrenamts

Es existiert keine einheitliche Begriffsverwendung fiir biirgerschaftliche
Beteiligung im Kontext von Ehrenamt und Engagement. Hiufig werden das
zivilgesellschaftliche, biirgerschaftliche, freiwillige und ehrenamtliche Enga-
gement synonym verwendet oder mit Freiwilligenarbeit und sozialer Partizi-
pation bzw. sozialer Beteiligung gleichsetzt (Vetter und Remer-Bollow 2017:
91-93). Insgesamt kann zwischen zivilgesellschaftlich initiierten und staatlich
finanzierten Stellen unterschieden werden (vgl. Interview Projektkoordinator,
Forderkreis Integration e.V.: 80-85). Grundsitzlich beschreibt Ehrenamt eine
freiwillige Titigkeit und gemeinwohlorientierte Arbeit die zumeist ohne
Vergiitung geleistet wird (Deutsches Ehrenamt eV 0.]). Engagement kann



Teil ehrenamtlicher Arbeit sein, wird jedoch zeitlich und strukturell flexibler
aufgefasst als das Ehrenamt (vgl. Interview Projektkoordinator, Forderkreis
Integration eV 2021: 80-85). Der Koordinator des Ehrenamtszentrums Wei-
marer Land definierte Engagement als Mittel der Freizeitgestaltung: ,Also
ich sage mal, Engagement muss Spaf machen” (203). Die Corona-Pandemie
habe vielen Engagierten neue Hiirden und Grenzen aufgezeigt, resiimierte der
Koordinator des Ehrenamtszentrums. Die hohe Flexibilitit und Anpassung
an sich kontinuierlich wandelnde Anforderungen und Mafinahmenkataloge
und der damit verbundene biirokratische Aufwand erforderte — sowohl von
den Fithrungspersonen als auch von Teilnehmer*innen und Mitgliedern eine
hohe Kraftanstrengung. In der Online-Umfrage wurden die Auswirkungen
der Corona-Pandemie auf das Engagement aus Mitgliederperspektive noch
erweitert. Die Situation bedingte dabei die Anpassung an neue Vorschriften,
der Kommunikation an neue Online-Formate und die schlichte Aufgabe in
Kontakt mit Mitgliedern zu bleiben. Dabei wurde der Arbeitsaufwand auf-
grund des Verlustes von Prisenztreffen fiir einige als geringer, fiir andere
aufgrund neuer Herausforderungen, wie den Hygienekonzepten wiederum
als erhoht empfunden. Die Einschrinkungen dufierten sich oftmals in Frus-
tration und Unsicherheit, was zu steigenden Kosten, Unzufriedenheit und
Austritten fithrte. Ein FuRRballverein berichtete einen deutlichen Zuwachs von
Kindern, bei gleichzeitigem Verlust von Trainer*innen. (Eigene Umfrage 2022)

Der hohe Zeit-, Kraft- und manchmal sogar Geldaufwand bedeute oft auch
Einschrinkungen des Privatlebens. Die individuelle Betroffenheit und verringer-
ten zeitlichen Ressourcen fithrten oftmals zum Riickzug in das private Umfeld,
wodurch die Arbeit im Ehrenamt und Engagement deutlich beeinflusst wurde.
Sobald das Ehrenamt negative Auswirkungen auf das eigene Wohlbefinden
habe, weil etwa die intrinsische Motivation nicht mehr handlungsbestimmend
ist oder die passenden Rahmenbedingungen nicht gegeben seien, sollten sich
alle Beteiligten die Frage stellen, ob das Amt noch ausgefithrt werden sollte
(Koordinator des Ehrenamtszentrums Weimarer Land: 203-217). Besonders
die Verschirfungen seit Herbst 2021 hitten vielen die Lust am Ehrenamt
genommen, Veranstaltungen wiirden laut Riickmeldungen lieber abgesagt
als unter erhéhtem Aufwand durchgefithrt (ebd.: 222-239). Diese Stimmung
wiirde vermutlich bis Mirz 2022 andauern, prognostizierte der Koordinator.

Die Bedeutung der eigenen Motivation sei fur die Arbeit von Vereinen,
Engagierten und Aktiven von elementarer Bedeutung. Der Koordinator der
Partnerschaft fiir Demokratie und Geschiftsfithrer beim Forderkreis Integ-
ration reflektiert: ,[...] jeder Mensch, der sich in welcher Form auch immer
ehrenamtlich engagiert, macht etwas iiber seinen personlichen Wirkungskreis
hinaus. Auch wenn das innerhalb der Vereinsgrenzen bleibt, macht er mehr als
das, was — jetzt muss ich liigen — 85 Prozent der restlichen Kreisbevolkerung
macht” (237-241). Die Leiterin des Mehrgenerationenhauses hob ebenfalls die
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personliche Motivation hervor. ,[W]er sich in irgendeiner Form, bei irgendeinem
Projekt beteiligen will, hat gerade in unserer Kleinstadt Apolda ganz ganz viele
Moglichkeiten. Und ich sage immer, jeder ist sein Gliickes Schmied und wer
Interesse hat kann so vieles“ (170-173). Sie definierte ihre Arbeit als beratende
und unterstiitzende Instanz. Wenn nicht von allein das benétigte Interesse
und die eigene Motivation vorhanden sei, ,dann wird jedes Ehrenamt und
jede Beteiligung vor die Wand fahren” (ebd.: 174-178). Verstirkt werde dieses
Problem seit dem zweiten Lockdown, nachdem viele Engagierte einen Motiva-
tionseinbruch erfuhren und nicht den Willen aufbringen wollten, ,das Ganze
nochmal zu tun” (Koordinator des Ehrenamtszentrums: 354). Erneut sei nicht
sicher gewesen, wie lange der Zeitraum andauern wiirde, bis es wieder Méglich-
keiten zur aktiven Mitwirkung geben sollte. ,Die Corona-Krise‘ nennen wir es
mal, hat viele Menschen zum Nachdenken gebracht Was bringt mir dies das
oder jenes‘und leider spielen da solidarische Gedanken keine sonderlich grofie
Rolle [...]” (Koordinator Partnerschaft fiir Demokratie: 298-303). Die Urspriinge
dieser Individualisierung griindeten unter anderem darin, dass insbesondere
die Sportvereine lange zu viel Wert auf die rein sportliche Ebene gelegt hitten
und weniger auf das gesamtgesellschaftliche Zusammenleben (ebd.: 303-314).

In dieser Zeit mussten sich Organisationen und Vereine iiberlegen, wie
sie an den Menschen ,dranbleiben” (ebd.: 351-367). In solchen ,triiben grauen
Zeiten” (ebd.: 161) miissten laut dem Vereinsberater des Kreissportbundes
Signale gesetzt werden, um Motivation zu erhalten oder zuriickzugewinnen.
Diejenigen, die sich schon zuvor motiviert engagiert haben, hitten auch in
der Corona-Pandemie sehr viel Engagement investiert, um das Leben wieder
lebenswert zu machen (ebd.: 347-349). Hiufig wiirde die Arbeit der Aktiven
jedoch trotz dem vorhandenen Willen an mangelnden Ressourcen — insbeson-
dere Zeit — scheitern. ,,Unsere Aufgabe als Kreissportbund und in sehr enger
Verzahnung auch mit dem Ehrenamtszentrum besteht eigentlich darin, die
Rahmenbedingungen so zu schaffen, oder so auf Beschwerden, auf Kritiken der
Ehrenamtlichen zu reagieren, dass wir ihnen das Feld ein bisschen Freirdumen,
damit sie wirklich zu ihrer eigenen, ureigenen Arbeit wieder so ein Stiickchen
hinkommen”, (Interview Leiter, Kreissportbund: 133-137) definierte er seine Rolle.
Eine Moglichkeit, Resignation aktiv entgegenzuwirken und Frustration in Elan
umzuwandeln, kénnten neue Formen der Anerkennungen sein. Hier sei auch
die Politik in der Pflicht (vgl. Koordinator des Ehrenamtszentrums). Zur Frage
inwiefern Engagement langfristig gefordert werden konnte, ergaben sich aus
der Online-Umfrage vor allem drei Parameter: Geld, Zeit und Wertschitzung.
Monetire Unterstiitzung wurde dabei ambivalent diskutiert: Der gestiegene
Aufwand bediirfe mehr Vergiitung oder steuerlicher Entlastungen. Anreize
an Mitglieder*innen sollten wiederum nicht in Form von Geld passieren. Es
wurde eine Verbindung zum Faktor Zeit hergestellt, indem diese tiber Erleich-
terungen in der Arbeitswelt multipliziert werden kénnte: Mit einem erhéhten



Urlaubs- und Freistellungsanspruch oder steuerlichen Erleichterungen von
Arbeitgeber*innen. Eine hohere Prisenz in den Medien entspricht dem Wunsch
nach mehr Anerkennung, erginzt mit ,[...] eine[r] ,echte[n] sprich ehrlichere[n]
Wertschitzung durch die Politik vor Ort — es entsteht oft der Eindruck, dass
Engagierte die eingefahrenen Abliufe stéren” (Eigene Umfrage 2022). Ohne
die passende finanzielle und auch ideelle Unterstiitzung, die den entsprechen-
den Rahmen setzt, seien die Anforderungen an Ehrenamt und Engagement
nicht mehr zu bewiltigen (Koordinator des Ehrenamtszentrums: 160-182).

Demokratie braucht Beteiligung - und nun?

Ziel dieses Artikels war die Untersuchung von Ehrenamt und Engagement
auf der Metaebene der Demokratiearbeit. Die Corona-Pandemie gestaltet
sich als gesamtgesellschaftlicher Transformationsprozess (siehe auch Beitrag
von Lester Malte Pott, Leonie von Brock, Jannis Martens und Jannika Hoberg
in diesem Band), dessen Steuerung und Gestaltung jedoch nicht immer
gesamtgesellschaftlich ausgehandelt werden kann. Die Corona-Pandemie
formulierte neue Grenzen iiber den Zugang zum offentlichen Leben. Die
oftmals beklemmenden Szenen von Protesten gegen die Mafinahmen der
Pandemie-Politik insbesondere seit 2021 zeigen, welche Reaktionen der ge-
sellschaftliche Ausschluss von Gruppen provozieren kann. Die gesellschafts-
politischen Verinderungen von Teilhabe im Kontext von Zugehorigkeit und
Ausgrenzung (siehe auch Beitrag von Pauline Bonisch, Kaya Peters, Joel
Schiilin und Claas Wilken in diesem Band) stellte fiir einige gesellschaftliche
Gruppen die soziale Grundlage der Demokratie infrage. Insbesondere auf
kommunaler Ebene wurde die Einbindung der Bevilkerung und die Aus-
legung demokratischer Beteiligung als Folge der Proteste neu diskutiert.

Auch auf Ebene des Ehrenamts und Engagements, wo vorher Vereine Insti-
tutionen gelebter Demokratie darstellten, die allen Interessierten offenstanden
und freie Teilhabe und Mitwirkung als oberstes Gut ansahen, definierten die
Mafinahmen zur Eindimmung der Corona-Pandemie fiir die Engagierten und
Aktiven neue Maf3stibe. Mit Beginn der Corona-Pandemie, spitestens seit Mirz
2020, werden gesellschaftliche Aushandlungsprozesse verstirkt auf der Ebene
der Vereine gefithrt. Durch die Diversitit der Beteiligten entstanden in Reak-
tion auf die Pandemie-Einschrinkungen zwangsliufig Meinungspluralititen
innerhalb der Gruppen. Teilhabe und Beteiligung wurden und werden in diesem
Kontext kontinuierlich neu definiert, neu ausgehandelt, neu erstritten. Allein
auf der Ebene von Beteiligung, Ehrenamt und Engagement lassen sich diese
Grundkonflikte zwar nicht gesamtgesellschaftlich losen, aber konstruktiver
diskutieren. Nicht nur die Losung, sondern auch der Aushandlungsprozess
selbst und die Kommunikations- und Diskussionskultur kénnen auf dieser
Ebene grundlegend gepragt werden. Vereine fungieren darin als Multiplika-
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toren, die das Demokratieverstindnis auch weit auf3erhalb der organisierten
Strukturen mitgestalten konnen. Alle Mafinahmen, wie 2G- oder 3G-Regelun-
gen, die zur Eindimmung der Pandemie getroffen wurden, mussten von den
Aktiven und Engagierten selbststindig in ihre Arbeit integriert werden. Auch
die Einhaltung neuer Regelungen mussten selbststindig iiberpriift, kontrolliert
und legitimiert werden und daraus resultierende Einschrinkungen durch
oftmals neue Formate kompensiert werden. Diese Neuerungen sind jedoch
weniger als Substitution, sondern primir als Addition zu Prasenzformaten zu
werten. Fir die Arbeit der Engagierten und Aktiven wurde der direkte person-
liche Austausch als unverzichtbar eingestuft. Die Pandemie lieferte dennoch
wichtige Impulse fir die Flexibilisierung der Beteiligten unter erschwerten
Bedingungen und erweiterte die Moglichkeitsriume und Ausgestaltung von
Teilhabe und Beteiligung insbesondere in Form der digitalen Infrastruktur.
Die Erfahrungen der befragten Personen zeigten deutlich, dass das Selbstver-
stindnis und die eigene Rolle in Bezug auf Demokratiearbeit zwar unterschied-
lich interpretiert und praktiziert wird, der entsprechende Bedarfjedoch eindeu-
tig vorhanden ist. Wo Demokratiearbeit zunichst vielleicht oft nur als abstrakte
Aufgabe der Engagierten wahrgenommen wurde, zeigte die Corona-Pandemie
die gesellschaftspolitische Relevanz. Durch die provozierte Erweiterung dieses
ohnehin breiten Zustindigkeitsbereichs wurden Aktive vielerorts jedoch auch
tiberlastet. Die Bedeutung von Aktiven und Engagierten zeigt sich in Krisen
immer wieder. Hier bedarf es der Anerkennung und deutlichen Unterstiitzung
aus der Politik zur Entlastung oder Subventionierung ehrenamtlicher Arbeit. Nur
durch die feste Etablierung von Demokratiebildung in die Arbeit von Engagierten
kann die politische Teilhabe im Kontext eines mehrdimensional ausgelegten
Beteiligungsverstindnisses gestirkt und gesamtgesellschaftlich genutzt werden.
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Kommunaler Beteiligungsrat

Ein krisenfestes Instrument
der kommunalen Beteiligungspraxis?

Kay-Uwe Karsten

Eine Reflexion aus Potsdam im Zeichen
des Corona-Jahres 2020

Der vorliegende Beitrag befasst sich mit dem Beteiligungsrat (BR) in Potsdam
als ein Instrument der kommunalen Beteiligung im Kontext des Corona-Jahres
2020. Der BR arbeitet seit 2013 und hatte daher bereits vor Corona Strukturen und
Arbeitsweisen etabliert - diese mussten an die krisenhafte Situation angepasst
werden. Dieser Beitrag stellt den BR vor und erértert anschlieflend die Beobach-
tungen des Autors beziiglich der Frage, wie der BR einen Umgang mit der Coro-
na-Situation im Jahr 2020 gefunden und ob er sich als krisenfest erwiesen hat.

Die vorliegende Reflexion befasst sich konkret mit dem Verlauf des Jahres
2020 und nutzt den Begriff der Corona-Krise, um den starken Anpassungs-
druck zu beschreiben, der im Laufe des fraglichen Jahres entstanden ist.
Verursacht wurde dieser unter anderem durch die allgemeine Unsicherheit
im Umgang mit Corona, Lockdowns in unterschiedlicher Ausprigung, sich
hiufig dndernde und komplexe Kontaktbeschrinkungs- und Hygienemaf-
nahmen sowie unstete Planungsperspektiven in fast jeder Hinsicht — sowohl
privat als auch beruflich und fiir alle Mitglieder unserer Gesellschaft. In die-
sem Rahmen soll der Begriff der Krisenfestigkeit die Fahigkeiten, Ressourcen
und Umstandsfaktoren beschreiben, die dazu beigetragen haben, dass die
notwendigerweise rasanten Anpassungsprozesse in Arbeitsweise, Struk-
tur und Selbstverstindnis des BR in konstruktiver Weise bewiltigt werden
konnten — oder auch nicht. Der betrachtete Zeitraum wird in zwei Phasen
eingeteilt: Den Zeitraum von Anfang 2020 bis Mitte 2020 erlebte der Autor
als ,,Corona-Schock*: Diese Zeit umfasst den ersten Lockdown und die damit
einhergehende im Vergleich stirkste Einschrinkung gesellschaftlicher Aktivi-
titen. Auch mit Blick auf kommunale Beteiligung muss fiir diesen Zeitraum
ein fast vollstindiges Aussetzen von Prozessen der Top-Down-Beteiligung,
die durch die kommunale Verwaltung getragen wurden, konstatiert werden.
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Mitte 2020 bis Anfang 2021 nahm der Autor als , Anpassungsphase“ wahr: Die-
se Zeit umfasst die weniger eingeschrinkte Sommerzeit 2020 sowie den zweiten
langer gestreckten Lockdown im Winter. Insbesondere in dieser Zeit wurden von
vielen Akteur*innen aus Zivilgesellschaft und kommunaler Verwaltung grofe An-
strengungen unternommen, um trotz der schwierigen Lage Beteiligungsprozesse
zu ermdglichen oder wieder aufzunehmen. Auch trugen die bereits im ,,Corona-
Schock“ unternommenen Anstrengungen in dieser Phase erkennbare Friichte.

Was ist der Beteiligungsrat, warum gibt es ihn
und wie arbeitet er?

Der BRist formal gesehen ein beratendes Gremium der Stadtverordneten-
versammlung (SVV) und fufdt auf Paragraf 13 der Hauptsatzung Potsdams:
,Sonstige, nicht formalisierte Beratungsgremien®. Er ist demzufolge bestellt,
um die SVV und damit auch den Oberbiirgermeister und die Verwaltung in
sachbezogenen Interessen von besonderem Belang zu beraten. In diesem
Fall in der Frage nach der Entwicklung der Beteiligung der Einwohner*innen
Potsdams. Auch wenn der BR nicht wie andere Beirite (Seniorenbeirat, Mig-
rantenbeirat, Beirat fiir Menschen mit Behinderung) pflichtenmifig aus der
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg hervorgeht, genief3t er per
Beschluss der SVV eine fiir seine Arbeit notwendige Verbindlichkeit. Er ist als
beratender Teil der SVV mandatiert und hat so einen privilegierten Zugang zu
SVV und Verwaltung, ohne den er seine Arbeit nicht sinnvoll ausfithren kénnte.

Hintergrund der Griindung des BR im Jahr 2013 war das durch den damali-
gen Oberbiirgermeister Jann Jakobs nach seiner Wiederwahl 2010 angestofRene
diskursive Streben kommunaler und zivilgesellschaftlicher Akteur*innen in
Potsdam, langfristig eine fuir die demokratische Kultur der Stadt forderliche
Beteiligungspraxis fortzuentwickeln — und die damit verbundene Einsicht,
dass dieser Prozess von einer durchmischten und perspektivenreichen Gruppe
von ehrenamtlich aktiven Potsdamer*innen kritisch begleitet werden soll.

Fiir den BR ergibt sich damit die Aufgabe, die diversen und vielzihligen
Prozesse der Beteiligung in Potsdam zu begleiten und aus einer iibergeord-
neten Perspektive zu beurteilen, ob die erkennbare Gesamtentwicklung der
Potsdamer Beteiligungskultur in eine als angemessen empfundene Richtung
geht, ob Stérungen in konkreten Prozessen der Beteiligung auftreten und
ob es strukturelle Defizite in der Gestaltung und Umsetzung von Beteili-
gung gibt. Darauf aufbauend ist es weiterhin die Aufgabe des BR hierzu
Stellungnahmen und Vorschlige zu unterbreiten und diese mit kommuna-
ler Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft zu diskutieren. Dabei handelt
es sich um ein breites Aufgabenfeld und es steht dem BR an, seine genaue
Schwerpunktsetzung und die von ihm begleiteten Prozesse selbst festzulegen.



Der BR besteht aus dreizehn Einwohner*innen Potsdams, sowie aus zwei
Mitarbeiter*innen der kommunalen Verwaltung, zwei Vertreter*innen der
SVV sowie bis zu zwei beratenden Expert*innen. Hierbei werden die Ein-
wohner*innen alle zwei bis drei Jahre (nach eigener Festsetzung der Mitglie-
der unter Zustimmung der SVV) nach 6ffentlicher Einladung aus einem Pool
von Interessent*innen ausgelost. Die Losung wird dabei nach einer sechs zu
sechs Quotierung zwischen Frauen und Minnern ab 16 Jahren vorgenommen,
wobei ein zusitzlicher Platz an eine diverse Person vergeben wird. Einer
dieser dreizehn Sitze ist auferdem fur eine jugendliche Person reserviert.

Bei der Einladung an die Zivilgesellschaft wird zudem Wert auf eine verstind-
liche und interesseweckende Ansprache geachtet, die sich gerade auch an mig-
rantische Communitys wendet. Hierzu wurden beispielsweise die Einladung zur
Mitwirkung in eine leicht verstindliche Sprache iibersetzt und es wurde ein Car-
toon angefertigt, der den Prozess der Bewerbung im BR nachvollziehbar darstellte.

Die Mitarbeiter*innen der Verwaltung und die Vertreter*innen der SVV
werden jeweils aus der Verwaltung beziehungsweise aus der SVV delegiert.
Die Expert*innen werden eigenstindig vom BR angesprochen und ernannt.
Die jeweilige Zusammensetzung des BR wird in Ginze durch die SVV per Be-
schluss bestatigt. Aus ihrer Mitte wihlen die Mitglieder des BR eine Gruppe
von Sprecher*innen, die dafiir verantwortlich sind, die Kommunikation
mit der Verwaltung, die Vertretung der Stellungnahmen und Vorschlige
des BR in der SVV und der Offentlichkeit sowie die inhaltliche Abstimmung
und Festlegung der Tagesordnung der Sitzungen des BR zu iibernehmen.

Der BR findet sich in der Regel einmal pro Kalendermonat zu einer zwei-
bis dreistiindigen Sitzung zusammen. Diese Sitzungen sind stets 6ffent-
lich und die Sitzungsprotokolle lassen sich nach den Sitzungen iiber einen
Internetauftritt einsehen. Zudem kénnen die Sprecher*innen des BR je-
derzeit per Email mit Beitrigen, Vorschlige und Themen angeschrieben
werden. Weiterhin hilt der BR einmal pro Jahre eine Klausursitzung ab und
fithrt jeweils zu Beginn eines jeden Kalenderjahres ein Gesprich mit dem
Oberbiirgermeister der Stadt Potsdam zur Frage der Entwicklung der Be-
teiligungskultur in der Stadt (siehe hierzu auch die Geschiftsordnung des
BR sowie die Grundsitze der Beteiligung in Potsdam in den Referenzen).

Im Rahmen seiner Sitzungen berit der BR zu unterschiedlichen Prozessen
der Beteiligung in Potsdam, hort Beteiligte an, befragt Prozessverantwortliche
und verschafft sich so eine differenzierte Meinung, aus der heraus er seine
Stellungnahmen und Vorschlige entwickelt und vertritt. Dabei greift der BR
nicht nur vorhandene Prozesse auf, sondern sucht sich auch nach eigener Prio-
risierung Themen, die als relevant erscheinen — er konnte so bereits mehrfach
Prozesse der Beteiligung anstofRen, die es sonst nicht gegeben hitte. Hierzu
zihlen beispielsweise die verstirkte Einbringung von Formaten der Kinder-
und Jugendbeteiligung in laufende Beteiligungsprozesse zu unterschiedlichen
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Themen aber auch die Uberlegungen zu einem Beteiligungsprozess beziiglich
der Entwicklung eines neuen Stadtquartiers an der Potsdamer Pirschheide.

In seinen Beratungen lenkt der BR sein Augenmerk auf die Qualitit der
Beteiligungsprozesse und stellt Fragen nach dem Verlauf, den Dialoggruppen,
der Einhaltung der Grundsitze der Beteiligung in Potsdam und Moglichkeiten,
Prozesse und Strukturen der Beteiligung zu verbessern. Selbstverstindlich wer-
den dabei auch die inhaltlichen Fragen der Beteiligungsprozesse aufgegriffen,
jedoch ist es nicht die Rolle des BR, zu diesen (zumeist) konkreten Sachfragen
eine einhellige inhaltliche Meinung zu entwickeln und zu vertreten. Hier fungiert
der BR eher als Resonanzraum, der gesellschaftliche Debatten widerspiegeln
kann - er tritt in den Sachfragen der Beteiligungsprozesse aber nicht als inhalt-
licher Akteur in Erscheinung. Er ist mit seinem kritischen und zivilgesellschaft-
lich geprigten Blick auf die Qualititen von Beteiligung eine wichtige Stimme
fiir die konstruktive Weiterentwicklung der Potsdamer Beteiligungskultur.

Dieser Rolle verschaffte die SVV in ihrer gegenwirtig laufenden Amts-
zeit ab 2019 eine weitere Anbindung, in dem sie im frisch gegriindeten
Ausschuss fiir Partizipation, Transparenz und Digitalisierung (PTD) den
Sprecher*innen des BR feste Sitze als Gist*innen mit Rederecht und einen
stindigen Tagesordnungspunkt ,Bericht des Beteiligungsrats einraum-
te. Zudem ist der stellvertretende Vorsitzende des PTD-Ausschusses de-
legiertes Mitglied der SVV im BR. Der BR wird in seiner anforderungsvollen
Arbeit grundsitzlich durch eine externe Moderation begleitet und inhalt-
lich und organisatorisch durch die WerkStadt fiir Beteiligung unterstiitzt.

Die professionelle externe Moderation wird durch die Verwaltung der
Stadt Potsdam vertraglich gebunden und finanziert, wobei der BR bei der
Auswahl der Moderator*innen eine wichtige Stimme hat. Die Moderation
fithrt die Sitzungen des BR methodisch durch, stimmt im Vorfeld die Tages-
ordnung mit den Sprecher*innen ab und protokolliert die Sitzungen. Zudem
kann die Moderation Impulse und Fachkenntnisse in den BR eingeben. Fiir
die fortlaufende und qualitativ wertige Arbeit des BR ist eine solche Form der
Moderation eine wichtige Ressource. Sie entlastet die ehrenamtlichen Mitglieder
und ermdglicht ihnen die Konzentration auf die inhaltlichen Themen des BR.

Die WerkStadt fiir Beteiligung (WfB) ist eine Kompetenzstelle fiir Beteiligung
in der Stadt Potsdam. Sie wird zu gleichen Teilen von der kommunalen Ver-
waltung (interne WerkStadt fiir Beteiligung) und einem zivilgesellschaftlichen
Trager (externe WerkStadt fiir Beteiligung) gestellt. Die WerkStadt begleitet
als professionelle und dauerhafte Struktur in Potsdam auch die Arbeit des BR.
Einerseits erledigt sie eine Vielzahl organisatorischer Aufgaben, die fir die
Arbeit des BR unerlasslich sind: Sie bestellt die Moderation in Abstimmung mit
dem BR, sie betreibt die digitale Struktur (Homepage, Email) fiir den BR, sie
organisiert die Sitzungsorte und die Verpflegung der Mitglieder wihrend der
Sitzungen, sie lidt die Prozessverantwortlichen der kommunalen Verwaltung



zu Sitzungen ein und so weiter. Auferdem stellt die WfB die notwendigen
finanziellen Mittel fiir entlastende Mafinahmen wie zum Beispiel die Kosten-
iibernahme fiir Kinderbetreuungen wihrend der Sitzungszeiten und Ahnliches
bereit. Andererseits arbeitet die WfB dem BR inhaltlich zu: Dies bedeutet zum
einen itber ihre eigene Arbeit an Projekten und Prozessen der Beteiligung zu
berichten, vom BR kritische Riickmeldungen hierzu zu bekommen und diese
Kritiken in ihre Arbeit zu transportieren. Zum anderen bedeutet dies auch, zu
durch den BR ausgewihlten Themen und Fragen zu recherchieren und den BR
mit Zusammenfassungen, Ubersichten und Analysen sowie weiterfithrenden
Fachinformationen und Einschitzungen in seiner Arbeit zu unterstiitzen. Und
schlieRlich ist noch zu erwihnen, dass die Mitglieder des BR eine Aufwandsent-
schidigung pro Sitzung erhalten, an der sie jeweils teilgenommen haben. Auch
wenn es sich eher um eine symbolische Summe handelt, kommt hierdurch doch
eine wichtige Wertschitzung fir die Arbeit der Mitglieder des BR zum Ausdruck
und zumindest ein kleiner Anteil des geleisteten Aufwandes wird kompensiert.

Ist es dem BR gelungen, sich an die Corona-Krise anzupassen
und wenn ja, wie?

Eine der ersten Anpassungen in der Phase des ,Corona-Schocks“ war die
Umstellung aller Sitzungen und Gespriche in den digitalen Raum. Riickblickend
hat der BR diesen Schritt im Wesentlichen selbststindig und bruchfrei vollzogen.
Aufgrund des Lockdowns und anderweitiger Kontaktbeschrankungen musste der
BR keine seiner Sitzungen ausfallen lassen. Dank der Initiative seiner Mitglieder
stand unmittelbar eine Ubergangsldsung zur online Gestaltung der Sitzungen
bereit und wurde bereitwillig genutzt. Diese Initiative wurde von der Moderation
unterstiitzt, die sich ebenfalls ziigig auf das online Format eingestellt hat. Zu-
dem konnten technische Anlaufschwierigkeiten, wie etwa fehlende technische
Ausstattung mit Laptops und Headsets bei einigen Mitgliedern des BR sowie
das schnelle Erlernen grundlegender Anwendungskompetenzen hinsichtlich
der eingesetzten Konferenz-Software durch die Unterstiitzung der externen
WIB unkompliziert gelost werden. Damit war eine grundlegende Frage nach
der Arbeitsfihigkeit des BR bereits in der ersten Corona-Phase schnell gelost.
Natiirlich wurde auch im BR als Widerspiegelung gesellschaftlicher Debat-
ten diskutiert, wie und wann die Sitzungen wieder in Prisenz stattfinden
konnen und insofern dies moglich war, fanden diese unter Beriicksichtigung
entsprechender Maflnahmen auch statt. Jedoch trug die Umstellung auf
das digitale Sitzungsformat und die zunehmende Sicherheit in dessen An-
wendung dazu bei, die Arbeitsfihigkeit und -motivation des BR zu erhalten.

Schnell offenbarte sich jedoch eine tiefergreifende inhaltliche Problemstel-
lung: Beginnend in der Phase des ,Corona-Schocks“ und iibergreifend in die
zweite Corona-Phase — die so genannte ,Anpassungsphase — zeigte sich, dass
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die allermeisten Prozesse der Top-Down Beteiligung pausierten oder eingestellt
wurden. Dies zumeist ohne 6ffentlich wahrnehmbare Kommunikation oder
Information an den BR. Bisher hatte der BR tiberwiegend Beteiligungsprozesse
aus dem Top-Down Bereich begleitet und sah sich daher mit einer plétzlich
entstandenen Liicke konfrontiert. Dies stellte fiir die Arbeit des BR eine grofRe
Herausforderung dar — ihm war fiir einen wichtigen Teil seiner Arbeit die
Grundlage entzogen und es entstand schnell der Eindruck von Seiten der Ver-
waltung ,vergessen“ worden zu sein und/oder mit seiner Arbeit nicht als wichtig
genug angesehen zu werden, um in dieser Zeit Beriicksichtigung zu finden.
Kurzer Exkurs: Zu dieser Zeit war die kommunale Verwaltung aus
Sicht des Autors erheblich gefordert. Sie musste ihre eigenen Abliufe
im grofien Mafdstab umstellen, Technik anschaffen, einrichten und ver-
teilen, um digitales Arbeiten zu ermoglichen, Priorititen bei der Gesund-
heitsversorgung setzen und Personal grof3ziigig umverteilen, um dring-
liche Aufgaben - zum Beispiel die Corona-Kontaktnachverfolgung - zu
bewiltigen. Hierbei kam es in unterschiedlichen Bereichen zu Informati-
ons-, Kontakt-, und wie am Beispiel des BR erkennbar, Vertrauensverlusten.
Vor diesem Hintergrund sah sich der BR mit neuen Fragen beziiglich
seiner Rolle und seiner Schwerpunktsetzung konfrontiert: ,Werden wir von
der Verwaltung noch ernstgenommen? Koénnen wir sicher sein, dass die
Corona-Situation nicht ausgenutzt wird, um wichtige Entscheidungen ohne
Beteiligung durchzuziehen?“ Die Wahrnehmung, dass im Rahmen des Coro-
na-Schocks und der Anpassungsphase demokratische Verhandlungsriume
und Moglichkeiten der Beteiligung in grofRem Maf3stab wegfielen oder sich
zumindest erheblich verringerten, lisst sich aus Sicht des Autors gut begriinden.
In Reaktion auf diese Umstinde und Fragestellungen entwickelte der BR
schrittweise zwei bemerkenswert konstruktive Antworten: Einerseits verschob
er seinen Betrachtungsschwerpunkt in der Tendenz weg von Top-Down Prozes-
sen hin zu Initiativen von Einwohner*innen und deren Bottom-Up Prozessen.
Der BR lud vermehrt Vertreter*innen dieser Initiativen ein und tauschte sich
mit ihnen zu deren Wahrnehmung der Situation aus. Damit iiberpriifte der
BR in einem konstruktiven Diskurs seine eigene Wahrnehmung der Lage und
starkte gleichzeitig den zivilgesellschaftlichen Initiativen den Riicken. Diese
hatten im Wesentlichen oft eine dhnliche Wahrnehmung der Situation wie der
BR. Andererseits entwickelte der BR sein Selbstverstindnis in Anpassung an
die Situation weiter und schirfte sein Aufgabenprofil insofern, als dass sein
kritischer Blick auf strukturelle Defizite von Beteiligung und Verluste oder
Einschrinkungen von Riumen und Moglichkeiten der Beteiligung sich deutlich
ausprigte. Dies l4sst sich auch an der Themenauswahl des BR ablesen, der sich
seit 2021 zum Beispiel der Verbesserung der Kommunikation und Kooperation
zwischen Verwaltung und SVV auf der einen und den Ortsbeiriten der nach
Potsdam eingemeindeten Ortsteile auf der anderen Seite intensiv widmet.



Damit griff der BR ein fiir die Beteiligung der Einwohner*innen in den Orts-
teilen wichtiges strukturelles Thema auf. Zudem befasste sich der BR unter
der Uberschrift ,Beteiligung 2.0“ konzentriert mit Fragen nach der Weiter-
entwicklung der Beteiligungskultur in Potsdam und seiner (neuen) Rolle dabei.

Selbstbestimmung als ein Schliissel
zu widerstandsfahiger Beteiligungspraxis?

Der BR hat sich im Angesicht des Corona-Jahres 2020 aus Sicht des Autors
als krisenfest erwiesen. Einerseits konnte er angesichts des ,Corona-Schocks*
seine Sitzungen durch eine schnelle technische Anpassung bruchfrei digital
fortsetzen. Andererseits konnte er wihrend der ,Anpassungsphase“ seine in-
haltliche Arbeit schrittweise in einem konstruktiven Prozess anpassen und neu
ausrichten, ohne dabei seine inhaltlichen Anspriiche oder seine eigenstindige
Arbeitsweise aufzugeben. Darauf aufbauend stellt sich die Frage: Welche Fak-
toren haben diesen giinstigen Verlauf im Corona-Jahr 2020 begiinstigt und zur
Krisenfestigkeit des BR beigetragen? Als ausschlaggebender Faktor ist zuerst
die ausgeprigte aus ihnen selbst entspringende Motivation der Mitglieder des
BR zu nennen. Ohne diesen Antrieb hitten die Mitglieder die belastende Phase
des ,Corona-Schocks“kaum in so konstruktiver Weise bewiltigen konnen — wie
am Beispiel der nahtlosen Umstellungen auf digitale Sitzungen erlautert wurde.
Diese starke Motivation trigt die gesamte Arbeit des BR. Woraus entspringt
diese Motivation? Uber die jeweiligen persénlichen Motive der Mitglieder des
BR mochte der Autor nicht spekulieren, sondern sich auf die von auflen erkenn-
baren Faktoren konzentrieren: Einerseits ist die selbstbestimmte Arbeitsweise
des BR eine wichtige Basis fiir die ausdauernde Motivation der Mitglieder.
Im Rahmen der ihm gegebenen weitliufigen Aufgabenstellung steht es dem
BR frei, seine eigenen Schwerpunkte und Themen zu wihlen und sich die Art
und Weise, in der er diese Themen bearbeiten mdochte, selbst zu gestalten.
Dies umfasst etwa Aspekte wie die Auswahl der zu begleitenden Prozesse der
Beteiligung oder die Sondierung als relevant wahrgenommener struktureller
Defizite der Potsdamer Beteiligungskultur - aber auch die Entscheidung, ob
und an welchen Veranstaltungen zur Beobachtung teilgenommen wird, ob
und wie, welche Themen in den Sitzungen des BR beraten oder in Arbeits-
gruppen, Klausuren oder andere Arbeitsformate ausgelagert werden. Dazu
gehort auch der stetige Prozess der eigenen Rollen- und Aufgabenklirung als
BR. Dieser mithin mitheselige Abgleich von Anspruch, Erwartung und Realitit
der Arbeit des BR fithrt aus Sicht des Autors zu einer selbstbewussteren Hal-
tung. So ist der BR kein Gremium, das von aufien mit Themen und Vorgaben
,bespielt“ wird, sondern wihlt sich seine Schwerpunkte und Wirkungsweisen
selbst. Ebenfalls in diesem Kontext erscheint die Art der Zusammensetzung
und Rekrutierung der Mitglieder als wichtig. Die Auslosung auf Basis eines
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Pools aus motivierten Bewerber*innen stellt eine durchmischte und vielsei-
tige Gruppenzusammensetzung sicher (wobei der Schritt der Bewerbung im
Sinne der damit einhergehenden Selbstselektion durchaus kritisiert werden
kann). Zudem sichert die Zusammensetzung des BR aus Einwohner*innen,
Mitgliedern der Verwaltung und der SVV sowie Expert*innen eine perspekti-
venreiche Debatte ab — was sich gerade in der ,Anpassungsphase“ des Corona-
Jahres 2020 als hilfreich fiir den Prozess der Neuausrichtung erwiesen hat.

Ankniipfend daran spielt das Erleben von Responsivitit (gemeint ist hier
die Bereitschaft der SVV und der Verwaltung auf die Impulse des BR einzu-
gehen) eine wahrnehmbare Rolle: Durch die wechselseitige Einbindung von
Mitgliedern der SVV auf der einen Seite und der regelmifligen Teilnahme von
BR-Mitglieder am PTD-Ausschuss der SVV auf der anderen Seite, entsteht
ein wichtiger Austausch zwischen Berater*innen und Beratenen. Hierzu
gehort auch die punktuelle Teilnahme des Oberbiirgermeisters und anderer
Fithrungskrifte der Verwaltung an den Sitzungen oder Klausuren des BR.
Hierbei sei nicht gesagt, dass der Aspekt der Responsivitit nicht verbesse-
rungswiirdig oder Kritik an nicht ausreichender Riickkopplung unberechtigt
wire. Im Abgleich mit anderen Strukturen der Beteiligung hat der BR aus
Sicht des Autors in dieser Hinsicht aber bereits erkennbare Fortschritte
im Hinblick auf die Verbesserung seiner strukturellen Einbindung und die
Verlasslichkeit von ihn betreffenden Abliufen bewirkt. Wesentlich ist in
dieser Hinsicht auch der Umstand, dass zivilgesellschaftliche Initiativen den
BR mittlerweile gern als Ansprechpartner nutzen. Auch wenn diese Funk-
tion ebenso wie die voranstehend erliutert noch ausgebaut werden kénnte.

Abschliefiend spielt die organisatorische und inhaltliche Zuarbeit von Seiten
der WIB eine unterstiitzende Rolle. Die inhaltliche Arbeit des BR ist ohnehin
anforderungsvoll und insofern die Entlastung der Mitglieder von logistischen
und organisatorischen Aufgaben geboten. Gerade aber wihrend des ,Corona-
Schocks*“konnten so technische Hiirden schnell und wirksam ausgeriumt und
die kontinuierliche Arbeit des BR unterstiitzt werden. Die Rolle der WfB als
inhaltliche Zutrigerin stand in dieser Phase nicht wesentlicher im Vordergrund
als ohnehin - jedoch stellte diese Unterstiitzung fiir den BR eine dauerhafte
und hilfreiche Ressource dar, deren Verlisslichkeit in der ,Schock-Phase® zu-
satzliche Sicherheit fir die Mitglieder bot. Gleiches gilt fir die moderative
Begleitung der Sitzung des BR durch eine verlissliche externe Moderation.

Zusammengefasst ist der Autor der Auffassung, dass die Motivation der Mit-
glieder, das Erleben von Responsivitit und die organisatorische sowie inhaltliche
Zuarbeit Faktoren waren, die dem BR in seiner Krisenfestigkeit gefordert haben
und sich auf dhnliche Strukturen der kommunalen Beteiligung itbertragen lief}en.
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Digitalisierte Partizipation -
ohne Substanz?

Fieberkurven, Stichproben und krisenfeste Fragen zur Online-
Kommunikation in Stadtentwicklungsprozessen

Klaus Selle

Was bedeutet digitale Teilhabe fiir die Demokratie allgemein und die
lokale Beteiligungskultur im Besonderen? Antworten auf diese Frage oszil-
lieren zwischen Euphorie und Erniichterung. An diese durchaus noch nicht
abgeschlossene Debatte sei kurz erinnert (Kap. 1) bevor auf eine neue Facette
der Diskussion einzugehen ist: Die Wirkungen der Pandemie auf die (digitale)
Beteiligungspraxis. Da Aussagen iiber ,Beteiligung als solche“ — angesichts
der Diffusitit des Begriffs und der Heterogenitit der Anwendungsfelder
— wenig hilfreich sind, wird hier exemplarisch ein Stiick Planungsalltag in
den Blick genommen und gefragt (Kap. 2): Wie steht es um die Digitalisie-
rung der frithzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung in Stadtplanungsprozessen?

Im dritten Schritt der Argumentation (Kap. 3) kommt ,Maslows Hammer*“ins
Spiel und mit ihm die Frage nach dem Verhiltnis von ,Wie und ,Was*, die nicht nur
fur digitale Partizipation in pandemischen Zeiten von zentraler Bedeutung ist'.

Fieberkurven: Schlaglichter auf die Diskussion um digitale
Teilhabe in der Stadtentwicklung

Mit der Entwicklung der Informationstechnologien, vor allem mit der
umfassenden Integration des Internets in den Kommunikationsalltag waren

1 Die Argumentation insbesondere zu den Folgerungen fiir Beteiligungsverstindnis
und -praxis sind hier sehr knapp gehalten. Daher sei erginzend auf folgende ausfiihr-
lichere Arbeiten verwiesen: Klaus Selle (2021) Es geht um die Substanz. In Prozessen der
Stadtentwicklung glaubwiirdig beteiligen. In: Stiftung Mitarbeit (Hg.): Glaubwiirdig beteiligen.
Impulse fiir die partizipative Praxis. Beitrige zur Demokratieentwicklung von unten No. 30;
Bonn und Klaus Selle (2019): Ende der Naivitit. Offentlichkeitsbeteiligung in der Stadtentwick-
lung. Anstiftung zur Revision. vhw-Schriftenreihe H. 15, Berlin
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viele Hoffnungen verbunden: Ganz neue Formen der Information und des
Dialoges seien von nun an moglich. Es entstiinden im Netz neue ,6ffentliche
Riume*, in denen viele Angelegenheiten eines Gemeinwesens beraten wer-
den konnten — auf der Grundlage umfassendster Informationen, die multi-
medial aufbereitet und fiir jedermann zuginglich seien. Und nicht zuletzt
ermdgliche ,das Netz“ die Organisation von Biirgermacht, die Mobilisierung
von Protestpotenzial oder das Vernetzen fiir Ideen und Projekte aller Art.
Insofern waren Viele willens, Tim Berners-Lee zuzustimmen, der we-
sentlich zur Entwicklung des World Wide Web beitrug und dies nicht so
sehr als technologische, sondern vorrangig als soziale Innovation ansah.
Tatsichlich haben sich innerhalb von kaum mehr als drei Jahrzehnten
Moglichkeiten herausgebildet, die Biirgerinnen und Biirgern in allen ihren
Rollen neue Optionen erdffnen: Ob sie sich iiber Planungen informieren
oder Widerstand dagegen organisieren, ob sie an politischen Debatten mit-
wirken und auf die lokale Meinungsbildung Einfluss nehmen, ob sie sich mit
anderen vernetzen und eigene Initiative stirken und Projekte fordern, oder
ob sie ihre Marktmacht organisieren — immer ist das Internet involviert.
Insofern ist die , Digitalisierung der Partizipation® in allen Erscheinungsfor-
men der biirgerschaftlichen Teilhabe an der Stadtentwicklung vorzufinden.
Aber diese Entwicklung ist nicht frei von Widerspriichen und Ambivalenzen:
Nach anfinglicher Unsicherheit iiber das ,Ob“und ,Wie“der Nutzung der ,Neuen
Medien* setzte sich schnell die Auffassung durch, dass es sich bei ihnen um
wichtige Informationsmittel handele, die ganz wesentlich zur Demokratisierung
des Informationszugangs und zur Transparenz lokaler Politik beitragen konnen.
Allerdings wich die Euphorie schon Anfang der 2000er Jahre einer realisti-
scheren Einschitzung. Es war offensichtlich: Ein neues Medium allein fithrt noch
nicht zu besserer oder mehr Partizipation. Ahnlich relativierten sich auch die
Hoftnungen auf die seinerzeit so genannte , E-Democracy*. Die Nutzerzahlen
blieben bescheiden und es setzte sich schnell die Auffassung durch, dass sinnvolle
Biirgerbeteiligung (siehe auch Beitrage von Roland Roth und Mario Rund in die-
sem Band) in eine Gesamtstrategie eingebunden sein muss, die On- und Offline-
Elemente enthilt und fiir die weiterhin viele der bisher schon als essentiell ange-
sehen Voraussetzungen Geltung haben (siehe auch dritter Abschnitt dieses Textes).
Es folgte eine zweite Phase erneuter Euphorie: ,Web 2.0 erblickte das
Licht der Welt indem die ,User* begannen, sich von Adressaten und Kon-
sumenten zu ,Content-Produzenten“ zu wandeln: Es entstand eine ,ma-
ny-to-many-Kommunikation®, bei der Empfinger auch Sender sein und
unmittelbar miteinander interagieren konnen. Mit der Abschaffung der
traditionellen medialen ,Gatekeeper®, die nur wenigen Stimmen den Zugang
zur Offentlichkeit, gewihrten, vollzog sich eine geradezu revolutionire Ver-
anderung: Lange Zeit hatte die Kritik von Karl Marx und Friedrich Engels,



dass die ,herrschenden Ideen einer Zeit [...] die Ideen der herrschenden Klasse“
sind, durchaus ihre Berechtigung. Nun aber: Kommunikation aller mit allen.

Es kénne und sollte, so die Hoffnung Vieler, eine neue Offentlichkeit
im virtuellen Raum entstehen, die eine neue Qualitit der Kommunikation
— auch in den klassischen Aufgabenfeldern politischer Partizipation ermég-
liche. Aber auch hier kehrte bald Erniichterung ein: Nur wenige Jahre nach
dem Aufbranden dieser (zweiten) Euphoriewoge mehrten sich lautstarke
Einspriiche gegen netzbasierte Partizipation: ,The Nightmare of Participa-
tion“ (Miessen 2010) oder ,Digital Maoism“ [Lanier 2006] waren zwei frithe
Titel, die dieser Stromung Ausdruck verliehen. Dieser skeptische Grundton
dauert seither an. Er speist sich aus zahlreichen Entwicklungen und Ein-
sichten, von denen hier nur sechs stichwortartig benannt werden kénnen.

- Geteilte Privatheit: Andere Formen offentlicher Diskurse und Debatten hatte
man sich erhofft, aber das, was in den Sozialen Medien geschieht, ist itber-
wiegend ein Nebeneinander privater Einsichten, Meinungen, Auflerungen,
die man der Allgemeinheit ausstellt. In anderer Sichtweise kann auch von
einer ,zur Offentlichkeit aufgeblihten Sphire einer bis dahin dem brief-
lichen Privatverkehr vorbehaltenen Kommunikation“ (Habermas 202.2: 62)
gesprochen werden.

- Echoriume: Im Internet wird vielerorts nicht miteinander, sondern untereinan-
der kommuniziert. Will sagen: Man bewegt sich vorrangig in Umgebungen,
in denen dhnliche Meinungen vertreten werden, wie jene, die man fiir die
eigenen hilt. Nun ist aber Pluralitit eine der zentralen Primissen jeder
Demokratie. Womit deutlich wird, wie weitreichend die Konsequenzen
dieser Entwicklung sein kénnen.

- Fragmentierte Kommunikation: Diese verschiedenen Entwicklungen kulmi-
nieren in dem, was Ingrid Brodnig (2016) , Zersplitterung der Offentlichkeit*
und Cass Sunstein (2017) ,Divided Democracy“ nennen.

- Polarisierung: Eng mit den Wirkungsweisen von Facebook, Twitter & Co.
hingt eine zunehmende Polarisierung von Meinungen zusammen. Der
amerikanische Historiker Niall Ferguson (2017: 24) erklirt das so: ,Jedes
Netzwerk fordert seine User zur Teilnahme auf, und dort kriegen Sie
umso mehr Aufmerksamkeit, je auffilliger Sie sich zu Wort melden. [..]
Bei Twitter betreten Sie also [..] eine Sphire des latenten Extremismus,
der per Newsfeed tiber Facebook weiterverbreitet wird. 45 Prozent aller
Amerikaner bezeichnen Facebook als ihre wesentliche Nachrichtenquelle,
und damit zerstort Facebook die Demokratie“.

- Fake News & Co: Fakten und gesichertes Wissen werden durch voreingenom-
mene Sichtweisen, Geriichte und geteilte Behauptungen ersetzt. Das ist
der Boden, auf dem Verfilschungen, Verschworungsmythen, Propaganda
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\./ und viele andere, fiir demokratische Auseinandersetzungen hoch toxische
Gewichse gedeihen.

- Verwahrloste Verkehrsformen: Inhalt und Stil vieler Kommentare im Internet
triefen vor Hime, Bosartigkeiten und Beleidigungen. Hass scheint dort zu
einer typischen Ausdrucksform geworden zu sein. Gesetzliche Bemithungen,
zumindest personliche Beleidigungen und gezielte Informationsfilschung
herauszufiltern und zu [9schen, vermdgen dem bislang bestenfalls die Spitze
zunehmen. An den auf Konfrontation und Herabsetzung ausgerichteten
Kommunikationsformen, die so grundsitzlich anders sind als eine auf
wechselseitigen Respekt ausgerichtete demokratische Auseinandersetzung
andert das nichts.

Festzuhalten ist: Euphorie und partizipativen ,Heilserwartungen“ sind in
den letzten Jahrzehnten immer wieder durch Erniichterung abgelost worden.
Mittlerweile ist sogar von einer ,Ausstiegsbewegung“ (Kraye 2022) die Rede:
Nach der Wut auf die digitalen Medien setze nun die grof3e Erschopfung ein.
Welche Konsequenzen man auch immer aus dieser fiebrigen Diskussions-
geschichte ziehen mag — eines ditrfte unstrittig sein: Die in virtuelle Riume
verlegte Kommunikation ist hochgradig ambivalent. Nun ist eine Diskussion
im Stil von ,Internet — Fluch oder Segen“ aus vielen Griinden wenig sinn-
voll. Der wichtigste: Es ist mit der digitalen Kommunikation etwa so wie
mit der Elektrizitit. Die Option ,da mache ich nicht mit“ gibt es nicht. Man
kann sich ihr nicht entziehen. Alle Lebensbereiche sind oder werden von
ihr durchtranke. Es ist also zwingend erforderlich genauer hinzuschauen.
Das soll hier in einem nichsten Schritt anhand eines Beispiels geschehen:

Stichproben: Digitalisierte Kommunikation im Alltag
der Stadtplanung

Bei dem Praxisausschnitt, der im Folgenden niher betrachtet wird, handelt
es sich um die , frithzeitige Offentlichkeitsbeteiligung*im Rahmen kommunaler
Bebauungsplanung. Das klingt sehr speziell. Ist es aber nicht. Vielmehr handelt
es sich um eine Aufgabe, die in allen rund 11.000 Kommunen Deutschlands alltig-
lich bewiltigt werden muss. Wie mit dieser Aufgabe umgegangen wird, sagt also
sehr viel mehr tiber die Partizipationskultur (siehe auch Beitrag von Mario Rund
in diesem Band) im Lande aus als die avancierte Beteiligungspraxis in wenigen
Gemeinden oder besonderen Fillen, die gemeinhin als empirische Basis dient.

Unter partizipativen Gesichtspunkten ist die frithzeitige Beteiligung aus

D

& zwei Griinden besonders interessant: Erstens bietet sich hier fiir Biirgerin-
& nen und Biirger die Chance, tatsichlich substanziell Einfluss zu nehmen.
10 2 Der Einfluss bezieht sich in dieser Planungsphase in der Regel zwar nicht mehr auf



Und zweitens hat der Gesetzgeber die Ausgestaltung dieses Verfahrens-
schrittes vollstindig ins Ermessen der jeweiligen Gemeinde gestellt. Hier
ist also alles moglich: Von der schmallippigen Bekanntmachung mit Ge-
sprachsangeboten im Planungsamt bis hin zu anregenden Veranstaltungen
auf Stadrteilfesten, aufwindigen Planungsforen oder vertiefenden Workshops.

Wie diese Praxis tatsichlich ausgestaltet wird bzw. werden kann und
welche Rolle dabei digitale Kommunikation spielt, untersuchen wir derzeit
in zwei getrennten Prozessen: Mit Hilfe einer systematischen Erfassung und
Auswertung von rund 100 Bauleitplanungsprozessen in allen Bundeslindern
soll ein naherungsweise reprisentatives Bild der Praxis erzeugt werden’. Und
in einem parallelen Prozess gestalten wir selbst im Auftrag von Kommunen
und Bautrigern aus dem Ruhrgebiet digitale frithzeitige Offentlichkeitsbe-
teiligung und erértern die dabei gewonnenen Erfahrungen (ausfithrlicher:
Griiger u.a. 2022). Beide Untersuchungen sind noch nicht abgeschlossen,
lassen aber schon erste Tendenzen erkennen. Von denen ist hier die Rede:

Vom Schaukasten ins Internet:
Friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung mit digitalen Mitteln

Fiir die frithzeitige Offentlichkeitsbeteiligung werden im Baugesetzbuch
zwei Anforderungen formuliert: Sie soll - so heifft es in § 3 Abs. 1 — die Offent-
lichkeit tiber die Planungsabsichten ,unterrichten® und ihr ,Gelegenheit zur
Auflerung und Erdrterungen“ bieten. Zur ,Unterrichtung” gehért sowohl die
offentliche Bekanntmachung der Planungsabsicht wie die Bereitstellung von
Planungsunterlagen. Beides geschah iiber Jahrzehnte durch Veréffentlichun-
gen in Amtsblattern, Aushang in Schaukisten der Gemeinden und , Auslegung”

in Amtsstuben. Allesamt nicht eben anregende Formen der Information.

Das hat sich geidndert. Vorzufinden ist heute ein breites Spektrum von

internetbasierten Informationsangeboten: Am einen Ende dieses Spektrums
findet man — zumal bei kleinen Gemeinden — noch sprode Formen, die sich
von den klassischen Aushingen nur durch das Medium unterscheiden und
(wie diese) lediglich auf die ausgelegten Unterlagen im Rathaus verweisen.

Aber in einem breiten Mittelfeld kommunaler Internetprisenzen gibt es
- zum Teil aufwindig gestaltete — Seiten, auf denen tiber die Vorhaben infor-
miert und alle wesentlichen Unterlagen zu Planungsvorhaben bereitgestellt

grundsitzliche Fragen der Stadtentwicklung (die miissten in vorgeschalteten Erorte-
rungen behandelt werden), aber doch auf zahlreiche Aspekte, die vor allem die Lebens-
welt der Menschen im raumlichen Einzugsbereich des Vorhabens betreffen.

3 Diese Untersuchung wird vom Verband Wohnen und Stadtentwicklung (vhw) ge-
fordert und vom Autor gemeinsam mit Ronja Decker (NetzwerkStadt) durchgefithrt.

Publizierte Ergebnisse sollten im Sommer 2023 vorliegen.
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werden. Zwar geschieht dies in oft noch wenig verstindlichen Texten und
Plinen. Aber auch hier scheinen sich positive Entwicklungen abzuzeichnen.

Am anderen Ende der Skala sind die die Beteiligungsportale mancher
Stidte zu finden.* Deren Anspruch reicht weit iiber einzelne gesetzlich vor-
geschriebene Verfahren hinaus. Zumeist wird hier ein thematisch breites Be-
teiligungsangebot prasentiert (vom Biirgerhaushalt bis zur Platzumgestaltung),
zur Mitwirkung eingeladen und der Verlauf von Prozessen dokumentiert.
Dabei geht es vielfach auch — neben der Beteiligung an kommunalen Vor-
haben — um biirgerschaftliches Engagement und (wie es gelegentlich etwas
euphemistisch heifdt) Co-Creation, Kollaboration oder , Ko-Produktion“ (siche
auch Beitrag von Svenja Bochinski, Jonas Drilling, Till Mayer in diesem Band).

Gefragt, ob diese Entwicklungen auf die Corona-Pandemie zuriickzu-
fithren sind, wird man mit ,Nein“ antworten miissen. Denn der eigentliche
Digitalisierungs-Treiber bei Informationen zu stidtebaulichen Maffnahmen
ist europarechtlicher Natur und fand in Deutschland mit einiger Verspatung
2017 seinen Niederschlag in § 4a Abs. 4 des BauGB. Dort heif’t es: Bekannt-
machung und Unterlagen ,,...sind zusitzlich in das Internet einzustellen
und iiber ein zentrales Internetportal des Landes zuginglich zu machen*.

Weitere Anstof3e gingen vielfach von Leitlinien-Prozessen aus, die schon
vor Jahren zur Stirkung lokaler Biirgerbeteiligung in Gang gesetzt wurden.
Eine ihrer Konsequenzen bestand darin, dass man auch der digitalen Kom-
munikation mehr Aufmerksamkeit widmete und — das gilt insbesondere fiir
die Beteiligungsplattformen - itberhaupt erst die (personellen) Ressourcen
bereitgestellt wurden, die fiir die Bewiltigung dieser Aufgaben erforderlich sind.

Im Rahmen unserer Untersuchungen war bislang lediglich ein pande-
mischer Einflussfaktor zu identifizieren: Mit dem im Eindruck von Corona
entstandenen Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) wurde die Moglichkeit
eroffnet, auch Erliuterungen und Erérterungen ins Internet zu verlagern. Das
kann zu durchaus neuen Erfahrungen beitragen. Welche das sind soll hier mit
der zweiten Stichprobe anhand einer Staffel von Online-Prozessen, die wir
selbst durchgefithrt haben (ausfithrlicher: Griiger u.a. 2021), illustriert werden:

Doppelte Ernte: Die Digitalisierung der Biirgerversammlung

Wenn etwas unter Beteiligungsfachleuten in Verruf war, dann die Biirger-
versammlung zu Bebauungsplinen: Sie galt als wenig informativ, konfrontativ

4 Inder englischsprachigen Literatur gibt es dafiir bereits eine eigene Begrifflichkeit:
,Digital Participatory Platforms (DPPs)“. Zur Definition: Falco/Kleinhans 2018: 54;
Drei zufillig ausgewihlte Beispiele aus Deutschland: Schwerte (https://mitmachstadt.
schwerte.de), Wuppertal (https://talbeteiligung.de), Mannheim (https://www.mann-

heim-gemeinsam-gestalten.de).


https://mitmachstadt.schwerte.de
https://mitmachstadt.schwerte.de
https://talbeteiligung.de
https://www.mannheim-gemeinsam-gestalten.de
https://www.mannheim-gemeinsam-gestalten.de

und eher monologisch als dialogisch. Was geschieht, wenn man das nun in den
virtuellen Raum verlagert? Dann konnte noch ,digital divide“ hinzukommen
(also das Ausgrenzen all derjenigen, die den Umgang mit Computern und
Tablets nicht gewohnt sind) — und etwas Schlechtes noch schlechter werden.
Aber es kam in den hier darzustellenden Fillen anders. In einer bislang zehn
Planungsprozesse umfassenden Serie von Online-Beteiligungen zeigte sich,
dass die Veranstaltungen durchaus dialogisch verlaufen kénnen, erstaunlich
ertragreich sind und moglicherweise mehr Interessierte erreichen als dies bei
Prisenzveranstaltungen der Fall ist. Diese durchaus von allen Beteiligten geteilte
positive Bewertung ist nicht nur auf den Einsatz von Zoom & Co. zuriickzu-
fithren. Aber auch. Wesentlicher aber sind die Grundsitze, an denen die Ver-
anstaltung insgesamt ausgerichtet wird. Und der damit verbundene Aufwand.
Aber der Reihe nach: Eine erste, augenfillige Wirkung der Verlagerung in
denvirtuellen Raum bestand in der regen Teilnahme. Nach Einschitzung der
Beteiligten aus Politik und Verwaltungen lag sie deutlich iiber dem Niveau frii-
herer analoger Veranstaltungen. Dies kann vor allem dadurch erklart werden,
dass der Zugang fiir viele leichter wird: Der Weg zur eigenen Couch ist kiirzer
als der in den Biirgersaal. Man kann zudem an der Veranstaltung teilnehmen
und nebenher die Familie versorgen. Andere verfolgen die Informationsver-
anstaltung entspannt und interessiert aus dem Urlaub und begrifiten explizit
die digitale Durchfithrung der Biirgerinformation. Auch iltere Menschen be-
herrschen die fiir sie ungewohnte Technik nach kurzen Anleitungen und sind oft
froh, sich nicht auf den Weg in einen Versammlungsraum begeben zu miissen.
Zudem werden offensichtlich auch in erheblichem Umfang jiingere Menschen
erreicht, die sonst solchen Veranstaltungen eher fern bleiben. Und dann gab es
danoch die, die schlicht neugierig auf ein solches Online-Experiment waren.
Aus der Sicht der Veranstaltenden — also lokaler Politik, Stadtverwaltungen,
Vorhabentragern — wird zumeist auch der reichhaltige inhaltliche Ertrag und
die itberwiegend konstruktive Atmosphare der Veranstaltungen hervorgehoben:
Da Chat und miindliche Erorterung parallel laufen ergibt sich eine ,doppelte*
Ernte (wie ein politisch Verantwortlicher das nannte). Dabei fillt auf, dass
ansonsten stillere Bevolkerungsgruppen eher im Chat vertreten sind und so
auch abweichende (etwa: positive) Meinungen geiuflert werden. Getrennt
moderiert, aber mit inhaltlichen Querbeziigen entsteht so in der Tat eine hohe
inhaltliche Dichte mit einem breiten Meinungsspektrum. Sie fithrt auch dazu,
dass es nicht so viele kommunikative ,Interferenzen* gibt, wie das sonst in
einem Saal zu beobachten ist, wo sich die einzelnen Wortbeitrige wechselseitig
stark beeinflussen oder miteinander ,verklumpen*, so dass manche wichtigen
Aspekte iiberhaupt nicht zur Sprache kommen. Die Verlagerung der Offent-
lichkeitsbeteiligung von der Stadthalle in den virtuellen Raum fiihrt allerdings
nicht zu einer Neudefinition der Aufgabe, um die es im Kern geht. Dabei
waren und sind (fiir unsere Beteiligungsarbeit) folgende Grundsitze leitend:
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\./ 1. Prozess verdeutlichen: Es gilt, Funktion und Reichweite der frithzeitigen
Offentlichkeitsbeteiligung im Prozess der Bauleitplanung klar darzustellen.
Das ist allerdings mehr als , Erwartungsmanagement*, denn so kann auch
auf die weiteren Moglichkeiten der Einflussnahmen seitens der Biirger-
schaft (bis hin zu rechtlichen Schritten) hingewiesen werden.

2. Den Informationscharakter der Veranstaltung ernst nehmen. Gute Informa-
tion setzt Klarheit, Verstindlichkeit, Vollstindigkeit voraus — und Dialog.
Letzteres wird oft iibersehen, ist aber doch zentrale Voraussetzung. Erst
durch Fragen und Antworten, Zuhéren und Klarstellen, wird Gemeintes
verstandlich aber auch Unverstindliches und Ungeklirtes deutlich.

3. Viele Stimmen horbar, Pluralitit sichtbar machen. Gelegentlich entsteht bei
der Biirgerbeteiligung das Bild von zwei gegeneinander stehenden Blocken:
die Bitrgerinnen und Biirger gegen die Stadt. Tatsichlich aber gibt es stets
eine Vielfalt von Gesichtspunkten und Interessen. Die gilt es sichtbar zu
machen. Das geschieht am besten dadurch, dass sie authentisch vertreten
werden — etwa durch Fachleute fir verschiedene Aspekte des Vorhabens
(Umwelt, Verkehr etc.), durch Vertreterinnen und Vertreter verschiedener
Interessen in der Zivilgesellschaft etc.

Zu diesen Arbeitsgrundsitzen kommt in Online-Verfahren hinzu, dass
Schwellen gesenkt werden miissen: Auch nicht technikaffine Interes-
sierte sollen Zugang zur Teilnahme an den Veranstaltungen haben. Das
setzt Information, Betreuung und Begleitung vor und wihrend der Ver-
anstaltung voraus. So entsteht zudem noch eine positive Nebenwirkung:
Die Betreuung im Technikcheck und beim virtuellen Zugang zur Veranstal-
tung fihrt vielfach zu einem personlichen Kontakt zwischen Moderation
und Teilnehmenden, den wbliche Veranstaltungen nicht zu bieten haben.

Und nicht zuletzt scheint externe (neutrale) Moderation geboten. In
unserem Fall gleich in vierfacher Weise: Die Rahmenmoderation fithrt durch
die Veranstaltung und dokumentiert im Online Whiteboard die wesentlichen
(Zwischen-)Ergebnisse, die Chat-Moderation verfolgt die schriftlichen Beitrige
und clustert sie zu Themen, die Moderation der miindlichen Erérterungen
bemiiht sich um einen inhaltlich strukturierten Verlauf — entlang der im Vor-
feld identifizierten zentralen Themen und der zusitzlich genannten Aspekte.
Hinzu tritt — im Vorfeld und im Hintergrund - eine technische Betreuung:
Mit ihr werden schon vor der Veranstaltung Technikchecks und Einfithrungen
angeboten und im laufenden Betrieb kann man noch iiber ein , Notfalltelefon®
Hilfe erhalten. Das ist ein grofier Aufwand. Zweifellos. Aber er lohnt sich.

Diese Erfahrungen zeigen: Die Durchfithrung einer guten frithzeitigen
Offentlichkeitsbeteiligung ist méglich. Auch digital. Ob das aber gelingt ist

Klaus Selle

allerdings zum geringsten Teil eine Form- oder Technikfrage, sondern hingt vor
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allem davon ab, ob die zentralen Voraussetzungen fiir jede ernsthafte Beteiligung
geschaffen wurden. Die bestehen in der Abarbeitung einiger einfacher Fragen:

Krisenfeste Fragenfolge, oder: Maslows Hammer meiden

LWir wollen.. so beginnt manche Anfrage bei Partizipationsfachleuten. Um
dann gradlinig auf eine spezifische Beteiligungsform zuzusteuern, etwa: ...,ein
Online-Planspiel durchfithren, ,die Betzavta-Methode anwenden*, ,,...Biirger-
InnenRite einfithren, ,einmal eine Kinderzukunftswerkstatt ausprobieren..

Die Wahl der Formen, um die es bei solchen Anfragen besonders hiufig geht,
scheint Moden unterworfen zu sein. Im digitalen Bereich sind aktuell z.B. ,Vo-
ting-Formate und Mapping-Tools beliebt* heif3t es etwa bei Jorg Radtke und She-
ree May Safimannshausen (2020 0.8.). Aber ganz gleich um was es jeweils geht:
Hier wird das Pferd vom Schwanze her geziumt. Die Frage nach dem ,Wie“wird
vor der nach dem ,Was®, ,Wer* und ,Warum* gestellt. Dabei sollte es exakt anders
herum sein. Wer ernsthaft — das heif3t hier vor allem mit Blick auf inhaltlichen Er-
trag und Wirkung — beteiligen will, muss eine bestimmte Fragenfolge abarbeiten:

- Was: Am Anfang einer sinnvoll gestalteten Kommunikation muss die Frage
nach ihrem Gegenstand und Gehalt stehen: Uber was soll informiert, was
soll erdrtert werden? Welche Gestaltungsspielriume bestehen? Was sind
(potentiell) besonders strittige Themen? Etc.

- Wer: Wenn der Gegenstand der Kommunikation klar ist, dann lisst sich auch
bestimmen, wer informiert, wer beteiligt bzw. mit wem kooperiert werden
soll und auf welche Weise diese Gruppen bzw. Akteure anzusprechen und
einzubinden sind. Akteursanalysen sind also die unverzichtbare zweite
Voraussetzung ernsthaften Beteiligens.

- Warum und Wozu: Wesentlich ist (insbesondere fiir alle nicht gesetzlich vor-
geschriebenen Verfahren) auch die offene Klarung der Frage, warum man
tiberhaupt iiber die in Rede stehende Aufgabe in einem grofieren Kreis oder
mit der stidtischen Offentlichkeit sprechen will und wohin das fithren soll.

In der Regel wird man zudem Rahmenbedingungen und Voraussetzun-
gen (Zeit, Geld, Personal, politischer Wille, Planungskontext) kliren miissen.

Erst auf dieser Grundlage kann die Wie-Frage nach verschiedenen Formen
der Kommunikation und ihrem Zusammenhang sinnvoll beantwortet wer-
den. Geschieht dies nicht, wird also kurzschliissig nach ,Formaten“ gefragt,
so kann man unterstellen, dass die geplante Partizipation keine inhaltliche
Substanz hat. Sie wird zum Zweck an sich. Und dient méglicherweise noch
als Nachweis, dass man sich auf der Hohe der Zeit, mit den ,angesagtesten®
oder ,innovativsten‘ Methoden um Beteiligung bemiithe. Was die Sache nicht
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besser macht. Eine solche Zweck-Mittel-Verkehrung erinnert fatal an ,Mas-
lows Hammer“: Der amerikanische Psychologe Abraham H. Maslow (1966:15)
hat einmal festgestellt, dass Wissenschaftler Probleme so definieren, dass
sie zu den Instrumenten passen, mit denen sie Probleme zu l6sen wissen.
Um diese Erkenntnis nicht nur abstrakt zu formulieren kleidete er sie in ein
populdres Bild: ,Ich glaube, es ist verlockend, wenn das einzige Werkzeug,
das man hat, ein Hammer ist, alles zu behandeln, als ob es ein Nagel wire“.”

Das Instrument ist gesetzt.® Die Frage, ob es fiir die Aufgabe geeignet ist,
die es zu losen gilt, stellt sich nicht. Bestenfalls fragt man, wozu das Mittel, das
man in Hinden hilt, alles taugen konnte. Eben das ist Kennzeichen vieler Dis-
kussionen zur Beteiligung in Stadtentwicklungsprozessen: Durch die einschli-
gige Literatur zieht sich eine breite Schneise von Beitrigen, die der Diskussion
von Methoden und Verfahren an sich dienen. Und bei denen die Gegenstinde
der zu gestaltenden Kommunikation bestenfalls schemenhaft zu erahnen sind.

Sucht man etwa in der einschligigen Literatur zu Online-Beteiligung
etc. nach Aufgaben der Stadtentwicklung, die der Kommunikation bediir-
fen — so sucht man vergebens. Regelmifiig steht vielmehr die Nutzung
und Weiterentwicklung des Instruments im Mittelpunkt: die Potenziale
von Visualisierungs-Tools, das ,smarte“ ErschliefRen von ,Big Data“, die
Vernetzung von Beteiligungsplattformen (Miinster u.a. 2017) oder gar der
Einsatz kinstlicher Intelligenz (Urban u.a. 2021). Immer ist es das gleiche:
Der Hammer ist da. Etwas, das man ,behimmern“ kann, wird sich finden.

Dass ein solcher Umgang mit Schlag-Instrumenten auch erhebliche Schiden
erzeugen kann steht aufler Frage. Darauf verweist schon Maslows Metapher.
Und das lisst sich auch in der partizipativen Praxis beobachten. Lart-pour-l'art-
Beteiligung und , Particitainment* sind nur die gingigsten Ausdrucksformen.

Kurzum: Es ist fir mich mit Blick auf die Pandemie und ihre Wirkungen
nicht erkennbar, dass und warum durch sie eine Krise der lokalen Beteili-
gungskultur verschirft oder auch nur deutlich sichtbarer geworden sein
sollte. Nein: Die Grundsatzfragen einer glaubwiirdigen Beteiligung stellen

5 Im Original: I suppose it is tempting, if the only tool you have is a hammer, to treat
everything as if it were a nail“ Die Autorenschaft des Bildes vom Jungen mit dem Ham-
mer ist umstritten. Es wird oft auch Mark Twain zugeschrieben. Nachweislich haben
es — neben Maslow — sowohl der Philosoph Abraham Kaplan als auch der Psychologe
Silvan Tomkins in den 1960ern verwendet. Ausfiihrlicher: https://quoteinvestigator.

com/2014/05/08/hammer-nail/

[o)}

Daher ist in diesem Zusammenhang allgemeiner auch vom , Law of the Instrument*
die Rede

7 vgl. dazu: Klaus Selle (2013): , Particitainment“, oder: Beteiligen wir uns zu Tode? In:
Ders.: Uber Biirgerbeteiligung hinaus: Stadtentwifcklung als Gemeinschaftsaufgabe?

Detmold [Verlag Dorothea Rohn] S.275-308


https://quoteinvestigator.com/2014/05/08/hammer-nail/
https://quoteinvestigator.com/2014/05/08/hammer-nail/

sich vor, wihrend und nach der Pandemie gleichermafen. Sie sind ,kri-
senfest“. Allerdings konnen die der Digitalisierung innewohnenden Am-
bivalenzen (von denen schon im ersten Abschnitt die Rede war) weitere
Gefihrdungen glaubwiirdigen Beteiligens bewirken: Es ist — zum Beispiel
- immer wieder zu lesen, die Menschen seien es inzwischen gewohnt, alles
Wichtige online zu erledigen. Und den so gewachsenen Anspriichen miissten
auch offentliche Institutionen, Kommunen zum Beispiel, gerecht werden.
Mag ja sein, dass es fir die Online-Bestellung eines Winterpullovers
und der eines neuen Personalausweises gewisse Nahen gibt. Mag auch sein,
dass man sich daran gewohnt hat, nach erfolgreicher Abwicklung zu einer
Bewertung des ,Kundenerlebnisses“ aufgefordert zu werden. Also Stern-
chen oder Noten verteilt und ggf. Kommentare hinzufiigt. Das geht ruck-
zuck. Aber geht so auch ,Beteiligen*? Etwa zu Fragen der Stadtplanung?
Wohl kaum: Zunichst einmal sind die Menschen bei diesem Thema
nicht in ihrer Eigenschaft als Kundinnen und Kunden gefragt, sondern
als Biirgerinnen und Biirger. Was einen wesentlichen Unterschied aus-
macht — Stichwort: Gemeinwohl, Offentlichkeit, Demokratie etc. Wenn
dieser Unterschied nicht auch in der Art und Weise erkennbar ist, wie ge-
meinsame Angelegenheiten behandelt werden, gerit Partizipation ins
Brackwasser der Beliebigkeit — irgendwo zwischen Zalando und Check24.
Von diesem grundsitzlichen Missverstindnis einmal abgesehen werfen
viele Aufgaben der Stadtentwicklung Fragen auf, zu denen man sich nicht
mal eben - ruckzuck — dufern sollte. Wenn nicht alles tduscht verfithren aber
die Moglichkeiten des Internets genau dazu. Gern spricht man dann auch von
,niedrigschwelligen Angeboten. Und so wird man eingeladen, einen schnellen
Kommentar zu verfassen, eine Idee zu posten oder einen Vorschlag zu ,liken“. Ein
Gebot, das angeblich von Albert Einstein stammt, wird hier griindlich missachtet.
Man solle, so Einstein, alles so einfach machen wie moglich. Aber nicht einfacher.
Eine derart verstandene Digitalisierung der Partizipation wird ihrem
Gegenstand nicht gerecht. Schlimmer noch: Sie gaukelt Selbstwirksamkeit
vor. Und tragt zugleich dazu bei, dass eine ,zu Gefallens- und Missfallensklicks
abgeriistete plebiszitire ,Offentlichkeit (Habermas 2022: 62) entsteht. Beides
verstirke Tendenzen zu einer Erosion der Demokratie. Das zeigt auch, wie
naiv, ja geradezu gefihrlich der Slogan ,Je mehr Beteiligung umso besser*ist.
Wer Schaden vermeiden will muss differenzierter denken und handeln. Dazu
gehort: grofte Sorgfalt bei Wahl und Einsatz kommunikativer Instrumente.
Das setzt zu allererst die Priifung der Substanz eines Partizipationsangebotes
voraus. Und nicht zuletzt gilt es, die Kunst des ,systematischen Zweifelns“
gegeniiber jedwedem , Heilsversprechen® neuer wie alter Methoden zu pflegen.
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Smart, aber fiir alle?

Der Einfluss von Governance auf die Teilhabe im Smarten
Quartier Jena Lobeda

Marcel Weikert', Laura Biermann-Firek, Miriam Harst,
Josefine Strining, Robin Wieland, Maria Winkler

Teilhabe im Smarten Quartier? - Wohnen in Zeiten
der Corona-Pandemie

Die Corona-Pandemie offenbart und katalysiert eine Krise gesellschaftlicher
Teilhabe. Wenngleich (fast) alle Bevolkerungsschichten von Krisenerscheinun-
gen betroffen sind, existieren erhebliche soziale Ungleichheiten (siehe auch
Beitrag von Frank Eckardt in diesem Band) sowohl hinsichtlich der Qualitit
als auch der Verteilung von Ressourcen zur Bewiltigung dieser (Blank/Seikel
2020). Erste empirische Befunde und die inhirente Intersektionalitit von Be-
nachteiligung (Philipp et al. 2014) machen die Verstirkung sozialer Ungleichheit
in Bezug auf das Wohnen wihrend der Corona-Pandemie evident (Eckardt
2021: 2). Die Abhingigkeit der Zuginglichkeit, GrofRe und Ausgestaltung des
Wohnraums von sozioSkonomischen Faktoren und die somit besonders fiir
Menschen in prekiren Lebensverhiltnissen folgenreichen pandemischen
Verinderungen bediirfen bisher nicht vorhandene flichendeckende resiliente
Strukturen. Denn das Zuhause wurde in Zeiten von Lockdowns, Homeoffice
und -schooling zum Dreh- und Angelpunkt des Lebens. Diese Entwicklun-
gen hin zu einer neuen Normalitit werden begleitet von einem durch die
Corona-Pandemie bedingten ,Digitalisierungsschub” (DStGB 2020), der
einerseits die Modernisierung technischer Infrastruktur vorantreibt und mit
dem Versprechen einhergeht, den Alltag zu erleichtern, andererseits neuer-
liche Fragen der sozial ungleichen Aneignungsméglichkeiten aufwirft (WZB
2020). So steigt der Digital Divide - sprich soziodkonomisch bzw. soziokulturell
und riumlich bedingte Unterschiede im Zugang zu digitalen Technologien
(Schelisch/Spellerberg 2021: 58) — mit dem Grad der Digitalisierung (siehe

1 Stark von Marcel Weikert gekiirzte und itberarbeitete Version des im Mirz 2022 ver-

Sffentlichten Forschungsberichtes.
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auch Beitrag von Klaus Selle in diesem Band). Als Resultat fithrt er zu einer
Fortfithrung von bereits vorhandenen sozialen Ungleichheiten oder gar zu
einer Verschirfung der Chancenungleichheit (bpb 2013). Zudem wird mit
(eingeschrinktem) Zugang oder Nicht-Nutzung von digitalen Technologien
die Teilhabe am 6ffentlichen Leben erschwert (Schelisch/Spellerberg 2021: 53).

Um dieses Spannungsfeld aus Potenzialen und Herausforderungen in
Bezug auf die Digitalisierung des Wohnens zu begreifen, widmet sich diese
Arbeit einem konkreten Projekt auf Quartiersebene, dem Smarten Quartier
in Jena Lobeda. Auch in Jena spielt die beschriebene Verschirfung sozialer
Ungleichheit mit Blick auf die Wohnraumversorgung eine Rolle. Doch, statt
den Blick auf die gesamtstadtische Smart City-Strategie Jenas zu richten, wird
der Fokus auf die Lebensrealitit der Bewohner*innen im Smarten Quartier
gelegt. Insbesondere die herrschenden Governance-Konstellationen nehmen
als moglicher Einflussfaktor auf die Teilhabe in der Untersuchung eine starke
Gewichtung ein. Die vorliegende Forschungsarbeit zielt auf die Beantwortung
der Frage, welche Governance-Konstellationen sich im Rahmen dieses Smarten
Quartiers identifizieren lassen, inwiefern diese die dortige Teilhabe der Be-
wohner*innen beeinflussen und — vor dem Hintergrund der Corona-Pande-
mie — ob Smarte Quartiere einen Beitrag zur Teilhabe in Krisenzeiten leisten.

Zunichst wird mittels eines Riickgriffs auf den Forschungsstand eine Ein-
ordnung zentraler Begrifflichkeiten vorgenommen und die wissenschaftliche
Relevanz des Themas dargelegt Im weiteren Verlauf wird die Forschungsfrage
eingefiihrt sowie die Methodik kurz umrissen. Schliefilich erfolgt die Darlegung
der Forschungsergebnisse hinsichtlich des analysierten Fallbeispiels. Diese
werden am Ende in resiimierende Schlussfolgerungen mit Ausblick tiberfiihrt.

Teilhabe und die Digitalisierung des Wohnens

Die juridische Definition von Teilhabe zielt in Deutschland auf die Si-
cherung eines normativ gesetzten Existenzminimums fir die individuelle
Entfaltung (Spannagel 2018: 81-82), unter welche Teilhabe jedoch weiter-
hin prekir bleibe (Aust 2020). Das tatsichliche Ausmaf einer Teilhabekrise
bleibt so verborgen. Aus sozialwissenschaftlicher Perspektive ist daher ein
relationaler Teilhabebegriff notwendig, der sich auf den produzierten gesell-
schaftlichen Reichtum und dessen Verteilung bezieht. Damit lisst sich nicht
nur der tatsichliche Moglichkeitshorizont von Teilhabe, sondern ebenfalls
das Ausmaf sozialer Ungleichheit in den Blick nehmen (Butterwegge 2021).
Insofern existiert schon dann eine Krise der Teilhabe, wenn Verteilungs-
mechanismen von Reichtum nicht zwangslaufig ein kritisches Maf3 von
absoluter, jedoch relativer Armut hervorbringen. Dies ist in Deutschland in
zunehmendem Mafie der Fall (Goebel/Krause 2021) und wird durch die Corona-
Pandemie verschirft (Statistisches Bundesamt et al. 2021; Pieper et al. 2021).



Deutlich wird dies in der Wohnraumversorgung. Die Steigerung des
Pro-Kopf-Flichenverbrauchs ging mit einer starken Ausdifferenzierung des
Individualkonsums anhand sozioskonomischer Faktoren einher (Sagner 2021).
Ausschlaggebend dafiir ist die Kommodifizierung?, die die Allokation des Wohn-
raums Marktmechanismen iiberldsst und enorme Mietpreissteigerungen mit
sich brachte (Holm/Schreer 2019: 3; 8-14; 26-28). Im Kontext stagnierender oder
riickliufiger Reallohne (Zink 2020) bedeutet dies einerseits eine zunehmende
und zum Teil armutsférdernde Belastung kleinerer bis mittlerer Haushaltsein-
kommen durch Wohnkosten (Holm et al. 2021) und andererseits eine sozial-
raumliche Polarisierung (Helbig/Jihnen 2018). Beide Problemlagen sind auch
in Jena vorzufinden (Stadt Jena 2019: Kap. A/1.5; Helbig/Jihnen 2018: 30-31).

Das Thema Wohnen wird auch durch die Smart City-Strategie der Stadt
Jena beriihrt. Smart Cities gehoren zu den neueren Leitbildern im Rahmen
der Stadtentwicklung (Schubert 2018: 604) und fufien auf dem technologie-
getriebenen Wandel im Informations- und Kommunikationsbereich, der auch
Stadte und Gemeinden berithrt (Lobeck/Wiegandt 2017: 4). Eine Umfrage des
Deutschen Stidte- und Gemeindebundes ergab 2018, dass 47 Prozent der teil-
nehmenden Kommunen bis dato keine Digitalisierungsstrategie entwickelt
hatten (Hornbostel et al. 2018: 29-30). Gleichzeitig gaben 39 Prozent an, sich in
der Entwicklung einer solchen Strategie zu befinden (ebd.). Seit Aufkommen
der Corona-Pandemie hat der ,Megatrend” Digitalisierung (ebd.: 7) an Fahrt
aufgenommen und einen , Digitalisierungsschub’ (DStGB 2020) ausgeldst, der
als Chance einer beschleunigten Umsetzung von Smart City-Strategien gesehen
wird (Damm)/Spellerberg 2021: 77). Laut Spellerberg und Damm fungiert Smart
City als Sammelbegriff fiir ,auf [die] riumliche Ebene bezogene, abgestimmte
und gesteuerte Digitalisierungsprozesse” (ebd.: 75) oder expliziter fiir , tech-
nologiebasierte Entwicklungskonzepte, um Stidte effizienter, technologisch
fortschrittlicher, nachhaltiger, 6kologischer und sozial inklusiver zu gestalten”
(Scholz 2018). Als , Utopie[n] von hoher Lebensqualitit” (Bauriedl/Striiver 2018:
12) einerseits finden Smart Cities Anklang in der ,,Smart City Charta”, die fir
einen ganzheitlichen ,gemeinwohlorientierten Einsatz von digitalen Losungen”
plddiert (BBSR 2021: 5). Aufbauend auf diesem Ansatz existiert auf Bundes-
ebene das Férderprogramm Modellprojekte Smart Cities des Bundesministeriums
des Innern und fiir Heimat in dessen Rahmen auch die Smart City-Strategie
Jenas entstanden ist. Auch auf Linder- und EU-Ebene werden Forderinst-
rumente angeboten (Bitkom 2019, zitiert nach Damm/Spellerberg 2021: 64).

2 Diese sukzessive Inwertsetzung des Wohnraums ging mit der Privatisierung 6ffentli-
cher Wohnungsbestinde, der Deregulierung zentralstaatlicher Forderprogramme (von
der Objekt- zur Subjektférderung) und der Liberalisierung des Wohnungsmarktes bis
hin zu dessen institutioneller Einbettung in die Finanzwirtschaft einher (Holm et al.

2017: 8-10).
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) Andererseits warnt die kritische Stadtforschung vor der Smart City als
,Dystopie der fremdgesteuerten Uberwachung und Kontrolle” (Bauriedl/
Striver 2018: 12), einer ,iibertriebenen Technikgldubigkeit” (Scholz 2018)
und der unzureichenden Betrachtung der ,sozialen Effekte [..] dieser Di-
gitalisierung stidtischen Lebens” (Bauriedl/Striiver 2017: 88) sowie vor der
Gefahr der alleinigen Datenkontrolle durch internationale (Technologie)
Konzerne (ebd.). Kritisiert als neues ,Verwertungsmodell” der unterneh-
merischen Stadt (Vollmer/Kadi 2018: 262) wird auch die Gefahr einer zu
stark ,technikgetriebenen kommunalen Governance” (Damm/Spellerberg
2021: 76) thematisiert, die ,Stadtentwicklung mit Effizienz, Kontrolle, Op-
timierungs- und Wettbewerbsidealen“ verkniipft (Bauriedl/Striiver 2017: 99).

Governance bezieht sich auf die Gesamtheit der Aushandlungs- und
Kommunikationsprozesse zur Koordination und Regelung gemeinsamer An-
gelegenheiten sowie die daran beteiligten Akteur*innen(konstellationen) und
Institutionen. In diesen Entscheidungsprozessen verfiigen die Akteur*innen itber
unterschiedliche Ressourcen, sodass sich Hierarchien und Machtasymmetrien
reproduzieren (Vollmer et al. 2021:13). Im Rahmen von Smart City-Strategien
kann es so zu einer ,Machtverschiebung” in Kommunen kommen (Damm/Spel-
lerberg 2021: 76). Denn aufgrund “fehlende[r] Ressourcen in Form von Know-how,
Zeit oder Geld” (Libbe 2018: 10) sowie durch die getrennten Zustindigkeiten
und Ressorts innerhalb der Verwaltungen folgt eine durch ,Expertenteams
aus privatwirtschaftlichen Anbietern von IT-Systemen, kommunalen Unter-
nehmen und wissenschaftlicher Begleitung” geprigte Governance (Semsrott
2018, zitiert nach Damm/Spellerberg 2021: 73). Zwar ist es mittlerweile Konsens,
dass Stadtentwicklung das Zusammenspiel verschiedenster Akteur*innen aus
Markt, Staat und Zivilgesellschaft ist (Selle 2012), selten untersucht wird jedoch,
welche konkreten Governance-Konstellationen politischen Planungsprozessen
zu Grunde liegen. Umso erforderlicher erscheint die Erforschung solcher
Konstellationen auf Quartiersebene bzw. anhand eines konkreten Projekts.

Hinzu kommt, dass die umfassende Auseinandersetzung mit dem
Thema Smart City laut Deutschem Institut fur Urbanistik vor allem in
Grofdstiadten stattfindet, wohingegen in Stidten mit unter 100.000 Ein-
wohner*innen nur vereinzelt Projekte vorzufinden seien (Hornbostel et al.
2018, zitiert nach Libbe 2018: 10). Von Bedeutung ist ebenfalls die Tatsa-
che, dass die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Smarten Techno-
logien bislang iiberwiegend auf stidtischer Ebene verbleibt und die kleine-
re Maflstabsebene des Quartiers weitestgehend aufder Acht gelassen wird.

Quartiere sind — im Gegensatz zu klarer durch administrative Unterteilungen
reproduzierte Riume wie Stadtteilen/-bezirken (Alisch 2022: 60) — stark durch
die alltiglichen Lebenswelten der Bewohner:innen definiert (Schnur 2014: 45;
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dessen Grofle nicht fest definierbar und somit variabel ist (ebd.: 43). Das rium-



liche Ausmafd und die Begrenzung des Quartiers erfolgen intuitiv sowie subjektiv
(ebd.:22-23). Nach Olaf Schnur miisse das Quartier allerdings einen ,mensch-
lichen Maf3stab aufweisen, um eine Identifikation zu entwickeln” (ebd.: 43).

Aufgrund dieses starken Bezugs der Mafdstabsebene Quartier zu den
alltaglichen Lebenswelten der Bewohner*innen, lisst sich annehmen, dass
wohnbezogene Technologien hier zu einem zentralen Themenfeld gehéren.
Allerdings ist die Digitalisierung des Wohnens durch die Nutzung von Smart
Home-Systemen bisher wenig erforscht. Smart Home, also die Implementie-
rung von technischer Ausstattung und einem iibergeordneten Steuerungs-
system im Wohnbereich (Baunetzwissen o.].), kann (unterstittzend) fiir einen
héheren Komfort oder Sicherheit, zur Unterhaltung (Schelisch 2021: 81), zur
Vereinfachung des Alltags oder zum Einsparen von Energie genutzt werden
(Baunetzwissen o.].). Smart Home-Losungen erfahren aufgrund technischer
und gesellschaftlicher Entwicklungen wie dem demographischen Wandel und
der Care-Krise eine zunehmende Beliebtheit (Marquardt 2018: 285; 294). So
soll dlteren Menschen durch digitale Assistenz- und Steuerungssysteme lang-
fristig selbststindiges und altersgerechtes Wohnen in vertrauter Umgebung
ermoglicht werden (Schelisch 2021: 81). Nichtsdestotrotz sind Smart-Home-
Applikationen zumindest in Deutschland bislang eine Seltenheit. ,[L]ediglich
16 Prozent der Gesamtbevolkerung in Deutschland verwenden mindestens eine
Smart-Home-Lésung” (Deloitte 2018, zitiert nach Schelisch 2021: 83). Dabei
lasst sich hinsichtlich der Anwendung eine ungleichmifige Verteilung bei
Bevolkerungsgruppen feststellen. Die Nutzung von Smart Home-Systemen
ist an finanzielle Faktoren gekniipft, sodass diese besonders in Haushalten
mit héherem Einkommen genutzt werden (Schelisch 2021: 83). Dies fithrt zu
intersektionell bedingten Ausschlussmechanismen weiterer Bevolkerungs-
gruppen. Gleichzeitig korreliert diese Ungleichverteilung mit einer unter-
schiedlich stark ausgepragten digitalen Kompetenz in Deutschland. Laut
Leibniz-Institut fitr Wirtschaftsforschung sind Frauen, Menschen mit Migra-
tionshintergrund sowie dltere Menschen und Personen mit weniger formaler
Bildung itberdurchschnittlich oft vom Digital Divde betroffen (Bachmann et al.
2021:37). Folglich ist hier von einer grofReren Hemmschwelle gegeniiber Smart
Home-Applikationen auszugehen. Daher werden Smart Homes, wie auch
Smart Cities, in der Stadtforschung einer kritischen Beurteilung unterzogen.

Von Interesse ist, inwiefern sich die Teilhabe der Bewohner:innen durch
das Smarte Quartier verindert. Konzeptionell wird Teilhabe zur Beantwortung
dieser Frage in vier Dimensionen untergliedert (Vollmer et al. 2021: 8-9), die
starke Interdependenzen aufweisen: Soziale Teilhabe ist die Moglichkeit das
eigene Leben, Beziehungen und Netzwerke frei gestalten zu konnen. Materielle
Teilhabe heifdt, sich mit allen Giitern versorgen zu kénnen und Zugang zu (be-
zahlbaren) Infrastrukturen der Daseinsfiirsorge zu haben. Kulturelle Teilhabe
basiert auf der Anerkennung von Differenzen und individuellen Lebensentwiir-
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fen. Politische Teilhabe ist einerseits die Gewdhrung von Menschenrechten und
andererseits die Moglichkeit der Mitbesimmung an Entscheidungsprozessen.

Ausgehend von der Literaturrecherche, den derzeitigen Forschungsstand
sowie der Forschungsliicke wurde folgende Forschungsfrage aufgestellt: Welche
Governance-Konstellationen lassen sich im Rahmen des Smarten Quartiers
in Jena Lobeda identifizieren und inwiefern beeinflussen diese die dortige
Teilhabe der Bewohner*innen? Deren Beantwortung erfolgte mittels qualita-
tiver leitfadengestiitzter Interviews (Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 130). Als
(potentielle) Interviewpartner:innen diente ein breites Personenspektrum aus
Wirtschaft, Verwaltung und Zivilgesellschaft sowie ehemalige und derzeitige
Bewohner:innen des Quartiers. Im Anschluss wurden die Interviews mittels
MAXQDA transkribiert und durch die inhaltlich strukturierende qualitative
Inhaltsanalyse nach Kuckartz codiert und ausgewertet (2018: 97, 100-120).
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Governance des Smarten Quartiers Jena Lobeda

Der Stadtteil Lobeda liegt rund sieben Kilometer siidlich des Jenaer Zen-
trums. Der itberwiegende Teil wurde in industrieller Bauweise zwischen den
1960er und 1980er Jahren errichtet, um Wohnraum fiir Beschiftigte des Carl-
Zeiss-Kombinates zu schaffen. Nach anfinglich hoher Beliebtheit erfuhr der
Stadtteil ab 1990 im Rahmen der grofRen gesellschaftlichen Verinderungen
massive Umbriiche und schliefdlich Abwanderung, Leerstand und , soziale Ent-
mischung” (Stadt Jena 2020: 7-8). Heute ist Lobeda mit 23.000 Einwohner*innen
dennoch weiterhin der bevolkerungsreichste Stadtteil Jenas und verzeichnet
seit 2013 einen leichten Bevélkerungszuwachs (ebd.). Dies kann auf die fiir Jena
vergleichsweise niedrige Durchschnittskaltmiete mit 6,82€/m? zuriickgefithrt
werden (Zarenga GmbH 2021). Das Smarte Quartier umfasst die Hausnummern
9 bis 19 der Ziegesarstrafie, die sich in einem elfgeschossigen Gebiudekomplex
befinden (Stadtwerke Jena GmbH o.].b). Errichtet wurden die drei Gebiude-
teile in den 1970er Jahren. Auf Grund des baulich schlechten Zustands befin-
det sich der Komplex aktuell im Sanierungsprozess, der in drei Abschnitten
zwischen Anfang 2020 und 2023 stattfindet (Stadtwerke Jena GmbH 2021).

Unter dem Motto Jena digitalisiert, lernt und teilt — Unsere Stadt schafft und
nutzt Wissen erhielt die Stadt Jena vom BMI 2020 den Forderzuschlag als
Smart City (Fiedler 2021). Aufgegliedert in fiinf Handlungsfelder entwickelte
die “Wissens- und Hightech-Stadt” (Stadt Jena o.].). Zielstellungen fiir ge-
sellschaftliche, wirtschaftliche und technologische Zukunftsthemen. Das
Modellprojekt Smartes Quartier Jena Lobeda ist Bestandteil der Smart City-
Strategie Jenas und formell als Teilprojekt dem zweiten Handlungsfeld Stadt-
entwicklung, Umwelt und Verkehr zugeordnet (Stadt Jena 2021a: 5-9; Abb. 10).

Allerdings sei die Stadtverwaltung laut ihrer eigenen Aussage nicht ,die
treibende Kraft beim Smarten Quartier, [sondern] das obliegt immer noch
den Stadtwerken“ (Interview JSM1: 68-69). Fiir die Bewerbung der Kom-
mune als Smart City diente das Smarte Quartier nur als ,eine Headline fir
ein Antragswesen“ (ebd.: 441-442). Die ,urspriingliche Vision“ stamme aus
der ,Feder* eines leitenden Angestellten der Stadtwerke (Interview JSM2:
34-35). Schliisselakteur®in des Projektes sind die Stadtwerke-Gruppe als
Projektentwickler, Jenergie als Quartiersentwickler und jenawohnen als Ver-
mieter und Bauherr (Interview JSM3: 7-10), bei denen die Entscheidungs-
macht dariiber liegt, wer in die Entwicklung (nicht) integriert wird (Abb. 11).

Die Governance des Smarten Quartiers baut auf einer fiir ostdeutsche
GrofRwohnsiedlungen typischen Zusammenarbeit von genossenschaftlichen
und (tei)kommunalen Wohnungsunternehmen, Quartiersmanagement und
verschiedenen Sozialverbinden im Stadtteil auf (Interview JSM4: 36-41). Ent-
scheidender Impulsgeber sind dafiir oft Férderprogramme des Bundes oder
des Landes (Interview JSM10: 377-378). Dennoch handelt sich nicht um ein
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. blof3es ,Férdermittel-Regime* (Kithn 2017: 118). Schliefilich suchte die Stadt-
werke-Gruppe aktiv den Austausch mit Akteur*innen aus der Immobilien-
wirtschaft, von Sozialverbinden, der lokalen und regionalen IT-Branche und
der Wissenschaft (Interview JSM9: 492-494; Interview JSMé: 88-93; Interview
JSM3: 140-141; 228-229). Diese sollen zum Wissenstransfer beitragen, indem
beispielsweise die Sozialverbinde Input fiir den konkreten Bedarf anvisierter
Zielgruppen geben (Interview JSMé: 86-93). Die Governance basiere sowohl
auf einem breiten Netzwerk (Interview JSM2: 461) und sei zugleich ,nichts
Abgeschlossenes” (ebd.: 472). Die Vielseitigkeit speist sich aus dem Ziel, in
einem ,iiberschaubaren Rahmen [...] viele Themen® umzusetzen (ebd.: 54; 57).
Die Offenheit ergibt sich aus dem Modellprojektcharakter: ,Je nachdem, wie
weit die Projektideen oder die Ziele des Projekts realisiert werden konnen*

(Interview JSM11: 305-306), dndere sich auch die Zusammensetzung der be-

teiligten Akteur*innen. Mageblich unterscheidet sich diese Governance von

Smart City-Projekten, wie sie bisher anhand von Metropolen erforscht wurden:

Weder globale IT-Konzerne, noch internationale Consulting-Unternehmen sind

involviert. Stattdessen liegt der Fokus auf der Stirkung lokaler Wertschépfungs-
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ketten. Wissenschaftliche Institutionen sollen der unabhingigen Evaluation
dienen. Entscheidend fiir die Teilhabe der Bewohner*innen ist letztlich nicht,
obviele, sondern welche Akteur*innen an der Governance beteiligt sind, welche
Interessen sie vertreten und welche sich durchsetzen. Inwiefern Mieter*innen
in das Projektvorhaben involviert wurden, ist Gegenstand der folgenden Kapitel.

Eingeschrankte politische Teilhabe: Keine direkte Beteiligung
der Bewohner:innen

Politische Teilhabe heifie aus Sicht eines Beauftragten fiir Biirgerbeteili-
gung der Kommune, ,dass alle interessierten und betroffenen Einwohnerin-
nen und Einwohner [..] die Moglichkeit bekommen sollen, mindestens mit
zu wissen was passiert, im besten Falle eigentlich auch mit zu reden und zu
diskutieren, was passieren soll.“ (Interview JSM1: 192-196). Im Kontext der
beschriebenen Governance ist der Einfluss der Kommune auf Beteiligungs-
prozesse im Smarten Quartier jedoch kaum gegeben. Die Stadtwerke-Gruppe
verzichtete auf eine formelle Modernisierungsankiindigung gemif} §555¢
nach Biirgerlichem Gesetzbuch, sodass keinerlei Informationspflichten oder
formelle Mitbestimmungsrechte auf Seiten der Mieter*innen existieren. Die
informelle, das heifdt freiwillige Beteiligung konzentriert sich einerseits auf
Diskussionen in der Fach- bzw. Branchenoéffentlichkeit (Interview JSM2: 341-353)
sowie andererseits auf regelmiflige Informationen der Stadt(teil)6ffentlich-
keit via Lokal- und Eigenmedien (Interview JSM4: 321-322). Das Projekt sei
dabei frithzeitig “marketingtechnisch” verkauft worden und erfuhr eine hohe
Offentlichkeitswirksamkeit (Interview JSM11: 406-407; Interview JSM2: 355-
358). Die meisten Bewohner*innen des Stadtteils hitten das Smarte Quartier
hingegen eher ,wie die Fertigstellung einer weiteren Sanierungsmafinahme*
verstanden (Interview JSM4:321-322). Hierbei sei es ,durch die Covid-Pandemie
[nicht gelungen] die Menschen vor Ort abzuholen* (Interview JSM2: 309-310).
Durch die Corona-Pandemie habe die Stadtwerke-Gruppe einen , Prozess der
Biirgerbeteiligung gar nicht in diesem Mafle machen* kénnen (ebd.: 146-147),
sodass es ,keine direkte Beteiligung, aufier intern“ gegeben habe (ebd.: 330).

Eine Mitarbeiterin der Stadtwerke verweist auf die Verantwortlichkeit
von jenawohnen: Thres Wissens nach seien die Mieter*innen zumindest in-
formiert worden (Interview JSM3: 254-260). Eine wirkliche ,Beteiligung der
Bewohnerschaft an der Frage, [...] wie soll dieses Quartier aussehen? habe
aber nicht stattgefunden (Interview JSM4: 353-354). Zumindest habe es ,kei-
ne Erhebung innerhalb des Quartiers gegeben [...], was sich Leute wiinschen*
(Interview JSM11: 363-364). Die Gespriche zwischen dem Sozialmanagement
von jenawohnen und einzelnen Mieter*innen kreisten vorrangig um die Or-
ganisation des Um- und gegebenenfalls Riickzugs. Diese liefen nicht immer
konfliktfrei, miindeten teilweise im Rechtsstreit und riefen schlussendlich
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sogar kollektiven Protest hervor (Interview JSMS8: 293-297; Interview JSM7:
190-191). Weiterhin sei es schwer gewesen an konkrete Informationen iiber
die Absichten der Sanierung zu kommen (ebd.: 103-108; 114). Eine ehemalige
Bewohnerin bestitigt, dass sie itber die neue Technik nicht ausgiebig infor-
miert wurde: ,Das wire eben fiir alte Menschen besonders gut“ (Interview
JSM8: 393-395). Ein moglicher Grund fir dieses Kommunikationsproblem
konne in der ergebnisoffenen Sanierungsplanung liegen: , Ich denke mal, das
war [...] noch nicht ganz so konsequent am Anfang genug geplant gewesen,
um zu sehen, was will ich da iiberhaupt machen* (Interview JSM9: 558-560).

Zumindest fir die ehemaligen Bewohner*innen lisst sich festhalten, dass
ihre Moglichkeit der Einflussnahme auf die Sanierung gering war: ,es gibt halt
nicht so wirklich die Méglichkeit da mitzureden (Interview JSM7: 68-69). Smart
im Sinne eines Zuwachses an politischer Teilhabe, wie sie unter dem Stichwort
Demokratisierung von Wohnungsunternehmen seitens zivilgesellschaftlicher
Akteur*innen gefordert wird (Botzem/Besedovsky 2021), erscheint die Sanie-
rung daher nicht. Dabei gibe es ,viele Leute, die gute Ideen haben* und deshalb
fehle ,eine Form [...], wo man mitbestimmen kann“ (Interview JSM7: 65-66).

Das Smarte Quartier fokussierte ohnehin auf den prognostizierten Bedarf
der neuen, anvisierten Bewohner*innen (Interview JSM2: 426-427). Sofern
Smart City-Ansitze kein ,technokratisches Ding von oben sein“ wollen, er-
scheint wenigstens die Erfassung des Bedarfs der zukiinftigen Nutzer*innen
als ,vollig relevant* (Interview JSM10: 44; 51). Dafiir initiierte die Ernst-Abbe-
Hochschule eigens eine wissenschaftliche Begleitforschung, die jedoch erst
am Anfang steht (Interview JSM11: 480-506). Bisherige Versuche seitens der
Stadtwerke-Gruppe Feedback der neuen Bewohner*innen zu bekommen,
erbrachten ,leider sehr wenig Riickmeldungen (Interview JSM3: 215), weil
yrichtiger Austausch mit den Mietern [...] aufgrund der Pandemie auch ein-
fach noch ein bisschen schwierig war“ (ebd.: 333-334). Unabhingig davon,
zielt das Reallabor hinsichtlich der politischen Teilhabe darauf, dass die
Bewohner*innen Informationen iiber die Zweckmifiigkeit der Sanierung
geben: ,Das heifit die Besonderheit ist, es leben in diesem Modellprojekt
echte Menschen, die uns ein Feedback geben, uns zeigen an welchen Stellen
wir falsch gedacht haben und das vom ersten Moment an“ (Interview JSM2:
62-64). Inwiefern die neuen Bewohner*innen mehr als blofRer Informations-
lieferant sein werden oder stattdessen wirklich Resonanz hinsichtlich ihres
konkreten Bedarfs erfahren, kann nicht abschlieflend beantwortet werden.

Fest steht allerdings, dass es als Reallabor dazu dient, herauszufinden, ,wie
attraktiv [...] denn auch Wohnungsangebote [...] sein [miissen], damit wir zum
Beispiel auch den steigenden Fachkriftebedarf kliren?” (Interview JSM2.: 426-
427). Insofern liest sich das Smarte Quartier auch als Innovationsfeld fiir eine
gesamtstidtische Wohnungspolitik, die vor allem darauf zielt, den Wirtschafts-
und Wissenschaftsstandort Jena in der Stidtekonkurrenz durch mittelschichtso-



rientierte Wohnformen zu stirken (Stadt Jena 2019: Kap. B). Es ginge demnach
auch darum, aus ,diesem Modellprojekt heraus Dinge zu entwickeln, die man
dannauchinJenal...] in gréferen Quartieren ausrollen kann“ (Interview JSM2.:
77-78), auch auf die Gefahr hin in diesem Projekt ,zu scheitern“ (ebd.: 109).

Wem niitzt die Technologie? Umstrittene materielle Teilhabe

Wenngleich der konkret artikulierte Bedarf der Bewohner*innen beim
Smarten Quartier (bisher) eine untergeordnete Rolle spielt, stellt die Erhchung
materieller Teilhabe ein Kernanliegen dar. Profitieren sollen ,alle Bewohner
von Jena gleichermafen an diesem Bereich der Daseinsvorsorge“ (Interview
JSM2: 265-266), insbesondere iltere Menschen (ebd.: 481-488). Schliefilich
ginge es darum, ,Menschen so lange wie moglich auch fernzuhalten von
Pflegeheimen“ (ebd.: 492), da es ,nicht die Losung [sein konne,] dass jeder
Senior in ein betreutes Wohnen umzieht.“ (Interview JSMé: 69-70). Dies soll
durch smarte Technologie erreicht werden. Im Zuge der Sanierung wird jede
Wohnung mit einem Smart Home-System inklusive Tablet ausgestattet, mit-
hilfe dessen sich der Energieverbrauch iiberwachen und steuern lisst sowie
aufeine quartiersinterne Plattform zugegriffen werden kann. Auflerdem wird
fiir die Bewohner*innen ein Telemedizinraum etabliert (Hunziker 2021: 41),
bei Bedarf ein Notrufsystem implementiert (Schulze 2021: 6-7) und Serviced
Appartment fiir Patient:innen des nahe gelegenen Universititsklinikums ge-
schaffen (jenawohnen 2021). Eine Vertreterin der Wohnberatung in Jena sieht
in dem beobachteten Digitalisierungsschub auf der einen Seite eine Chance.
Nicht nur unter den ohnehin ,technik-affine[n] Senioren” (Interview JSMé: 118),
sondern auch insgesamt sei wihrend der Corona-Pandemie die Akzeptanz fiir
technisch gestiitzte Kommunikation unter den Hochaltrigen gestiegen. Fiir
die Nutzung digitaler Unterstiitzungsangebote berge das Potenziale (Inter-
view JSM6: 143-148; 177-185). Dafiir bediirfe es jedoch eine aktive Kompetenz-
vermittlung (Interview JSM11: 236; JSM6: 463-462): ,Wenn es nicht gut liuft,
sinkt natiirlich die Akzeptanz. [...] wenn dort jemand einzieht und sagt: ,Es
wird ja gar nicht so betreut, es ist anonym, es wurden falsche Versprechungen
gemacht oder die Technik ist nicht beherrschbar* (Interview JSMé: 229-234).
Die Notwendigkeit dieser Vermittlung erscheint vor dem Hintergrund des
durch den Digitalisierungsschub verstarkten Digital Divide noch hoher. Eben
diese Vermittlung zu leisten, ist ein zentrales Anliegen der Stadtwerke-Grup-
pe, wofiir eigens eine befristete Stelle in Form einer Community Managerin
geschaffen wurde: ,es gibt natiirlich auch Bewohner und Bewohnerinnen,
die Fragen zu der smarten Technik haben. Einfach wenn man vielleicht eine
Einstellung noch nicht ganz verstanden hat [...] und dafiir ist das erst einmal
ganz gut, nochmal eine persénliche Ansprechpartnerin vor Ort zu haben [...]
und das wird wirklich auch gut angenommen* (Interview JSM3: 77-39; 113-117).
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Wichtig sei jedoch, dass das Smarte Quartier nicht am konkreten Bedarf
vorbei digitalisiere (Interview JSMé: 353-355). So berichtet eine frithere Be-
wohnerin, dass sie die smarte Technologie nicht brauche (Interview JSM8: 486)
und auch ein Smart City-Experte meint: ,es gibt sicher welche, die finden das
ganz toll, dass sie da irgendwie so ein Tablet an der Wand haben und irgend-
welche Dinge steuern kdnnen. Aber ob das zur Lebensqualitit beitragt, da bin
ich jetzt sehr skeptisch* (Interview JSM10: 490-492). Die ex post-Erhebung des
Bedarfs offenbart ein weit verbreitetes Problem von Smart City-Strategien, in
welchen abstrakte Ziele formuliert werden (Interview JSM10: 66-69), deren
empirische Validitit jedoch oft fraglich ist: ,Die Kernfrage [wire eigentlich,]
dass man fragt, was miissen wir denn jetzt hier smart haben, damit das Quar-
tier fiir wen besser wird“ (Interview JSM10: 470-471) bzw. zu fragen wire: ,[...]
wo ist unsere Herausforderung und welches Digitalisierungsinstrument hilft
uns diese Herausforderung anzugehen?“ (ebd.: 157-158). Smart wire daher,
klassisch-analogen Wohnkomfort durch ,eine barrierefreie und energeti-
sche Sanierung“ zu erhéhen (Interview JSM9: 565; Interview JSM5: 257-260).

Im Kontext der konkreten Zusammensetzung der Bewohner*innen im
Smarten Quartier drangt sich in einem angespannten Wohnungsmarke die
Frage nach der Bezahlbarkeit auf. Das Problem sei, dass in Jena ,die Schere
jetzt hier zwischen den Gutverdienern und denjenigen, die sich halt Wohnun-
gen nicht leisten konnen“ immer weiter auseinandergehe und ,dass es schon
schwierig wird [...], passenden Wohnraum zu finden“ (Interview JSM9: 31-33).
Gerade die zumindest fiir Geringverdiener*innen hohe Mietbelastungsquote
gefihrdet einerseits die materielle Teilhabe an anderen Formen der Grundver-
sorgung (Interview JSM4: 371-372) und bedingt andererseits sozialriumliche
Polarisierungsprozesse, sprich Segregation. Jena Lobeda fungiert in einem
zweigeteilten Wohnungsmarkt (Jacobs 2020) zunehmend als Riickstands-
reserve bezahlbaren Wohnens und folglich als Auffangbecken fiir Haushalte
mit geringem Einkommen (Stadt Jena 2019: Kap. C, 18), schlieRlich seien dort
die ,Mieten immer noch geringer“ (Interview JSM4: 368). Allerdings steige
der Mietpreis auch dort: ,Und klar, das ist auf jeden Fall eine Frage, die Be-
wohner beschiftigt“ (Interview JSM4: 369-371). In diesem Kontext wire laut
einem leitenden Angestellten der Wohlfahrtspflege ein Smartes Quartier
eines, ,welches, das Thema Armutsprivention im Blick hat*, sprich es ist eins,
was nicht segregiert, sondern sozusagen integriert* (Interview JSM5: 337-338).

Das ehrgeizige Ziel der Stadtwerke-Gruppe sei es , attraktiven Wohnraum zu
schaffen” (Interview JSM2: 116-117) und diesen zugleich mit ,relativ niedrige[n]
Mieten“ bezahlbar zu halten (Interview JSM3: 70). Ohne staatliche Férdermittel
sei dies mittlerweile nicht mehr zu leisten (Interview JSM9: 123-128). Auf diese
wurde fiir einen Teil des Smarten Quartiers in Form des Innenstadtstabilisie-
rungsprogramms des Landes Thiiringen (Interview JSM3: 68-69) sowie der Smart
City-Bewerbung zuriickgegriffen, sodass rund die Hilfte der 270 Wohneinheiten



belegungsgebundene Sozialwohnungen seien (Hunziker 2021: 41). Dadurch
wiirden , Personen mit weniger finanziellen Ressourcen“ angesprochen, die
,80 auch nochmal die Méglichkeit haben trotzdem ein Smart Home zu haben.“
(Interview JSM3:199-201). Jedoch seien die Mietpreise des geférderten Wohn-
raums mit 5,90 €/m? teilweise um 2€/m? teurer als die vorherigen Bestands-
wohnungen (Interview JSM8: 461-466). Paradoxerweise geht die Schaffung von

Sozialwohnungen demnach fiir Mieter*innen ,mit den kleineren Einkommen*
(Interview JSM4: 360) mit Verdringung einher® (Interview JSM7: 189-192).

Soziale Teilhabe: Vereinsamung und Verdrangung
aus dem kleinen Dorf?

Die materielle Teilhabe ist eng mit der sozialen Teilhabe verkniipft. Denn
mit dem Angebot an Beratungsstrukturen ,steht und fillt, denke ich, so ein
Projekt, gerade in so einem grofien Haus, wo auch [..] zum Teil dann oft
eine Anonymitit ist” (Interview JSMé6: 463-464). Anonymitit gehért zu den
hiufigsten Klagen der Bewohner*innen von Grofiwohnsiedlungen (Budnik
et al. 2018: 221). Allerdings untermauern empirische Studien zugleich kein
unterdurchschnittliches Vorhandensein von nachbarschaftlichen Kontakten
(Harth 1994:138-143). Zumindest eine ehemalige Bewohnerin weif3 von einem
durchaus aktiven, aber informellen Nachbarschaftsnetzwerk der gegensei-
tigen Hilfe zu berichten: ,Hilfe kriegt man. [...] Wie in einem kleinen Dorf“
(Interview JSM8: 86-91). Dabei schwingt durch den erzwungenen Umzug
auch die Angst mit, dieses Netzwerk zu verlieren und auf sich alleine gestellt
zu sein: , Dort kenne ich niemanden® (ebd.: 268). Die Frage ist also, inwieweit
Bewohner*innen, die aufgrund von Mieterhéhungen umziehen mussten, an
»alte Bekanntschaften, Kontakte ankniipfen konnen (Interview JSM4: 235-237).

Eine der schwerwiegendsten Folgen der Corona-Pandemie war die durch
Kontaktreduktion und Isolation provozierte bzw. katalysierte Vereinsa-
mung (Interview JSM11: 254-256; Baarck et al. 2021). Das Ausbleiben sozialer
Kontakte wihrend der Pandemie habe eine im Stadtteil Lobeda ohnehin
vorhandene Anonymitit verstarke (Interview JSMé6: 464). Was schlichtweg
schon vor der Pandemie fehlte, seien ,Moglichkeiten fir soziale[n] Aus-
tausch, soziales Beisammensein® (Interview JSM7: 63). An sich habe Lobeda

3 Exakte Zahlen, wie viele der Bewohner*innen zuriickgezogen sind bzw. zuriickziehen
werden, liegen nicht vor: ,Also die meisten Leute, die jetzt in diesem Smarten Quartier
wohnen, haben davor woanders gewohnt (Interview JSM7: 41-42). Durch Grundriss-
verinderungen verringerte sich auch die Wohnungsanzahl (Stadtwerke Jena GmbH
0.].), sodass dies auch dazu fiihrte, dass nicht fiir alle ehemaligen Bewohner*innen

ausreichend Wohnraum zur Verfiigung steht.
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zwar eine ,gute soziale Infrastruktur (Interview JSMé: 302), woran es aber
mangele, seien Begegnungsriume in den Hiusern (Interview JSM7: 63-64).

Es sei nun eines der Ziele des Smarten Quartiers, ,die Gemeinschaft
und Nachbarschaft zu férdern” (Interview JSM3: 63) und zwar in ,Richtung
Vernetzung und Austausch, gegenseitige Unterstiitzung” (Interview JSMi1:
16-17), sodass ,digital und sozial zusammengedacht“ wiirden (ebd.: 24). So-
mit soll das ,Gemeinschaftsgefiige [...] auf eine andere Ebene“ gehoben wer-
den (ebd.: 162) und zwar hin zu einer ,Caring Community“ (ebd.: 241). Im
Zentrum stehe ein ,Gemeinschaftsraum“ pro Aufgang, ,den man auch gut
buchen kann“ (Interview JSM3: 84-85). Uber digitale Tools sollen zudem Sha-
ring-Angebote zwischen den Nachbar*innen etabliert werden (Schulze 2021:
7). Bedingt durch die Pandemie konnte dieser bisher jedoch nicht eréffnen
(Interview JSM3: 154-158). Inwiefern dieses Angebot also angenommen wer-
den wird und sich soziale Teilhabe der Bewohner*innen erhéht, bleibt offen.

Vernetzte Teilhabe? - Smarte Quartiere im Kontext
pandemischer Zeiten

Die Erh6hung der verschiedenen Teilhabedimensionen kann als zentraler
Baustein resilienter Stidte identifiziert werden. Wenngleich zur kulturellen
Teilhabe kein Material erhoben werden konnte, wurden am Beispiel des
Smarten Quartiers klare Interdependenzen zwischen sozialer, materieller
und politischer Teilhabe aufgezeigt. Zudem konnte herausgestellt werden,
dass die spezifische Zusammensetzung der Governance von informierten,
mitgestaltenden und entscheidenden Akteur*innen die Teilhabe erhéhen,
aber auch negativ beeintrichtigen kann. Bezogen auf die Governance chan-
giert das Projekt zwischen einem klassischen Sanierungsvorhaben und
einem digitalen Pionierprojekt. Trotz Einbeziehung vieler Akteur*innen
ist ein eindeutiger Top-Down-Ansatz mit Entscheidungsmacht auf Seiten
der Stadtwerke-Gruppe erkennbar. Da die Stadtverwaltung nicht in die
Entwicklung des Smarten Quartiers involviert ist, kniipft das Vorhaben an
neoliberal geprigte Governance-Konstellationen an, in denen die Stadt zwar
Leitlinien vorgibt, die Ausgestaltung jedoch privaten Akteur*innen obliegt.

Das Ziel materielle und soziale Teilhabe zu erhéhen, wird nur zu Teilen
erreicht. In der Forschung stellte sich die materielle Teilhabe allerdings als
zentraler Dreh- und Angelpunkt heraus. Neue Bewohner*innen konnen
bedingt durch die materielle Teilhabe gleichzeitig von einer Erhéhung der
sozialen Teilhabe profitieren. Diese konkretisiert sich in sozialer und digi-
taler Infrastruktur wie dem Telemedizinraum, digitalen Endgeriten sowie
Gemeinschaftsraiumen zur nachbarschaftlichen Vernetzung. Durch Miet-
erhéhungen und die damit verbundene Verdringung wurden die ehemaligen
Bewohner*innen hingegen in ihrer materiellen Teilhabe eingeschrinkt. Ebenso



ging damit die Verminderung der sozialen Teilhabe in Form des Verlustes ihrer
Nachbarschaftsnetzwerke einher. Demzufolge ist anzunehmen, dass trotz
angebotener Sozialwohnungen das Ziel verfehlt wird Smart Home-Techno-
logien auch fir einkommensschwache Haushalte zur Verfugung zu stellen.

Um Verdringungsprozesse zu vermeiden und tatsichliche Bedarfe zu
eruieren, sollte daher eine frithzeitige politische Teilhabe ermdglicht wer-
den. Die Untersuchungen haben jedoch gezeigt, dass das Angebot an poli-
tischen Teilhabemoglichkeiten im Smarten Quartier nur sehr gering war,
wobei dies auch auf die Auswirkungen der Corona-Pandemie zuriickgefithrt
werden kann. Fraglich ist, ob Erkenntnisse aus der vorgesehenen Begleit-
forschung noch rechtzeitig in das Projekt einfliefSen konnen oder ob primir
Folgeprojekte davon profitieren werden. Eine offenbleibende Frage ist da-
her, wie in Zukunft Beteiligung trotz Krisenzeiten gesichert werden kann.

Fir die Gewidhrleistung einer solchen Resilienz (siehe auch Beitrag von
Lester Malte Pott, Leonie von Brock, Jannis Martens und Jannika Hoberg
in diesem Band) spielt die Digitalisierung eine grof3e Rolle. Jedoch kann
der Einsatz digitaler Technologien zu einem Digital Divide fithren, der so-
wohl materielle als auch soziale Teilhabe beeintrichtigt. Es ist zwar davon
auszugehen, dass sich durch den erfolgten Digitalisierungsschub, digitale
Kompetenzen erweitern, doch im Sinne der Verstetigung des Projekts darf
eine langfristige Kompetenzvermittlung, vor allem im Hinblick auf dltere
Menschen, nicht vernachlissigt werden. Wenn diese Kompetenzvermittlung
in langfristigen Strukturen stattfindet, liegt im Smarten Quartier fiir diese
anvisierte Bevolkerungsgruppe, mit ihren sich verindernden Wohnbediirf-
nisse, die Chance autonom in ihrer gewohnten Umgebung zu bleiben. Dabei
miissen analoge und digitale Hilfsstrukturen zusammen gedacht werden.

Das Projekt offenbart die Schwierigkeit fiir ein Wohnungsunternehmen
in einer kommodifizierten Wohnraumversorgung die Problematik bezahl-
barer Mietpreise selbst bei staatlicher Unterstiitzung zu 16sen. Insofern muss
die staatliche Ebene noch stirker in die Verantwortung gezogen werden, um
notwendige politische Rahmenbedingungen wie eine neue Wohngemein-
niitzigkeit, zu schaffen, die die Teilhabemdglichkeiten fiir Haushalte mit
geringem Einkommen sichern. Die Stadtverwaltung sollte eine zentralere
Rolle in der Governance einnehmen und in Bezug auf die Daseinsvorsorge
ihre Handlungsfihigkeit bewahren, beispielsweise indem sie auf Ausschiit-
tungen der Gewinne der jenawohnen GmbH in ihren Haushalt verzichtet.

Abschliefiend ist zu betonen, dass Digitalisierungsprozesse nicht als
Selbstzweck fungieren diirfen, sondern diese primar stidtischen Problem-
stellungen und Bedarfen folgen sollten. Dabei sollte der Begriff smart im
Sinne einer vernetzten Teilhabe Verwendung finden, mit dem Ziel alle Bevolke-
rungsgruppen zu inkludieren und mogliche Ausschlussmechanismen sowie
alle Dimensionen der Teilhabe und ihre Interdependenzen mitzudenken.
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Post Corona-Stadt

Teilhabe bei wachsenden Ungleichheiten
unter Pandemie-Bedingungen

Frank Eckardt

Corona und die verscharfte soziale Ungleichheit

Die Pandemie hat die globalen sozialen Ungleichheiten und in Deutsch-
land deutlich verschirft. Obwohl gesellschaftliche Ungleichheiten als Problem
wahrgenommen und sich in Befragungen immer die meisten Menschen fiir
eine gerechtere Verteilung von Vermégen und Einkommen aussprechen, wird
das Ausmaf der Ungleichheit teilweise dramatisch unterschitzt, weil u.a. die
Vermogensungleichheit im Vergleich zur Einkommensungleichheit wenig the-
matisiert wird (Bellani et al. 2021). Auf Basis einer Auswertung des jihrlichen
Mikrozensus kann aber aufgezeigt werden, dass die Armut in Deutschland
ein Rekordniveau erreicht hat (Der Parititische Gesamtverband 2022). Im
Jahr 2021 stieg die Armutsquote auf den Hochststand von 16,6 Prozent: 13,8
Millionen Menschen — 600.000 mehr als vor der Pandemie — leben unter der
Armutsgrenze von 60 Prozent des mittleren Einkommens in Deutschland. In
dem ersten Pandemiejahr griffen noch die verschiedenen Schutzschilde und
Sofortmafinahmen der Bundesregierung und der Linder, so dass die Armut
trotz des wirtschaftlichen Einbruchs nur relativ moderat anstieg. Im zweiten
Jahr der Pandemie waren diese Schutzmafinahmen weit weniger wirksam.

Armutist allerdings die einkommensbezogene Seite sozialer Ungleichheit. Sie
steht in einem komplexen Zusammenhang mit anderen Bereichen gesellschaft-
lichen Lebens wie Arbeit, Wohnen, Bildung und Gesundheit. Die Pandemie hat
mit Bezug auf die ungleiche Ansteckungswahrscheinlich mit Corona und deren
sozialen Konsequenzen dies im Brennglas verdeutlicht. Die Folgen der Pandemie
wie die Griinde, warum manche Menschen mehr darunter leiden und sich hiu-
figer anstecken, sind Ausdruck der sozialen Ungleichheit in unserer Gesellschaft.
Dies spiegelt sich bereits in den Ausbreitungsmustern der Pandemie wieder (Dra-
gano et al. 2021): Armere Stadtteile sind viel stirker betroffen als wohlhabendere.

Der Zusammenhinge zwischen der Pandemie und den sozialen Ungleich-
heiten bestehen einerseits durch individuelle Risiken der Bewohnerinnen und
Bewohner (kompositionelle Effekte), demnach sich hohere Inzidenzen oder
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Testpositivraten generell bei Menschen mit niedrigerem Einkommen auffinden.
Andererseits ergeben sich Risiken durch das spezifische Umfeld (kontextuelle
Effekte). Als Kontexteftekte sind die Wohnqualitit (Eckardt 2022), das Vorhan-
densein von Griinflichen und die Organisation des 6ffentlichen Personennahver-
kehrs nachgewiesen. Die Expositionswahrscheinlichkeit und Empfanglichkeit
fir eine Infektion werden durch die Anzahl, Frequenz und Dichte der sozialen
Kontakte und deren Riume bestimmt. Insbesondere beengte Wohnverhiltnisse
erh6hen mafigeblich das Infektionsrisiko. Die Verteilung von Wohnraum rich-
tet sich vor allem nach der Einkommenslage der Haushalte. Dabei spielt die
Nachbarschaft eine gleichsam bedeutende Rolle. Einrichtungen des tiglichen
Lebens (z. B. Supermirkte, Restaurants) haben in der Regel in d&rmeren Stadt-
vierteln weniger Fliche pro Besucher haben, was das Abstandhalten erschwert.
Besonders bedrohlich ist die Wohnsituation insbesondere fiir wohnungslose
Menschen und Gefliichteten in Erstaufnahmeeinrichtungen und Gemeinschafs-
unterkiinften (siehe auch Beitrag von Pauline Bonisch, Kaya Peters, Joel Schiilin
und Claas Wilken in diesem Band). Niedrige Einkommen erh6hen zusitzlich
das Infektionsrisiko, da auch das Material zum persénlichen Infektions-
schutz, wie Masken oder Desinfektionsmittel, nicht erstanden werden kénnen.
Neben den Wohnverhiltnissen sind vor allem die berufsbezogenen Risiken
entscheidend, die sich in den unterschiedlichen Branchen sehr unterschiedlich
darstellen (Mohner/Wolik 2020). Direkter Kontakt zu Patient*innen, Kund*in-
nen, Klient*innen oder Kolleg*innen verhindert das Distanzhalten. Zumeist
werden Menschen in solchen Arbeitsbereichen zudem schlechter bezahlt,
wodurch sich wiederum die Ansteckungsgefahr durch zu engen Wohnraum
und benachteiligter Nachbarschaft erhéht. Die Pandemie verdeutlicht deshalb
insgesamt einen Zusammenhang zwischen Armut und Krankheitsrisiken,
wonach viele Gesundheitsrisiken und Krankheiten hiufiger bei Menschen
auftreten, die iber weniger soziale und 6konomische Ressourcen verfiigen
(Lampert et al. 2005). Die armutsverstirkten Gesundheitsrisiken wiederum
erzeugen eine erhéhte Gefahr fir Covid-Erkrankungen beziehungsweise einem
schweren Verlauf, da Rauchen, Bewegungsmangel, Adipositas, chronischer Stress,
Herz-Kreislauf-Krankheiten bei Menschen mit geringen Einkommen haufiger
auftreten und zugleich die Abwehr gegen die Corona-Viren abschwichen.
Die berufsbezogene Exposition ergibt sich aber nicht in erster Linie durch
den direkten Kontakt mit potentiell ansteckenden Menschen, sondern die
Intensitit und Kontrollierbarkeit dieser Kontakte, weswegen fiir beispiels-
weise Lehrer*innen und Arzt*innen nicht unbedingt ein erhéhtes Risiko der
Infektion besteht. Der Faktor Bildung, der eine solche berufliche Position
und auch die Moglichkeiten des Home Office — und damit auch die geringere
Ansteckungsgefahr durch Mobilitit im OPNV - erméglicht, spielt deshalb
eine entscheidende Rolle. Bildung impliziert zudem eine hohe Gesundheits-
kompetenz, wodurch sich ebenfalls ein Zusammenhang zwischen Corona



und sozialer Ungleichheit manifestiert. Anhand von Corona bestitigt sich,
dass Gesundheit ein Faktor ist, der die intergenerationale Transmission von
Bildungschancen mitbestimmt: ,Wenn der Faktor Gesundheit Effekte auf
die Bildungschancen hat und sozial ungleich verteilt ist, wobei die meisten
gesundheitlichen Beeintrichtigungen itberproportional hiufig bei Kindern
aus den unteren Sozialschichten auftreten, dann liegt der Schluss nahe, dass
Gesundheit einer der vielen Wirkpfade ist, iiber den die soziale Herkunft ihre
Effekte auf den Bildungserfolg entfaltet. (Tuppat 2020: 225). Bildungsriick-
stinde und Armut bei Kindern und Jugendlichen haben dementsprechend
den Effekt, dass sie einerseits deren gesundheitliche Entwicklung (vgl. Lam-
pert/Kuntz 2019) beeintrichtigen und andererseits diese Entwicklungsein-
schrankungen zu weiteren Nachteilen in der Bildungskarriere hervorbringen.
Durch die Gesundheitsungleichheit, vermittelt iber die Bildungsungleichheit,
verfestigt sich somit die Armut in Deutschland tiber die Generation hinweg.

Von residentieller Segregation zur Fragmentierung
der Stadtgesellschaft

Die Verschirfung der sozialen Ungleichheiten durch die Corona-Pandemie
ergibt sich dementsprechend nicht nur durch die Verstirkung bestehender Be-
nachteiligungen in den Lebensbereichen Bildung, Arbeit und damit zusammen-
hingend Einkommen, Gesundheit und Wohnen. Vielmehr erschwert das Zusam-
menspiel dieser Ungleichheitsdynamiken die Schwierigkeit, um zumindest im
Generationenwechsel von Eltern zu Kindern diese Benachteiligungen abzubauen,
weil diese die sozialrdumliche Segregation noch verstirkt. Soziale Ungleichheiten,
die sich in den Siedlungsraum durch gebaute und auch ,unsichtbare’ Trenn-
linien eingegraben haben, bestimmen fiir lange Zeit die weitere Planung und
Gestaltung von Wohn- und Lebensraumen und Verdnderungen solcher gebauten
Strukturen erscheint umso schwieriger. Die Auswirkungen der Corona-Pandemie
auf die sozialen Ungleichheiten sind deshalb im Kontext raumlichen Muster
der gesellschaftlichen Ordnung der Stidte zu betrachten (Eckardt 2020, 2021).

Die Pandemie vertieft die langfristigen multiplen Prozesse, die die ge-
sellschaftliche Ordnung der Stidte verindern: Seit den 1980er Jahren ist zu
beobachten, dass die soziale Mischung vieler Stadtteile in den Grofstidten
abnimmt und die Segregation zwischen den verschiedenen sozialen Grup-
pen zunimmt (Hiufermann/Kapphan 2000). Das bedeutete zunichst, dass
sich die sozialen Distanzen auch in residentielle Entfernungen umsetz-
ten. Es entstanden ,Stadtteile mit besonderen Entwicklungsbedarf®, wie
dies in der Forderprogrammatik fiir das Bund-Linder-Programm ,Soziale
Stadt“ genannt wurde und die durch eine tiberdurchschnittliche Konzent-
ration von arbeitslosen und armen Bewohner*innen charakterisiert wurden.
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\./ Wie Studien der 2010er Jahre (Helbig/Jihnen 2018) zeigen, haben sich
diese Auflgsungsprozesse weiter fortgesetzt und hat sich die raumlich-wohn-
liche Distanz durch grofmafistibliche Konzentration von unterschiedli-
chen Einkommensgruppen entweder den Wohnriumen der Reichen oder
den als ,Brennpunkte® stigmatisierten Vierteln der drmeren Bevolkerung
fortgesetzt. Es ist zu erwarten, dass sich diese sozialen Ungleichheiten
durch die beobachtete Armutszunahme in Zeiten von Pandemie, Inflation,
Energiekrise und Ressourcenknappheit weiter als getrennte Wohn- und
Lebensrdume in die soziale Geographie der Stidte zementieren wird.

Zu beobachten ist zudem, dass sich diese Form der sozialen Trennung mit
einem Prozesse der kleinteiligen Fragmentierung von Stadtteilen kombiniert. Da
Wohnraum knapp und Bodenpreise in besseren Lagen fiir viele aus der Mittel-
schicht unerschwinglich geworden sind, werden Wohn-Inseln geschaffen, die
nach den eigenen Normen und Werten eingerichtet werden und sich riumlich
neben baulich und sozial benachteiligte Wohngegenden ansiedeln. Die grofde
Mehrheit der Armen wohnt vielleicht nicht in Ghettos nach amerikanischem
Vorbild, aber in Strafien, in denen ebenfalls iiberwiegend Menschen leben, die
auch unterdurchschnittliche Einkommen oder staatliche Transfers beziehen.
Die Reichen wiederum haben sich ebenfalls keine , gated communities“ gebaut,
die wie in den USA und andernorts durch bauliche Abgrenzungen wie Ziaunen
schon von weiten als exklusive Wohnareale zu erkennen sind. Vielmehr haben
sie sich auf einzelne Strafen oder Strafenziige zuriickgezogen, wo sie unter sich
bleiben. 86 % der Bessergestellten leben inzwischen so. (Goebel/Hoppe, 2018).

In Stidten, in denen die Wachstumsbranchen angesiedelt sind, wirke
sich das als ein Prozess der Verdringung der ehemaligen Arbeiterklasse aus
(Gentrifizierung). Die wirtschaftliche Geographie mit ihrer Fokussierung auf
exportfihige und hochwertige Giiterproduktion hat eine duale soziale Land-
schaft hervorgebracht, in der Wachstumsmetropolen, in denen der 6konomische
Mehrwert durch ein hohes Maf an Kontrolle und Exklusivitit stadtgesellschaft-
lich und -planerisch sichergestellt werden muss, dominieren. Auf der anderen
Seite verlieren viele Orte in dieser postfordistischen Wirtschaftsgeographie
ihre Bedeutung oder werden nur noch als Parkplatz fir Logistik-Unternehmen
integriert. Diese wirtschaftliche Peripherisierung bedeutet eine gesellschaftliche
Deklassierung, die sich teilweise gro3flichig in der Entstehung von abgehingten
Regionen - vor allem das Ruhrgebiet mit einer Million armen Bewohner*innen
— teilweise aber auch kleinrdumig durch ein Nebeneinander von Leuchtturm-
Stadten wie Jena in einer schrumpfenden Region Ost-Thiiringen abbildet.

< Politik und Beteiligungskultur in der fragmentierten Stadt
Soziale Fragmentierung und Peripherisierung haben sich allerdings nicht
144 nur raumlich in die soziale, sondern auch in die politische Kultur Deutsch-



lands eingeschrieben. Die Thematisierung von Verdringung, sozialer Be-
nachteiligung und Armut findet nur inzidentell statt und wird nicht als eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden. Dies wird durch eine mediale,
parteipolitische und institutionelle Exklusivitit der Eliten befordert, die
sich immer weniger mit den Lebenslagen der Peripherie beschiftigt (Hart-
mann 2018). In peripheren Riumen sind aber nicht nur die 6konomischen
Folgen einer sich fortsetzenden De-Industrialisierung zu beobachten, son-
dern auch die politische Okonomie einer neuen Re-Industrialisierung durch
einem auf Niedriglohn, dem Verlust von gewerkschaftlicher Organisation
und Facharbeiterschaft und ein Inkaufnehmen eines permanenten Prekari-
ats trotz Arbeit zu konstatieren. Der Aufstieg der AfD, rechter Protest und
Gewalt und eine vielerorts vorfindbare rassistische Alltagskultur konnen in
diesen peripheren Gebieten als Reaktion auf diese gewollte Abwertung von
Arbeit und Arbeitenden verstanden werden. Wie etwa am Beispiel von Gera
(Schmalz et al. 2021), der ehemaligen Bergbau-Stadt, deutlich wird, ist die
ostdeutsche Peripherie von einer gesellschaftlichen Dynamik gekennzeichnet,
in dem die demographischen, politischen, kulturellen und 6konomischen
Prozesse die Abwirtsspirale gegenseitig anfeuern, weil eine gesellschaftliche
Intervention mit einer Gesamtstrategie fehlt und stattdessen sektorale An-
sitze, zumeist ohne Bezug auf die anderen Lebensbereiche, vorherrschen.

Das Ausbleiben einer gesellschaftspolitischen Kursinderung manifestiert
sich politisch aber nicht nur im Erstarken von rechten Bewegungen, sondern
vor allem im Riickzug auf die eigene Lebenswelt und dementsprechend in
der Abstinenz bei Wahlen. So lagen die zehn Wahlbezirke mit der geringsten
Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 2021 alle in Ostdeutschland und im
Ruhrgebiet, mit Duisburg 2 (63,3 Prozent Wahlbeteiligung) an der Spitze. Die
fehlende soziale Reprisentation der drmeren Wihlerschaft verstirkt zudem
den Effekt der tiberdurchschnittlich hohen Wahlbeteiligung der einkommens-
starken Milieus (Vehrkamp, 2013). Diese Disparititen machen sich lokalpolitisch
ebenfalls bemerkbar. So wurde schon bei der Essener Kommunalwahl 2014 in
Altendorf-Nord, seit Jahren Programmgebiet der ,Sozialen Stadt®, mit 29,0
Prozent die niedrigste Wahlbeteiligung aller Zeiten festgestellt (WAZ, 26.5.2014).
Diese Entwicklung hat sich nicht nur weiter verschlimmert, sondern hat sich
flichendeckend ausgebreitet. Heute ist es inzwischen ,normal“ geworden, dass
in solchen Stadtteilen nur noch jede*r dritte Wahlberechtigte zur Wahl geht.

Empirisch ldsst sich aufzeigen, dass die sozialriumlichen Divergenzen mit
unterschiedlichen Ressourcenausstattungen in einem engen Zusammenhang
stehen. Hierbei geht es um die Ausstattung mit 6konomischen wie sozialem
Kapital, das wiederum als individuelle Integration in Netzwerke zu verstehen
ist. Wie Stefanie Littters (2022) hat dies anhand kleinrdumiger Analyserahmen
der beiden Kélner Stadtteile Hahnwald und Chorweiler, die betrichtliche
sozialstrukturelle Ungleichheiten aufweisen, weiter untersucht. Sie konnte
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aufzeigen, dass die soziale wie politische Eingebundenheit der Stadtteile in
das jeweilige individuelle sozialriumliche Umfeld, das den relevanten Bezugs-
rahmen sozialer Austausch- und Lernprozesse bildet, einspielt. Das bedeutet,
dass die Interaktionen mit Personen des niheren Umfelds je nachdem politisch
mehr oder weniger relevant sein konnen. Die gesellschaftliche Bedingung fiir
die politische Teilhabe beruht deshalb darauf, inwiefern Individuen durch die
Einbindung in soziale Netzwerke sich soziale Ressourcen aneignen konnen, die
fir die politische Teilhabe relevant sind. Zugespitzt kdnnte man sagen, dass
die Begegnungen und Interaktionen mit Nachbarn aus einem benachteiligten
Stadtteil sich nicht in politisches Kapital umsetzen lassen, wihrend in den
Wohnorten der statushéheren Haushalte politisch relevantes Sozialkapital pro-
duziert wird. ,Zusammengefasst sind ressourcenreichere Personen in giinstigere
Netzwerkkonstellationen eingebettet, die eine politische Aktivitit erkennbar
stimulieren, wobei informellen Beziehungen ein besonderes Politisierungspoten-
zial zuzuschreiben ist. Die politische Beteiligung wird somit mafigeblich tiber
das individuelle Vermogen an sozialem Kapital bestimmt. (Littters 2022: 271)
Die sozio6konomische Ungleichheit spiegelt sich einerseits in der Posi-
tionierung der Individuen in den sozialriumliche Strukturen. Andererseits
sind viele weitere Faktoren mafigeblich, die die soziale wie politische Teilhabe
beeinflussen. Dazu gehort insbesondere die Geltung von sozialen Normen der
Kooperation und Freundlichkeit zihlen, wodurch sich Formen der intersub-
jektive Kooperation und eine Beteiligungskultur etablieren lassen. Wo diese
Faktoren fehlen und eine allgemeine Unzufriedenheit, aktuelle Unsicherheiten
und Enttiuschungen das Entstehen von auf Vertrauen basierten Beziehungen
verhindern, entsteht eine soziale Apathie, die Vorstellungen von Allgemeingut,
Partizipation und kollaborativen Formen des Zusammenlebens verhindern. Sta-
bile Netzwerke, die in der Regel durch stabile sozio-6konomische und sonstige
Lebensbedingungen entstehen, und auch die Prisenz positiver Vorbilder, die
kooperative Normen reprisentieren, sind die Voraussetzung fiir die politische
Aktivierung. Die politische Ungleichheit der Stadt kann deshalb nur verindert
werden, wenn anerkannt wird, dass sich gesellschaftliche und politische Struk-
turen stets reproduzieren und ohne zusitzliches dkonomisches, soziales und
sozialriumliches Kapital keine signifikante Anderung erreicht werden kann.

Prasenz, Reprasentation und materielle Stadtpolitik

In Anbetracht der Zusammenhinge zwischen politischer und gesellschaft-
licher Ungleichheit ist es notwendig, die Anerkennung, dass ,zwischen dem
Ziel politischer Gleichheit und ihrer tatsichlichen Realisierung eine grofRe
Liicke* (Dahl 2006: 11) besteht, ein notwendiger Ausgangspunkt. Diese Liicke
ergibt sich aus dem Zusammenspiel von materieller Ungleichheit, fehlender
politischer Relevanz, dem Fehlen sozialer Stabilitit und der damit verbunde-



nen Ausbildung von kollaborativen Normen. In der Stadtpolitik und Stadt-
planung wird dieser Zusammenhang auf die Frage der Partizipation reduziert
und hierbei im Sinne des Baugesetzbuches diese wiederum oftmals nur als
Informationspflicht verstanden. Die Forderung nach mehr und besserer
Partizipation findet dabei in der allgemeinen Offentlichkeit immer grofRe Zu-
stimmung, sie wird aber eher als ein allgemeiner Mangel und nicht im Kontext
politischer Ungleichheiten betrachtet. Das fithrt dazu, dass beispielsweise die
gesellschaftliche Wirkung von selektiven Partizipationsprozessen, der Einsatz
von partiellen Teilhabe-Instrumenten und -Projekten und die Forderung nach
direkter Demokratie, die eine politische Gleichheit voraussetzt, die unter den
Bedingungen der gesellschaftlichen Fragmentierung aber nicht vorhanden ist,
nicht problematisiert wird (Eckardt 2012). Partizipation wurde schon frithzeitig
als kontextabhingig in ihrer Wirkweise mit Bezug auf die gesellschaftliche
Fragmentierung der Stadt kritisch eingeordnet, weil sie Kompetenzen (kultu-
relles Kapital) voraussetzt, die ungleich verteilt sind und somit Partizipation
exklusiv wirken kann (Hiuflermann 2007). Ungeachtet dessen hat sich Par-
tizipation als Selbstzweck in vielen lokalen Prozessen der Stadtplanung und
vielen anderen gesellschaftlichen Bereichen der Lebensgestaltung etabliert (vgl.
Lorenz/Hoffmann/Hitschfeld 2020). Konkret geht es in vielen Prozessen der
Biirgerbeteiligung aber um eine sehr eingeschrinkte Interpretation von Partizi-
pation, bei der Teilhabe sich auf Teilnahme beschrankt (Eckardt/Werner 2020).
In Anschluss an die oben skizzierte Analyse der Ursachen stadtriumlicher
und -politischer Ungleichheit diirfte offensichtlich sein, dass nur eine umfassen-
de und langfristige Konzeption verhindern kann, dass sich die gesellschaftliche
Erosion der Demokratie aufhalten lasst. Als schwierig lassen sich deshalb vor
allem Ansitze einordnen, die vor der Dynamik der sozialen und politischen
Ungleichheit die Augen verschliefRen und nur einen Teil-Aspekt — womoglich
durch ein zeitlich begrenztes Projekt — bearbeiten wollen. Projekte neben-
und nacheinander zu addieren, das war der bisherige Modus Operandi von
Programmen wie der ,Sozialen Stadt*, der augenscheinlich nur die Apathie in
den peripherisierten Rdumen tibertiincht hat. Der Aufbau einer lokalen Parti-
zipationskultur (siehe auch Beitrag von Mario Rund in diesem Band) benétigt
die Stabilisierung von Individuen, Familien und Netzwerken, wofiir vor allem
auch die Erfahrung von Dauer entscheidend ist. Sobald grundlegende Sicher-
heiten wie etwa das Aufenthaltsrecht von Asylsuchenden, eine Einbettung in
Bildungsinstitutionen und eine Perspektive auf soziale Sicherheit durch Arbeit
und/oder staatlichen Transfers gegeben ist, konnen Normen von Konkurrenz
und Selbst-Zentrierung durch kollaborative Vorstellungen des Zusammenlebens
in Frage gestellt und abgelost werden. Da aber die bestehenden politischen
Netzwerke schlichtweg nicht mehr an den Orten vorhanden oder sichtbar sind,
an denen Aufwertung von Verhalten und Normenwandel eintreten soll, ist es
unwahrscheinlich, dass sich dieser von selbst ergibt. Entscheidend ist deshalb
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die Prisenz von alternativen Handlungsorientierungen, wie sie nur durch
Personen vor Ort glaubhaft reprisentiert werden konnen. Die Verkdrperung
von solidarischen Normen benétigt eine interaktive Anwesenheit, in der auch
die Interessen der benachteiligten Bewohnerschaft Eingang finden muss.

Fazit: Gerechte Stadte nach Corona?

Grofte Schwachstelle gegenwirtiger Formen der Teilhabe stellt insbesondere
die geringe Aufmerksambkeit dar, die in der politischen Reprisentation den
materiellen Interessen der drmeren Bevolkerung gezollt wird. Reale Fortschritte
in der Gestaltung der Wohn-, Arbeits-, Bildungs- und Lebensverhiltnisse sind
trotz einer bis zur Corona-Pandemie boomenden Okonomie weitgehend mar-
ginal geblieben und haben eher symbolisch die besorgte Mittelschicht beruhigt.
Eine gesellschaftliche Gesamtstrategie gegen die politischen Ungleichheiten
benotigt deshalb eine materielle Stadtpolitik, in der fiir die benachteiligten
Gruppen und Individuen erfahrbar wird, dass sich etwas zu ihren Gunsten
im direkten Lebens- und Wohnumfeld andert. Politische Teilhabe kann nicht
ohne soziale Mobilitit und materielle Sicherheit funktionieren. In Zeiten von
Klimawandel, Inflation, Energiekrise und Ressourcenmangel wird sich dies
als noch dringendere Notwendigkeit darstellen, als dies aufgrund der gewach-
senen sozialen Ungleichheiten durch die Pandemie, wie oben ausgefithrt, in
den letzten zwei Jahren schon deutlich wurde. Auf diese Weise wird aus einer
sektoralen Partizipation als Phase der Stadtplanung eine Stadtpolitik, in der
die gesamte Stadtgesellschaft Verantwortung itbernehmen muss und in der
Konflikte und Interessensgegensitze ausgehandelt und ausgekidmpft werden.
Der Bestandsschutz der ungleichen Raum- und Ressourcenverteilung diirfte
letztlich das Thema sein, an dem sich eine Stadtgesellschaft reiben muss, um
in einer zunehmend schwierigeren Versorgungslage den sozialen Frieden
aufrecht zu erhalten, die Stadtbevolkerung mit den grundlegenden Giitern
wie Wasser, frische Luft, Nahrungsmittel oder Wohnraum zu versorgen und
vor Hitzewellen, Starkregen, dieser und den nichsten Pandemie zu schiitzen.
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Eine Frage
der Zugehdorigkeit?
Perspektiven politischer Teilhabe von Gefliichteten in Erfurt

Pauline Bénisch, Kaya Peters, Joel Schiilin, Claas Wilken

Erfurt - ein Willkommensort?

Die gegenwirtige Forschung zu Flucht- und Migrationsregimen hat erkannt,
dass Gefliichtete oft nur in einer ,subalternen Position” (Bieling und Huke 2021:
38) am gesellschaftlichen Leben teilhaben kénnen. Wege aus dieser Position
scheinen fiir die meisten dieser Menschen durch prekire Beschiftigungsver-
hiltnisse und einen Mangel an politischen Beteiligungsméglichkeiten verwehrt.
Viele Stidte nehmen hier aufgrund ihres ,politischen, 6konomischen und
sozialen Potenzials” (Christoph 2019: 9) und ihrer Funktion als Zufluchts- und
Willkommensort (ebd.) eine zentrale Rolle ein. Wie in vielen anderen Stidten,
stieg auch in der Thiiringer Landeshauptstadt die Zahl der Migrant*innen in
denvergangenen Jahren an (Interview Geschiftsfithrerin MigraNetz: 244). Im
gleichen Zuge verkiindete die Stadt, dass sie immer vielfiltiger und bunter wird
(Stadt Erfurt 2020). Dem gegeniiber stehen Konflikte um die Erstaufnahmeein-
richtung in Suhl, in der immer wieder Menschen iiber die Kapazititsgrenzen
hinaus untergebracht werden und eine Verteilung unter die Kommunen nur
langsam vorankommt (Ehrlich 2021). Diese Entwicklungen laufen parallel zu
einer Teilhabekrise im Wohlfahrtsregime, die fiir bestimmte Menschen dras-
tisch ausfallen. Die politische Teilhabe ist dabei ein Feld, das fiir Gefliichtete
bereits vor Ausbruch der Corona-Pandemie mit Einschrinkungen und Hiirden
verbunden war und weiterhin ist. Ziel dieser Fallstudie ist die Analyse der
Auswirkungen, die die Mafinahmen im Zuge der Corona-Pandemie auf die
politische Teilhabe von Gefliichteten in Erfurt haben und welche Herausfor-
derungen sich daraus ergeben. Dies wird anhand von qualitativen leitfaden-
gestiitzten Expert*innen-Interviews mit Akteur*innen aus Erfurt im Zeitraum
von November bis Dezember 2022 empirisch untersucht (siehe Abb. 12). Hierzu
wurde ein Interviewleitfaden anhand der folgenden Forschungsfragen erstellt:
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 J - Inwiefern konnten Menschen mit Fluchterfahrung in Erfurt seit 2015 bis zum
Beginn der Corona-Pandemie politisch teilhaben?
- Wie hat sich die politische Teilhabe von Gefliichteten in Erfurt durch die
Corona-Mafinahmen verindert?
- Welche Missstinde der politischen Teilhabe von Gefliichteten haben sich
durch die Corona-Pandemie in Erfurt gezeigt? Welche Forderungen lassen
sich daraus erkennen?

Im Anschluss wurden diese transkribiert, zusammengefasst und nach be-
stimmten zeitlichen Kriterien (Pri-Pandemie, wihrend der Corona-Pandemie,
Forderungen fiir die Zukunft) sortiert. Ziel dieser Arbeit ist es, neue Erkennt-
nisse zu den Forderungen und Bediirfnissen von Gefliichteten zu erlangen, die
Aufschliisse zu derzeitigen gesellschaftlichen Diskursen um politische Teilhabe
geben kénnen. Die Akteur*innen und Institutionen waren der Vorsitzende des
Auslanderbeirats der Stadt Erfurt, das Biiro fiir auslindische MitbiirgerInnen im
Evangelischen Kirchenkreis Erfurt, der Beauftragte fiir Migration und Integration
und die Geschaftsfithrerin und ein Vorstandsmitglied des MigraNetz Thiiringen.

Die sogenannte Corona-Pandemie und die daraus resultierenden
Mafnahmen und Herausforderungen wurden dabei genauer beleuchtet.
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Abb. 12: Interviewpartner*innen aus dem Akteur*innen-Netzwerk Erfurt



Dem Wissenschaftler Olaf Tietje méchten wir uns anschliefien, indem
wir ,Krisen als Momente moglicher Verinderung” (Dinkelaker et. al. 2021: 7)
begreifen und die daraus resultierenden Potenziale untersuchen méchten.

Zu Beginn der Arbeit wird in den theoretischen Grundlagen auf Formen der
Teilhabe mit dem Fokus auf politische Teilhabe eingegangen. Anschlief}end wird
im stidtischen Kontext Erfurt untersucht, welche Auswirkungen der Corona-Pan-
demie auf die Teilhabe Gefliichteter erkennbar sind. Im weiteren Verlauf der For-
schungsarbeit werden Stidte als Orte der Migration und Integration beleuchtet,
wofiir das Konzept des Urban Citizenship vorgestellt wird. In diesem Zuge wird
abschliefiend beleuchtet, inwiefern es zur Aushandlung einer neuen Biirger*in-
nenschaft in Erfurt kommt. Das vorgestellte Konzept wird anhand der von den
Interviewpartner*innen kommunizierten Forderungen kritisch kontextualisiert.

In dieser Arbeit wird der Begriff Gefliichteter genutzt, womit alle Men-
schen einbezogen werden, die aus ihrem Heimatland fliehen mussten und
bisher noch keine europiische Staatsangehorigkeit besitzen. Des Weiteren
wird der ,Fluchtlingsbegriff” als Selbstdefinition und Abgrenzung zu einer
europdisch oder national imaginierten Gemeinschaft genutzt, die im Rah-
men dieser Forschungsarbeit als WeifRe Mehrheitsgesellschaft bezeichnet
wird. Weif3sein wird in diesem Zuge als politische und soziale Konstruk-
tion verstanden und meint ,die dominante und privilegierte Position in-
nerhalb des Machtverhiltnisses Rassismus” (Amnesty International: 2017).

In dem gegebenen Rahmen eines Semesterprojekt, konnte nur ein Bruch-
teil des eigentlichen Forschungskomplexes durch Interviews und Recherche
abgedeckt werden. Vor allem die Standpunkte von Gefliichteten, die nicht
politisch organisiert sind, blieben hier unerforscht. Fiir weitere Forschung in
diesem Themenbereich sollte eine Auseinandersetzung mit dieser Zielgruppe
angeregt werden, um diese Stimmen im 6ffentlichen Diskurs zu inkludieren und
sichtbar zu machen. Im Forschungsprozess wurde deutlich, dass nicht immer
eindeutig zwischen Gefliichteten und Migrant*innen differenziert werden kann.
Die Forscher*innen dieses Beitrags haben zudem selbst keine Fluchtbiografie.

Der Aufenthaltsstatus als Grundlage und Einschrankung
fiir Teilhabe - und zur Einschrankung derselben

Gefliichtete werden in fachlichen Diskursen als eine Untergruppe von
Migrant*innen verstanden. Die Migration nach Deutschland ist an ein Sys-
tem von Kategorien gekniipft, dass einerseits itber die Dauer des Aufenthalts
entscheidet und andererseits was Migrant*innen in dieser Zeit erlaubt ist
(Schmidt 2020: 55). Dabei muss unterschieden werden, ob die Migrationsbe-
wegung innerhalb oder von aulerhalb der EU-Staaten erfolgt. Rechtlich lassen
sich vier Kategorien von Migrant*innen definieren: Arbeitsmigrant*innen,
internationale Student*innen, Gefliichtete bzw. andere Zwangsmigrant®in-
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nengruppen und Familienmigration (ebd.: 58-62). Innerhalb der Europdischen
Union gilt die Reisefreiheit des Schengen-Abkommens und das Arbeitnehmer-
freizigigkeitsgesetz, welches Migrant*innen uneingeschrinkten Zugang zum
Arbeitsmarkt ermoglicht (Wagner 2020). Anders sieht es bei der Einreise von
Drittstaatsangehorigen aus, welche von aulerhalb der EU nach Deutschland
immigrieren bzw. dort Asyl beantragen. Im Kontext des Fachkrifteeinwande-
rungsgesetzes von 2019, das dem Fachkraftemangel entgegenwirken soll, wird
deutlich, dass sich zwischen erwiinschter und weniger erwiinschter Migration
differenzieren lasst (Schmidt 2020: 55). Somit spielt die politische Inklusion
bzw. Teilhabe eine untergeordnete Rolle, wihrend Themen wie Arbeitsmarkt-
integration oder Spracherwerb vorrangig behandelt werden (Roth 2017: 243).

In dieser Forschungsarbeit beschiftigen wir uns, wie oben erwihnt, mit der
Gruppe der Gefliichteten bzw. Zwangsmigrant*innen. Gefliichtete besitzen in
Deutschland je nach Status unterschiedliche Rechte auf Aufenthalt, Partizipation
im Arbeits- und Bildungsmarkt und Familiennachzug (Schmidt 2020: 61). Nicht
zuletzt ist der biirokratische Prozess der Kategorisierung auch ein Machtinstru-
ment des Staates, durch welches ungewollte Migration illegalisiert werden kann.
Im Folgenden wird niher auf die Teilhabe von Gefliichteten eingegangen, die
stark vom oben genannten rechtlichen Status gepragt bzw. eingeschrinkt werden.

Politische Teilhabe im Kontext von Flucht und Migration

Ausgehend von dem Teilhabe-Begriff des KoopWohl-Forschungsprojektes,
welches sich mit Teilhabeforderungen und Gemeinwohlvorstellungen ange-
sichts einer multiplen gesellschaftlichen Krise auseinandersetzt, arbeitet die
Forschung mit den vier Dimensionen von Teilhabe: materiell, politisch, kultu-
rell und sozial (Vollmer et. al. 2021: 3), wobei sich der Fokus auf die politische
Teilhabe richtet. In diesem Kontext sind die Mdglichkeiten zur Teilhabe durch
verschiedene Faktoren beeinflusst. Neben dem Alter oder Geschlecht konnen
Migrations- und Fluchtgeschichten ebenfalls eine Auswirkung haben. Aber
auch die rechtliche Zugehdorigkeit zu einem Staat geht nicht direkt mit einer
Vielfalt an Teilhabe einher. Neben der rechtlichen Zugehorigkeit spielt die
emotionale Zugehorigkeit fiir die Teilhabe Gefliichteter eine essentielle Rolle.

Ausgehend von der Forschungsfrage soll die politische Teilhabe von Gefliich-
teten am Beispiel Erfurts genauer erldutert werden. Vollmer et. al. definieren
sie als ,die Rechte auf politische Meinungsiufierung und Mitbestimmung,
die Einbeziehung in politische Entscheidungsprozesse in- und aufderhalb
klassischer politischer Institutionen, sei es iiber Wahlen oder partizipative
Verfahren, sowie den Zugang zu politischen Institutionen” (2021: 8). Jedoch be-
kommen Menschen, die aus , Drittstaaten nach Deutschland migrieren in der
Regel kein aktives oder passives Wahlrecht auf kommunaler Ebene. Dabei wird
auch kritisiert, dass die Stimmen von Gefliichteten in den Diskursen zwischen



Verwaltung und Zivilgesellschaft oft untergehen. Dazu kommt die politische
Aufenwirkung von Behorden wie dem Bundesministerium fiir Inneres. Diese
reproduziert ,,antimuslimischen Rassismus und fliichtlingsfeindliche Positionen”
(Dinkelaker et. al. 2021: 94) und ist in ihrer personellen Besetzung unzurei-
chend divers. Es stellt sich die Frage wie die politische Teilhabe im Verhiltnis
zu den anderen Teilhabeformen steht und welchen Einfluss die psychische und
korperliche Belastung auf die Ergreifung der eigenen Teilhabemdglichkeiten
haben konnen. Der Zugang zu Wohnraum, Gesundheitsversorgung oder Lebens-
mitteln steht hier in Wechselwirkung mit den anderen Teilhabedimensionen.
Politische Bildung ist dabei ein erster Baustein fiir die Stirkung der strukturell
eingeschrinkten Situation Gefliichteter. Es muss beriicksichtigt werden, dass
verschiedene Lebensrealititen und Lebensweisen unterschiedliche Zuginge zu
Politik bedingen und dass die politischen Erfahrungen, das politische Wissen
und die Partizipationsressourcen der Gefliichteten beriicksichtigt werden
miissen (Bremer 2018: 10). Auf kommunaler Ebene spielen heute sogenannte
Migrant“innenbeirite deutschlandweit eine wesentliche Rolle, wenn es um die
politische Interessenvertretung von Migrant*innen und Gefliichteten geht.
Diese Form des kommunalen Beirats bildet fiir Drittstaatler*innen oft die
einzige Moglichkeit, iiber demokratisch legitimierte Wahlen Einfluss auf die
Politik zu nehmen (Wilmes 2018). Sie etablierten sich infolge des Zuzugs von
Menschen nach Deutschland ab Mitte der 1980er Jahre, um “soziale, politische
und rechtliche Integration und die Beteiligung an kommunalen Entscheidungs-
prozessen zu férdern” (ebd.). In aktuellen Forschungen werden sie als ein wenig
effektives und nachhaltiges Beteiligungsinstrument kontrovers diskutiert.
Kritikpunkte sind hierbei fehlende Beschlussrechte, eine geringe Anbindung
an den Stadtrat und die Unverbindlichkeit ihrer Empfehlungen (Roth 2017: 246).

Gefliichtete in Erfurt: Eingeschrankte politische
Teilhabemdglichkeiten schon ,vor Corona”

Das fehlende Wahlrecht fiir Drittstaatsangehorige, aber auch das Ver-
stindnis von Zugehdorigkeit und den damit verwehrten Rechten bedeutet fiir
die politische Teilhabe von Gefliichteten in Erfurt einen starken Einschnitt.
Uber die letzten Jahrzehnte haben sich hier unterschiedliche Organisationen
und Institutionen herausgebildet, die sich fir die demokratische Inklusion von
Gefliichteten in der Stadtpolitik, aber auch im gesellschaftlichen Leben ein-
setzen und Wege suchen, die Liicken politischer Teilhabe zu kompensieren. Die
Akteur*innen, die im Kontext der politischen Teilhabe von Gefliichteten eine
Rolle spielen, wurden von uns in einen zivilgesellschaftlichen, einen stadtpoli-
tischen und einen biirokratischen Schwerpunkt unterteilt (siehe Abbildung 12).

Auf zivilgesellschaftlicher Seite agiert das MigraNetz in Thiiringen seit seiner
Griindung im Jahr 2015 landesweit als Dachverband verschiedener migranti-
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scher Selbstorganisationen (Interview Geschiftsfithrerin MigraNetz: 26-28).
Es stellt die politische Interessenvertretung der Mitgliedsorganisationen auf
kommunaler, Landes- und Bundesebene dar, leistet Aufklirungsarbeit und
unterstittzt die Mitglieder mit Qualifizierungs- und Bildungsmafinahmen
oder Vereinsgriindungen (ebd.: 39-44; Interview Vorstandsmitglied Migra-
Netz: 146-148). Teil des MigraNetzes sind zum einen Selbstorganisationen
aus Erfurt, wie MOVE e.V. oder der Afrikanisch-Deutsche Verein fiir Kultur
und Bildung e.V., und zum anderen verschiedene Auslinder-, Migrations-
und Integrationsbeirite, unter anderem der Auslinderbeirat Erfurt. Durch
Gespriche mit Politiker*innen und Parteien, aber auch durch die Teilnahme
an Fachtagungen macht das MigraNetz auf das Defizit politischer Teilhabe
aufmerksam (Interview Vorstandsmitglied MigraNetz: 146-148). Zusitzlich
setzen sich auf lokaler Ebene weitere ehrenamtliche Institutionen wie das
Biiro fiir auslindische Mitbiirger*innen des evangelischen Kirchenkreises
Erfurt fiir die politische Teilhabe von Gefliichteten ein. Das PiEr-Projekt des
Kirchenkreises fordert die politische Teilhabe im Rahmen von organisierten
Workshops, Vortrigen und Exkursionen, und informiert Gefliichtete iiber ihre
Rechte und Teilhabemaglichkeiten (Interview Mitarbeiterin PiEr-Projekt: 37-38).

Der Auslinderbeirat Erfurt, als stadtpolitische Institution, wurde 1992 man-
gels politischen Mitspracherechts der auslindischen Mitbiirger*innen gegriindet
(Interview Migrations- und Integrationsbeauftragter: 56-57). Als beratendes
Gremium bildet er die erste politische Vertretung migrantischer Interessen und
Forderungen in Erfurt (Interview Vorsitzender Auslinderbeirat: 23). Er besitzt in
zweierlei Hinsicht eine beratende Funktion. Er ist Ansprechpartner fiir Menschen
mit Migrationsbiographie und berit den Erfurter Stadtrat in migrationsspezi-
fischen Fragen (Auslinderbeirat Stadt Erfurt 2006: 1-2). Der Auslinderbeirat
setzt sich aus zehn gewihlten Menschen mit Migrationsbiografie zusammen.
Neben den gewihlten Mitgliedern besitzen auch der*die Erfurter Biirger-
meister*in sowie sechs Vertreter*innen der Stadtratsfraktionen Stimmrecht
(ebd.: 3). Nicht-Mitglieder haben die Méglichkeit in offenen Arbeitsgruppen,
Themen und Belange zu kommunizieren (Interview Vorsitzender Auslinder-
beirat: 124-125). Alle Migrant*innen, die seit itber drei Monaten in Erfurt leben
und iiber 18 Jahre alt sind, haben das Recht an den Wahlen fiir den Auslinder-
beirat teilzunehmen. Die Wahl wird auf Deutsch durchgefiihrt (ebd.: 109-110).

Mehrfach wurde in den Interviews die Unterbesetzung der Auslinderbe-
horde kritisiert (Interview Vorstandsmitglied MigraNetz: 248-249/Interview
Vorsitzender Auslinderbeirat: 86-87). Als biirokratische Institution fiir die
Ausstellung der Aufenthaltserlaubnis und der Einbiirgerung, aber auch fir
Beratungen tiber Rechte und Angebote ist die Behorde ein wichtiger Bestand-
teil fiir die Teilhabe von Gefliichteten am stidtischen Alltag. ,Das ist wie ein
Teufelskreis, wenn du keinen Aufenthaltsstatus hast, dann kannst du deine
Vertrige nicht verlingern, du darfst weder [einen] Handyvertrag abschlief3en,



noch irgendein Konto aufmachen® (Interview Vorstandsmitglied MigraNetz:
204-206), beschreibt eines der Vorstandsmitglieder vom MigraNetz Thiiringen.
In Erfurt sind derzeit (Stand November 2021) nur die Hilfte aller 74 benotigten
Stellen besetzt (ebd.: 248-249). Die Unterbesetzung der Auslinderbehérde fithrt
der Empirie zufolge dazu, dass die gesellschaftliche Teilhabe stark durch die
fehlende biirokratische Unterstiitzung eingeschrankt ist, wodurch die Mitge-
staltung der Stadtpolitik gelihmt werden kann (Interview Mitarbeiterin PiEr-
Projekt: 374-376). Schon vor der Pandemie waren die Moglichkeiten politischer
Teilhabe von Gefliichteten hauptsichlich auf zivilgesellschaftliche Akteur*in-
nen und den Auslinderbeirat konzentriert. Die Teilhabe an stadtpolitischen
Belangen war und ist nur indirekt durch den Auslinderbeirat méglich. Auch
wenn der*die Biirgermeister*in oder die Fraktionsabgeordneten, dem Beirat
Gehér verschaffen, wurde in den Interviews deutlich, dass die Situation der
politischen Teilhabe fiir Gefliichtete immer noch eingeschrankt ist (Interview
Vorstandsmitglied MigraNetz: 237-239). Die personellen Defizite in der Aus-
linderbehorde konnten von zivilgesellschaftlichen Akteur*innen zwar nicht
vollkommen kompensiert werden, jedoch waren Initiativen wie der evangelische
Kirchenkreis stark daran beteiligt, das fehlende Beratungsangebot zu decken
(Interview Mitarbeiterin PiEr-Projekt: 441-444). Die chronische Unterbesetzung,
die auch in der Stadt Erfurt sichtbar wird, ist im Kontext einer neoliberalen
Restrukturierung einer ehemals staatlichen Unterstiitzungspolitik zu verste-
hen, die durch die Foderalismusreform 1988 auf die Kommunen iibertragen
wurde (Lebuhn 2021: 123). Die damit einhergehende Austerititspolitik der
Stadte fithrt unter anderem zum institutionellen Versagen in der Versorgung
von Gefliichteten (ebd.: 131-132). In der Folge sind es zivilgesellschaftliche und
ehrenamtliche Akteur*innen, die diese Versorgungsliicke schlieflen miissen.
Dabei besteht die Gefahr, dass selbstorganisierte Initiativen und solidarische
Gemeinschaften einerseits mit Eigenverantwortung iiberfrachtet werden, sie
andererseits instrumentalisiert werden, indem sie als Liickenbiifer fiir eine
schwindende 6ffentliche Unterstiitzungsinfrastruktur fungieren (Schillinger
2018: 31). Nichtsdestotrotz wurde schon vor der Pandemie im zivilgesell-
schaftlichen Verstindnis politische Teilhabe weiter gefasst als das direkte
und passive Wahlrecht. Durch Beratungen, Workshops, Veranstaltungen und
Demonstrationen verschiedener Akteur*innen wurde der Prozess des Emp-
owerments gefordert, wodurch die Frage nach Zugehdorigkeit und Teilhabe an
der Stadtgesellschaft stetig ausgehandelt wurde (Interview Geschiftsfithrerin
MigraNetz: 469; Interview Mitarbeiterin PiEr-Projekt: 469). Empowerment wird
hier im Sinne einer “Selbstbefihigung, [...] Stirkung von Eigenmacht, Auto-
nomie und Selbstverfugung” (Herriger 2020: 20) von Menschen verstanden.
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Pandemie als ,Brennglas”: Veranderung von
Beteiligungsformen wahrend der Corona-Pandemie

.1 sich irgendwie politisch zu engagieren und einzubringen, waren dann auch
garnicht mehr so gegeben, weil eher dieses simple war wie: mein Aufenthaltstitel ist
abgelaufen. Was mache ich jetzt?” (Interview Mitarbeiterin PiEv-Projekt: 374-376)

Wie viele Menschen in Erfurt, sind auch Gefliichtete seit Anbeginn der
Corona-Pandemie in ihrem alltiglichen Leben betroffen und teilweise ein-
geschrankt. Diese Einschrinkungen machten vor den verschiedenen Betei-
ligungsformaten Gefliichteter nicht Halt und trugen zu einer weitgehenden
Verinderung bei. Im Gesprach mit dem MigraNetz wurde betont, dass durch
die Pandemie der personliche Austausch komplett unterbunden wurde (Inter-
view Vorstandsmitglied MigraNetz: 471). Workshops, wie die Besichtigung des
Bundestages und Vernetzungstreffen des PiEr-Projekts, entfielen im Zuge
der pandemischen Regulierungen oder wurden in digitalen Formaten durch-
gefithrt (Interview Mitarbeiterin PiEr-Projekt: 35-45). Die Zahl der Tandems!
im PiEr-Projekt, nahm laut einer Mitarbeiterin seit Beginn der Pandemie ab
(ebd.: 93). Einige Tandems stiegen auf Videotelefonie oder Telefongespriche
um (ebd.: 218-219). Corona-Mafinahmen, wie die 2G bzw. 3G-Regelung, stell-
ten eine Hiirde dar, um zum Beispiel an Sprach- oder Beratungsangeboten
teilzunehmen (ebd.: 272-275). Das Thiiringer Ministerium fiir Migration,
Jugend und Verbraucherschutz startete im Juli 2021 eine Impfkampagne in
neun Sprachen, da ,insbesondere in Gemeinschaftsunterkiinften [...] ein
grofier Aufklirungsbedarf in Bezug auf die diversen Impfstofte” (TMMJV
2021) bestand. An der Mobilisierung im Rahmen der Impfkampagne wirkte
auch der Auslinderbeirat mit (Interview Vorsitzender Auslinderbeirat: 150-
152). In diesem Zuge gab es Impfaktionen in Erfurter Gemeinschaftsunter-
kiinften. Die Kommunikation mit dem Gesundheitsamt, beispielsweise bei
der Beantragung des Genesenennachweises, wird, so die Mitarbeiterin des
PiEr-Projekts, als herausfordernd fiir viele Menschen mit Migrationsbiogra-
phie empfunden (Interview Mitarbeiterin PiEr-Projekt: 589). Weitere Verin-
derungen der Beteiligungsformen durch und wihrend der Corona-Pandemie
gab es auch in Bezug auf Kundgebungen und Demonstrationen. Wie bereits
beschrieben, stellten diese ebenfalls einen wesentlichen Bestandteil politischer
Teilhabe dar und wurden in Erfurt von Gefliichteten besucht oder organisiert.
Wiahrend der Pandemie sei dies weniger der Fall gewesen (ebd.: 338-341).

Wie deutlich wird, haben sich die Formen politischer Teilhabe von
Gefliichteten mit dem Beginn der Pandemie und der Durchsetzung von

1 Im Rahmen des PiEr-Projekts finden sich eine gefliichtete und eine deutsche Person in

einem Tandem zu regelmifigem Austausch zusammen.



Corona-Mafinahmen verdndert. Die medial hiufig verwendete Meta-
pher des Brennglases, kann auch auf die Situation Gefliichteter iibertra-
gen werden. Im Zuge der Recherche und Empirie wurde deutlich, dass die
Corona-Pandemie und die daraus resultierenden Mafnahmen Problema-
tiken aufgedeckt beziehungsweise verstirkt haben, die bereits vor April
2020 vorhanden waren (Interview Vorstandsmitglied MigraNetz: 425-428).

Als Folge von vermehrt stattfindenden digitalen Formaten zeigte sich in den
durchgefiihrten Interviews, dass viele Gefliichtete nicht tiber die notwendigen
Ressourcen verfiigen, um an diesen teilzuhaben. Es wurde betont, dass sie zwar
fast ausnahmslos ein Smartphone, aber nur in den seltensten Fillen Zugang
zu einem Computer oder Laptop haben (Interview Mitarbeiterin PiEr-Projekt:
130). Insbesondere Eltern wurden durch das Homeschooling ihrer Kinder ge-
fordert und sollten diese im Idealfall unterstiitzen. Die Mitarbeiterinnen von
MigraNetz machten im Gesprich deutlich, dass gerade die Frauen durch die
fehlende Kinderbetreuung mehr Care-Arbeit itbernehmen miissen (Interview
Vorstandsmitglied MigraNetz: 481). Auch die hiusliche Gewalt habe wihrend
des Lockdowns zugenommen (ebd.: 197). Die Mehrbelastung von migrantischen
Frauen ist wihrend der Pandemie besonders zu Tage getreten. Diese machen
laut MigraNetz mittlerweile einen hohen Anteil in den Frauenhiusern in Erfurt
aus (Interview Vorstandsmitglied MigraNetz: 197-200). Zu beriicksichtigen ist
hier die Uberlagerung von riumlich begrenzten Wohnverhiltnissen, schlechter
technischer Ausstattung fiir das Online-Lernen der Kinder und teilweise ge-
walttitigen Erfahrungen im familidren Umfeld die durch die pandemischen
Mafnahmen besonders prekir wurden (Interview Vorstandsmitglied MigraNetz.:
480-481). Bei der Unterbringung in den Gemeinschaftsunterkiinften kommt
erschwerend hinzu, dass kein WLAN-Zugang besteht und die eigenen mobi-
len Daten genutzt werden miissen, um den Online-Formaten beizuwohnen.
Zudem wurde im Gesprich mit MigraNetz deutlich, dass es sich als praktisch
unmoglich gestaltet, Workshops in den Online-Raum zu verlegen (Interview
Geschiftsfithrerin MigraNetz: 471-472). Einhergehend damit verstirkte sich
wihrend der Pandemie fiir viele der in Gemeinschaftsunterkiinften lebenden
Gefliichtete das Gefiihl der Isolation (Interview Mitarbeiterin PiEr-Projekt: 356).
Neben den oben genannten Hiirden, zeigte sich in der empirischen Auswertung
auflerdem, dass durch die Auswirkungen der Corona-Mafinahmen der Kontakt
zwischen Gefliichteten und weifler Mehrheitsgesellschaft zuriickgegangen ist.
Das PiEr-Projekt und das MigraNetz betonen hier, dass ein Miteinander gefehlt
habe (Interview Vorstandsmitglied MigraNetz: 487; Interview Mitarbeiterin
PiEr-Projekt: 91-93). Es zeigte sich auch, dass die Schlieffung bzw. schlechte Er-
reichbarkeit der Amter wihrend des ersten Lockdowns insbesondere Menschen,
die zu diesem Zeitpunkt einer Verlingerung ihres Aufenthaltstitels benétigten,
in Schwierigkeiten brachte und sie mit Unsicherheiten konfrontierte (Interview
Mitarbeiterin PiEr-Projekt: 353-368). Mangels Erreichbarkeit der Auslidnder-
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behorde wurden vielen Gefliichteten ein Ausdruck (, Fiktionsbescheinigung”
(ebd.:390); ,Corona-Ausweis” (Interview Vorstandsmitglied MigraNetz: 203) aus-
gestellt, der als voriibergehende Bestitigung des Aufenthaltstitels gelten sollte.

Eslasst sich festhalten, dass die pandemischen Mafinahmen primir Verin-
derungen in den Formen politischer Teilhabe von Gefliichteten hervorbrachten.
Besonders zeigte sich, dass es in Ausnahmesituationen wie der Corona-Pandemie
an unterstiitzenden Strukturen fir Gefliichtete fehlt. Hier konnen fehlende
Kinderbetreuung, beengte Wohnverhaltnisse, damit einhergehend fehlende
Riickzugsriume, die schwierige Erreichbarkeit von Amtern und die Unterbe-
setzung von diesen hervorgehoben werden. Es wurde deutlich, dass die durch
die Corona-Pandemie stattfindende Digitalisierung mit Hiirden (siehe auch
Beitrag von Klaus Selle in diesem Band) fiir Gefliichtete einherging. So bildeten
Sprachbarrieren einen erschwerten Zugang zu digitalen Formaten. Die vielseits
gelobten Digitalisierungsschiibe wirkten in diesem Kontext eher als Barriere.

Urban Citizenship fiir alle - Aushandlung einer neuen
Biirger*innenschaft in Erfurt?

Entstanden in den 1990er-Jahren, beschiftigt sich die Theorie des Urban
Citizenships mit einem neuen Verstindnis von Biirger*innenschaft. Die Zuge-
horigkeit wird nicht mehr, wie in Deutschland iiblich, Giber die Staatsbiirger*in-
nenschaft, ethnische Zuschreibungen oder den Grad der Integration definiert,
sondern tiber den Wohnort bzw. Lebensmittelpunkt einer Person (Lebuhn 2021:
120). Mit der gegenwirtigen Kopplung von Staatsangehorigkeit an Biirger*in-
nenrechte werden durch eine konservative Politik des Forderns und Forderns
diskriminierende, hierarchische und soziale Normen aufrechterhalten (Aced
2016: 208). Integrationsmafinahmen der Bundesrepublik identifizieren meist
Problemgruppen und versehen sie mit einem ethnischen Label (Lebuhn 2021:
126), wodurch Stigmatisierungen und die Ausgrenzung aus der Gesellschaft
einhergehen. Mit dem deutschen Verstindnis von Citizenship im Sinne der
Staatsangehorigkeit wird iiber die In- und Exklusion aus politischen Gebilden
und den dazugehorigen Rechten und Pflichten entschieden (Schillinger 2018:
18). Dies lasst sich unter anderem im Gesetzesentwurf zum Thitringer Integra-
tionsgesetz der CDU finden, in welchem es neben dem Spracherwerb und dem
Kennen und Schitzen des deutschen Wertesystems auch darum geht ,welche
Pflichten zu erfiillen sind und welche Konsequenzen bei Fehlverhalten drohen
[Hervorhebung der Autor*innen] (CDU 2019: 2). Mit dem Modell des Urban
Citizenship ist demnach eine neue Aushandlung von Rechten verbunden, welche
Auswirkungen auf die soziale, politische, 6konomische und kulturelle Teilhabe
in der Gesellschaft und dementsprechend auf das Thema der Migration hat. In
jiungeren Debatten iiber Citizenship wird Biirger*innenschaft also nicht nur
als Status betrachtet, der besessen wird oder nicht. Es geht vielmehr darum,



Citizenship im Kontext politischer und sozialer Kimpfe um Anerkennung,
Rechte und den Zugang zu Ressourcen zu verstehen (Lebuhn und Kron 2018).
Somit wird die Frage der Zugehorigkeit und des Citizenship meist von unten
ausgehandelt. Durch ,acts of citizenship®, also aktiven und sichtbaren Wider-
stand im stddtischen Raum, oder ,lived citizenship®, also gelebte Solidaritit
im Alltag (siehe auch Beitrag von Lara Paulus, Peer Schamuhn und Johanna
Reckewerth in diesem Band), wird die Frage nach Teilhabe und Zugehorigkeit
stetig neu ausgehandelt (Schillinger 2018: 31). Gerade in Erfurt wird deutlich,
dass sich der Kampf um mehr politische Teilhabe fir Gefliichtete im Sinne des
active citizenship fast ausschliefilich auf nicht-staatliche Akteur*innen, wie
selbstorganisierte Migrant*innen-Organisationen oder soziale Bewegungen
stiitzt, die personelle Uberschneidungspunkte mit dem Auslinderbeirat haben.
Dadurch wird auch in Erfurt das Verstindnis von Citizenship differenziert aus-
gehandelt und beruft sich nicht auf das konventionelle bundesrepublikanische
Verstindnis von Zugehorigkeit und Teilhabe. Ein generelles Problem sehen fast
alle Interviewpartner*innen im Kommunalwahlrecht, welches Drittstaatler*in-
nen rechtlich nicht zusteht, denn solange es kein direktes Kommunalwahlrecht
fiir alle Menschen ohne deutsche Staatsbiirger*innenschaft gebe, bestehe laut
dem Vorsitzenden des Auslinderbeirats ein demokratisches Defizit (Interview
Vorsitzender Auslinderbeirat: 182-184). Das fehlende kommunale Wahlrecht
fiir Gefliichtete ohne Aufenthaltstitel ist ein Beispiel fir die strukturelle Pre-
karisierung von gesellschaftlichen Teilhabechancen fiir gefliichtete Menschen.
Die hiufige politische Annahme einer lediglich temporiren Anwesenheit von
Geflichteten fithrt zu einer Marginalisierung ihrer Lebenssituation, wie sie sich
auch bei den Migrant*innen in Erfurt manifestiert (Emmerich et al. 2017: 211).

Das Verstindnis der politischen Teilhabe beschrinkt sich in Erfurt demnach
nicht nur auf das Wahlrecht in der lokalen bzw. Landespolitik, sondern sieht
politische Inklusion als Prozess, der taglich ausgehandelt und gefordert werden
muss. Durch verschiedene Formate wie Workshops, Vernetzungstreffen und
Exkursionen wird Gefliichteten in Erfurt ein erster Zugang zur politischen
Selbstermichtigung ermdglicht. Deutlich wird, dass zivilgesellschaftliche Ak-
teur*innen aufgrund der strukturellen Defizite in stidtischen Behdrden nicht
eine komplementierende, sondern kompensierende Funktion tibernehmen. Aus
der Empirie l4sst sich entnehmen, dass sich diese Situation in Erfurt wihrend
der Pandemie weiter verschirft hat. Nichtsdestotrotz wurde deutlich, dass
der oben genannte Aushandlungsprozess einer neuen Biirger*innenschaft
in Erfurt wihrend der Pandemie unter anderem durch den fehlenden Zu-
gang zu Ressourcen und die Kontaktbeschriankungen teils zum Erliegen kam.

Stadtregierungen besitzen nach der Theorie des Urban Citizenships ge-
wisse Spielriume, sich gegen die nationale Gesetzgebung zu wehren. So
konnen stidtische Behdrden oder Gerichte beschlief3en, migrantische Rechte
fiir Stadtbewohner*innen auszuweiten oder davon absehen, Menschen ohne
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Ausweisdokumente an staatliche Behdrden auszuliefern (Schillinger 2018:16).
Mit Blick auf Erfurt lasst sich diese stidtische Autarkie jedoch nur bedingt
finden. Die immensen bitrokratischen Hiirden gegeniiber der ehrenamtlichen
Arbeit (Férderantragsstellung), die Defizite innerhalb der eigenen Strukturen
(Unterbesetzung und Schlieffung der Auslinderbehérde), aber auch die Pro-
blematik der sprachlichen Barriere durch den komplizierten biirokratischen
Jargon, bilden eine deutliche Schwiche, die den Weg hin zum Verstindnis
einer neuen Biirger*innenschaft eher blockiert als ebnet. Der Vorsitzende des
Auslinderbeirats Erfurts beschreibt die Rolle der Verwaltung und explizit die
der Auslinderbehorde als einen essentiellen Baustein fiir die politische Teil-
habe gefliichteter Menschen, denn ,ohne diese funktionsfihige Verwaltung
erreichen wir nicht[s]“ (Interview Vorsitzender Auslinderbeirat: 214). Aus den
Interviews mit dem MigraNetz und dem Vorsitzenden des Auslinderbeirats
liefRen sich klare Forderungen der Entbiirokratisierung behérdlicher Vorginge
ablesen (Interview Vorsitzender Auslinderbeirat: 234; Interview Geschiftsfiih-
rerin MigraNetz: 353-358). Des Weiteren haben die provisorisch ausgestellten
Aufenthaltstitel zu erheblichen alltiglichen Problemen fiir die Gefliichteten
gefithrt. Daraus folgt der klare Wunsch, dass die Amter wihrend einer Krise
offen bzw. gut erreichbar bleiben und die wichtigen institutionellen sowie
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen einer Gesellschaft, wie Vermieter*in-
nen oder Banken, besser iiber die verschiedenen Aufenthaltstitel und die
damit einhergehenden Rechte Gefliichteter aufgeklirt werden (ebd.: 82-83).

An dem Konzept des Urban Citizenship bzw. der Stadtbiirger*innenschaft
lasst sich kritisieren, dass die einhergehenden Politiken hauptsichlich lokal bzw.
realpolitisch wirken, (Lebuhn und Kron 2018), nicht aber strukturell. In diesem
Zuge stellt sich die Frage, ob tief verankerte Mechanismen von Rassismus und
Identitdtskonstruktion auf der MaRstabsebene der Stadtpolitik angegangen
werden kénnen (Lebuhn 2021: 130). In Erfurt zeigt sich, dass durch ehrenamt-
liches Engagement (siehe auch Beitrige von Roland Roth und Sophia Fiedler,
Victoria Grau und Noa Wilhelmi in diesem Band) und den Auslinderbeirat
politischen Defiziten und strukturellem Rassismus zum Teil entgegengewirkt
wird, diese Mafinahmen jedoch wegen der bundes- (fehlendes Wahlrecht) und
lokalpolitischen Hemmnisse (behérdliche Defizite) wenig strukturelle Nach-
haltigkeit besitzen. So stellt die Unterreprisentation von Migrant*innen in
Jobs der 6ffentlichen Verwaltung eines von vielen Symptomen der strukturellen
Diskriminierung von Migrant*innen dar. Eine interkulturelle Offnung von
Behorden wire ein dringend bendtigter Schritt, hin zu einer Bekimpfung des
vorherrschenden institutionellen Rassismus in den kommunalen Verwaltungen.

Dennoch ist die Idee des Urban Citizenships durchaus positiv konno-
tiert. Eine deutliche Stirke des Konzepts liegt darin, dass es sich gegen das
produzierte Bild der Migration als Problem wendet und mit seinem Stigma
bricht (Schillinger 2018: 32). In Erfurt zeigt sich, dass durch verschiedene



Informations- und Beteiligungsformate der ehrenamtlichen Organisationen,
solidarischer Bewegungen und des Auslidnderbeirats das Bild einer komple-
xen und diversen Stadtgesellschaft geférdert wird, wodurch auch das Thema
Migration neu konnotiert und ausgehandelt wird. Im Kontext pandemischer
Beschrankungen erfihrt die Frage nach Teilhabe und Urban Citizenship eine
neue Bedeutung. Neben der Verlagerung der politischen Prisenzformate in
denvirtuellen Raum, spielt gerade der Zugang zu Ressourcen wie der medizi-
nischen Versorgung und Kommunikation eine zentrale Rolle. Aus der Empirie
wurde deutlich, dass die Finanzierung und Unterstiitzung der Behorden
und Vereine durch Infrastrukturen wie der Miete fiir Raumlichkeiten oder
technischer Ausstattung gerade im Zuge der beschleunigten Digitalisierung
durch die Pandemie immer wichtiger wird, um mehr Menschen zu beteiligen
(Interview Vorsitzender Auslinderbeirat: 190-195). Mit Blick auf die unzurei-
chende Teilhabe Gefliichteter in Erfurt wihrend der Pandemie lisst sich klar
erkennen, dass eine neue Aushandlung der Biirger*innenschaft fir Gefliichtete
und der damit verbundenen Rechte und Teilhabemoglichkeiten auf stidtischer
Ebene essentiell ist. Dies wire unter anderem durch eine aktivere Einbindung
migrantischer Themenkomplexe in die Schullehre umsetzbar oder indem der
Auslinderbeirat sich in Vereinen und Schulen aktiver prisentieren kénnte
(Interview Migrations- und Integrationsbeauftragter: 225-229). Gerade in dem
Krisenzustand der Pandemie verstirkt sich diese Notwendigkeit drastisch.

Zugehorigkeit definiert sich demnach nicht nur iiber die rechtliche Ebene
eines Ausweisdokuments, sondern iiber die emotionale Zugehorigkeit und die
damit verbundene Inklusion in die Gesellschaft und die alltiglichen Rechte
ihrer Birger*innenschaft. Im Kontext von Erfurt lisst sich resiimieren, dass
das Konzept des Urban Citizenships teils bereits ihre Umsetzung findet. So
werden in Erfurt tagtiglich durch zivilgesellschaftliche Organisationen und
den Auslinderbeirat neue Wege geschaffen, um Gefliichteten einen Zugang zu
den verschiedenen Ebenen der Teilhabe zu erméglichen. Anhand der Theorie
wurde jedoch deutlich, wie drastisch der politische Aushandlungsprozess
einer neuen Biirger*innenschaft fiir Gefliichtete nicht nur durch pandemi-
sche Regulierungen, sondern auch durch die strukturellen und behérdlichen
Defizite eingeschrankt wird. Die Pandemie verstirkt dabei die defizitire
Lage der politischen Teilhabe fiir Gefliichtete drastisch. Abschliefiend lasst
sich mit Blick auf Erfurt festhalten, dass das Urban Citizenship eine real-
politische Perspektive bietet, welche dabei helfen kann, politische Teilhabe
fiir Gefliichtete politisch und gesellschaftlich neu zu rahmen. Allerdings fehlt
dem Konzept die Potenz, die strukturellen und institutionellen Barrieren
zu iiberwinden, welche es Gefliichteten in Erfurt deutlich erschwert, dem
Status der rechtlichen, sozialen und politischen Prekaritit zu entweichen.
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Eine Frage der Zugehdrigkeit

Die politische Teilhabe gefliichteter Menschen in Erfurt war bereits vor
Beginn der Corona-Pandemie stark reglementiert und dadurch nur begrenzt
moglich. Da eine Teilhabe an direkten demokratischen Prozessen in Form von
Wahlen fiir Gefliichtete nicht méglich ist, werden Migrant*innenbeirite, zivilge-
sellschaftliche Organisationen, sowie Demonstrationen und Kundgebungen auch
unabhingig von der Corona-Pandemie zu wichtigen Plattformen fiir Gefliichtete.
In diesem Zusammenhang zeigt sich die Relevanz nicht-staatlicher Akteur*in-
nen in Erfurt, welche bemiiht sind, die politische Teilhabe marginalisierter
Gruppen zu stirken und die damit verbundenen Rechte neu auszuhandeln.

Wurden gesamtgesellschaftlich Digitalisierungstendenzen wihrend der
Corona-Pandemie hiufig als positiv wahrgenommen, brachten sie fiir mar-
ginalisierte Gruppen wie Gefliichtete in der Stadtgesellschaft Barrieren mit
sich. Die Verlagerung vieler Veranstaltungen in den digitalen Raum, die
Vermeidung von Versammlungen und Zusammentreffen fithrten dazu, dass
insbesondere Gefliichtete durch einen Mangel an Ressourcen von politischen
Teilhabeprozessen ausgeschlossen waren. Diese drastischen Auswirkun-
gen der pandemiebezogenen Mafinahmen fiir Gefliichtete zeigen auch in
Erfurt, wie wichtig es ist, politische Teilhabe im Kontext materieller Res-
sourcen und sozialer bzw. kultureller Inklusion zu betrachten. Hier seien
insbesondere Sprachbarrieren, bzw. fehlender Zugang zu entsprechenden
Angeboten, technische Ausstattung und die Unterbringung in Gemeinschafts-
unterkiinften genannt. Die Pandemie fungierte in diesem Zusammenhang
als Brennglas, dass bestehende strukturelle Probleme weiter verschirfte.

Forderungen nach Entbiirokratisierung, Transparenz und Diversitit wer-
den dennoch in der stadtpolitischen Landschaft laut. Es zeigt sich auch, dass
sich das Verstindnis von Rechten fiir Gefliichtete in Erfurt keineswegs nur
auf eine konservative Politik von Integration und Zugehorigkeit stiitzt. Rechte
auf Teilhabe werden lokal tagtaglich durch zivilgesellschaftliche Akteur*innen
und den Auslinderbeirat ausgehandelt und nicht an die Bedingungen einer
Staatsbiirger*innenschaft gekoppelt. Das fehlende Wahlrecht, das sich nur
national durch eine Gesetzesinderung im Grundgesetz beheben lisst, macht
den Fokus auf die lokale Ebene bedeutsamer. Gerade in Zeiten der Pandemie
und der damit verbundenen Teilhabebarrieren fiir politisch marginalisierte
Gruppen gewinnt die emotionale Zugehdrigkeit eine essentielle Rolle. Denn
nur mit einem inklusiven Verstindnis von Zugehorigkeit zur Stadtgesell-
schaft kann die politische Teilhabe fiir Alle und damit der Prozess der Selbst-
ermichtigung in Erfurt funktionieren. Es liegt demnach auch an der lokalen
Politik auf die Hiirden und Herausforderungen zu reagieren, die sich vor
der Corona-Pandemie zwar schon manifestiert hatten, durch die Pandemie
jedoch drastisch verschirft wurden. Wie wichtig die Aktivierung lokaler



Politik ist, zeigt das Konzept des Urban Citizenships. Jedoch wird auch in
Erfurt deutlich, dass mit einem rein lokalpolitischen Ansatz die strukturelle
Lethargie der staatlichen Neoliberalisierungspolitik nicht gebrochen wer-
den kann. Die Frage der Zugehorigkeit hingt demnach nicht nur von der
zivilgesellschaftlichen Aushandlung, sondern auch von der Reaktivierung
bundesrepublikanischer, der damit einhergehenden stidtischen Unterstiit-
zungspolitik und der Reaktion auf stadtgesellschaftliche Forderungen ab.
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(Un)gehdrte Jugend

Politische Beteiligungsstrukturen in Erfurt

Laura Margarete Bertelt, Judith Caroline Platte, Philipp Tommrich

Friih iibt sich

Junge Menschen wollen ihr Leben selbstbestimmt gestalten und haben eigene
Ideen und Vorstellungen, die sie einbringen und umsetzen wollen. Sie mochten,
dass ihre Vorschlige und Bediirfnisse ernst genommen und beriicksichtigt
werden. Das Recht auf selbstbestimmte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben
fir alle — dementsprechend auch fir Kinder und Jugendliche - ist Basis
unserer Demokratie. Beteiligung schafft gegenseitiges Verstindnis und Ver-
trauen zwischen Jugendlichen und Entscheidungstriger*innen, sofern diese
ernst gemeint ist. Wichtig ist dabei, ihnen nicht nur materielle, soziale und
kulturelle Teilhabe zuzugestehen, sondern sie auch in politische Entschei-
dungsprozesse mit einzubeziehen (Deutscher Bundesjugendring 2017: 1f.).

Jugendbeteiligung wird immer selbstverstindlicher und durch viele
rechtliche Rahmenwerke auf Mikro-, Meso- und Makroebene, zum Beispiel
durch die UN-Kinderrechtskonvention, das achte Sozialgesetzbuch [SGB
VIII] oder die Jugendstrategie Handeln fiir eine jugendgerechte Gesellschaft des
Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend [BMFSFJ],
legitimiert und eingefordert. In der Realitit werden diese Instrumente aller-
dings hiufig aufier Acht gelassen oder kommen nur scheinhaft zum Einsatz.

Besonders in Zeiten der Pandemie ist deutlich zutage getreten, dass die
Beteiligung Jugendlicher an politischen Entscheidungen hiufig zu kurz kommt
(siehe auch Beitrag von Ulrich Lakemann in diesem Band). Jugendliche wur-
den durch Corona-Verordnungen lediglich in ihrer Rolle als Schiller*innen
betrachtet, etwa wenn es um bundes- bzw. landesweite Absprachen beziiglich
der schulischen Regelungen ging. Bei diesen Entscheidungen sind sie in den
vergangenen anderthalb Jahren allerdings selten involviert worden, obwohl
sie die unmittelbaren Auswirkungen mit am stirksten zu spiiren bekamen
und als Expert*innen des Alltags Ideen und Anregungen hitten einbringen
kénnen (Andresen et al. 2020: 4). Auch in anderen, aufRerschulischen Be-
langen fithlen sich junge Menschen von der Politik nicht gehért, wie zahl-
reichen Umfragen, die derzeit im Umlauf sind, zu entnehmen ist (ebd.: 6).
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Der bereits bestehende Mangel an wirksamen Beteiligungsmafinahmen und
die noch zu gering ausgebaute Beteiligungskultur sind unter dem Brennglas
der Corona-Pandemie noch sichtbarer geworden. Daraus ergibt sich — neben
der ohnehin schon vorhandenen Relevanz, politische Jugendbeteiligung als
selbstverstindlich anzusehen und auszuarbeiten, wie sie im Interesse aller
gelingen kann - die Notwendigkeit zu priifen, wie diese aktuell, aber auch in
zukiinftigen Krisenzeiten ausgebaut und langfristig gewihrleistet werden kann.

Eine theoretische Anniherung an die Grundbegriffe von Jugendbeteili-
gung stellt die Basis dieser Forschung dar. Die verschiedenen Maf3stabsebe-
nen der Kinder- und Jugendbeteiligung leiten in die Empirie dieser Arbeit
ein, die sich im Wesentlichen auf sechs Expert*inneninterviews und auf
Fachliteratur stiitzt. Der Empirie folgt das Fazit und ein Ausblick, welche
Perspektiven die Forschungsarbeit aufzeigt. Ziel dieses Beitrags ist es dem-
entsprechend, am Beispiel von Erfurt, aufzuzeigen, wie sich die politische
Beteiligung und damit einhergehend auch die politische Teilhabe Jugend-
licher durch die bestehende Corona-Pandemie verindert hat und welche
Erkenntnisse aus den gemachten Erfahrungen gewonnen werden konnen,
um Jugendbeteiligung auch in zukiinftigen Krisen resilient zu gestalten.

Die hier verwendete Methodik beinhaltet die Durchfithrung von Expert*in-
neninterviews mit anschliefender qualitativer Inhaltsanalyse nach Mayring
(2010). Die sechs leitfadengestiitzten Interviews wurden aufgrund der pan-
demischen Situation im Dezember 2021 ausschlielich digital durchgefiihre,
anschliefiend transkribiert und zur qualitativen Analyse kodiert. Insgesamt sind
vier Expert*innen aus dem unmittelbaren Jugendbeteiligungskontext in Erfurt
interviewt worden, die sich aus freien Trigerschaften und Teilen der Stadtpolitik
zusammensetzen. Zwei weitere Interviewpartner*innen konnen als Alltagsex-
pert*innen im doppelten Sinne gesehen werden: Sie verfiigen sowohl als Teil der
untersuchten Gruppe, aber auch inihrer institutionellen Rolle als gewahlte Ver-
treter*innen der Jugendlichen bzw. Schiiler*innenschaft bereits iiber Fachwissen.

Die Beteiligung Jugendlicher an der Stadtentwicklung -
und in der Pandemie

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, wie sehr Krisen das alltigliche Leben
erschiittern konnen. Auf vieles, was als selbstverstindlich galt, musste von
einem auf den anderen Tag verzichtet werden. Pandemiebedingte MaR3-
nahmen, von der Kontaktbeschrinkung tiber den Lockdown, schrinkten
die Freiheit ein. Die mit voranschreitender Zeit allmahlich eintretenden
Lockerungen fiir Grofiteile des o6ffentlichen Lebens tiduschten nicht dariiber
hinweg, dass einige, besonders vulnerable Gruppen der Bevolkerung, dar-
unter auch junge Menschen, stirker von den Mafinahmen betroffen waren
als andere (Andresen et al. 2021: 4). In der medialen Berichterstattung sind



Jugendliche nahezu verschwunden und tauchen, wenn tiberhaupt, als ver-
meintliche Regelbrecher*innen auf. Werden ihre Anliegen thematisiert, dann
wird meistens iiber, nicht mit den jungen Menschen gesprochen (ebd.: 22).
Stattdessen wurde die Rolle junger Menschen stark itber die Auswirkungen
der Corona-Pandemie im Bildungssystem definiert und Jugendliche auf ihre
einseitige, gesellschaftlich zugewiesene Rolle als Schiiler*innen und Student*in-
nen reduziert (BMFSFJj 2020: 519). Echtes Interesse fiir die Anliegen und Er-
fahrungen in dieser besonderen Lebensphase werden tibersehen, ihre Sorgen
und Probleme iiberhért (Andresen et al. 2021: 4). Die tatsichliche Lebenswelt
junger Menschen zeichnet sich jedoch durch mehr als Bildungseinrichtungen
aus;, Elementare Formen des sozialen Miteinanders junger Menschen, bei denen
Herausforderungen des Jugendalters bearbeitet werden und Prozesse der Selbst-
positionierung stattfinden konnen“, werden von Erwachsenen allerdings kaum
anerkannt (Andresen et al. 202.1: 29). Die Moglichkeit, an pragenden Erfahrungen
auflerhalb der Bildungseinrichtungen zu partizipieren und ihre alltiglichen
Lebenswelten wieder zu normalisieren — beispielsweise durch die Teilhabe an
Jugendclubs oder in Vereinsstrukturen — wurde in der Krisenpolitik grofitenteils
weder thematisiert noch wurde den Jugendlichen das Recht eingerdumt, ihre
Interessen in diesem Kontext zu artikulieren (ebd.: 3). Dass die Belange von
Jugendlichen wihrend der Corona-Pandemie weitestgehend ungehort blieben,
war kein einzig der Pandemie geschuldeter Umstand. Diesem Problem wohnen
vielmehr strukturelle Benachteiligungen dieser Bevolkerungsgruppe inne, die
sich durch die Pandemie verschirften. Trotz rechtlicher Verankerungen der
Kinder- und Jugendrechte auf simtlichen politischen und riumlichen Ebenen
(UN, Bund und Land) besteht in der kapitalistischen Gesellschaft ein klares
Machtgefille zwischen jungen Menschen und Erwachsenen (Liebel 2020: 17).
Die Diskussion um die Beteiligung von Jugendlichen verlangt eine dif-
ferenzierte Betrachtung der Jugendlichen. Denn die Gruppenzugehorigkeit
und Abgrenzung gegeniiber anderen Bevolkerungsgruppen aufgrund des
Alters macht die Jugendlichen noch lange nicht zu einer in sich geschlossenen,
homogenen Gruppe. ,Jugendliche unterscheiden sich nicht allein durch ver-
schiedene soziodemografische Aspekte wie Geschlecht, Alter, Herkunft und
Milieus, sondern auch in Bezug auf ihre kulturelle Zugehorigkeit“ (BMFSF]
2020: 267). In der folgenden Forschungsarbeit wird der Begriff ,Jugendliche*
verwendet, wohlwissend, dass dieser die Untersuchungsgruppe stark pau-
schalisiert. Die im Rahmen der Forschungsarbeit untersuchte und unter dem
Begrift Jugendliche und junge Menschen verstandene Gruppe umschlief3t
Jugendliche zwischen zwdlf und 18 Jahren. Nach deutschem Recht bestehen
innerhalb dieser Altersspanne nur vereinzelte Moglichkeiten der politischen
Beteiligung durch politische Instrumente wie bspw. Kommunalwahlen. Ju-
gendliche befinden sich durch den Besuch weiterfithrender Schulen sowie
Ausbildungsstitten in einer Phase der politischen Bildung. Ein Grof3teil
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der Jugendlichen dieser Altersspanne sammelt in dieser Phase jedoch eben-
falls politische Erfahrungen in Jugendkulturen innerhalb unterschiedlicher
sozialer Riume — darunter zihlen beispielsweise Vereine oder auch nur
Gruppierungen junger Menschen mit gemeinsamen, verbindenden Werten.
Diese haben gemein, dass mit diesen Kulturen der Wunsch nach Freiheit
einhergeht - ,somit sind Jugendkulturen stets politisch* jBMFSFJ 2020: 57).

Politische Beteiligung, aber wie?

Politische Beteiligung unterscheidet sich nach Vollmer et al. (2021) im Ver-
gleich zur politischen Teilhabe darin, dass die Beteiligung eine Eigeninitiative
erfordert. Diese Eigeninitiative kann Bottom-Up, also selbstorganisiert, aber
auch Top-Down, beispielsweise durch die Einladung zu Beteiligungs-Workshops,
erfolgen. Die fortschreitende Entfernung junger Menschen zum politischen
System bildete in den vergangenen Jahren hiufig Dreh- und Angelpunkt von
Diskussionen, die die Beteiligung Jugendlicher beinhalteten. Dies steht nach
Kreuziger (0.].: 22) in starker Diskrepanz dazu, dass Jugendliche die Ersten sein
miissten, die an der Entwicklung von Zukunftsszenarien beteiligt werden, denn
sie sind es, ,die in der Zukunft leben [miissen] die heute [von erwachsenen Ent-
scheidungstriger*innen] eingeleitet wird.“ (ebd.: 22) Der Grund fiir die Distanz
der Jugendlichen gegeniiber der Politik liegt darin, dass junge Menschen sich
durch das aktuelle politische System nicht mehr reprisentiert fithlen (Andresen
etal. 2021:14). Die Demokratie wird von einem Grofiteil der Jugendlichen als eine

,abstrakte, biirokratisierte, dem Alltag ferne Welt empfunden“ (Kreuziger o.].: 21).
Die 6ffentliche Diskussion um die sinkende demokratische Jugendbeteiligung
gleicht hiufig einer Zustandsbeschreibung, statt der proaktiven Suche nach
Losungen. Nur selten wird thematisiert, was Griinde fiir das sinkende Vertrauen
in das politische System sind und wie dieses wieder aufgebaut werden kénnte.

Eine funktionierende Jugendbeteiligung verlangt eine Kommunikation
auf Augenhéhe. Junge Menschen wilnschen sich eine Beteiligung, in welcher
sie als gleichberechtigte Entscheidungstriger*innen anerkannt werden, um
Beitrige zur Gestaltung des Gemeinwesens zu leisten (ebd.: 7). Entschei-
dungen miissen transparent und unter echter Beteiligung getroffen werden,
in welcher Jugendlichen tatsichliche Entscheidungskraft obliegt. Sie miis-
sen ,Subjekt der Beteiligung [werden] und als Expertinnen und Experten
in eigener Sache“ im Mittelpunkt stehen (ebd.: 3). Die Jugendlichen sollen
dabei klar iiber ihre eigenen Einflussmoglichkeiten informiert werden (ebd.:
21). Scheinbeteiligung mit geringer bis gar keiner Mitbestimmung wird
schnell durch Jugendliche registriert, was in der Konsequenz dazu fithren
kann, dass sie sich in Vereinen und Parteien weniger ehrenamtlich enga-
gieren oder sogar ginzlich von politischem Engagement abwenden (ebd.).



Des Weiteren unterscheidet sich die politische Beteiligung junger Men-
schen auch strukturell von der tiblichen politischen Beteiligung Erwachsener.
Die ,parlamentarische[n] bzw. reprisentative[n] Formen der Partizipation®
empfinden Jugendliche haufig als langweilig oder itberfordernd (ebd.: 11). Die
Formen der Partizipation miissen daher sowohl strukturell als auch sprach-
lich an die jeweilige Zielgruppe angepasst sein und den ,Bediirfnissen, ihren
Kenntnissen und Fihigkeiten und ihrem Beteiligungswillen entsprechen®
(ebd.: 3). Dazu zihlen beispielsweise die Riicksichtnahme auf das Alter der
Partizipierenden sowie deren soziokultureller Hintergrund und die damit
eingeschlossenen rhetorischen und kommunikativen Fahigkeiten. Es muss
sich darum bemitht werden, dass nicht nur privilegierte Kinder und Jugendliche
ein Stimmrecht erhalten, sondern jeder junge Mensch sein Anrecht auf Be-
teiligung einldsen kann (ebd.: 10). Findet eine solche Beteiligung mit hoher
Mitbestimmungsqualitit bereits in frithen Lebensabschnitten eines Menschen
statt, sodass politische Grunderfahrungen gemacht werden kénnen, befihigt
dies dazu, die eigene Zukunft bewusst zu gestalten (ebd.: 16). Wichtig dabei
ist, dass die Beteiligung nicht lediglich als Schonwetterrecht verstanden wird,
sondern auch in Krisen fest verankert bleibt (Andresen et al. 2021:17). Um eine
solche politische Beteiligung zu ermoglichen, kénnen verschiedene Strukturen
zur verbindlichen Einbeziehung von Kindern und Jugendlichen in die politische
Entscheidung etabliert werden. ,Dies konnen Kinder- und Jugendparlamente
oder andere Beteiligungsgremien sein, die verbindliche Rede-, Anhérungs-,
Antrags-, Veto- oder Mitentscheidungskompetenzen haben.“ (BMFSF] 2020:
528) Eine vollstindige Etablierung dieser Strukturen geht allerdings immer mit
einem Machtverzicht der erwachsenen Bevolkerung einher (Liebel 2020: 14).

Empowerment von jungen Menschen stellt eine zentrale Siule in der
Jugendbeteiligung dar. Durch dieses soll vor allem eine stirkere und aktivere
Partizipation initiiert werden, welche die Eigeninitiative der Jugendlichen vo-
raussetzt. Um deren Autonomie zu stirken, miissen verschiedene Plattformen
im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe geboten werden. Plattform e.V. (2014:13) pladiert
in diesem Sinne dafiir, Beziehungen zwischen Jugendlichen und Erwachsenen
in Frage zu stellen und anders zu gestalten, damit junge Menschen sich trauen,
ihre Wiinsche, Ideen und Bediirfnisse auszudriicken und ihnen nachzukommen.
Dafiir sollen Riume geschaffen werden, in denen , Jugendliche ihre Kraft und
Energie aufladen konnen, wo sie aufblithen und ernst genommen werden“ (ebd.:
12) und gleichberechtigte Beziehungen zu Erwachsenen aufbauen konnen.

Rahmenbedingungen und Akteur*innen der kommunalen
Kinder- und Jugendbeteiligung in Erfurt

Kinder und Jugendliche haben das Recht, ihr Leben aktiv mitzugestal-
ten. Dieses Recht ,gehért zur Basis unserer Demokratie“ (TMBJS 2019: 10),
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weshalb es auf allen Ebenen verbindliche rechtliche Rahmenbedingungen
geben muss. Festgeschrieben ist die politische Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen zum Beispiel in der UN-Kinderrechtskonvention, der Europdi-
schen Menschenrechtskonvention und auf Bundesebene im SGB VIII.Um
auch auf Landesebene eine einheitliche und eigenstindige Jugendpolitik
zu ermoglichen, muss es verbindliche Regelungen geben. Ausschlaggebend
fir die Etablierung einer einheitlichen Jugendpolitik in Thiiringen war bei-
spielsweise die Landesstrategie Mitbestimmung junger Menschen von 2019, die
von Expert*innen aus Politik, Verwaltung, Schule und Gemeinwesen unter
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen entwickelt wurde (TMBJS 2019:12).
Sie soll einen Beitrag leisten, ,um Mitbestimmung von jungen Menschen in
Thiiringen als ,demokratisches Empowerment‘ zu begreifen und gleichzeitig
auch zu ermoglichen” (ebd.: 3). Aus der Landesstrategie Mitbestimmung he-
raus ist die Servicestelle Mitbestimmung geschaffen worden, die am Thiringer
Ministerium fir Bildung, Jugend und Sport [TMB]S] angesiedelt ist. Zu den
Aufgaben der triger- und ressortitbergreifenden Servicestelle gehoren neben
der Begleitung und Unterstiitzung von Kommunen und landesweiten Institu-
tionen bei der Umsetzung von Mafinahmen im Bereich der Jugendbeteiligung
auch die Qualifizierung von Fachkriften und deren Vernetzung (TMBJS 2021).

Ein essentieller Schritt fiir die Gewihrleistung von angemessener Ju-
gendbeteiligung in allen Thiiringer Kommunen ist der Paragraph 26a der
Thiringer Kommunalordnung [ThiirKO], der zuletzt im Mirz 2021 gedndert
wurde: Er legt fest, dass Gemeinden Kinder und Jugendliche ,bei Planungen
und Vorhaben, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen beriihren,
[...] in angemessener Weise beteiligen“ (§26a ThiirKO) und dafiir geeignete
Verfahren entwickeln sollen. Kommunen spielen eine groRe Rolle, wenn es
um politische Bildung und die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
geht, da sie deren unmittelbares Lebensumfeld darstellen und dort getroffene
Entscheidungen einen Einfluss auf sie haben. Politik ist dort direkt erfahr-
bar und sie kénnen - sofern die Beteiligungsstrukturen der Kommunen gut
aufgestellt sind — auch aktiv an ihr teilhaben (BMFSFJ 2015: 28). Kommunen,
die angemessene Beteiligungsmoglichkeiten bieten, tragen auch zur Wah-
rung und Férderung der Demokratie bei, indem sie Jugendlichen das Gefiihl
geben, dass ihre Meinung wichtig ist, gehort und wertgeschitzt wird. Kom-
munen werden vom BMFSF] (2015: 31) auch als ,Anwilte der (Beteiligungs-)
Interessen von Kindern und Jugendlichen® bezeichnet, indem sie beispiels-
weise Jugendhilfeausschiisse und Kinder- und Jugendbiiros einrichten und
somit dafiir Sorge tragen, dass die Belange junger Menschen ,auch dort
Beriicksichtigung finden, wo keine unmittelbare Beteiligung erfolgt“ (ebd.).

In Erfurt sind die Akteur*innen im Bereich der Jugendbeteiligung unter-
einander stark vernetzt. Grundlage fiir die dortige Strukturlandschaft bietet
seit 2017 eine Satzung des Stadtrats zur Beteiligung junger Menschen, aus



der heraus sich sowohl das Schiilerparlament als auch die Beteiligungsstruktur
BAMM! gegriindet haben (Satzung zur Beteiligung junger Menschen in der
Landeshauptstadt Erfurt 2017). Bereits im Jahr 2014 wurde im Koalitionsver-
trag zwischen den Parteien DIE LINKE, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
des Thiringer Landtags untermauert, die Moglichkeiten fiir Mitbestim-
mung Jugendlicher und Kinder zu verstirken (DIE LINKE et al. 2014: 23).
Die Landesstrategie Mitbestimmung wurde 2019 vom TMBJS herausgegeben
und bildet die Grundlage fiir einen Umbruch im demokratischen Rollenverstind-
nis von Kindern und Jugendlichen in Thiiringen. “Mitbestimmung” begreift sich
als Oberbegriff fiir viele Teilbereiche wie beispielsweise Partizipation, Beteiligung
und Mitsprache (TMBJS 2019: 9). Zwei wesentliche Ergebnisse der Landesstrategie
wurden mit der Schaffung der Servicestelle Mitbestimmung und der Verabschie-
dung des Paragraphen 26a der Thitringer Kommunalordnung bereits genannt.
Freie Triger*innen nehmen in Erfurt eine besondere Stellung ein, da die
gesamte Kinder- und Jugendhilfe an sie angeschlossen ist und sie durch ihre
Arbeitsweise eine starke Nihe zu jungen Menschen haben (ebd.: 66-67). Die
Beteiligungsstruktur BAMM!, unter Trigerschaft des Stadtjugendrings Erfurt,
stellt eine wichtige Schliisselfigur dar: 2017 durch die Stadt Erfurt initiiert,
versucht sie, junge Menschen bis 27 Jahren bei ihren Vorhaben und Projekten
zu unterstiitzen und ihnen vor allem in der Offentlichkeit und gegeniiber der
Politik eine Stimme zu geben. Der freie Triger nimmt als Beteiligungsstruktur
auch insofern eine besondere Rolle ein, als dass er einen Knotenpunkt zwi-
schen allen Beteiligten bildet: Laut der Satzung soll er Demokratie fiir junge
Menschen erfahrbar machen, diese mit ihnen einiiben und auf diesem Wege
Selbstwirksamkeit ermdglichen (Satzung zur Beteiligung junger Menschen
in der Landeshauptstadt Erfurt 2017). Zudem soll BAMM! Strukturen der
Kinder- und Jugendhilfe auf Stadtebene vernetzen und Politik und Verwaltung
in allen Bereichen, die Kinder und Jugendliche betreffen, informieren und
beraten (ebd.). Zwischen der Beteiligungsstruktur, Politik und Verwaltung
besteht eine gute Vernetzung, was sich beispielsweise auch in einer guten Zu-
sammenarbeit mit dem Jugendamt manifestiert (Interview BAimm!: 283-285).
BAMM! agiert ausschlieflich, wenn dies von Kindern und Jugendlichen aus-
driicklich gewiinscht ist (ebd.: 107-110). Der freie Triger arbeitet eng mit dem
Erfurter Schillerparlament zusammen, das sich aus gewahlten Mitgliedern der
Erfurter Schulen zusammensetzt und versucht, die Belange der Schiiler*innen
tiber den Vorstand in die Stadtpolitik einzubringen (Interview Servicestelle
Mitbestimmung: 53-54). Es nutzt die Riumlichkeiten von BAMM!, bekommt
von ihnen Materialien gestellt und erhilt Unterstittzung bei der Planung und
Durchfithrung von Veranstaltungen und Projektvorhaben (Bimm! o.].). Das
Interesse der Stadtpolitik an einer Beteiligung der Jugend wird durch das
Schiilerparlament positiv wahrgenommen, wihrend der Verwaltung eine ge-
wisse Trigheit nachgesagt wird (Interview Schiilerparlament Erfurt: 302-307).
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( J Ein weiterer freier Trager in Erfurt ist Plattform e.V., der sich fir das
Empowerment von jungen Menschen einsetzt. Plattform eV. versteht sich
als Think-Tank fiir ibertragbare Modellvorhaben, bei dem die dort gewon-
nenen ,Erfahrungen und Erkenntnisse stetig in Form von Publikationen,
Konferenzen, Workshops oder Lehrveranstaltungen auf nationaler wie
internationaler Ebene“ (Plattform eV. o.].) weitergegeben werden. Platt-
form elV. arbeitet nur projektbezogen mit anderen Triger*innen zusammen.

Die Erfurter Trigerlandschaft hat insbesondere durch die im August
2021 geschaffene Servicestelle Mitbestimmung die Moglichkeit, in einen
landesweiten Austausch zu treten. Dies sei relevant, da Jugendbeteiligung
ein Querschnittsthema ist, das verschiedenste Themenfelder beriihrt (Inter-
view Servicestelle Mitbestimmung: 25-27). Ziel der Stelle ist also vor allem
die Vernetzung von Trigern im Bereich der Jugendarbeit, die Biindelung
und Wiedergabe von Informationen und die Qualifizierung von Fachkriften
(ebd.: 29-31 und 100). Aufgrund ihrer vielfiltigen Beteiligungsstrukturen
kann die Landeshauptstadt auch als Vorreiter-Kommune gesehen werden:
»Also die sind schon sehr, sehr frith in dieses Thema eingestiegen und ha-
ben einfach mit dem ganzen Beteiligungsprojekt BAMM! ein, 4hm, sozusa-
gen Alleinstellungsmerkmal.“ (Interview Prof. Dr. Ulrich Lakemann: 44-46)

Jugendbeteiligung in Erfurt: Etablierte Beteiligungskultur
durch Selbstwirksamkeitserfahrung?

Im Laufe der Forschung stellte sich der Begriff und das Verstindnis einer
Beteiligungskultur als elementar fiir die langfristige Etablierung politischer
Teilhabe von Jugendlichen heraus. Die Arbeit an einer funktionierenden Be-
teiligung fuflt neben der Forderung der Projekte und der Vernetzung der
Akteur*innen auch auf der ,Qualifizierung der Menschen, die sich damit
auseinandersetzen wollen” (Interview Servicestelle Mitbestimmung: 378-381).

Der Begriff der Beteiligungskultur ist als essentieller Bestandteil einer
nachhaltigen Jugendbeteiligung zu verstehen. Es existiert zwar nicht der eine
Weg zu einer kommunalen Beteiligungskultur, dennoch bedarf es einiger
Grundvoraussetzungen fiir das Schaffen einer solchen. Um Beteiligung iiber-
haupt zu erméglichen, ist es wichtig, die Zuginglichkeit der fir die Beteiligung
bendtigten Informationen sicherzustellen. Denn nur wenn alle am Prozess
Beteiligten, unabhingig von Alter und Position, die gleichen Informationen zur
Verfiigung gestellt bekommen, kann Kommunikation auf Augenhéhe stattfinden.
Wichtig ist dabei eine zielgruppenorientierte Aufbereitung der Informatio-
nen. Prof. Dr. Ulrich Lakemann spricht in diesem Zusammenhang auch von
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Ubersetzungsarbeiten, damit Sachverhalte richtig beurteilt werden kénnen.
Insbesondere Verwaltungssprache muss laut Lakemann einfach und jugend-
gerecht iibersetzt werden. Diese Ubersetzungsarbeit fithrt zur Transparenz von



Prozessen, die das Verstindnis fiir Entscheidungen stabilisieren und mogliche
Frustration vorbeugen kann (Interview Prof. Dr. Ulrich Lakemann.: 370-387).
Die Veroffentlichung von Ergebnissen spielt dabei eine grofRe Rolle, um die
Seriositit der Prozesse zu signalisieren (Interview Bimm!: 233-237). Basierend
auf diesem Verstindnis kann aufgearbeitet werden, warum etwas beispielsweise
nicht funktioniert hat oder warum bei einem bestimmten Thema Mitbestimmung
nicht méglich war. Hiufige Griinde fiir das Scheitern von Projekten sind fehlende
personelle oder finanzielle Ressourcen. Dariiber muss gesprochen und reflektiert
werden, um Frustration zu vermeiden und auch das Vertrauen in die kommu-
nalen demokratischen Institutionen zu stirken. Diese Form der Reflexion sorgt
dafiir, dass Jugendliche ,auch an den Projekten wachse[n kénnen]” (ebd.: 47-149).
Die Kommune muss sich dariiber hinaus der Aufgabe stellen, die Moglichkeiten
von Mitbestimmung und das ehrliche Interesse an der Meinung der Jugendlichen
nach auflen zu kommunizieren (Interview Prof. Dr. Ulrich Lakemann: 110-111).
Als weiteren essentiellen Teil von Informationsvermittlung kann die Auf-
klarung tiber herrschende politische und rechtliche Rahmenbedingungen
verstanden werden. Dieses Wissen kann Jugendliche ermutigen, das einzu-
fordern, was ihnen rechtlich zusteht. Diese Bedingungen konnen langfristig
dafiir sorgen, dass die Jugendlichen Teil einer engagierten Zivilgesellschaft
werden und so auch andere Gleichaltrige zum Mitmachen motivieren (Deut-
scher Stidtetag 2013: 19). In diesem Sinne kann die Zusammenarbeit der
verschiedenen Lager — Verwaltung und Zivilgesellschaft — in verschiedenen
Altersgruppen nachhaltig gestirkt werden. Voraussetzung dafur ist ,die
Akzeptanz der politischen Mandatstriger und der Verwaltung ebenso wie
die Beteiligungsmotivation der Biirgerinnen und Biirger* (ebd.). Die Begeg-
nung auf Augenhéhe als Bedingung fiir das Gelingen bedeutet auch aktive
Arbeit gegen Adultismus' und die damit einhergehende Altersdiskriminie-
rung Erwachsener gegeniiber jiingeren Mitbiirger*innen (BMFSF] 2002: 19).
Jugendliche in dieser Selbstverstindlichkeit als Teil der demokratischen Ge-
sellschaft zu verstehen bedeutet auch, Prozessen der Mitbestimmung ausreichend
Raum und Zeit einzuriumen (Interview Bimm!: 314 -315). Entgegen anderer Be-
teiligungsformate wie beispielsweise Seniorenbeiraten besteht bei der politischen
Beteiligung Jugendlicher das Problem der Dauerhaftigkeit. Jugendliche sind mo-

1 Uben in einer Gesellschaft Erwachsene ihren, aufgrund ihres Alters erlangten, Macht-
vorsprung gegeniiber jungen Menschen zum eigenen Vorteil aus, spricht man von
Adultismus, welcher ,insofern den strukturellen Hintergrund fiir die altersspezifische
Diskriminierung von Kindern“bildet (Liebel 2020: 22). Dieses ungleiche Machtver-
hiltnis kann itberall dort auftreten, wo Kinder und Erwachsene zusammentreffen. So
werden Kinder beispielsweise nicht in Entscheidungsprozesse mit einbezogen, von

denen sie aber stark betroffen sind.
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( J biler, flexibler und in ihrem Wohnort — bedingt durch Ausbildung und Studium
- noch nicht festgelegt, wodurch ein stindiges Nachwuchsproblem entsteht.

Wenn der Beteiligungsprozess in der Umsetzung so lange dauert, bis die
Jugendlichen weggezogen sind und somit auch nicht das endgiiltige Ergebnis
erleben, bleibt das wichtige Erfolgserlebnis aus. Strukturen wie BAMM! oder
Plattform e.V. arbeiten iiber die betrachtete Altersspanne von zwélf bis 18 Jahren
hinaus und kénnen so altersiibergreifend agieren. In diesem Sinne kann auch
dariiber nachgedacht werden, ab welchem Alter Kinder in der Beteiligungskultur
eingeschlossen sein sollten und welche Formate sich dazu eignen. Im Interview
mit Plattform e.V. wurde konstatiert, dass bestimmte Beteiligungsprozesse
auch schon im Kindergarten moglich seien: Frith zu erfahren, dass die eigene
Meinung etwas wert ist, kdnne forderlich fir das eigene Selbstverstindnis und
zukiinftige Diskussionen sein (Interview Mitarbeiter Plattform e.V.: 528-535).

Plattform eV. (2014: 13) pladiert besonders dafiir, Beziehungen zwischen
Jugendlichen und Erwachsenen in Frage zu stellen und anders zu gestalten,
damit junge Menschen sich trauen, ihre Wiinsche, Ideen und Bediirfnisse
auszudriicken und ihnen nachzukommen. Dafiir sollen Riume geschaffen
werden, in denen ,Jugendliche ihre Kraft und Energie aufladen kénnen, wo
sie aufblithen und ernst genommen werden“ (ebd.: 12) und gleichberechtigte
Beziehungen zwischen Jugendlichen und Erwachsenen erfahren konnen. La-
kemann bringt im Interview diesbeziiglich den Begriff Selbstwirksamkeitser-
fahrung ins Spiel: im frithen Jugendalter Selbstwirksamkeit zu erfahren, kénne
prigend fur das gesamte Leben sein und sollte deshalb erméglicht werden
(Interview Prof. Dr. Ulrich Lakemann: 147-150). Denn nicht nur politischen
Entscheidungstriger*innen, sondern auch vielen Kindern und Jugendlichen
sei selten bewusst, welche Rechte sie beziiglich politischer Mitbestimmung
haben. Hierfiir braucht es Empowerment, um ihnen ihre Rechte aufzuzeigen
und vor Augen zu fithren, dass sie mehr sind, als ihre gesellschaftliche Rolle als
Schiiler*innen, Student*innen oder Auszubildende ihnen zuschreibt (Interview
DK]JG Thiiringen: 53-57). Lakemann sieht darin auch eine Chance, die hiufig
vorgenommene Einteilung in ,die da oben [und] die da unten“ (Interview Prof.
Dr. Ulrich Lakemann: 131-136), die entsteht, wenn Jugendliche sich durch die
Politik — oder Erwachsene im Allgemeinen — nicht ernst genommen fithlen,
aufzubrechen. Wichtig hierfiir seien vor allem Dialoge zwischen Jugend-
lichen und Politiker*innen, die im besten Fall zu gegenseitigem Verstindnis
fithren (Interview Bamm!: 231-232). Es sei wichtig, jungen Menschen durch
ernst gemeinte Beteiligung das Gefiihl zu geben, dass ihre Meinung genauso
bedeutend ist, wie die der Erwachsenen und dass sie durch ihr Handeln etwas
bewirken und an der gemachten Erfahrung wachsen kénnen (ebd.: 133-139).

Laura Margarete Bertelt, Judith Caroline Platte, Philipp Tommrich

Besonders in Krisenzeiten, in denen Jugendliche in ihrer freien Lebensgestal-
tung eingeschrinkt und mehr denn je einem Gefiihl der politischen Ohnmacht
ausgeliefert sind, ist es wichtig, Jugendliche zu empowern. Durch die breite



Akteur*innenlandschaft in Erfurt werden Jugendlichen Méglichkeiten geboten,
sich sowohl aus sich selbst heraus (Schiilerparlament) oder mittels Unterstiit-
zung (BAMM!, Plattform e.V.) zu beteiligen und Forderungen zu artikulieren.

Digitale Beteiligung ohne digitale Kompetenzen?

Die formale Beteiligungsarbeit als solche wihrend der Corona-Pandemie
unterscheidet sich kaum von jener vor der Corona-Pandemie. Arbeitsprozesse
wurden weitestgehend beibehalten und dort, wo Kontaktbeschrankungen gal-
ten, wurde nach Alternativen gesucht, die meist im digitalen Raum gefunden
wurden (Interview Plattform eV.: 307-308; 314-317). Das Schiilerparlament
Erfurt richtete unter diesem Digitalisierungszwang verschiedene Plattformen
ein, welche interne Arbeitsablaufe besser und effizienter gestalteten als vor der
Krise (Interview Schillerparlament Erfurt: 119-134). Der Dachverband der Kinder-
und Jugendgremien [DKJG] konnte seine Beteiligungsarbeit sogar ohne Ein-
schrinkungen ausfithren, weil benétigte Infrastruktur bereits vor Krisenbeginn
eingerichtet wurde. Im Vergleich dazu hinkten die Verwaltung und Behérden
Erfurts im Zuge der Umstellung auf digitale Alternativen deutlich hinterher
(Interview DKJG Thitringen: 237-245). Dies hat hauptsichlich zwei Griinde:
zum einen lie ein Mangel an digitalen Infrastrukturen eine Aufrechterhaltung
der Arbeitsprozesse im ausreichenden Mafie hiufig nicht zu (Interview Prof.
Dr. Ulrich Lakemann: 309-313). Zum anderen fehlten beziehungsweise fehlen
an verschiedenen Stellen digitale Kompetenzen?, mit denen junge Menschen
sozialisiert wurden, die von der Verwaltung jedoch teilweise erst aufgebaut
werden miissen (Interview DKJG Thiiringen: 365-372). Neben den digitalen
Kompetenzen stellten sich auch die interne Zusammenarbeit einer Gruppe als
maf3geblich fiir das Scheitern oder Gelingen digitaler Beteiligungsstrukturen
heraus. Gremien, die einen sehr starken Zusammenhalt besitzen, kénnen
ihre Arbeitsweise einfach ins Digitale iibertragen. Ein Format ohne zusam-
menhingende Gruppe, funktioniert digital nicht (Interview Bimm!: 593-624).

99 % der Jugendlichen nutzen tiglich das Internet: Offline und Online ver-
schmelzen. Die Pauschalisierung, dass Jugendliche allein aufgrund des Geburts-

2. Der Begriff der digitalen Kompetenz beschreibt die Fihigkeiten und Kenntnisse, die
in der heutigen, durch die Digitalisierung geprigten Gesellschaft, benétigt werden,
um das alltigliche Leben konstruktiv zu bewiltigen. Unsere Gesellschaft wandelt sich
fortlaufend durch den Prozess der Digitalisierung. Dieser Prozess beeinflusst unser
Arbeitsleben, das Bildungswesen und unser Privatleben iiber alle Bevolkerungsschich-
ten hinweg. Formen der Kommunikation werden vielfiltiger, Prozesse automatisiert
und neue Technologien werden zu alltiglichen Begleitern. (Friedrichsen und Wersin-

gen 2020).
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jahres und des Aufwachsens in einer digitalen Lebenswelt als Digital Natives gelten,
lehnen Jugendliche mehrheitlich ab (BMFSF] 2020: 313). Zum einen umschlief3t
die Verfiigbarkeit von technischer Infrastruktur keine technischen Fihigkeiten,
um sich in der digitalen Welt zurechtzufinden und eine niedrigschwellige Ver-
wendung dieser ermoglichen zu kénnen (Interview Plattform e V.: 362-364). Zum
anderen beinhaltet der Begriff der digitalen Kompetenzen je nach Auslegung, neben
dem grundlegenden technischen Verstindnis ebenfalls den verantwortungsbe-
wussten, reflektierten Umgang mit konsumierten Inhalten, welche eine inten-
sive Auseinandersetzung mit der Verarbeitung von digitalen Medien erfordert
(Interview Prof. Dr. Ulrich Lakemann: 307-309; Interview Plattform e V.:338-342).

Trotz hiufiger Annahme, Machtgefille im digitalen Raum aufbrechen zu
konnen, werden Ungleichheiten im 6ffentlichen durch fehlende vorhandene
Infrastrukturen und unterschiedlich stark ausgeprigte digitale Kompeten-
zen auch auf das digitale Leben iibertragen (siehe auch Beitrag von Frank
Eckardt in diesem Band). Die daraus resultierenden, sich verschirfenden
Chancenungleichheiten im digitalen Raum vermag eine besondere Beriick-
sichtigung der Beteiligten um die Partizipation aller, unabhingig ihrer Voraus-
setzungen, zu gewihrleisten (Interview Prof. Dr. Ulrich Lakemann: 395-402).

Fasst man die Auswirkungen der Digitalisierung auf die Jugendbeteiligung
zusammen, entsteht ein einheitliches Bild davon, wie diese nach der Corona-
Krise aussehen kénnte. Durch die Pandemie ist eine neue Form der Beteiligung
hinzugekommen - die Digitale. Die Einbindung digitaler Formate kann die
Beteiligung in Prisenz nicht ersetzen (Interview Servicestelle Mitbestimmung:
272-275). In einigen Fillen stellt diese aber aufgrund ihrer Niedrigschwelligkeit
und der flexiblen Einsatzmaoglichkeiten eine gute und bereichernde Alternative
dar. Anspruchsvolle Planungsprozesse, aber auch ,die politische Bildung leben
von gemeinsamen Erfahrungen und Begegnungen* (Interview DKJG Thiiringen:
170-172) und sind zwangslaufig auf einen personlichen Austausch angewiesen.

Doch mit der Verwendung dieser neuen Beteiligungsform stehen auch neue,
damit einhergehende, Herausforderungen im Fokus zukiinftiger Beteiligungs-
verfahren. Themen rund um die digitale Inklusion sowie der Kinder- und Ju-
gendmedienschutz miissen in der Zukuntft stirker beleuchtet werden (Interview
Bimm!: 445-453; Interview DKJG Thiiringen: 344-350). Gleichzeitig verindern
sich auch die Kommunikationskanile der Beteiligungsarbeit. Durch fort-
schreitende Verschiebung des Lebens in den digitalen Raum steigt die Relevanz
des allgemeinen medialen Auftritts in sozialen Medien der Beteiligungsnetz-
werke (Interview Bimm!: 401-404; Interview Schillerparlament Erfurt: 95-98).

Und nun?

Ziel der Forschung zur politischen Beteiligung Jugendlicher in Erfurt war es,
die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Jugendbeteiligung zu erfassen.



Dafiir wurden elementare Ankerpunkte beleuchtet, die eine solche Beteiligung
nachhaltig sichern. Dass Jugendbeteiligung als Thema von den meisten Institu-
tionen als enorm wichtig wahrgenommen wird, verdeutlicht nicht nur die aktu-
elle Rechtslage. Der Umstand, dass trotzdem viele Erwachsene und Jugendliche
weder wissen, welche Rechte ihnen zustehen noch, wie Beteiligung gelingen kann,
zeigt die Notwendigkeit, feste Anlaufstellen und Netzwerke zu schaffen, die die
Stimmen Jugendlicher ernst nehmen und gegeniiber Verantwortlichen aus Politik
und Verwaltung vertreten, um einen nachhaltige Beteiligungskultur zu etablieren.
Den zentralen Dreh- und Angelpunkt in der Erfurter Beteiligungslandschaft
bilden BAMM! und das im selben Kontext entstandene Schiilerparlament. Darii-
ber hinaus vernetzt die Servicestelle Mitbestimmung Beteiligungsstrukturen seit
August 2021 iiber Erfurts Grenzen hinaus auf Landesebene. Die Zuginglichkeit
der Angebote stellt sich als zentrale Siule von politischer Beteiligung heraus.
Dabei bildet die Begegnung auf Augenhdhe und damit einhergehend eine Gegen-
position zum Adultismus einen wesentlichen Teil dieser Zuginglichkeit. Gerade
die durch die Pandemie verstarkte soziale Ungleichheit und der ungleiche Zugang
zu Ressourcen miissen durch niedrigschwellige Angebote ausgeglichen werden.
Empowerment leistet einen essentiellen Beitrag zur funktionierenden
Beteiligungskultur. Sogenannte Selbstwirksamkeitserfahrungen koénnen da-
bei auch als Instrument gegen die verbreitete Skepsis gegentiber politischen
Entscheidungstriger*innen fungieren. Die Corona-Pandemie verlangsamt
besonders durch aktuelle Kontaktbeschrinkungen viele Prozesse und Verfahren
der Beteiligung, die auf den personlichen Austausch angewiesen sind. Es haben
sich zum Teil grofRe Defizite im Bereich der Digitalisierung, sowohl seitens der
Jugendlichen als auch der Verwaltung aufgetan, welche durch den Ausbau von
neuen Infrastrukeuren und digitalen Kompetenzen auf allen Seiten abgebaut
werden miissen. Digitale Formate stellen dabei auch nach der Corona-Pandemie
eine neue Alternative fiir die Durchfithrung von Beteiligungsprozessen dar,
sofern die Akteur*innen iiber entsprechende Kompetenzen verfiigen. Einen
liickenlosen Ersatz bieten sie jedoch keinesfalls: Vielmehr hat sich herausgestellt,
dass Jugendliche — denen im Allgemeinen die Bevorzugung von Online-Ver-
anstaltungen nachgesagt wird — physische Treffen fiir unverzichtbar halten.
Um eine dauerhafte und resiliente Beteiligungskultur zu garantieren,
ist es wichtig, feste Strukturen und Anlaufstellen zu schaffen, die es er-
moglichen, Jugendlichen Gehor in der Stadtpolitik zu verschaffen und ihre
Interessen in allen Belangen ernst zu nehmen. Erfurt nimmt im landes-
weiten Vergleich eine Vorreiterrolle ein, da wegen der vorhandenen Be-
teiligungsstrukturen ein stindiger Reflexionsprozess stattfindet. Dennoch
hingt das Funktionieren von Beteiligung noch viel zu hiufig von Engage-
ment und Haltung einzelner Akteur*innen ab (siehe auch Beitrige von Ro-
land Roth und Sophia Fiedler, Victoria Grau und Noa Wilhelmi in diesem
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Band). Im Sinne einer nachhaltigen Beteiligungskultur ist eine flichende-
ckende und von Einzelpersonen unabhingige Strukturlandschaft essentiell.
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Auswirkungen der Corona-
Pandemie auf die Beteiligung
junger Menschen in Thiiringer
Kommunen und Perspektiven
fiir die Zukunft

Ulrich Lakemann

Eine Jugendgeneration mit Zukunftssorgen

Jugendkulturen und jugendliche Grundhaltungen haben sich stark ver-
indert. Die hedonistischen, freiheitsorientierten Lebensstile der Hippie-Ge-
neration oder das , No Future“-Motto der Punkbewegung sind einer Sorge um
die Zukunft, jetzt beispielsweise ausgedriickt im ,Fridays for Future®, oder
einer regelrechten Zukunftsangst aufgrund aktueller klimatischer und krie-
gerischer Bedrohungsszenarien gewichen. In der letzten Sinus Jugendstudie
(Calmbach et al. 2020) zeigt sich dementsprechend eine deutlich andere Ge-
neration junger Menschen als noch vor ein paar Jahrzehnten. Ernsthaftigkeit
und Problembewusstsein sowie die Sehnsucht nach Zugehorigkeit, Halt und
Geborgenheit gewinnen gegeniiber Lifestyle und Action an Bedeutung. Der
Klimawandel sowie die Angst vor fehlendem Zusammenhalt, vor Polarisie-
rung und Hass beunruhigen zunehmend. Wenn auf eine solche eher instabile
Grundstimmung dann in der Folge der Corona-Pandemie SchulschliefRungen,
starke Kontaktbeschrinkungen und weitestgehende soziale Isolation treffen,
ist bei vielen jungen Menschen eine Zunahme der Sorgen und Angste wahr-
scheinlich. Noch nicht abzusehen sind die langfristigen Auswirkungen. Aber
allein die Tatsache, dass zwei bis drei Jahre einen deutlich héheren Anteil am
Lebensalter junger Menschen ausmachen als bei dlteren und viele in dieser Zeit
anstehende, teilweise itbersprungene Entwicklungsaufgaben sich spiter nicht
einfach nachholen lassen, ist durchaus besorgniserregend. Die wihrend der
Pandemie oft gehorte Bezeichnung einer ,Generation Corona“ pauschalisiert
allerdings Konsequenzen, die in vielerlei Hinsicht differenzierter sind, macht
doch auch hier das Ausmaf} der Verfiigbarkeit iiber sozio-6konomische Res-
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sourcen den entscheidenden Unterschied. So zeigen die JuCo Studien zu den
unmittelbaren Auswirkungen die Corona-Pandemie auf junge Menschen sehr
eindriicklich, dass psychische Belastungen und Zukunftsangst seit Corona
ausgepragter sind, wenn Hobbies und Orte zum ,Abhingen* fehlen und die
jungen Menschen finanzielle Sorgen haben (Andresen et al. 2021). Eines der
wichtigsten Ergebnisse der drei in unterschiedlichen Phasen durchgefiihrten
Studien ist auch, dass sich junge Menschen wihrend der Corona-Pandemie
von der Politik auf die Rolle zukiinftiger Leistungstrager reduziert und nicht
gehort fithlten. Auch dies gilt besonders fur junge Menschen mit wenig
sozialen und materiellen Ressourcen und ohnehin oftmals eingeschrinkter
sozialer Teilhabe (siehe auch den Beitrag von Frank Eckardt in diesem Band).
Vor diesem Hintergrund geht es im Folgenden um die zentrale Frage, ob
und wie die kommunale Beteiligung von Kindern und Jugendlichen die ge-
sellschaftlichen und politischen Defiziterfahrungen kompensieren kann. Am
Beispiel des Beratungsprojekts , Mitbestimmung von Kindern und Jugendlichen
in Thiringer Kommunen — Ein Praxisprojekt zur Landesstrategie wird zu-
nichst verdeutlicht, wie die Beteiligungsideen, -ansitze und -projekte in den
37 Beratungskommunen wahrend der Corona-Pandemie beschrinkt werden
mussten. Im Anschluss daran werden dann Entwicklungsperspektiven einer
Beteiligung junger Menschen fiir eine Nach-Corona-Zeit aufzuzeigen sein.

Folgen der Corona-Pandemie fiir junge Menschen
und Jugendbeteiligung: Ergebnisse eines Beratungsprojekts

Die nachfolgenden Ausfithrungen basieren auf einem Beratungsprojekt
im Auftrag des Thiiringer Ministeriums fiir Bildung, Jugend und Sport, das
Simone Rieth und Ulrich Lakemann seit Herbst 2020 durchfithren. Es ver-
folgt das Ziel einer Aktivierung und Forderung der Mitbestimmung junger
Menschen in Thiiringer Kommunen. Insgesamt 37 Kommunen, Verwaltungs-
gemeinschaften und Landkreise' werden bei ihrer Entwicklung der Mitbe-
stimmung von Kindern und Jugendlichen begleitet und beraten. Auflerdem
findet ein Austausch zwischen Kommunen zum Thema Mitbestimmung
junger Menschen statt. Das Projekt kniipft an eine Bestandsaufnahme zur
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in Thiringer Kommunen an (La-
kemann 2020), ebenso wie an die Landesstrategie Mitbestimmung junger
Menschen (TMBJS 2019) und den seit April 2021 giiltigen Paragrafen 26a der
Thiringer Kommunalordnung (ThiirKO). Dort heif3t es: ,,Die Gemeinden sollen

1 Im Folgenden wird der Oberbegriff ,Kommune“ angelehnt an die ,Thiiringer Gemein-
de- und Landkreisordnung®, die in der Kurfassung auch als Thiiringer Kommunalord-
nung (ThiirkO) bezeichnet wird, fiir alle in das Projekt einbezogenen Gebietskérper-

schaften verwendet.



bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern und Jugend-
lichen berithren, diese in angemessener Weise beteiligen. Hierzu entwickelt
die Gemeinde geeignete Verfahren. Das Nihere regelt die Hauptsatzung.*
Aufgrund der Schliefung vieler Jugendklubs und Vereine wurden zahl-
reiche Beziehungen zu Jugendlichen unterbrochen oder eingegrenzt. Zum
Teil versuchten insbesondere die Fachkrifte aus der Jugendarbeit bestehen-
de Kontakte per Telefon, Social Media, Video oder Prisenz auf der StraRe
fortzufihren, was sich aber kaum als echte kompensatorische Alternative
herausstellte. Die Reaktion vieler Jugendlicher bestand entweder in einer
Verhiuslichung ihres Freizeitverhalten oder im Ausweichen auf 6ffentli-
che Riume. Treffen von Jugendlichen in nicht pidagogisierten 6ffentlichen
Riumen, wie beispielsweise Plitzen oder Parks, zogen dann aber schnell
pauschale Verdichtigungen potenziell abweichenden Verhaltens nach sich.
Weitere Kontaktbeschrinkungen verursachte die Schliefiung der Schulen.
Abgesehen von der vorrangigen Frage, wie die Lerninhalte auf digitalem Weg
vermittelt werden kénnen, fithrte der fehlende Kontakt der Schiilerinnen und
Schiiler untereinander sowie zwischen Lehrenden und Lernenden zu einer
Einschrinkung in der Wahrnehmung moglicher, teilweise auch in der Corona-
Pandemie erst aufgetretener Problemsituationen. Hier besteht das Risiko einer
weiteren Eskalation, wenn notwendige Kontroll- und Unterstiitzungsschritte
nicht eingeleitet werden konnen. Aufierdem entfielen die Schulen als Koopera-
tionspartner fiir Jugendarbeit und Jugendbeteiligung. Macherorts gut entwickel-
te Kooperationsnetze funktionierten von einem Tag auf den anderen nicht mehr.
Zahlreiche Einschrinkungen zog die Corona-Pandemie auch fiir die Be-
teiligung von Kindern und Jugendlichen in den Kommunen nach sich. Zuvor
neu gegriindete Jugendbeirite oder Jugendparlamente und andere Auftaktver-
anstaltungen oder -feiern konnten nicht in Prisenz stattfinden, was von vielen
als starkes Defizit wahrgenommen wurde und kaum durch digitale Kommuni-
kation kompensiert werden konnte. Wahlen fiir Kinder- und Jugendparlamente
mussten aufgeschoben werden, zumal die Schulen als Kooperationspartner
nicht mehr zur Verfiigung standen. Dementsprechend wurden auch aufwin-
dig mit Schulen vorbereitete Lernprojekte abgesagt und konnten aufgrund
personeller Verinderungen spiter nicht mehr nachgeholt werden. Bereits gut
entwickelte Kontakte zu beteiligungsmotivierten Kindern und Jugendlichen
wurden unterbrochen. Dabei zeigte sich immer wieder, dass zum einen die
technischen Voraussetzungen fiir digitale Kommunikation unzureichend sind,
zum anderen aber auch gerade die Kinder und Jugendlichen der ausschlieRlich
digitalen Kommunikation iiberdriissig waren. Solche Probleme verstarkten sich
noch einmal zusitzlich im lindlichen Raum, da es dort aufgrund der raumlichen
Distanzen immer schon schwieriger war, direkt miteinander zu kommunizieren.
Diese und andere Auswirkungen zeigten sich in allen Kommunen, allerdings
in unterschiedlichem Ausmaf3. Einen entscheidenden Unterschied machte es
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dabei, inwiefern in der jeweiligen Kommune bereits eine Beteiligungskultur
mit etablierten Strukturen der Kinder- und Jugendbeteiligung existierte, man
zumindest erste Schritte unternommen hatte oder erst ganz am Anfang stand.
Die nachfolgend eher idealtypisch skizzierten Perspektiven hinsichtlich der
Frage, wie es weitergehen kann, miissen dementsprechend vor dem Hinter-
grund der jeweiligen spezifischen kommunalen Situation gesehen werden. Jede
Kommune hat in dieser Hinsicht die Aufgabe, ihren eigenen Weg zu finden.

Neustart einer kommunalen Beteiligung von Kindern
und Jugendlichen nach Corona

Angesichts der sehr unterschiedlichen Rahmenbedingungen, unter denen
junge Menschen und Kommunen den Auswirkungen der Corona-Pandemie
ausgesetzt waren und sind, kommt es perspektivisch darauf an, differenziert
auf die jeweiligen Bedarfslagen zu reagieren. Die zahlreichen Irritationen
er6ffnen dabei im giinstigen Fall auch Innovationspotenziale hinsichtlich der
Frage, zu welcher ,Normalitit“ man denn zuriickkehren méchte. Etablierte
Konzepte auf einen generellen Priifstand zu stellen, iiber alternative Formen
der Erreichbarkeit von Institutionen fiir Kinder und Jugendliche nachzudenken
oder die Erfahrungen mit Corona fiir die Frage zu nutzen, wie wir zukiinftig
mit Krisen umgehen wollen, eréffnen mégliche neue Entwicklungen, die gege-
benenfalls besser an bestehende Bedarfe angepasst sind. Auch die Erfahrungen
mit der Coronakrise selbst kénnen zur Reflexion genutzt werden, beispiels-
weise hinsichtlich der Frage, wie es zur Corona-Pandemie kam, wie wir mit
Natur und dem Lebensraum von Tieren umgehen oder was Kontaktlosigkeit
und Einsamkeit bedeuten kénnen. Gleichzeitig sollte nicht jedes zukiinftig
auftretende Problem monokausal auf die Corona-Pandemie zuriickgefithrt
und damit gegebenenfalls vereinfacht oder gar entschuldigt werden. Generell
zeichnet sich aber ab, dass ein heruntergefahrenes System nur mit einem deut-
lich erhéhten Ressourcenaufwand wieder zum Laufen gebracht werden kann.

Was bedeutet dies fiir die kommunale Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen? Die Erfahrungen zeigen, dass finanzielle und personelle Ressourcen
vielerorts bereits vor der Corona-Pandemie unzureichend fiir die Beteiligung
junger Menschen waren und es gerade jetzt in vielen Kommunen immer noch
sind (vgl. Lakemann 2020). Dahinter stehen zusitzliche, coronabedingte
finanzielle Belastungen, aber abgesehen von kommunalen Pflichtaufga-
ben unterlagen Finanzplanungen auch vor Corona schon immer politischen
Priorititensetzungen. Zudem lassen sich Finanzierungsmoglichkeiten tiber
Drittmittel fiir Kinder- und Jugendbeteiligungsprojekte erschliefen, wobei
sich allerdings die Frage stellt, wie nach Auslaufen der Projektfinanzierung
Kontinuitit hergestellt werden kann. In unserem Beratungsprojekt zeich-



nen sich vor allem die folgenden Merkmale als zentrale ,Stellschrauben“ ab,
mit denen die kommunale Beteiligung junger Menschen steht oder fillt.

Beteiligungskultur

Kinder- und Jugendbeteiligung wird leichter, wenn in der Kommune eine
Beteiligungskultur existiert, hinter der die Mehrheit in Politik und Verwaltung
steht. Ohne eine Legitimation durch die Spitzen von Politik und Verwaltung
und eine entsprechende Wertschitzung, die sich beispielsweise auch in einem
kleinen, selbstverwalteten Budget duflern kann, sind nachhaltige kommunale
Beteiligungsformen kaum maglich. Die Beteiligung junger Menschen wird dann
zunehmend selbstverstindlich und ist nicht einfach nur ein Experiment. Sie
ist Teil grofierer Projekte einer Kommune, wie zum Beispiel die Entwicklung
von Kommunikations- und Stadtentwicklungskonzepten oder die Teilnahme an
Ausschreibungen, wie kinderfreundliche und global nachhaltige Kommunen. Be-
teiligung findet dabei frithzeitig statt und nicht erst, wenn wesentliche Prozesse
schon abgeschlossen sind. Viele Beispiele zeigen, dass regionale Entwicklungs-
prozesse erheblich effektiver verlaufen, wenn Projektplanung, -entwicklung und
-umsetzung unter frithzeitiger Beteiligung der entsprechenden Zielgruppen
stattfinden, da die Bedarfe nutzeradiquat und frithzeitig zu beriicksichtigen sind.

Die Beteiligungskultur einer Kommune driickt sich auch aus in einer generel-
len Stirkung der demokratischen Kultur. In einigen, nicht nur lindlichen Kom-
munen sind rechtsextremistische Tendenzen uniibersehbar (siehe den Beitrag
von Volker Brandy, Jorg Hebenstreit, Anne Kiippers und Marion Reiser in diesem
Band). Hier ist eine authentische Kinder- und Jugendbeteiligung im Sinne eines
handlungsorientierten Demokratielernens als eine Strategie aktiver Demokrati-
sierung anzusehen. Sie ist der gelebte Beweis gegen die in vielen Variationen vor-
gebrachte populistische Behauptung, dass ,die da oben machen, was sie wollen*.

Eine Beteiligungskultur benétigt auch eine rechtliche Legitimation. Diese
findet auf kommunaler Ebene ihren Ausdruck in Regelungen der Hauptsat-
zung als Folge des Paragrafen 26a ThiirKO und entsprechender Beteiligungs-
konzeptionen, an denen Kinder und Jugendliche begleitet von Fachleuten
aus Verwaltung und Pidagogik mitbestimmen konnen. Fir zukiinftige Ent-
wicklungen diirfte es dabei in vielen Fillen giinstiger sein, in der kommunalen
Hauptsatzung die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen klar und ver-
bindlich zu formulieren, deren nihere Ausgestaltung aber in einer Beteili-
gungskonzeption vorzunehmen, auf die in der Hauptsatzung verwiesen wird.
Im Hintergrund steht die Uberlegung, dass Konzeptionen einfacher als eine
Hauptsatzung an eine sich verindernde Entwicklung angepasst werden konnen

Eine fehlende Beteiligungskultur driickt sich zunichst auch in der Ignoranz
gegeniiber dem seit April 2021 giiltigen Paragrafen 26a ThiirKO aus. Weder auf-
grund des gesetzlichen Drucks noch aufgrund innerer Uberzeugung suchen solche
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Kommunen dann nach einem eigenen Weg. Stattdessen orientieren sie sich allen-
falls blind an anderen kommunalen Vorbildern. Wenn die Umsetzung dann nicht
funktioniert, wird Jugendbeteiligung als grundsitzlich gescheitert deklariert.

Entwicklung landlicher Regionen

Oftmals wird nicht gesehen, dass gerade auch lindliche Regionen mit
schrumpfender und iiberalterter Bevolkerung die Chance nutzen knnen, iiber
Beteiligungsprojekte und andere -formate die Identifikation junger Menschen
mit ihrer Herkunftsregion zu stirken. Voraussetzung ist aber, dass vor allem
Landkreise beziehungsweise Verwaltungsgemeinschaften ihr Interesse an
Jugendbeteiligung auch dadurch signalisieren, dass einzelne angehorende
Gemeinden vor Ort aufgesucht werden und man zum Beispiel in Schulen
oder Jugendklubs iiber Beteiligungsméglichkeiten informiert. Ahnliches gilt
in kreisfreien Stidten fir den direkten Kontakt durch Aufsuchen der Ziel-
gruppen in einzelnen Ortsteilen. Ist die Mobilitit in der Stadt in der Regel
kein Problem, wird es in lindlichen Regionen oft notwendig sein, fiir die
Jugendbeteiligung Fahrdienste zu organisieren, damit die jungen Menschen
aufgrund des in der Regel schwachen Angebots an 6ffentlichem Personen-
nahverkehr in den Abendstunden problemlos nach Hause kommen kénnen.

AufRerdem ergeben sich in lindlichen Regionen zusitzliche Abstim-
mungsbedarfe zwischen der Landkreisebene und den einzelnen zum
Landkreis gehérenden Gemeinden. Die Landkreisebene ist von den regio-
nalen Lebenswelten der Jugendlichen und damit verbundener méglicher
Beteiligungsprojekte relativ weit entfernt. Ein strukturelles Hindernis fur
die kommunale Praxis kann auch die Zustindigkeit des Landkreises fir
die Jugendhilfe — und damit auch fir die offene Jugendarbeit als poten-
ziellem Kooperationspartner fiir die regionale Jugendbeteiligung - sein.

Dennoch gehen vom Landkreis wichtige Impulse fir die oértliche Ju-
gendbeteiligung aus. Ein Jugendparlament auf Landkreisebene konnte zum
Beispiel nach Ortsgruppen und Delegierten strukturiert sein, um mit kon-
kreten regionalen Projekten einen stirkeren Lebensweltbezug herzustellen.

Kommunikation

In der Folge von Corona ist angesichts einer nunmehr breiten Akzeptanz di-
gitalisierter Kommunikation tiber neue Formen jugendgerechter Diskussion und
Partizipation nachzudenken. Informationen aus Politik und Verwaltung erfolgen
nicht nur iiber das Amtsblatt, sondern — bei aller kritischen Sicht auf Social Media

— auch ttber die Kommunikationskanile, die von jungen Menschen typischerweise
genutzt werden. Ein Zielgruppen-Monitoring kann in diesem Zusammen-
hang dazu beitragen, neue Zielgruppen und neue Bedarfe zu identifizieren.



Wenn Jugendbeteiligung aus der Zielgruppe selbst hervorgeht, Verwal-
tung und Politik keine Berithrungsingste haben und genug Partizipations-
potenziale vorhanden sind, werden auch kaum ausgefeilte Motivations- und
Beteiligungsmethoden bendtigt. Fiir bestehende Projekte der Kommune ist es
jedoch oftmals erforderlich, dass junge Menschen, die in Beteiligungsprozes-
sen engagiert sind, Ubersetzungsleistungen fiir die teilweise komplizierten
fachlichen Konzeptionen und Beschlussvorlagen bekommen, damit sie dazu
kompetent Stellung beziehen kénnen. Auch eine gegebenenfalls angeleitete
Selbstreflexion iiber Ziele und Strategien eines Kinder- und Jugendbeirats oder
-parlamentes hilft dabei, unvermeidliche Frustrationserlebnisse zu verarbeiten.
So befinden sich auch Kommunen, die in der Beteiligung weit fortgeschritten
sind, in einem kontinuierlichen Prozess der Reflexion und Weiterentwicklung.

Vor diesem Hintergrund ist es — unabhingig davon, ob die Beteiligung als
Projekt, Jugendforum oder Jugendparlament stattfindet — notwendig, dass
mindestens eine Person offiziell legitimiert ist, das Thema voranzubringen.
Thre Aufgabe ist es, biirokratische Hiirden abzubauen und die Kommunikation
mit den Gremien in Politik und Verwaltung zu erleichtern. Keinesfalls darf
dies aber so verstanden werden, dass diese Person als einzige fiir Kinder- und
Jugendbeteiligung zustindig ist. In diesem Fall droht Uberforderung und
RessourcenverschleiR. Solche Stellen werden schnell wieder verlassen und mit
dem Fortgang der Person verschwindet dann zumindest bis zur Neubesetzung
auch das Thema Jugendbeteiligung. Ein Zeichen fir die starke Personenab-
hingigkeit der Kinder- und Jugendbeteiligung in manchen Kommunen ist
auch, dass die entsprechenden Personen wihrend der Pandemie fiir dringende
Aufgaben im Zusammenhang mit Corona eingesetzt wurden, mit der Begriin-
dung, dass man sich momentan um Wichtigeres kiimmern miisse. Begonnene
Beteiligungsprozesse entwickelten sich dementsprechend wieder zuriick.

Weiterhin zeichnen sich nicht gelingende Kommunikationsprozesse durch
ein hohes Maf an Intransparenz aus. Dabei wird eine bestehende grundsitzliche
Skepsis gegeniiber der Beteiligung junger Menschen aus Angst vor Imageein-
buflen oder Einflussverlust in Verwaltung und Politik nicht offen kommuniziert.
Auch disparate Auffassungen in Stadtriten, Kreistagen und Verwaltungsspitzen
sind in einer intransparenten Kommunikationssituation kaum aufzul6sen. Wenn
Ansprechpersonen fehlen oder Verwaltungen und freie Triger zum Beispiel der
Jugendarbeit unterschiedliche Sprachen sprechen, sind Kommunikationskanile
gestort. Findet Jugendbeteiligung dann trotzdem statt, lisst man Jugendliche
beispielsweise unvorbereitet an den Sitzungen des Jugendhilfeausschusses
teilnehmen, die dann aber wegen Uberforderung und Frustration nach ein
paar Sitzungen wegbleiben. Im Nachgang wird dies als Zeichen gedeutet, dass
aufseiten der jungen Menschen kein Interesse an politischer Beteiligung besteht.

Eine andere Variante intransparenter Kommunikation ist es, in offent-
lichkeitswirksamen Projekten Jugendbeteiligung als ,Wiinsch dir was — Ver-
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anstaltung” anzulegen, um die Beteiligten am Ende fiir die vielen kreativen
Ideen zu loben, ihnen aber gleichzeitig mitzuteilen, dass fiir deren Umsetzung
kein Geld da ist. Beteiligung sollte also nur dann stattfinden, wenn Ergebnisse
klar und aufgrund der Verfiigbarkeit iiber entsprechende Ressourcen auch
umsetzbar sind, ohne dass alles auch zwangslaufig umgesetzt werden muss.

Bremsen gelingender, authentischer Kommunikation duflern sich auch
in Versuchen, Kinder- und Jugendbeteiligung zu instrumentalisieren. Dabei
wird das Thema als Vehikel fiir politische Grundsatzdiskussionen missbraucht
und fur parteipolitische Auseinandersetzungen beispielsweise im Kontext
von Wahlkimpfen genutzt. Man beif3t sich an Details fest, die eher neben-
sichlich sind, die Diskussionen fithren in eine Sackgasse und das Thema
wird zum Reizthema, das auf absehbare Zeit erst einmal gemieden wird.

Ein eher legitimes ,Sekundirziel“ diirfte es allerdings sein, wenn
die Jugendbeteiligung nicht nur, aber auch geférdert wird, um Nach-
wuchs fiur Stadtrite und Kreistage zu generieren. Diese sind oftmals
stark iiberaltert und junge Erwachsene, die sich nach ihren Erfahrun-
gen in der Jugendbeteiligung weiter politisch engagieren wollen, sind in
der Regel sehr willkommen. So entstehen dann auch in personeller Hin-
sicht Verbindungen zwischen verschiedenen kommunalen Strukturen.

Vernetzung

Das soziale Leben lag wihrend der Corona-Pandemie nicht nur bei Per-
sonen, sondern auch in vielen Institutionen brach. So miissen bestehende
oder weiter ausbaufihige Vernetzungen zwischen Jugendarbeit, Jugendver-
bandsarbeit, Schule, Politik und Verwaltung neu gestirkt beziehungsweise
initiiert werden. Auch die Vernetzung mit anderen Kommunen, Landkreisen
oder Verwaltungsgemeinschaften kann zum Austausch von Wissen und Er-
fahrungen beitragen. Dorfliche Gemeinschaften und Kleinstidte haben zudem
den entscheidenden Vorteil der kurzen Wege zwischen Verwaltung, Politik,
Biirgerinnen und Biirgern und ortsansissigen Vereinen. Ein reges Vereins-
leben (siehe Beitrag von Sophia Fiedler, Victoria Grau und Noa Wilhelmi in
diesem Band) ist dabei oftmals eine wichtige Grundlage fiir die Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen sowie einer generellen Beteiligungskultur. Auch
die Jugendarbeit selbst sollte sich die Frage gefallen lassen, ob das klassische
Jugendklubkonzept nicht zu sehr auf einer , Komm-Struktur® beruht und eine
erginzende, aufsuchende Jugendarbeit oftmals zielgruppenadiquater ist.

Formen und Methoden der Beteiligung

Wenn das durch die Corona-Pandemie zusitzlich beeintrichtigte Ver-
trauen junger Menschen in die Politik wieder gestirkt werden soll, so bedarf



es adiquater und vor allem authentischer Beteiligungsformen. Eine gewisse
Methodenvielfalt und Experimentierfreude eréffnen Zuginge fiir unterschied-
liche Zielgruppen. Das Jugendparlament muss dabei nicht zwangslaufig die op-
timale Partizipationsform sein, obwohl es strukturell am besten zur Verwaltung
passt. Manche Kommunen haben fiir ihre Jugendparlamente sehr formalisierte
Wahlverfahren, andere sehen die Frage der Wahl eher flexibel und locker. Auch
aufwindige Wahlen iiber die Schulen reprisentieren nicht die Jugendlichen in
einer Kommune, sondern allenfalls die Schiilerinnen und Schiiler. Ein Wahl-
verfahren kann auch darin bestehen, dass lediglich die bestehenden Mitglieder
des Jugendparlaments neue, sich bewerbende Mitglieder wihlen. Dies macht es
sicherlich auch leichter, nachriickende Mitglieder zu finden — eine permanente
Aufgabe, der sich im Gegensatz zu Erwachsenen vor allem Beteiligungsformen
junger Menschen stellen miissen, denn das Jugendalter ist vergleichsweise kurz.
Ob Jugendparlament oder andere Formen der Beteiligung, Kinder- und Ju-
gendbeteiligung sollte strukturell verankert werden, indem sie zum Beispiel einen
Stellenwert in Satzungen und Konzeptionen und in den értlichen Jugendforder-
plinen bekommt. Auch bei projektorientierten Beteiligungsformen wird dann
vermieden, dass Jugendbeteiligung sich immer wieder neu legitimieren muss.
Die bereits beschriebene Beteiligungskultur in einer Kommune dufiert sich
auch darin, dass Beteiligung bereits in der Kita mit altersangemessenen Metho-
den und einer sozialisationswirksamen Grundhaltung beginnt. Begonnen werden
kann mit Themen, die Kinder und Jugendliche in ihrer unmittelbaren Lebenswelt
berithren. Grundsitzlich richtet sich Beteiligung aber auf ein breites Themen-
spektrum, da Jugendliche in ein paar Jahren auch von Projektentscheidungen
beriihrt sein werden, die auf den ersten Blick eher dem Erwachsenenressort
zuzuordnen wiren. Dementsprechend ist Jugendbeteiligung ressortiibergreifend.
Die Ergebnisse von Beteiligungsverfahren werden in einer Form dokumentiert,
die auch junge Menschen anspricht und Schritte zur Umsetzung werden deutlich.

Schlussfolgerungen

Insgesamt ist deutlich geworden, wie wichtig die kommunale Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen nicht nur fiir die Zielgruppe, sondern vor allem
auch fir ganze stidtische und lindliche Regionen sein kann. Die Corona-
Pandemie hat viele aussichtsreiche Entwicklungen ausgebremst, kann aber
auch als Chance genutzt werden, die frithere Praxis auf den Priifstand zu
stellen und Prozesse zu beschleunigen (siehe auch Beitrag von Lester Malte
Pott, Leonie von Brock, Jannis Martens und Jannika Hoberg in diesem Band).
Inwiefern es tatsichlich gelingt, die anfangs beschriebene unzureichende
Beachtung junger Menschen vor allem seitens der Bundespolitik auf kom-
munaler Ebene zu kompensieren, muss gegenwirtig noch offenbleiben und
diirfte ein wichtiges Thema fiir die weitere empirische Forschung sein. Auch
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eine umfassendere empirische Evaluation der Moglichkeiten und Grenzen
von Beteiligungsprozessen steht noch aus. Grundsitzlich miissen Kommunen
lernen, die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen nicht enggefiihrt als
padagogischen Spezialauftrag zu verstehen, sondern ebenso wie die Betei-
ligung aller Bevolkerungsgruppen als Bestandteil einer zukunftsorientierten
Stadt- und Regionalentwicklung mit dem Ziel einer Stirkung der rium-
lichen Identifikation und einer grundsitzlichen, aktiven Demokratisierung.
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Demokratie und
Biirgerbeteiligung
im Zeichen von Corona

Profil einer verfehlten Pandemiepolitik

Roland Roth

Miissen Engagierte und Protagonisten der Biirgerbeteiligung nicht ein-
fach mal Ruhe geben, die Beine stillhalten und im Hausarrest warten, bis die
Pandemie voriiber ist — und ansonsten auf Intensivmedizin, auf Tests und
Impfungen vertrauen? Tragen wir nicht unfreiwillig zur Leugnung des Virus
bei, wenn wir Partizipation und die Stirkung einer aktiven Zivilgesellschaft
auch in Zeiten von COVID-19 einfordern? Ich méchte mit ein paar Gegen-
argumenten verdeutlichen, warum wir keine gefihrlichen Geisterfahrer
sind, wenn wir mehr Biirgerbeteiligung in Zeiten der Pandemie einklagen.
Ohne eine aktive Biirgerschaft wird es keine guten Wege aus der aktuellen
Pandemie und keine angemessene Vorsorge fiir kommende Krisen geben'.
Dieser Text beruht auf der schriftlichen Version eines Beitrags fiir die AG-
Zivilgesellschaftsforschung ,Ein Jahr Corona: Welche Auswirkungen hat die
Pandemie auf die Zivilgesellschaft in Deutschland im Mirz 2021 und er-
ginzt den Sammelband mit einer Perspektive aus der Bewegungsforschung.

Die Corona-Pandemie als ,weiBer Schwan”

Covid-19 war und ist keine unvorhersehbare Naturkatastrophe, die aus
heiterem Himmel kam. Weltweit hat die Pandemiehiufigkeit, vor allem durch
Zoonosen, in den letzten Jahrzehnten in Folge von Globalisierungsprozessen,
Naturzerstorungen etc. deutlich zugenommen. Aus der Perspektive der globalen
Gesundheitsforschung war es nur eine Frage der Zeit, bis auch die OECD-Welt
davon betroffen sein wiirde. Corona-Viren galten dabei als heifie Anwirter. Eine
Pandemie war also durchaus erwartbar und kein unvorhersehbares Ereignis,

1 So lautet auch der Tenor der Jahresbilanz von Strachwitz (2021).
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kein ,schwarzer Schwan. Entsprechend hat die Weltgesundheitsorganisation
gemeinsam mit ihren Mitgliedsstaaten bereits 2005 Internationale Gesundheits-
vorschriften (International Health Regulations - IHR) zur Pandemievorsorge
entwickelt, die 2007 von der Bundesrepublik itbernommen und im Mirz 2013
in einem weiteren Durchfithrungsgesetz konkretisiert wurden. Ein zentrales
Motiv fir die Exportnation Deutschland war sicherlich die Sorge um wirt-
schaftsvertrigliche Mafinahmen bei der internationalen Seuchenbekimpfung.
Trotz entsprechender Ubungen und Pline haben es die Bundesregierungen und
die zustindigen Behorden versiumt, eine den eingegangenen Verpflichtungen
entsprechende Pandemie-Vorsorge zu betreiben, zu der nicht zuletzt ein Vorrat
an entsprechender Schutzkleidung gehort hitte®. Thr Fehlen hat zu unndtigen
zusitzlichen Belastungen bei Patienten und Krankenhauspersonal gefithrt und
hirtere Einschrinkungen (Quarantine, Lockdown etc.) erforderlich gemacht.
Auch Arztinnen und Arzte mussten in der ersten Phase der Pandemie in Kranken-
hiusern und Praxen oft ohne ausreichende Schutzkleidung arbeiten. Entspre-
chend hoch war damals der Anteil des Krankenhauspersonals an den Infizierten.

Differenzierte, an Zielgruppen orientierte Strategien wiren mit besseren
Schutzvorkehrungen durchaus moéglich gewesen — mit niedrigeren Sterbe-
raten und geringeren 6konomischen Kosten. Es wire auch wesentlich leichter
gewesen, zivilgesellschaftliche Akteure in die Suche nach kreativeren Schutz-
konzepten fiir besonders vulnerable Gruppen und Einrichtungen einzubinden.

Der Riickblick auf die fehlende Vorsorge der ersten Pandemiephase ist
wichtig, um daraus zu lernen — und nicht dem bei Pandemien tiblichen Re-
aktionsmuster von Panik und Vergessen aufzusitzen. Es hitte von Anbeginn
andere Reaktionsmoglichkeiten gegeben. Auch nach drei Jahren Corona
muss von einem ,Priventionsdebakel“ (Willich 2021) gesprochen werden.

Internationale Trends

Inzwischen gibt es eine Reihe von Forschungsgruppen, die sich internatio-
nal vergleichend mit den nationalen Reaktionen auf die Pandemie befassen*.
Das gilt nicht nur fiir populire Rankings entlang von Ansteckungszahlen

2 Ausfithrliche Nachweise zu dieser Einschitzung und zur ersten Phase der Pandemie
bei Roth (2020b).

Es ist eine bittere Ironie, dass dieses politische Versdumnis ausgerechnet von mit-

w

verantwortlichen Parlamentariern zur persénlichen Bereicherung genutzt wurde
(,Maskenaffire®)

4 Fiir die erste Phase s. Cheibub et al. 2020; IDEA 2020; Lithrmann et al. 2020; Petherick
etal. 2020; Weible et al. 2020 - regelmifiig aktualisierte Daten bieten z.B. der Global
State of Democracies Index, der Oxford COVID-19 Government Response Tracker oder

das Pandemic Backsliding Projekt des Géteborger V-Dem Institute.



und Todesopfern, sondern auch fiir die politischen Handlungsmuster im
engeren Sinne. Dabei fillt auf, dass es weltweit keinen eindeutigen Trend
in Richtung Autoritarismus und Demokratieabbau gibt. Der rechtspopu-
listische Vormarsch, der in den letzten Jahren in vielen Lindern zu beob-
achten war, hat durch Corona bislang meist keinen neuen Schub bekom-
men. Der Trend in Richtung Demokratieabbau war dagegen in den Lindern
am stirksten, die bereits zuvor auf diesem Wege waren. Die Abwahl von
Trump in den USA zeigt, dass auch gegenldufige Entwicklungen méglich sind.

Ahnlich uneinheitlich und vielfiltig sind im Lindervergleich die pandemie-
politischen Antworten im Detail. Harte, repressive Mafinahmen wie Lockdowns
und Quarantinen, die Biirgerrechte mehr oder weniger stark aushebeln, waren
und sind in vielen demokratisch regierten Lindern zumindest phasenweise ein
Mittel der Wahl. Aber es kamen und kommen auch digitale Praventionsmodelle,
die Separierung von Risikogruppen oder Elemente einer zivilgesellschaftli-
chen Selbststeuerung, die auf freiwilliges corona-konformes Verhalten setzt,
zum Zuge (Nullmeier 2020) - oft auch in Mischungen und bunten Abfolgen.

Im Zeitverlauf beobachtet eine schwedische Forschungsgruppe, dass
es besonders in der ersten Phase der Pandemie in 144 Lindern zu mas-
siven Verletzungen demokratischer Standards gekommen ist. Im letz-
ten Quartal 2020 zeichnen sich in einem Viertel der Linder deutli-
che Verbesserung in den demokratischen Standards ab, wihrend 69
Linder bei ihrer autoritiren Linie bleiben. Meist sind dies Linder, die
auch vor der Pandemie autokratisch regiert wurden (Kolvani et al. 2020).

Auch nach mehreren Jahren zeichnet sich mit Blick auf die gesundheit-
lichen und sozialen Folgen kein iiberlegenes Modell ab. Wir wissen auch nicht
exakt, warum in der Krisenpolitik bestimmte Wege gewihlt und andere ver-
nachlissigt wurden. Schon ein Blick auf foderale politische Systeme wie die
USA zeigt die enorme Variationsbreite. Sicherlich diirften die Zeitstruktur der
Pandemieentwicklung und die jeweiligen nationalen Rahmenbedingungen
(Digitalisierungsgrad, Gesundheitswesen, foderale Strukturen, kulturelle
Traditionen etc.) erheblichen Einfluss auf die Strategiewahl gehabt haben. Aber
selbst in der OECD-Welt wurden sehr unterschiedliche Mittel eingesetzt. Dies
heiflt auch, dass vom Virus allein keine formative politische Wirkung ausgeht
und verschiedene Reaktionsformen demokratisch gewahlt werden konnen.

Pandemiepolitik in Deutschland

Bis in die jiingste Zeit ist die Pandemiepolitik in Deutschland stark seuchen-
polizeilich geprigt. Das Infektionsschutzgesetz gibt den zustindigen Behérden
sehr weitgehende Befugnisse zur Einschrinkung des 6ffentlichen Lebens und
der personlichen Freiheiten (besonders § 28a des Infektionsschutzgesetzes
liest sich wie ein Horrorkatalog). Wegen ihrer anfinglichen Erfolge wurden
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sie zunichst in der Bevolkerung weithin akzeptiert, aber die Zustimmung ist
wegen ausbleibender dauerhafter Erfolge gebrockelt. Das Mittel der SchlieBung
von Einrichtungen, Aufenthalts- und Ausgangsbeschrankungen versprechen
zwar weitgehenden Infektionsschutz, legen aber gleichzeitig das 6ffentliche
Leben lahm (,Zivilgesellschaft in Quarantine“). Es handelt sich dabei nicht
um einen Ausnahmezustand im Carl Schmittschen Sinne®, aber ein Maf3-
nahmegesetz (IfSG) und seine Umsetzung prigen in vielen Bereichen den
gesellschaftlichen Alltag (Volkmann 2020). Duldsamkeit wird zur zentralen
Biirgertugend. Die Politik der SchlieBungen verhindert und vernachlissigt
zudem Lernprozesse in eine Richtung, wie gesellschaftliche Einrichtungen
(von Kitas und Schulen bis zu den Pflegeeinrichtungen) pandemiefest ge-
macht werden kénnen. Es bleibt nur die Hoffnung auf Tests und Impfungen.

Das Profil der deutschen Pandemiepolitik ist auf allen Ebenen exekutivisch
geprigt (von den Bund/Linder-Spitzentreffen bis zu den Gesundheitsimtern).
Offentlichkeit, Beteiligung und Mitsprache sind nicht vorgesehen. Die Rolle
der Parlamente ist nachrangig und sie kénnen oder wollen gegen die Domi-
nanz der Exekutive kaum an Boden gewinnen (Griglio 2020). Immerhin setzt
die Judikative ausufernden behérdlichen Anordnungen Grenzen. Angesichts
dauerhafter bzw. immer wieder erneuerter Grundrechtseinschrinkungen
wire die Wahrnehmung des Parlamentsvorbehalts jedoch dringend gebo-
ten. Mehr politische Offentlichkeit ist schon aus pragmatischen Griinden
notig, wenn das Vertrauen in das staatliche Schutzversprechen allmihlich
schwindet und sich die gesellschaftlichen Folgekosten der Schlieffungspoli-
tik auftirmen. Diese hat auch die parlamentarischen Strukturen auf allen
Ebenen eingeschrinkt® und die Funktionsfihigkeit der Verwaltungen, be-
sonders der Kommunalverwaltungen beschidigt. Ein informeller Foderalis-
mus kann 6ffentliche Debatten nicht ersetzen. Warum fanden zum Beispiel
die damals zahlreichen MPKs mit dem Bundeskanzleramt eigentlich nicht
offentlich statt? Dies wire zumindest ein Anfang gewesen (Gallon 2021).

Angesichts der Bedrohungen, die von dem Virus ausgehen (,Das Vi-
rus ist antidemokratisch®), sind diese Einschrinkungen entlang von In-
zidenzen und Ansteckungswerten nur scheinbar alternativlos. Vor allem
erfiillen sie nicht das staatliche Schutzversprechen. Der Wechsel von Schlie-
Ben und Offnen unterfordert die Biirger*innen, da er lediglich Folgebe-
reitschaft verlangt. Besonders die Schutzkonzepte fiir vulnerable Gruppen
sind unzulinglich geblieben. Zu kritisieren ist das Missverhaltnis von re-

5 Ein internationaler Vergleich der Pandemiepolitik kommt zu dem Ergebnis, dass die
Anforderungen an eine solche Krisenpolitik letztlich zu komplex fiir autoritire Losun-
gen seien (Ginsburg/Versteeg 2020).

6 Dies zeigt eindrucksvoll eine Analyse der NRW-Kommunalwahlen 2020 von Norbert

Kersting (2021).



pressiver Eindimmung einerseits und dem gezielten Schutz vulnerabler
Gruppen und Einrichtungen andererseits. Da diese Unterscheidung in der
Offentlichkeit kaum bekannt ist, sei eine ausfiithrliche Definition zitiert:

»Einddammung wie Schutz unterscheiden sich strukturell fundamental voneinander:

Eindiammung kann durch Einschrinkungen und Verbote, durch Schlieflen und Ver-
bieten erreicht werden, also durch einfache, wenig komplexe MafSnahmen. Wirksamer
Schutz vulnerabler Personen und Einvichtungen hingegen ist ein komplexes Projekt.
Ein,Lockdown'ist mit einem Fingerschnippen schnell verhingt, die entsprechenden
Verordnungen sind binnen Stunden verkiindet, Polizei und Ordnungskrifte rasch
auf der Straf3e. Ein,Lockdown bedarf keiner besonderen politischen Kreativitit. Das
Handwerkszeug des repressiven Staates ist grob und einfach, geradezu archaisch:
Verbieten, Kontrollieren, Sanktionieren. Das ist im Bereich aktiven Schutzes fiir
besonders bedrohte Menschen grundsitzlich anders: Hier sind Kreativitit und
politisches Geschick erforderlich, es sind komplexe Fragen zu kldren (von der Or-
ganisation konkreter SchutzmafSnahmen wie etwa systematische Testungen bis
hin zu Finanzierungsfragen). Ein weiterer Unterschied: Repression ist anders als
Priivention medial gut inszenierbay, insbesondere wenn sie mit Horrorszenarien
garniert wird“ (Linder 2020).

Stadte wie Tibingen und Rostock haben erfolgreich anspruchsvolle Schutz-
konzepte mit breiter Unterstiitzung der Einwohnerschaft entwickelt. Ihr Vor-
bild kam jedoch kaum zum Zuge. Auch die zahlreichen Schutzvorkehrungen in
Theatern und Kinos, in Einzelhandelsgeschiften und der Gastronomie fanden
wenig Wiirdigung. Das gilt auch fir das zivilgesellschaftliche Potential und die
Solidarititen, die bereits zu Beginn der Pandemie gelebt wurden (siehe Beitrag
von Lara Paulus, Peer Schamuhn und Johanna Reckewerth in diesem Band). Der
Versuch, sie in die Gestaltung der Krisenpolitik einzubinden, fand — wenn iiber-
haupt — meist in Form von gelegentlichen Beratungsrunden auf Spitzenebene
statt. Sehr zum Schaden der Pandemiepolitik insgesamt und der betroffenen
Biirgerschaft blieb das Gros der Zivilgesellschaft unbeachtet am Katzentisch.
Vergessen ist der Hinweis: , Die zivilgesellschaftliche Selbststeuerung, verstanden
als gemeinwohlorientierte Initiative zivilgesellschaftlicher Organisationen zur
Forderung von Bestrebungen zur Pandemiebekimpfung, wire grundsitzlich
geeignet, die Pandemiefolgen zu mildern und abzufedern’ (Nullmeier 2020: 8).

Biirgerbeteiligung unter Bedingungen von Quarantane
und Lockdown

Biirgerbeteiligung hat iiberall dort, wo es auf direkte Begegnungen, Ver-
sammlungen, 6ffentliche Riume ankommt, mit Beginn der Pandemie erheb-
liche Einschrinkungen erfahren und wurde drastisch reduziert. Auch wenn
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verlissliche Daten bis heute fehlen, diirfte eine im April 2020 durchgefithrte
Online-Befragung ein Stimmungsbild erlauben. , Die Corona-Pandemie hat zu
einer abrupten Unterbrechung laufender deliberativer Verfahren gefithrt. Primar
verantwortlich ist dafiir die politische Mafinahme des Social Distancing, die
eine Minimierung personlicher Kontakte erzwingt. Dies hat nicht nur aktuelle
Auswirkungen, sondern wird die Partizipation in Deutschland aufgrund ab-
gesagter bzw. verschobener Beteiligungsverfahren auch in der nahen Zukunft
negativ betreffen. In zahlreichen Bereichen kénnte 2020 zu einem yerlorenen
Jahr fir die Biirgerbeteiligung werden® (bipar 2020: 4). Drei von vier Veranstal-
tungen mussten ausfallen. Online-Beteiligung konnte diese Ausfille zunichst
nur sehr eingeschrinkt kompensieren, denn lediglich ein Drittel der befragten
Kommunen verfuigte zu diesem Zeitpunkt tiber digitale Beteiligungsformate
oder war fit fir Online-Nutzungen. Die Digitalisierung der kommunalen
Dienste im Allgemeinen und der Beteiligungspraxis im Besonderen bildete
aus Sicht der Befragten den entscheidenden Engpass: ,Grundsitzlich sehen
sich Biirger*innen/Beteiligte deutlich besser technisch gewappnet fir digitale
Beteiligungsprozesse als die Befragten aus Politik/Verwaltung” (bipar 2020: 7).
Im ersten Corona-Jahr konnten direkte Beteiligungsformate kaum zu-
legen. In Sachen digitaler Beteiligung gab es vielerorts jedoch eine mehr oder
weniger steile Lernkurve. Allerdings war und ist das Niveau der digitalen
Angebote von Kommune zu Kommune und in den Fachbereichen sehr unter-
schiedlich (siehe Beitrag von Klaus Selle in diesem Band). Vereinzelte digitale
Verfahren und neue Formate gibt es fast iiberall. Oft werden sie in hybriden
Versionen mit einem kleinen Anteil direkter Beteiligung angeboten. Die Zahl
der Anbieter und Tools lasst sich kaum mehr tiberschauen. Einige Stidte ex-
perimentieren mit anspruchsvollen digitalen Plattformen (wie Consul, DIPAS
oder dem WHS-Portal, einem Beteiligungsportal der Wiistenrot Haus- und
Stidtebau GmbH) und haben Corona als Chance fiir mehr Biirgerbeteili-
gung genutzt. Dazu gehort z.B. eine Beteiligungsplattform in Friedberg/
Hessen, die fiir die Neuplanung einer Konversionsfliche eingesetzt wird.
Hamburg hat (gemeinsam mit Leipzig und Miinchen) mit DIPAS (Digitales
Partizipationssystem — dipas.org) kiirzlich ein einheitliches digitales Biirger-
konto eingefiihrt, das unter anderem ein partizipatives Biirgerbudget mit
e-voting erlaubt. Ambitionierte Varianten der Online-Biirgerbeteiligung
haben meist nur eine Chance, wenn die zahlreichen Behérdenbarrieren
(etwa im Blick auf Datenschutzbestimmungen) kreativ genommen werden.
Uber den Umfang und die Resultate dieser Online-Offensive wissen wir
noch wenig. Offen ist auch, ob dieser digitale Schub anhilt, denn der Wunsch
nach Begegnungsformaten wichst mit der Dauer der Corona-Einschrinkun-
gen. Einige Herausforderungen und Grenzen sind bereits deutlich geworden:


http://dipas.org

- Digitale Formate erreichen meist nur kleinere Gruppen.

- Die digitale Ausstattung und die Kompetenzen, damit umzugehen, erzeugen
neue Ungleichheiten. Zu den tiblichen schwer erreichbaren oder ,stillen*
Gruppen sind nun digital benachteiligte Teile der Bevolkerung gekommen.
Digital aufsuchende Formate konnen deshalb nur begrenzt wirksam werden
(zum Digital Divide siehe Beitrag von Marcel Weikert, Laura Biermann-
Firek, Miriam Harst, Josefine Striining, Robin Wieland und Maria Winkler
in diesem Band)

- Die vorhandene digitale Infrastruktur ist itberwiegend nicht in der Lage,
demokratische und inklusive Anspriiche von Online-Beteiligung zu unter-
stittzen. In der Pandemie treten solche Angebote zudem in Konkurrenz mit
Homeofhice, Homeschooling etc.

- Viele Online-Verfahren berichten von einem wachsenden unzivilen Umgang in
der digitalen Partizipation. Hemmschwellen werden noch einmal abgesenkt.

Im Kontrast zu anspruchsvollen Beteiligungsportalen gibt es ein ver-
stirktes Interesse an ,reprisentativen‘ Beteiligungsformaten in Form von
gelosten Biirgerriten’. Dabei lisst sich eine Tendenz zur Anspruchsreduk-
tion an Beteiligung bis hin zur Scheinbeteiligung beobachten: Beratung
statt Beteiligung, kleine Gruppen statt breite Betroffenenbeteiligung. Der
Nachweis der Wirksamkeit von gelosten Biirgerriten steht aus. Es droht eine
Abwertung der Betroffenenbeteiligung, von Biirgerinitiativen und organi-
sierten Interessen. Vor allem die Biirgerbeteiligung an der Ausgestaltung
der Pandemiepolitik ist weitgehend ausgeblieben. Erst spit ist eine Handvoll
geloster Biirgerrite, Biirgerforen und Biirgerbeirite zum Thema (zuerst in
Baden-Wiirttemberg und in Augsburg — Biirgerbeirat Corona) eingesetzt
worden. Sie machen vor allem deutlich, wie notwendig eine frithe und breite
Mitsprache in der Corona-Politik gewesen wire. Dass diese wenigen gelosten
oder handverlesenen Beratungsgremien nennenswerten politischen Einfluss
gewinnen konnen, ist leider nicht zu erwarten. So werden weiterhin Umfragen
und Wahlzettel, Lobbygruppen und professionelle Netzwerke das zuneh-
mend profillose und disparate Profil staatlicher Pandemiepolitik bestimmen.

Herausforderungen fiir eine starke und politisch
einflussreiche Zivilgesellschaft in Corona-
und Post-Corona-Zeiten

Auch drei Jahre nach Pandemiebeginn ist eine Neuorientierung staatlicher
Politik kaum zu erwarten. Aber einige Herausforderungen zeichnen sich ab,

7 Eine kritische Sicht auf diese deliberative Welle bietet Roth (2020a).
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\./ die anzugehen sind, wenn eine dauerhafte Marginalisierung von Biirger-
beteiligung und Engagement verhindert werden soll. Hier eine Auswahl:

1. Auch Corona wird wie viele Pandemien zuvor soziale Ungleichheiten und
Ausgrenzungen verschirfen (siehe Beitrige von Anton Brokow-Loga, Mario
Rund und Frank Eckardt in diesem Band). Das gilt fiir die vielen Betroffe-
nengruppen, die ,iibersehen“ wurden und besonders fir grofRere Teile der
nachwachsenden Generation. Sie braucht z.B. Chancenpatenschaften, um
Beeintrichtigungen zu bearbeiten und Anschluss zu finden. Nicht zuletzt
gilt es dabei die in der UN-Kinderrechtskonvention versprochenen Be-
teiligungsnormen zu stirken. In der Pandemie nicht gefragt zu werden,
obwohl die eigene Lebenssituation durch politische Entscheidungen
drastisch verschlechtert wurde, gehort zu den von jungen Menschen be-
sonders beklagten demokratischen Versiumnissen (Andresen et al. 2020).

2. Das seuchenpolizeiliche Grundmuster der Covid-Krisenpolitik mit seinen
teils maflosen Sonderrechten fiir die Exekutive darf nicht Schule ma-
chen und zur Vorlage fiir eine kiinftige Krisenbewiltigung werden, da es
grundlegende Demokratieprinzipien und Biirgerrechte verletzt (Merkel
2020). Dass die Judikative an einigen Stellen nicht mitgespielt hat, trostet
wenig. Vielmehr ist eine umfassende Neukonzeption eines demokratisch
ausgestalteten Infektionsschutzgesetzes zugunsten intelligenter Schutz-
konzepte fiir bestimmte vulnerable Gruppen und institutionelle Settings zu
fordern. Es geht um mehr Public Health statt vorgestriger Seuchenpolitik.
Dazu ist mehr Biirger- und Betroffenenbeteiligung unabdingbar. Das gilt
auch fur die Stirkung Kritischer Infrastrukturen und des 6ffentlichen
Gesundheitswesens. Gefragt sind neue lokale Pandemiepline, an denen
nicht nur einige Blaulichtorganisationen beteiligt werden. Bis zur nichsten
Pandemie (und Krise) ist es nur eine Frage der Zeit.

3. Die Notdigitalisierungen im Pandemiejahr haben bei allen digitalen Lernfort-
schritten zweierlei deutlich gemacht. Erstens ist die digitale Infrastruktur
in Deutschland auf einem unertraglich niedrigen Niveau. Unter Belastung
brechen Verbindungen zusammen und die digitalen Locher haben die
Dichte eines Siebs. Die Mingel in der digitalen Infrastruktur sind keine
Privatsache, sondern haben das staatliche Handeln bzw. Nichthandeln von
den Kommunen bis zu den Ministerien geprigt. Es gilt, die digitale Infra-

struktur endlich als wesentliches Element einer zeitgemifien, vor allem
kommunalen Daseinsvorsorge zu begreifen und zu entwickeln. Historische

£ Vorbilder wie die Gas-, Wasser- und Elektrizititsversorgung gibt es reich
= . . . s
= lich. Digitale Teilhabe muss zum Grundrecht werden®.
3
o
8 Diese Forderung wird von Kinderrechtsgruppen schon linger mit Blick auf die
202 Kommunikationspraxis der nachwachsenden Generation erhoben (vgl. Livingstone/



4. Aber eine zweite Erfahrung ist mindestens ebenso wichtig. Menschen sind
keine digitalen Wesen, sondern benétigen Nahe, Berithrungen und direkte
Begegnungen wie die Luft zum Leben. Zur Krisenresilienz gehoren deshalb
robuste Versammlungs-, Protest- und Begegnungsformate. Nachbarschaften,
lokale Offentlichkeiten, Stadtgriin und zwanglose Begegnungsorte und
Treffs haben eine verstirkte Wertschitzung erfahren (siehe auch Beitrag von
Lara Paulus, Peer Schamuhn, Johanna Reckewerth in diesem Band). Mit viel
Kreativitit wurden in einigen Stidten Cafés, Museen und Stadtbibliotheken
fur den Schulunterricht unter Einhaltung der Abstandsregeln genutzt. Viele
andere Unterstiitzungs- und Hilfsformate, die in Corona-Zeiten entwickelt
wurden, verdienen es, itber Corona hinaus genutzt zu werden.

5. Solche Lernprozesse werden nur eine Chance haben, wenn eine selbst-
bewusstere Zivilgesellschaft ihre schier grenzenlose Hinnahmebereit-
schaft iberwindet und sich nicht nur als Krisenopfer prisentiert, sondern
selbstbewusst ihre demokratischen Alternativen ins Spiel bringt, die im
Engagement und in den Beteiligungserfahrungen auch in Corona-Zeiten
entwickelt wurden.
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,Glanzmoment Lockdown"?

Solidarische Nachbarschaft in der Corona-Pandemie

Lara Paulus, Johanna Reckewerth, Peer Schamuhn

Nachbarschaftliche Beteiligungsarbeit in Jena im Fokus
der Mikrostudie

Mit Beginn der Corona-Pandemie 2020 kommt der Alltag, wie wir ihn
kannten, zum Stillstand. Inmitten neuer Regeln, Handlungsanweisungen und
Bewertungen erscheint im ersten Lockdown nichts mehr selbstverstindlich.
Es folgen jedoch nicht nur Verunsicherung und Zweifel, sondern es zeigen
sich auch Einfallsreichtum und Tatendrang. Solidaritit wird zum Schlagwort
der Pandemiebekimpfung (vgl. Merkel 2020) und in spontan organisierten
Aktionen, wie beispielsweise Einkaufshilfen, auch sofort gelebt. Selbstorga-
nisierte Strukturen schaffen innovative Handlungsmaoglichkeiten auf lokaler
Ebene, wo staatliche Hilfen zu langsam ankommen oder schlicht ausbleiben
und wecken bei uns die Frage, ob diese solidarischen nachbarschaftlichen
Initiativen gesellschaftliches Zusammenleben nachhaltig verindern kénnen.

Im Fokus unserer Mikrostudie steht der selbstorganisierte Stadtteilladen
Magdelstube in Jena Siid, welcher in der Stadt als einer der ersten eine Nach-
barschaftshilfe zum Beginn der Corona-Pandemie zur Verfiigung stellte. Wir
untersuchten inwieweit soziale und kulturelle Teilhabe' durch Aktionen der
Magdelstube zu Pandemiebeginn gestirkt wurde und ob dies zu einer Resilienz?

1 Teilhabe fassen wir als Moglichkeit von Mitbestimmung am gesellschaftlichen Leben
(Bartelheimer et al. 2020:19, 34), welche sich nach Lisa Vollmer et al. (2021: 8-9) auf
verschiedenen Ebenen abspielt, die jedoch in Bezug zueinander stehen. Dabei wird
zwischen sozialer, materieller, kultureller und politischer Teilhabe unterschieden. So-
ziale Teilhabe dufiert sich hierbei in der Méglichkeit zur freien Gestaltung des eigenen
Lebens in seinen Netzwerken, welche die kulturelle Teilhabe um die Anerkennung von
Differenz erweitert.

2 Der Begriff von Resilienz schien im Alltag der Krise allgegenwirtig, war jedoch in
der Stadtforschung bereits vor der Corona-Pandemie als Beschreibung der Reaktion,
beziehungsweise des Umgangs von Menschen, Systemen und Organisationen mit be-

lasteten Umstinden vertreten, welche wir hier aufgreifen (vgl. Jakubowski 2013: 374).
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des Stadrteils beitragen konnte. In der Forschung stellten sich Liminalitit, So-
lidaritit und Subsidiaritit als die zentralen Konzepte heraus, die im Folgenden
auch unseren Aufsatz gliedern. Nach einer Vorstellung der Magdelstube, wird
zuerst die Pandemie in ihren, den Bewertungsrahmen verindernden, Phasen
aufgeschliisselt. Auf dieser Grundlage kann im Anschluss auflebende Solidaritit
im Spannungsfeld zwischen Staat und Zivilgesellschaft betrachtet werden, was
wiederum eine Einordnung des Beitrags der Magdelstube zu einem resilien-
teren Stadtteil ermdoglicht. AbschlieRend wird der Stellenwert solidarischer
Nachbarschaftsstrukturen als Ressource in der Corona-Pandemie diskutiert.

Da Forschung in Zeiten der Corona-Pandemie Flexibilitit erfordert — befasst
man sich doch mit einem andauernden Prozess, in dem keine Aufienposition
eingenommen werden kann - entschieden wir uns fiir ein induktives und explo-
ratives Vorgehen (vgl. Flick 2017: 257). Dementsprechend ist unser Material stark
von der Resonanz auf unsere Anfragen geprigt und kann schliefilich nur einen
eingeschrankten Blickwinkel aufzeigen. Neben teilnehmender Beobachtung
(vgl. Girtler 2001 und Cohn 2014) im Stadtteil Jena-Siid und im Besonderen bei
Veranstaltungen des Stadtteilladens, stiitzt sich unsere Forschung schlief3lich
auf qualitative Interviews (vgl. Hopf 2017: 351) mit Engagierten der Magdel-
stube sowie auf eine Inhaltsanalyse (vgl. Mayring 2017) der Stadtteilzeitung.

Der Stadtteilladen ,Magdelstube” in Jena-Siid

Die Stadt Jena mit ihren 108.116 gemeldeten Bewohner*innen (Statis-
tik Jena 2022) zihlt im Gegensatz zum peripheren Bereich zu den wach-
senden Stidten Thiiringens (Stadt Jena 2017: 24), was sich moglicherweise
auf das Renommee als “ein international bekannter Universitits-, Wissen-
schafts- und Forschungsstandort“ (ebd.: 6) zuriickfithren lisst. Den Ober-
biirgermeister stellt seit 2018 die FDP, die meisten Erststimmen der letz-
ten Bundestagswahl gingen jedoch an Die Linke (Statistik Jena 2022). Der
Stadtteil Jena Siid, in dem sich die Magdelstube verorten lisst, ist 8,7 km?
grofd und beherbergt 11,5 Prozent der Stadtbevélkerung (Statistik Jena 2022).

Innerhalb des Jenaer Siidviertels liegt die Magdelstube auf dem Magdel-
stieg. Dieser ist einer der Hauptverkehrsstrafen und somit von einer hohen
Geriuschkulisse geprigt, ganz im Gegenteil zu den stillen Querstrafien (vgl.
Feldnotizen JN: 5-6 und 23). Beim Bestand der Hiuser handelt es sich um Altbau,
der zuweilen von einigen Neubauten unterbrochen wird (vgl. ebd.: 1-78). Die
bauliche Struktur im Stadtteil zeichnet sich durch den hohen Anteil von Woh-
nungsbaugenossenschaften aus. Dieser ist besonders auch auf dem Magdelstieg
erkennbar und stehe fiir sicheres und giinstiges Wohnen (Stadtteilzeitung 3/2021:
2). Von den genossenschaftlichen Baustrukturen abgesehen, befinden sich am
nordlichen Rand des Stadtteils, auf einer Erhéhung liegend, vornehmlich private
Wohnanlagen (vgl. Feldnotizen JN: 57-58). Die Entwicklung des Stadtteils ist
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Abb. 13: Verortung der Magdelstube und Palimpsest der Quartierswahrnehmung

bis heute eng an die optische Industrie gekniipft (Stadtteilzeitung 2/2021: 2).
Die Zeiss- und Schottwerke — oberhalb des Jenaer Westbahnhofes gelegen — in
denen grofRindustriell Spezialglas hergestellt wurde, spielen bis heute eine sicht-
bare Rolle und werden auch fiir die zukiinftige Entwicklung des Stadtteils mit
Blick auf den Bau eines neuen Zeiss-Standorts bedeutend sein (Stadtteilzeitung
3/2021: 7). Nach Einschitzung der Magdelstube konnte es dadurch zu weiter
steigenden Mieten und damit einhergehenden Verdringungseffekte kommen
(Stadtteilzeitung 2/2021: 2 und vgl. Interview Gritndungsmitglied: 471-478).

Der Stadtteil Jena-Siid ist deutlich grofier (Map Jena o.].) als das im Folgen-
den untersuchte Quartier, das sich auf die direkte Umgebung der Magdelstube
fokussiert (vgl. Abb. 13). Unsere Quartierswahrnehmung (vgl. Feldnotizen JN:
1-78) deckt sich dabei in groflen Teilen mit dem Verstindnis des Wirkungsraums
der Magdelstube von unserem Interviewpartner J.G., wird aber besonders im
Stiden noch durch einen langen Streifen, die Bahngleise entlang, erweitert (siehe
Abb. 13). Das Griindungsmitglied ].G. definiert das Viertel iiber die Bereiche, in
denen die Stadtteilzeitung verteilt wird (Interview Griitndungsmitglied: 491-493),
die Grenzen desselben werden somit mit jeder Auflage selbst reproduziert.

Die Bewohner*innenstruktur ist auf den gesamten Stadtteil bezogen hetero-
gen. Entlang der verschiedenen Baustrukturen lassen sich hingegen kleinrdumige
Unterschiede darstellen. So wird der Bereich um den Magdelstieg von einer
Mischung aus jungen akademischen Kleinfamilien und vielen ilteren Menschen
bewohnt. Letztere seien im Alltag allerdings weniger stark sichtbar (Interview
Griindungsmitglied: 507-509). Der nérdliche Teil des Viertels unterscheide sich
zudem durch eine gut verdienende Bewohner*innenschaft (ebd.: 501-502). Wir
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kamen vor allem mit dem jiingeren Teil der Anwohnenden in Berithrung, der das
linke, alternative Image des Viertels pragt (Stadtteilzeitung 3/2021: 4 und vgl.
Feldnotizen JN: 21-22). Die Magdelstube ist nicht die einzige soziale Institution
im Viertel, dennoch fillt auf, dass 6ffentliche Begegnungsorte fehlen. Wihrend
der Feldforschung konnten wir lediglich zwei Cafés als potenzielle, jedoch
kommerzielle Orte der Begegnung ausmachen (vgl. Feldnotizen JN: 42-43). Das
Bild als Wohnviertel zum privaten Riickzug wird somit noch einmal betont.

Ein Stadtteilladen fiir alle?

Die Magdelstube steht seit 2019 als offener und unkommerzieller Freiraum
zur Verfugung, mit dem Ziel eine solidarische Nachbarschaft aufzubauen
(Interview Griindungsmitglied: 51-54). Der Stadtteilladen wird ehrenamt-
lich als Verein betrieben und ausschliefilich von Spenden finanziert. Méglich
wird dies durch den hohen Anteil an genossenschaftlichen Wohnprojekten
und bereits etablierten linken Unterstiitzungsstrukturen im Stadtteil, die
in ihrem solidarischen Selbstverstindnis bereitwillig spenden (ebd.: 82-96).

Auferlich hat die Magdelstube den visuellen Charakter eines Geschifts.
In dem von auflen einsehbarem Schaufenster gibt es allerdings nichts zu er-
werben, sondern es wird niedrigschwellig tiber die aktuellen Angebote und
Entwicklungen im Stadtteil informiert (siehe Abb. 14). Die Magdelstube wirkt
im duferen Erscheinungsbild zuginglich und lidt dazu ein, sich den Ort
selbst anzueignen. Mit ihren Angeboten bietet sie sowohl konkrete Unterstiit-
zungshilfen als auch die Moglichkeit gemeinschaftlicher Freizeitgestaltung.
Aktuell finden dort regelmifiige Veranstaltungen statt, die teilweise von
der Magdelstube, aber auch von stadtpolitischen Gruppen und engagierten
Einzelpersonen initiiert werden. Dazu zihlen: ein offenes Nachbarschafts-
café, Foodsharing, ein Mieter*innentreff zum Austausch und Unterstittzung
rund ums Wohnen, eine Kreativwerkstatt, eine Computer-Selbsthilfewerk-
statt, Lust-For-Life-Beratung zur sexuellen Gesundheit, ein Debattentreffen
Recht auf Stadt sowie ein offener Spieleabend (Magdelstube 2022). Im Zuge
der Corona-Pandemie wurde von der Magdelstube ausgehend zudem eine
Corona-Nachbarschaftshilfe sowie eine Stadtteilzeitung etabliert. Wihrend
die Nachbarschaftshilfe nicht mehr aktiv ist, wird die Stadtteilzeitung wei-
terhin halbjihrlich herausgegeben (Interview Griindungsmitglied: 566-567).

Die Vision der Magdelstube geht aus dem Selbstverstindnis hervor, ein
offener, antirassistischer und selbstverwalteter Begegnungsraum zu sein
(Interview Griindungsmitglied: 323-328). Es sollen , Kollektivierungs-Momente®
(ebd.: 437) erzeugt und solidarische Alltagsorganisation etabliert werden, die
wiederum Transformationsprozesse in der Stadtverwaltung anstofRen sollen
(ebd.:120-121). Damit verfolgt die Magdelstube das klare politische Ziel, durch
Selbstorganisation und Solidaritit nicht nur soziale Transformation zu begiins-



tigen, sondern auch durch emanzipatorisches Handeln bewusste Alternativen
zu staatlichem Handeln herzustellen (ebd. 142-143 und 167). Auch wenn sich die
Magdelstube bewusst keiner politischen Ideologie zuschreibt, und gerade in
Abgrenzung zu linken Szeneliden offen fiir alle sein mochte, ist sie aus einem
links-aktivistischen und stadtpolitischen Kontext (Recht auf Stadt) heraus ent-
standen, welcher das Selbstverstindnis, Problembewusstsein und Auftreten der
Magdelstube deutlich prigt (vgl. ebd.: 10-15 und 317-319). Dies zeigt sich beispiels-
weise an unkommerziellen Angeboten sowie dem Fokus der Stadtteilzeitung
auf stadt- und wohnungspolitische Themen (vgl. Stadtteilzeitung 2/2021: 4-5).
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Abb. 14 (links): Auflendarstellung der Magdelstube
Abb. 15 (rechts): Aufruf zur Nachbarschaftshilfe

Die Corona-Krise zwischen Ausnahmesituation und Alltag

Im Jahr 2019 gegriindet, wurde die Magdelstube von der Corona-Pandemie
»in den Kinderschuhen“ (Stadtteilzeitung 3/2021: 3) getroffen, was deren Ent-
wicklung stagnieren lief3 (ebd.: 1). Um Abstands- und Hygieneregeln einhalten
zu kénnen, konnten vorhandene Formate nicht wie gewohnt durchgefiihrt
werden, sodass neue gefunden und konzipiert werden mussten. Als Beispiel fiir
eine Umstrukturierung zur Einhaltung der geltenden Abstands- und Hygiene-
regeln ist das Foodsharing zu nennen, das nicht mehr iiber Verteiler, sondern
itber Ausgaben organisiert wird (vgl. Feldnotizen JN: 163-167). Die Ende 2020
gegriindete Stadtteilzeitung hingegen ist ein vollkommen neu entwickeltes
Konzept, das die Idee der Magdelstube von solidarischer Nachbarschaft und
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somit auch den Stadtteilladen selbst sichtbar halten soll (Interview Griindungs-
mitglied: 551-553). Die Jahreszeiten nahmen durch damit verbundene, stark
schwankende Inzidenzzahlen einen entscheidenden Einfluss auf Begegnungen.
Der verhiltnismifiige sichere Sommer ermdglichte es, an der frischen Luft
zusammenzukommen. Dadurch konnte im Gegensatz zum Winter eine Art
Normalitit hergestellt werden (vgl. Interview Engagierte: 365 und 540-541).
Diese Erholungsphasen konnten allerdings nicht verhindern, dass die Dis-
tanz durch fehlende Austauschméglichkeiten untereinander wieder zunahm:

,[Dlaist echt die Pandemie auch wieder so ein Gamechanger gewesen, weil ich schon
sagen wiirde, dass es am Anfang schon [...] viel mehr so regelmdfSige Besucher“innen
gab, [...] fiir die das so ein bisschen so eine neue soziale Basis im Leben wurde oder
sich das zumindest so andeutete. Und das ist halt durch die Pandemie aufjeden Fall
gebrochen” (Interview Griindungsmitglied: 359-364).

Corona erschwerte sowohl die Organisation von Angeboten als auch den Zu-
gang zu diesen, sodass die RegelmafRigkeit von Besuchen abnahm und bis heute
nur noch vereinzelt Menschen die Magdelstube aufsuchen (Interview Griitndungs-
mitglied: 369-370). Dieses eher erniichternde Fazit, das in beiden Interviews
anklang und auch von unserer Wahrnehmung im Feld bestitigt wurde (vgl. Feld-
notizen JN:126-127 und Interviewprotokoll JN: 17-18), steht im Gegensatz zu der
Erfahrung der Ausnahmesituation im ersten Lockdown. Diese ist im Gegenzug
zum Alltag der Krise als , glanzvolle[r] Moment“ (Interview Griindungsmitglied:
212) positiv konnotiert und soll deshalb im Folgenden genauer untersucht werden.

Der erste Lockdown als ,Glanzmoment” der Nachbarschaftshilfe?

Das Corona-Virus erreichte offiziell am zweiten Marz 2020 Thiiringen und
aufgrund schneller Ausbreitung folgte bereits Mitte des Monats der erste Lock-
down. Der am 20. Mirz verzeichnete erste Corona-Tote Thiiringens kam aus Jena.
Die Kontaktbeschrinkungen fiir Privathaushalte folgten nur wenige Tage spater.
Die Lage entspannte sich bereits Mitte April wieder, wo zwar mit der bundesland-
weiten Maskenpflicht eine neue Eindimmungsmafinahme getroffen wurde, aber
zugleich die schrittweise Wiederer6ffnung begann. Der nachfolgende Sommer
lie Corona durch geringe Inzidenzzahlen im Alltag fast vergessen. Lediglich in
der Urlaubsplanung, die stirker auf regionale Ausflugsziele ausgerichtet war,
lief3 sich das Virus noch erkennen (vgl. MDR 2021). Mirz und April sind also
die Monate, die folgend als Ausnahmesituation erfasst und untersucht werden.

Durch die eigene Erfahrung der Phasen der Corona-Krise war uns be-
reits in Vorbereitung der Forschung bewusst, dass wir mit einer Differenz
in der Wahrnehmung von Pandemiebeginn und -alltag konfrontiert werden
konnten. In beiden Interviews hat sich diese Annahme bestitigt, weshalb im



Folgenden diese Unterscheidung von Ausnahmezustand und Alltag der Krise
genauer in den Blick genommen wird. Dafir greifen wir auf Victor Turners
Weiterentwicklung van Genneps Modell der rites de passage zuriick, das sich
in drei Phasen gliedert: Loslosung, Ausnahmezustand und Wiederangliede-
rung (vgl. Turner 1989: 94). Der Ausnahmezustand als Zwischenzustand, in
dem die darin befindlichen Personen, weder der alten noch der neuen Nor-
malitit zugehorig sind, wird von Turner als liminal beschrieben (ebd.: 95).
Dieser temporire Zwischenzustand folgt nicht den gewohnten Regeln des
Alltags (ebd.: 160) und auch die Gemeinschaft der Betroffenen, von Turner als
Communitas bezeichnet, ist nicht eindeutig definiert, wenig strukturiert und
Beziehungen deshalb stark vereinfacht (ebd.: 96). Fiir unsere Forschung hat es
sich als gewinnbringend erwiesen den ersten Lockdown als solch eine liminale
Ausnahmesituation zu erfassen, da so der Ubergang von einem Alltag vor der
Krise zu einem Alltag in der Krise erfasst werden kann, den wir an drei Punkten
nachfolgend verdeutlichen: der Art des Erzihlens und Erinnerns, dem tempo-
riren Angebot der Nachbarschaftshilfe und der Differenz zum Alltag der Krise.

Besonders im Gesprich mit der Engagierten U.B. hob sich ihre Beschrei-
bung der Ausnahmesituation sprachlich ab. Neben Schock, Ausbremsung
und Einschnitt als Verbildlichungen fiel bei ihr die sprachliche Verkniipfung
mit Krieg, ein gingiger Topos (vgl. Fangerau und Labisch 2020: 3-4), ins
Auge. Sie sprach vom ,totale[n] Lockdown* (Interview Engagierte: 80), dem
ytotale[n] Schluss“ (ebd.: 29). Angst und Verunsicherung angesichts Isolation
und medialer Berichterstattung der Bergamo-Toten spiegelte sich zudem
in Mimik und Stimme (vgl. Interviewprotokoll JN: 30-31). ,Und alle waren
ja total im Chaos, also nicht wirklich, war ja jetzt kein Erdbeben, aber ge-
fithlsmiRig waren ja alle so, dass sie alle gesagt haben was wird denn jetzt?,
ne. Also das hat einen nicht kalt gelassen” (Interview Engagierte: 58-60). Das
hier gewahlte Bild des Erdbebens verdeutlicht noch einmal die Hilflosigkeit
angesichts einer Bedrohung, der man ausgeliefert scheint, ein Narrativ,
das sich in der Berichterstattung bis heute hilt (vgl. Meyer et al. 2013: 10).

Vor diesem Hintergrund organisierte die Magdelstube in kiirzester Zeit
eine Nachbarschaftshilfe mit dem Ziel ,Menschen in Quarantine und aus
Risikogruppen bei Einkiufen oder Botengingen [zu] helfen und Eltern, die
auf Lohnarbeit angewiesen sind, bei der Kinderbetreuung [zu] unterstiitzen*
(Stadtteilzeitung 1/2021: 4). Die Magdelstube startete mit einfachen Flyern und
Aushingen (siehe Abb. 15) und professionalisierte sich dann im Prozess (vgl.
Interview Griindungsmitglied: 256). Zuriickgegriffen wurde von den Griitndungs-
mitgliedern dabei auf funktionierende und strukturierte Netzwerke vorange-
gangener Projekte im Stadtteil. Zusitzlich hat sich das Erfahrungswissen aus
aktivistischen Kontexten als hilfreich erwiesen. Auch pragmatische Tatsachen,
wie einen Raum zur Lagerung vor Ort zu haben, trugen zur erfolgreichen Durch-
fithrung bei. Unbiirokratisch vor Ort Losungen fiir akute Probleme und eine Art
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Auffangnetz bieten zu konnen, stellten die grofRten Stirken der Magdelstube
dar (vgl. ebd.: 744-776). Mit dem Angebot der Nachbarschaftshilfe kamen sie
der Stadtverwaltung zuvor, sodass die Magdelstube im Ausnahmemoment
als Vorreiterin fungieren konnte (vgl. ebd.: 201-204). Dies passt zu Turners
(vgl. 1989:160) Beschreibung der Umkehrung des Alltags in liminalen Phasen:
Wissenshierachien werden an dieser Stelle auf den Kopf gestellt. Diese Art der
Umkehrung zeigt sich auch an anderer Stelle. Vergleicht man das Vorgehen zu
Beginn der Pandemie mit der sonstigen Arbeitsweise der Magdelstube, fillt auf,
dass statt auf eigene Aneignung durch die Anwohner*innen nun auf proaktive
Strukturen von Seiten der Organisator®innen zuriickgegriffen wurde (vgl.
Interview Gritndungsmitglied: 809-811). Auch wenn die Nachbarschaftshilfe
letztendlich nur von einer geringen Zahl an Menschen beansprucht wurde,
meldeten sich iiber 70 Freiwillige (Stadtteilzeitung 1/2021: 4). Richtete sich das
Angebot auf den ersten Blick an Hilfesuchende, so fillt bei einem zweiten Blick
auf, dass auch den Helfenden durch die Selbstwirksamkeitserfahrung geholfen
wurde (vgl. Interview Griindungsmitglied: 869-874). ,[Vliele Leute haben, glaube
ich, in dieser Helfer*innenrolle dann auch so Halt gesucht“ (ebd.: 874-875).

Die ,neue Normalitdt” wird alltdglich

Das Angebot der Nachbarschaftshilfe der Magdelstube galt vor allem dem
ersten Lockdown. Spiter wurde die Lage so eingeschitzt, dass dieses Angebot
nicht mehr notig sei (Interview Griindungsmitglied: 703-713). Es scheint eine
gewisse GewShnung an die Krisenlage stattgefunden zu haben. Der Ausnahme-
zustand war itberwunden, Corona alltiglich geworden: , Die neue Normalitit
wurde ziemlich schnell alt” hilt Malte ThieRen (2021: 145) mit Blick auf den sich
einstellenden pandemischen Alltag fest. Moglicherweise ein Grund, weshalb
der Versuch, das Projekt stadtweit in Zusammenarbeit mit dhnlichen Initia-
tiven in anderen Stadtteilen aufrechtzuerhalten und zu professionalisieren,
scheiterte (vgl. ebd.: 651-664). Somit verdeutlicht die zeitliche Beschrinkung
dieses sozialen Angebots mit starker solidarischer Strahlkraft auch noch
einmal die Kategorisierung als Zwischenphase, die nicht dauerhaft erhalten
bleiben kann. Die Bildung spontaner Communitas (vgl. Turner 1989: 96) zeigte
sich in der grofien Beteiligung an diesem Angebot in der Stadtgesellschaft’.
Temporir konnten an dieser Stelle soziale Ressourcen mobilisiert werden,

3 Der Begriff der Stadtgesellschaft wurde an dieser Stelle gewihlt, weil er im Gegensatz
zu dem der Zivilgesellschaft nicht nur den organisierten Teil der Biirger*innen um-
fasst, sondern alle in einer Stadt lebenden Menschen einbezieht. Somit wird nicht nur
die aktive, sondern auch passive Prigung des sozialen Zusammenlebens erfasst (vgl.

Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung 2020: 70).



die aber nicht in gleicher Weise dauerhaft erhalten bleiben konnten*. Dies
betont auch das Griindungsmitglied J.G., wenn er davon spricht, dass zwar
ein Moglichkeitsfenster von selbstorganisierten Strukturen und quartiers-
interner Kommunikation aufgezeigt werden, nachbarschaftliche Teilhabe im
Viertel aber nicht fest etablieren werden konnte (Interview Griitndungsmitglied:
212-217). Auch im Gesprich mit der Engagierten U.B. wurde dies deutlich:

»[M]an sollte halt denken, dass dann die Leute gelernt haben, [...] wir miissen jetzt
hier das Menschliche mal wieder ein bisschen vertiefen [...]. Und das ist nicht mein
Eindruck, [...] die Leute sind nicht offener geworden [...] mein Eindruck ist nicht,
dass sich das verbessert hat... durch diese, tja, durch diese Ausnahmesituation, ne“

(Interview Engagierte: 173-181).

Was fir unsere Interviewpartnerin U.B. erst einmal unverstindlich er-
scheint, wird mit Einbettung in Turners Modell schliefilich greifbarer. Die
Erfahrungen im Ausnahmezustand sollen damit nicht herabgesetzt oder als
folgenlos betitelt werden, sondern vielmehr macht die Analyse deutlich, dass
die Bewertungsmaf3stibe andere sein miissen. Der pandemische Ausnahme-
zustand als Glanzmoment ist nicht mit pandemischem Alltag gleichzusetzen.

Solidarische Nachbarschaft in Zeiten staatlich
angeordneter ,Solidaritat”

Wihrend im vorangegangenen Kapitel eine Erfassung und Einordnung
der Ausnahmesituation stattgefunden hat, wird nun ein Bogen zu Solida-
ritits- und Nachbarschaftstheorien geschlagen. Der Begriff Solidaritit er-
fuhr mit Beginn der Corona-Pandemie eine regelrechte Konjunktur. Im
Rahmen dieser Arbeit beleuchten wir die Verwendung von Solidaritit sowie
den Umgang damit durch, zum einen offentlich-politische Entscheidungs-
trager*innen sowie zum anderen durch die Magdelstube. Die beiden Akteurs-
gruppen haben hierbei ein entgegengesetztes Verstindnis von Solidaritit.

Die erwihnte Konjunktur von Solidaritit in der Corona-Pandemie lisst sich
auf eine Instrumentalisierung des Begriffes zur staatlichen Bewiltigung der
Pandemie zuriickfithren (vgl. Reder und Striiber 2020). Solidaritit avancierte
so zu einem der zentralen Schlagworte 6ffentlicher Diskurse. Auch Angela
Merkel in ihrer Funktion als Bundeskanzlerin rief am 10.03.2020 zu Solidari-

4 Diese Begrenztheit von Communitas auf den ersten Lockdown, zeigt sich auch
in anderen Forschungen, die verdeutlichen, dass der liminale Moment durch die
Normalisierung des Krisenhaften bereits im zweiten Lockdown sehr viel geringer war
und somit sich Communitas nicht in gleicher Weise artikulieren konnten (vgl. Arantes

2022:280).
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tit auf: ,Da sind unsere Solidaritit, unsere Vernunft, unser Herz fiireinander
auf eine Probe gestellt“ (Merkel 2020). Die Bewiltigung der Pandemie wird
als eine gemeinsame, gesamtgesellschaftliche Aufgabe ausgelegt. Solidaritit
fungiert dabei als Ressource, um politische Mafinahmen zu legitimieren und
durch die Betonung eines Wir-Gefithls die Unterstiitzung moglichst vieler
Menschen zu mobilisieren (vgl. Deutscher Ethikrat 2020). Hier deutet sich
eine neue Form des Regierens iiber Solidaritit ab, bei der weitere Hand-
lungsverantwortung der Gesellschaft zugeschrieben wird und die mit neuen
Formen sozialer Ausschliisse einhergeht (Drotbohm und Reichert 2020: 406).
Auch bei der Betrachtung der Magdelstube und ihrer Auseinandersetzung
mit der Corona-Pandemie, ist der Begriff der Solidaritit von zentraler Be-
deutung. So sticht dieser bereits in den Ausgaben der Stadtteilzeitung her-
vor. Schon im Untertitel der Zeitung wird das Ziel der Magdelstube klar:
,Fiir eine solidarische Nachbarschaft!” (Stadtteilzeitung 1, 2 und 3/2021).

In Abgrenzung zur staatlich-legitimatorischen Verwendung von Solida-
ritit, kritisiert die Magdelstube, dass Politik und Verwaltung Solidaritits-
impulse aus der Bevolkerung vereinnahmt hitten und eine Thematisierung
sozialer Ungleichheiten ausblende (Stadtteilzeitung 1/2021: 4) (siehe auch
Beitrag von Frank Eckardt in diesem Band). Sie bewerten dies als Reduktion
des Potenzials von Solidaritit auf das Befolgen von Anweisungen. Stattdessen
bedeute Solidaritit fiir sie ,miteinander fiir bessere Verhiltnisse einzustehen”
(ebd.). Mit ihrem Handeln verfolgen sie dabei seit ihrer Entstehung das Ziel
,solidarische Nachbarschaftsstrukturen im Siidviertel aufzubauen” (ebd.).
Da sich die Magdelstube erst kurz vor der Corona-Pandemie griindete, lisst
sich kein Vergleich des Handlungsverstindnisses und der Rolle von Solidari-
tit zwischen Pri-Corona und Corona darstellen. Auch eine Einordnung, ob
die Magdelstube ihre Ziele realisieren konnte, fillt durch das einschneidende
Moment der Corona-Pandemie schwer. Deutlich wird jedoch, dass gerade die
Ausnahmesituation zu Beginn der Corona-Pandemie nicht nur fiir die Mag-
delstube, sondern fiir das gesamte Quartier des Siidviertels im Hinblick auf
Solidaritit bedeutend war. So sei ein ,solidarischer Bodensatz im Stadtteil”
(Interview Gritndungsmitglied: 188) sichtbar geworden, der verdeutlicht hitte,
dass eine organisierte Nachbarschaft Solidaritit initiieren konne (ebd.). Neben
der bereits beschriebenen Nachbarschaftshilfe (siehe Kapitel Die Magdelstube
in der Krise), sei auch die Aufrechterhaltung der Verteilung von Lebensmitteln
im Rahmen von Foodsharing und im Kontext geschlossener Tafeln, ein Zeichen
fur die aufgeblithte Solidaritit (Stadtteilzeitung 1/2021: 6). Ob und inwieweit
dabei die gemeinsame Bereitschaft bestand, sich gemaf; der Begriffsdefinition
von Solidaritit nach Reder und Stitber (2020: 451), ,fiir andere zu engagieren,
ohne primir eigene Interessen zu verfolgen oder dazu im engeren Sinne
moralisch oder rechtlich verpflichtet zu sein“ist klar zu hinterfragen. Die Ver-
wendung von Solidaritit durch die Magdelstube findet aus unserer Sicht mit



dem Ziel statt, ein Wir-Gefiihl im Stadtteil herzustellen und Bewohner*innen
fiir selbstorganisierte Stadtteilarbeit zu aktivieren. In den Augen der Mag-
delstube zeigte sich dies in der Anfangsphase der Corona-Pandemie, der aus
diesem Grund euphorisch beschrieben als Glanzmoment in Erinnerung blieb.

Kongruent zu Solidaritit spielt auch Nachbarschaft bei der Betrach-
tung der Magdelstube eine bedeutende Rolle. So fuflt ihre Entstehung auf
bestehende nachbarschaftliche Strukturen im Siidviertel. Das Griindungs-
mitglied J.G. bezeichnete diese als ,faserndes Beziehungsgeflecht” (Inter-
view Griitndungsmitglied: 784). Seitdem verfolgt die Magdelstube das Ziel,
solidarische Nachbarschaftsstrukturen durch ihr eigenes Handeln zu stirken
(vgl. Stadtteilzeitung 1/2021). Dadurch sollen Menschen aus dem Quartier
vernetzt, Begegnung ermoglicht und Beziehungen gekniipft werden (ebd.:
1). Der zuvor bereits erliuterte Glanzmoment der aufblithenden Solidari-
tit zum Anfang der Corona-Pandemie fithrte aus Sicht der Magdelstube
jedoch nicht zu einer dauerhaften Stirkung solidarischer Nachbarschafts-
strukturen im Jenaer Siidviertel (Interview Griindungsmitglied: 212-218):

»[Dlieser glanzvolle Moment, sozusagen, der verblasst total vor dem, [...] was nach
zwei Jahren Pandemie [...] von dem iibrig bleibt, was wir so machen. Also wir, glau-
be ich, haben es in der Zeit aufSerhalb dessen nicht wirklich geschafft, so was wie
Kollektivitit und nachbarschaftliche Solidaritit hier maf3geblich voranzubringen,
sondern eher so ein bisschen die Sparflamme am Lodern gehalten, was auch schon

viel wert ist, weil die kann man schnell wieder entfachen” (ebd.).

Die Temporalitit solidarischer Nachbarschaft lisst sich jedoch nicht nur
mit der Einordnung in eine liminale Phase begriinden (siehe Kapitel Die Mag-
delstube in der Krise), sondern erklirt sich auch mit Blick auf Erkenntnisse und
Theorien der Nachbarschaftsforschung selbst. Wichtig ist dabei zu verstehen,
dass die Nachbarschaftsforschung mit der allgemeinen, gerne romantisierten
Vorstellung heutiger Nachbarschaften, im Sinne von Gemeinschaften, bricht.
Ganz im Gegenteil zeichnen sich Nachbarschaften iiberwiegend durch hetero-
gene Strukturen mit einer ,Vielzahl individueller Wirklichkeiten und sozialer
Figurationen (Soziosphiren)“(Schnur 2021: 239) aus. Dadurch sind Nachbar*in-
nen ,durch ihr Nebenaneinander an einem Ort verbunden [...], ohne jedoch eine
lokale Kultur oder Gemeinschaft zu erzeugen“ (Albrow 1998: 307). Auch Frank
Eckardt (vgl. 2020: 30) schreibt der Nachbarschaft zwar eine vordergriindige
Intaktheit zu, in der die Distanz zueinander jedoch dominiere und die sich
wihrend der Corona-Pandemie weiter verstarkt habe. Wihrend sich Nachbar-
schaften durch Tendenzen der Individualisierung weiter distanzieren, brachte
die Ausnahmesituation des ersten Lockdowns einen kurzzeitigen Riickbezug
zu Nachbarschaften als Gemeinschaften hervor, in denen Hilfsbereitschaft
und Solidaritit wichtige Merkmale bilden. Bernd Hamm (1998: 174) sah in
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Nachbarschaften vier wichtige Aufgaben vertreten: Neben Sozialisation, Kom-
munikation und sozialer Kontrolle, wird die Nothilfe als vierte Dimension mit
zunehmendem Dringlichkeitsgrad als immer selbstverstindlicher erachtet.
Wihrend dieses Konzept, aus Sicht heutiger Nachbarschaftsforschung als ver-
altet gilt (vgl. Schnur 2012), kann in der aktuell vorherrschenden pandemischen
Situation ein Riickbezug dazu stattfinden: Mit dem Riickgang der pandemischen
Dringlichkeit nimmt auch die nachbarschaftliche Nothilfe ab und man kehrt
in eine alte Distanziertheit zuriick. So konnten zwar keine nachhaltigen Ver-
anderungen im nachbarschaftlichen Gefiige erreicht werden. Nichtsdestotrotz
bleiben kollektive Erinnerungen an glanzvolle Momente bestehen. Dazu hat in
besonderem Maf3e die Magdelstube, als zentraler Bestandteil einer resilienten
Nachbarschaft beigetragen. Dariiber hinaus sind die Ziele der Magdelstube als
langfristig zu erreichen zu bewerten. Die riickblickende Resignation auf die
Kiirze der aufblithenden nachbarschaftlichen Solidaritit sagt also weniger etwas
tiber die langfristige Handlungsfihigkeit der Magdelstube aus. Vielmehr kann
hieraus die Erkenntnis gewonnen werden, dass es in pandemischen Ausnahme-
situationen an Transformationskraft mangelt. Zu begriinden ist dies anhand
der Tatsache, dass jene Ausnahmesituationen nicht nur stirkende Momente
hervorbringen, sondern sowohl das Funktionieren selbstorganisierter Stadt-
teilliden, als auch solidarischer Nachbarschaftsgefiige enorm erschweren.
Dass die Magdelstube unter erschwerten Bedingungen dennoch sozialen Zu-
sammenhalt stirken konnte, zeigt dass diese durchaus das Potenzial besitzt,
Nachbarschaftsstrukturen im Jenaer Stidviertel langfristig verindern zu kénnen.

Selbstorganisierte Nachbarschaftsprojekte als Resilienzfaktor
in Krisenzeiten?

Nachbarschaftlicher Solidaritit wird besonders in Krisenzeiten ein hoher
Stellenwert als Resilienzfaktor einer Gesellschaft beigemessen (vgl. Schneidewind
etal. 2019:136). Die Ergebnisse unserer Mikrostudie zeigen, dass die Magdelstube
in der pandemischen Ausnahmesituation solidarisches Handeln innerhalb der
Nachbarschaft initiieren konnte (vgl. Interview Grindungsmitglied: 208-211
und vgl. Interview Engagierte: 52-55 und 392-401). Zum einen ist das auf einen
durch die Pandemie verstirkten gesellschaftlichen Fokus zur unmittelbaren
Umgebung und einer damit einhergehenden verstirkten Bereitschaft zur So-
lidaritit zu erklaren (vgl. ebd.: 134). Zum anderen ist der analysierte Glanzmo-
ment auch ein Ergebnis der selbstorganisierten Arbeitsweise der Magdelstube:

,Also da hat man auf jeden Fall gemerkt, dass so eine organisierte Nachbarschaft
mit einer gewissen Infrastruktur und einem gewissen Organisations-Knowhow kann
unglaublich schnell auch konkrete Hilfe organisieren und Solidaritit sozusagen
koordinieren” (Interview Griindungsmitglied: 205-208).



Durch die unmittelbare raumliche Vernetzung im Stadtteil und das Erfah-
rungswissen aus aktivistischen Kontexten konnte die Magdelstube konkrete
Handlungsoptionen bieten (Interview Griindungsmitglied: 753-759 und 775-
776). Die unabhingige Organisationsstruktur von unten ermdoglichte es, agil
zu handeln: Die Magdelstube konnte schneller auf die Ausnahmesituation
reagieren und die Nachbarschaftshilfe aufbauen als die Stadtverwaltung sie
zur Verfiigung stellen konnte: ,,Und warum wir dann schneller als die Stadt
waren, am Ende klar: Weniger biirokratischer Apparat und direkter mittendrin.
So ein bisschen einfach hier, also direkt vor Ort sein, direkt sichtbar eingreifen
konnen“ (Interview Gritndungsmitglied: 773-776). Zudem konnte sie zeitweise
wichtige Versorgungsstrukturen wie kostenfreie Lebensmittelausgabe in
der Stadt bereitstellen und als Anlaufstelle fir weitere Stadtteile fungieren
(vgl. ebd.: 604-607). Auch in anderweitiger Forschung zur Corona-Pandemie
wurde ein lokaler, nachbarschaftlicher Ansatz, wie auch agiles Handeln als
wichtige Qualititen zur Resilienz wihrend der Corona-Krise identifiziert
(vgl. Schneidewind et. al 2020: 135-136). Das nachbarschaftliche Engagement
der Magdelstube ist somit als stidtische Ressource der Krisenbewiltigung im
pandemischen Ausnahmezustand einzuordnen (siehe auch Beitrage von Roland
Roth und Sophia Fiedler, Victoria Grau und Noa Wilhelmi in diesem Band).

Welche Potenziale und Probleme sind damit verbunden, wenn selbstorga-
nisierte Nachbarschaftsstrukturen zur Ressource in Krisenzeiten werden?
Hier entsteht ein Spannungsfeld: Auf der einen Seite leisten selbstorganisierte
Nachbarschaftsstrukturen einen wichtigen Beitrag zur Krisenbewiltigung, auf
der anderen Seite wird damit jedoch der Sozialstaat aus der Verantwortung
entlassen (vgl. Klie 2016: 208 und vgl. van Dyk 2019). Vor diesem Hintergrund
ist das Engagement der Magdelstube als Substitution fiir einen sich zunehmend
zuriickziehenden Sozialstaat zu sehen. Sie reagiert neben der Corona-Krise
auf multiple Krisen im Neoliberalismus, wie soziale Isolation, Prekarisierung,
Wohnungsnot, Reproduktionskrise und Kommerzialisierung von offentlichen
Riumen und ,versucht auszubessern, was diese Gesellschaft verkackt“ (Interview
Grindungsmitglied: 132). Zwar kann diese Liicke als Emanzipationspotenzial
gesehen werden, in der soziale Transformation stattfinden kann, allerdings
laufen selbstorganisierte Nachbarschaftsprojekte Gefahr, von einem neolibera-
len Imperativ der Eigenverantwortung vereinnahmt zu werden (vgl. Klie 2016:
208). Silke van Dyk (vgl. 2019) beschreibt die neoliberale Vereinnahmung von
selbstorganisierten (Nachbarschafts-)Strukturen unter dem Deckmantel der
solidarischen Gemeinschaft als Community Kapitalismus. Nach dem Prinzip
der Subsidiaritit wird bewusst Hoffnung auf solidarische Nachbarschaftspro-
jekte gelegt. Dies geht mit der politischen Agenda einher, Ehrenamt zu stirken,
um den Staat aus der Verantwortung zu ziehen (vgl. ebd.: 282). Subsidiari-
tit wird so ,vom Strukturprinzip des deutschen Wohlfahrtsstaats zu einem
Prinzip der Staatsentlastung durch Responsibilisierung der Biirger*innen
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als Engagierte“ (ebd.: 282). Van Dyk (ebd.: 280) stellt einen ,Gemeinsinn- und
Community-Boom ,von oben®, im Sinne einer staatlich induzierten Politik der
Krisenbewiltigung” fest. Gleichzeitig ist die Riickbesinnung auf Solidaritit
auch ein Bestandteil eines (links-) aktivistischen Selbstverstindnisses einer
Stadt von unten (vgl. ebd.: 280 und vgl. Interview Griindungsmitglied: 157-161).
Selbstorganisierte Nachbarschaftsstrukturen haben daher das Potenzial, eine
wichtige Saule resilienter Stadtgesellschaft in Krisenzeiten zu sein, anderer-
seits laufen sie Gefahr unter dem Deckmantel von Solidaritit und Nachbar-
schaft als Ressource zur Krisenbewiltigung instrumentalisiert zu werden.

Mit Blick in die Zukunft

In unserer Forschung zum selbstorganisierten Stadtteilladen Magdelstube in
Jena-Siid hat sich Solidaritat als zentrale Ausdrucksform sozialer und kultureller
Teilhabe herausgestellt. Diese wurde theoretisch mit den Begriffen Liminali-
tit, Solidaritit und Subsidiaritit erfasst. Die Analyse der Ausnahmesituation
konnte zum einen das Potenzial der Magdelstube zeigen: Dank der autonomen
Struktur war es ihr moglich besonders schnell und agil zu reagieren und somit
akute Bedarfe in der Nachbarschaft zu decken sowie Solidaritit zu férdern.
Zum anderen wurde jedoch auch deutlich, dass die Erfahrung der Ausnahme-
situation anders zu bewerten ist und der Riickgang von Teilhabe im Alltag der
Krise als keine Riickentwicklung aufgefasst werden kann. Stattdessen wurde
das Ziel solidarischer Nachbarschaft als ein langfristiges erkannt. Wihrend der
pandemischen Ausnahmesituation konnte die Magdelstube einen Beitrag zur
Resilienz im Stadtteil leisten. Inwiefern die Ressource solidarische Nachbar-
schaft als Instrument zur Krisenbewiltigung zu sehen ist, bleibt ambivalent,
da sie letztendlich einem neoliberalen Imperativ von Eigenverantwortung zu-
spielt und damit den Staat aus seiner Verantwortung entzieht. Selbstverwaltete
Nachbarschaftsprojekte stehen daher im Spannungsfeld, krisenhafte Zustinde
abfedern zu wollen und dadurch krisenhafte Verhiltnisse zu verfestigen. Gleich-
zeitig zeichnet sich eine akute Krise dadurch aus, dass Verwaltungsstrukturen
stark gefordert und nur bedingt handlungsfihig sind. Selbstorganisierte
Strukturen konnen hierbei eine wichtige Rolle fiir den Erhalt systemrelevanter
Funktionen einnehmen und so zur Resilienz stidtischer Strukturen beitragen.

Die hier vorgestellten Analyseergebnisse geben Aufschluss iiber das Krisen-
management selbstorganisierter Nachbarschaftsriume, neue Formen der Solida-
ritit und sind als Anndherung an das Forschungsfeld zu verstehen. Im Hinblick
aufkiinftige Krisen sehen wir die Potentiale selbstorganisierter und solidarischer
Nachbarschaften als ein wichtiges Element demokratischer Teilhabe und Resi-
lienz. Im Fall der Magdelstube konnte diese die Bediirfnisse des Stadtteils wih-
rend der pandemischen Ausnahmesituation gezielt erfassen, artikulieren und
schliefilich Losungen erwirken. Dies steht im Gegensatz zur Handlungsunfihig-



keit angesichts eines sich einstellenden pandemischen Alltags. Inwiefern sich die-
se Beobachtungen auch in anderen, vergleichbar organisierten Nachbarschafts-
strukturen wiederfinden lassen, stellt ein weiteres Forschungsanliegen dar.

Dariiber hinaus besteht weiterer Forschungsbedarfin der Einbettung der
Magdelstube als autonome Akteurin im Kontext der Stadt Jena. Um die Rolle
selbstorganisierter Nachbarschaft mitsamt ihrer Ressource Solidaritit zur Be-
waltigung multikausaler Krisen zu betrachten, bedarf es einer genaueren Ana-
lyse des Beziehungsgeflechts von institutionalisierter Ehrenamtskoordination,
Stadtverwaltung und weiteren aktivistischen Netzwerken beziehungsweise
einer Sozialstudie der Nachbarschaft. Denn wihrend die Magdelstube sich
bewusst zur Stadtspitze abgrenzt und unabhingig im Viertel agiert, wird sie
von der Stadtverwaltung als stidtische Akteurin wahrgenommen und bei lokalen
Konflikten angefragt (vgl. Interview Grindungsmitglied: 965-974). An dieser
Stelle kann angesetzt werden zu untersuchen, inwiefern nachbarschaftliche
Solidaritit und Ehrenamt bewusst koordiniert und als Steuerungsressource
eingesetzt werden. Derartige Governance- und Beziehungsgefiige zwischen
Autonomie und Kooperation bieten eine Grundlage fiir weitere Forschungs-
iiberlegungen: Inwiefern braucht es die Unabhingigkeit solidarischer Struk-
turen um agil und bediirfnisorientiert handeln zu konnen? Welche moglichen
Potentiale und Einschrinkungen entstehen bei einer kooperativen Krisen-
bewiltigung zwischen Kommunalpolitik und selbstorganisierten Strukturen?

Literatur

Albrow, Martin (1998): Auf Reisen jenseits der Heimat. Soziale Landschaften jenseits der
Stadt. In: Beck, Ulrich (Hg.) 1998, 288-314.

Arantes, Lydia Maria (2022): Das pandemische Brotbacken: Liminalitit und Communitas
in Corona-Zeiten. In: Beuerbach, Jan; Silke Giilker; Uta Karstein und Ringo Rosener
(Hg.) 2022, 267-282.

Bartelheimer, Peter; Birgit Behrisch und Hennig Dafller et al. (2020): Teilhabe. Eine Be-
griffsbestimmung. Wiesbaden: Springer VS.

Beck, Ulrich (1998): Kinder der Freiheit. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

Beuerbach, Jan; Silke Giilker; Uta Karstein und Ringo Résener (Hg.) (2022): Covid-19: Sinn
in der Krise. Kulturwissenschaftliche Analysen in der Corona-Pandemie. Berlin/Bos-
ten: De Gruyter.

Bischoff, Christine; Karoline Oehme-Jingling und Walter Leimgruber (Hg.) (2014): Me-
thoden der Kulturanthropologie. Bern: Haupt/ UTB.

Bundesinstitut fir Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bundesamt fiir Bauwesen und
Raumordnung (Hg.) (2020): Glossar zur gemeinwohlorientierten Stadtentwicklung.
Bonn.

Cohn, Miriam (2014): Teilnehmende Beobachtung. In: Bischoff, Christine; Karoline Oeh-

me-Jiingling und Walter Leimgruber (Hg.) 2014, 69-70.

.
oSt
o .

,Blanzmoment Lockdown"? Solidarische Nachbarschaft in der Corona-Pandemie

~
©



o
Q

Deutscher Ethikrat (2020): Solidaritit und Verantwortung in der Corona-Krise. Ad-hoc-
Empfehlung. URL: https://www.ethikrat.org/mitteilungen/2020/solidaritaet-und-
verantwortung-in-der-corona-krise/ (15.01.2022).

Dérre, Klaus; Hartmut Rosa und Karina Becker et al. (2019): GrofSe Transformation? Zur
Zukunft moderner Gesellschaften. Wiesbaden: Springer Fachmedien Wiesbaden.

Drotbohm, Heike und Sven Reichert (2020): Die Grenzen der Solidaritit. In: Geschichte
und Gesellschaft, 3/2020, 404-415.

Eckardt, Frank (2012): Handbuch Stadtsoziologie. Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwissen-
schaften.

Eckardt, Frank (2020): Vertiefung der Griben. Corona in der fragmentierten Stadt. In:
dérive 80/2020, 26-31.

Eckardt, Frank und Sabine Meier (2021): Handbuch Wohnsoziologie. Wiesbaden: Springer
VS.

Fangerau, Heiner und Alfons Labisch (2020): Pest und Corona. Pandemien in Geschichte,
Gegenwart und Zukunft. Freiburg; Basel und Wien: Herder.

Flick, Uwe (2017): Design und Prozess qualitativer Forschung. In: Flick, Uwe; Ernst von
Kardoff und Ines Steinke (Hg.) 2017, 252—264.

Flick, Uwe; Ernst von Kardoff und Ines Steinke (Hg.) (2017): Qualitative Forschung. Ein
Handbuch. Hamburg: Rowohlt TB.

Girtler, Roland (2001): Methoden der Feldforschung. Stuttgart: UTB.

Hamm, Bernd (1998): Nachbarschaft. In: Hiufermann, Hartmut (Hg.) 1998, 172-181.

Hopf, Christel (2017): Qualitative Interviews — ein Uberblick. In: Flick, Uwe; Ernst von
Kardoff und Ines Steinke (Hg.). 2017, 349-359.

Jakubowski, Peter (2013): Resilienz. Eine zusitzliche Denkfigur fiir gute Stadtentwick-
lung. In: Informationen zur Raumentwicklung 4/2013, 371-378.

Klie, Thomas (2016): On the way to a caring community? The German debate. In: Wegleit-
ner, Klaus; Katharina Heimerl und Allan Kellehear et al. (Hg.) 2016, 199-208.

Map Jena (0.].): Kartenportal. URL: https://map.jena.de/kartenportal/ (14.01.2022).

Mayring, Philipp (2017): Qualitative Inhaltsanalyse. In: Flick, Uwe; Ernst von Kardoff und
Ines Steinke (Hg.) 2017, 468—474.

MDR (2021): Zwischen Lockdown und neuem Alltag: Ein Jahr Coronavirus in Thiiringen.
URL: https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/rueckblick-corona-jahr-100.html
(21.01.2022).

Merkel, Angela (2020): Coronavirus in Deutschland. Merkel ruft zu Solidaritit auf. URL:
https://www.bundeskanzlerin.de/bkin-de/aktuelles/merkel-zu-corona-1729780
(15.01.202.2).

Meyer, Carla; Katja Patzel-Mattern und Gerrit Jasper-Schenk (Hg.) (2013): Krisengeschich-
te(n). ,Krise“ als Leitbegriff und Erzahlmuster in kulturwissenschaftlicher Perspekti-

ve. Stuttgart: Franz Steiner Verlag.

Lara Paulus, Johanna Reckewerth, Peer Schamuhn

Meyer, Carla; Katja Patzel-Mattern und Gerrit Jasper-Schenk (2013): Krisengeschichte(n).

,Krise“als Leitbegriff und Erzihlmuster in kulturwissenschaftlicher Perspektive —

N
N

0


https://www.ethikrat.org/mitteilungen/2020/solidaritaet-und-verantwortung-in-der-corona-krise/
https://www.ethikrat.org/mitteilungen/2020/solidaritaet-und-verantwortung-in-der-corona-krise/
https://map.jena.de/kartenportal/
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/rueckblick-corona-jahr-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/rueckblick-corona-jahr-100.html
https://www.bundeskanzlerin.de/bkin-de/aktuelles/merkel-zu-corona-1729780

eine Einfithrung. In: Meyer, Carla, Katja Patzel-Mattern und Gerrit Jasper-Schenk
(Hg.). 2013, 9-24.

Reder, Michael und Karolin-Sophie Stiiber (2020): Solidaritit in der Krise. Fiir ein Ver-
stindnis politischer Solidaritit in Corona-Zeiten im Anschluss an H. Arendt. In: Zeit-
schrift fir Praktische Philosophie 2/2020, 443-466.

Schneidewind, Uwe; Carolin Baedeker und Anja Bierwirth et al. (2020): Niher, 6ffentli-
cher, agiler: Bausteine einer resilienten Post-Corona-Stadt. In: GAIA - Ecological Per-
spectives for Science and Society 2/29, 134-136.

Schnur, Olaf (2012): Nachbarschaft und Quartier. In: Eckardt, Frank (Hg.) 2012, 449-474.

Schnur, Olaf (2021): Wohnen in (der) Nachbarschaft. In: Eckardt, Frank und Sabine Meier
(Hg.) 2021, 233-254.

Stadt Jena (Hg.) (2017): Stadt Jena 2030+. Integriertes Stadtentwicklungskonzept. URL:
https://planen-bauen.jena.de/sites/default/files/2019-05/ISEK_2030_Mobilgeraet.
pdf (07.02.2022).

Statistik Jena (2022): Controlling & Statistik. URL: https://statistik.jena.de/ (14.01.2022).

ThiefRen, Malte (2021): Auf Abstand. Eine Gesellschaftsgeschichte der Coronapandemie.
Frankfurt am Main / New York: Campus.

Turner, Victor (1989): Das Ritual. Struktur und Anti-Struktur. Frankfurt am Main: Cam-
pus-Verlag.

Van Dyk, Silke (2019): Community-Kapitalismus. In: Dérre, Klaus; Hartmut Rosa und Ka-
rina Becker et al. (Hg.) 2019, 279-295.

Vollmer, Lisa; Laura Calbet i Elias und Susannah Raab et al. (2021): Teilhab und Gemein-
wohl - Thre Krisen im deutschen Wohlfahrtsregime. Begriffsdefinitionen und ihre
Verortungen. Workingpaper des Forschungsprojekts KoopWohl.

Wegleitner, Klaus; Katharina Heimerl und Allan Kellehear et al. (Hg.) (2016): Compassio-
nate communities. Case studies from Britain and Europe. London/New York: Rout-

ledge.
Quellen

Paulus, Lara (2021): Feldnotizen JN. Jena.

Paulus, Lara und Peer Schamuhn (2021). Interview mit der Engagierten U.B. vom 13.12.21.
Jena.

Paulus, Lara und Peer Schamuhn (2021). Protokoll zum Interview mit der Engagierten
U.B.vom 13.12.21. Jena.

Reckewerth, Johanna und Lara Paulus (2021): Interview mit dem Griindungsmitglied J.G.
vom 07.12.21. Jena.

Stadtteilzeitung. Fiir eine solidarische Nachbarschaft. 1/2021.

Stadtteilzeitung. Fiir eine solidarische Nachbarschaft. 2/2021.

Stadtteilzeitung. Fiir eine solidarische Nachbarschaft. 3/2021.

.
oSt
o .

,Blanzmoment Lockdown"? Solidarische Nachbarschaft in der Corona-Pandemie

N
~


https://planen-bauen.jena.de/sites/default/files/2019-05/ISEK_2030_Mobilgeraet.pdf
https://planen-bauen.jena.de/sites/default/files/2019-05/ISEK_2030_Mobilgeraet.pdf
https://statistik.jena.de/




HH//IIPLL LY/ 1007/ /P /1000077077777 &

Krise als Chance?

Transformative Resilienz in der Beteiligungskultur Weimars

Lester Malte Pott, Leonie von Brock,
Jannika Hoberg, Jannis Martens

Facetten der Post-Corona-Stadt

Krisen wirken sich auf breite Teile unseres gesellschaftlichen Lebens aus. Im
Falle der Corona-Pandemie wird dies wohl am starksten durch eine sichtbare
Reduzierung des 6ffentlichen Lebens deutlich — durch die Minimierung von
Kontakten, Ladenschliefungen et cetera. Doch der Einschnitt der Krise ist we-
sentlich tiefer, als sich auf den ersten Blick erahnen lisst. Sie hat weitreichende
Folgen fiir die Beteiligungs- und Partizipationsmdglichkeiten von Personen
und Gruppen am gesellschaftlichen und politischen Geschehen. Besonders
trifft es jene, die ohnehin schon Schwierigkeiten haben, ihre Bediirfnisse zu
artikulieren und auf Hilfe von anderen angewiesen sind, wie etwa Senior*in-
nen, Menschen mit Behinderung oder Kinder. Dariiber hinaus bedingen sich
Krisen vielfach gegenseitig. Die Corona-Pandemie beispielsweise zeigt sich in
Deutschland nach aufien als eine einzige grof3e Krise, jedoch fichert sie sich
in eine ganze Reihe voneinander abhingiger Krisen auf — Wirtschaftskrise,
Krise im Gesundheitssystem, eine wachsende soziale Ungleichheit... Die Liste
ist lang. Es kann also von einer multiplen Krise gesprochen werden. Krisen
werden zum Brennglas sozialer Bruchlinien und vielfach bereits bestehender
Defizite. Die Komplexitit der multiplen Krisensituation erfordert einen an-
gemessenen Umgang. Was in diesem Kontext als angemessen zu beurteilen
ist, wird dabei von verschiedenen Personen in entsprechenden Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens unterschiedlich eingeschitzt, beziehungsweise,
erfordert ein genaues Abwigen der Bediirfnisse und Ziele unter Beriicksich-
tigung der damit einhergehenden Auswirkungen. Fiir den*die eine*n ist die
Krise primdir negativ konnotiert. Dies resultiert oftmals aus dem Gefiihl der
Hilflosigkeit, das durch ein zunehmendes Bewusstsein iiber die gegenseitigen
und staatlichen Abhingigkeiten noch verstirkt wird. Ein*e andere*r hingegen
mag die Krise fiir sich als Chance definieren, sich neu zu orientieren, weiter-
zuentwickeln und die eigene Situation zu hinterfragen. Welche Strategien
konnen in der Stadtentwicklung und -gesellschaft identifiziert werden, um
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Q' Krisen produktiv zu begegnen und dabei mégliche Potenziale zu nutzen?
Um diese Frage niher zu beleuchten, haben wir uns als Teilgruppe des For-
schungsprojektes , Post-Corona-Stadt“ des Bachelorstudienganges Urbanistik
an der Bauhaus-Universitit Weimar mit der Sicht auf die ,Krise als Chance,
ihren Charakteristika und Umgangsweisen in Praxis und Theorie befasst.

Die Fihigkeit, die Krise als Chance zu begreifen, wird in der Resilienzfor-
schung als ,positive appraisal, sprich die positive Bewertung einer Situation
bezeichnet (Hinel/Kaschel 2021). Dabei geht es nicht darum, ,naiv zu sein und
injede Falle zu tappen, die einem das Leben stellt“ — so Kalisch (Hinel/Kaschel
2020) vom Leibniz-Institut fiir Resilienzforschung. Vielmehr gehe es darum,
in der Lage zu sein, Probleme und Risiken zu sehen, angemessen auf diese zu
reagieren und nicht hilflos zu werden (ebd.). An dieser Sichtweise wird jedoch
vermehrt Kritik laut. Die ,Krise als Chance verstelle unseren Blick fiir das We-
sentliche, die Ursache der Krise und gaukle dabei vor, dass man iitberhaupt eine
Krise als Katharsis brauche, um voranzukommen (Tuma 2021). Das ,Mantra’
sei eine reine Projektionsfliche personlicher Wiinsche: So wiirden Fridays for
Future in der Corona-Krise die Moglichkeit sehen, stirker denn je gegen den
Klimawandel angehen zu kénnen, die britische Okonomin Noreena Hertz wiirde
darin einen Beleg fiir das nahende Ende der Globalisierung erkennen und fiir
Onlinekonzerne sei es die Bestitigung noch digitaler zu werden (ebd.). Dies
verdeutlicht, wie komplex und divers Krisen und das Verstindnis von Krisen
sind. Laut Jan Lenarz (2020), Griinder und Geschiftsfiihrer des Unternehmens
Ein guter Plan sei jedoch nicht aufler Acht zu lassen und zu unterschitzen, dass
auf eine Krise nicht automatisch Wachstum folge. Krisen bestehen zunichst
aus Schock, Wut und Schmerz (ebd.). Sie lihmen. Es erfordert viel Kraft, aus
dieser Starre heraus etwas zu bewegen. Und trotzdem ist es mindestens genau-
so wichtig sich dariiber bewusst zu werden, was man durch die Krise verloren
hat, ob man es in der Form wiedergewinnen oder wie man sich verandern will.
Dies fordert schonungslose Selbstreflexion (Lenarz 2020). Die Schwierigkeit
ist dabei, dass wir uns — zumindest was die Corona-Pandemie betrifft — noch
mitten im Prozess befinden und die Folgen unserer Entscheidungen nur schwer
abschitzen konnen. Dieses Dilemma zeigt sich sowohl in Entscheidungen und
Mafinahmenbeschliissen auf Bundes- und Landesebene als auch im kleineren
Rahmen auf lokalpolitischer, gesellschaftlicher und betrieblicher/unterneh-
merischer Ebene. Interessant ist vor diesem Hintergrund die Frage, wie die
Pandemie die einzelnen Elemente und das Zusammenspiel zwischen jenen
verdndert — oder bereits verandert hat — und welche Potenziale sich eventuell
auch fur die Beteiligungskultur durch die Pandemie ergeben oder ergaben.

Dieser Artikel verfolgt die itbergeordnete Leit- und Forschungsfrage: Inwie-
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fern lisst sich die Krise der Corona-Pandemie als Chance fiir die Beteiligungs-
kultur in Weimar begreifen? Zentrale Aspekte und Thesen der Resilienz-Debatte
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4 werden fiir diesen Artikel im Konzept der transformativen Resilienz gebtindelt.



Neben dieser theoretischen Herausarbeitung wird die Theorie auf die Empirie
angewendet. Dafiir dienen 18 Interviews mit lokalen Akteur*innen der Stadt
Weimar aus Zivilgesellschaft, Privatwirtschaft, den Institutionen und 6ffent-
lichen sowie religiosen Triger*innen. Diese wurden wihrend des Semester-
projektes in den Monaten November 2021, Dezember 2021 und Januar 2022
von allen Studierenden des Semesterprojektes gefithrt und fiir die vorliegende
Arbeit tiefergehend von den Autor*innen hinsichtlich verschiedener Resilienz-
faktoren analysiert. Die Interviewpartner*innen wurden anonymisiert und fiir
diesen Artikel numerisch dem Kiirzel IP 1,2,3, usw. angegeben. Im letzten Teil
des Artikels werden Schlussfolgerungen fiir den Einfluss der Corona-Pandemie
auf die Beteiligungskultur Weimars gezogen und alternative Perspektiven
unter Riickgriff auf das Konzept der urbanen Koproduktion (siehe Beitrag von
Svenja Bochinski, Jonas Drilling und Till Mayer in diesem Band) entworfen.

(Transformative) Resilienz - ein Schliisselbegriff
des 21. Jahrhunderts

In Krisensituationen ist die individuelle und kollektive Sicherheit gefihrdet.
Im Falle der Corona-Pandemie driickt sich dies, wie bereits erwihnt, neben
gesundheitlichen Risiken unter anderem in 6konomischen Néten oder psycho-
sozialen Auswirkungen im Zuge einer massiven Einschrinkung der sozialen Kon-
takte aus. Kaum etwas bereitet dem Menschen mehr Unbehagen als das Gefiihl
der Unsicherheit (vgl. Schnabel 2020). Dabei sind wir in einem Zeitalter rasant
zunehmender Komplexitit und multipler Krisen stindig mit neuen Unsicherhei-
ten konfrontiert. ,Je mehr sich Bedrohungen und Risiken [...] verindern, umso
mehr muss Sicherheit verstanden werden als ein dynamischer, kontinuierlicher
Prozess, als eine Variable, die stindig neu ausgehandelt und aufgebaut werden
muss, individuell, organisational und gesellschaftlich“ (Block et al. 2021:13). Diese
Perspektive erfordert den Abschied von einem linear-rationalen Denken und
ein erweitertes Verstindnis fiir die Entwicklungsdynamik komplexer Systeme
(ebd.). In diese Vorstellung eines dynamischen Sicherheits-Verstindnisses im
Zuge der multiplen Krisensituation, bettet sich das Konzept der Resilienz ein.

Der Begriff der Resilienz dient als ,iibergreifende Chiffre (Brockling
2017: 2) fur den Umgang mit Herausforderungen und unvorhersehbaren
Krisensituationen. In den letzten beiden Dekaden ist die Idee der Resilienz
zu einem Schliisselkonzept des 21. Jahrhunderts avanciert (Brockling 2017:
1; Hah ne 2016: 63) und der sogenannte resilient turn, vollzieht sich mit einem
beachtlichen Tempo auf internationaler Ebene. Gleichzeitig birgt die ra-
pide Konjunktur des Resilienz-Begriffes auch Gefahren. Resilienz ist kein
Zauberwort fiir die Losung aller Probleme und eine inflationire Nutzung
und Popularisierung kann schnell zu Pauschalisierung und Simplifizierung
fithren. Es braucht ein differenziertes Verstindnis von Resilienz ,[...] das
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der dynamisierten Netzwerkwelt des 21. Jahrhunderts gerecht wird“ (Block
et al. 2021: 14). Dieses Verstindnis soll an dieser Stelle geschaffen werden.

Der Ansatz der Resilienz wird in den verschiedensten Disziplinen und
Fachdiskursen verwendet und diskutiert (Block et al. 2021; Brockling 2017: 2;
Biirkner 2010: 6). Sei es in der Psychologie (Stressforschung), der Okologie,
(Sicherheits-)Politik, Okonomie, den Ingenieurwissenschaften oder auch in
den Planungswissenschaften. Aus den verschiedenen Perspektiven ergeben
sich Unterschiede in der Schwerpunktsetzung und dem inhaltlichen Verstind-
nis von Resilienz. Allgemein meint Resilienz ,[...] die Fihigkeit von Personen,
sozialen Gruppen, Systemen oder Gegenstinden, eingetretene Schidigungen
zu kompensieren bzw. die verlorene Funktionalitit wiederherzustellen, oder die
Fihigkeit, flexibel auf Gefadhrdungen zu reagieren und maogliche Schidigungen
abzuwehren“ (Biirkner 2010: 24). In Bezug auf sozial-6kologische Systeme geht
es im Kern um das Absorbieren von und Widerstand gegeniiber Stérungen und
Stressfaktoren, um die Selbstorganisations-, Lern- und Anpassungsfihigkeit
eines Systems zu steigern (vgl. Gunderson/Holling 2001). Resilienz ist demnach
eine Strategie, um auf nicht vorhersehbare, abrupte Stérungen zu reagieren.
Dabei handelt es sich um einen heuristischen Ansatz, der nicht nach der letz-
ten, umfassenden Erkenntnis sucht (Kegler 2016: 43), sondern vielmehr auf
das Antrainieren systemrelevanter Lernkompetenzen und ein dynamisches
Zusammenspiel gesellschaftlicher Einzelelemente setzt (Block et al. 2021: 14).

Die Karriere der Resilienz reicht bis in die 1950er Jahre zuriick. Die ganze
Entwicklung in ihren zahlreichen Facetten soll und kann an dieser Stelle nicht
nachgezeichnet werden, zwei zentrale Resilienz-Ansitze sind jedoch im Dis-
kurs hervorzuheben. Die urspriingliche Idee (Resilienz 1.0) beruht primir auf
Widerstandsfihigkeit und versteht Resilienz als Prozess, in dem ein System
nach einer Storung wieder in den Ursprungszustand zuriickkehrt. Dieser,
tendenziell statische Ansatz, wird metaphorisch als ,bounce-back” (Roth o.].;
Block et al. 2021: 15) beschrieben. Komplementir dazu steht das Konzept der
Resilienz 2.0, eine (Weiter-) Entwicklung von Resilienz1.0 und immer populirer
seit der letzten Dekade des 20. Jahrhunderts. Resilienz 2.0 stellt die Anpassungs-
fahigkeit in den Vordergrund und setzt ein System-Verstindnis voraus, was
auf kontinuierlicher Anpassung an sich verindernde Umweltbedingungen
beruht. Im Sinne eines dynamischen ,bounce-forward” (Roth o. J.; Block et
al. 2021: 15) soll dadurch flexibel und effizient auf Stérungen reagiert werden.

Das , Panarchiemodell adaptiver Zyklen®, auch genannt ,Adaptive Cycle* (ebd.)
der Okologen Crawford S. Holling und Lance H. Gundersson (2001) basiert auf
der Konzeption von Resilienz als ,bounce-forward” (Roth o. J.; Block et al. 2021:
15). Es beschreibt Resilienz als einen in sich geschlossenen, repetitiven Prozess.
Das bis in die 1980er Jahre vorherrschende Konzept der Sukzession, welches
(lediglich) auf dem Erhalt von Ressourcen beruht, wird somit um die Zyklen der
Freisetzung und Reorganisation ergianzt (Resilience Alliance o. J.). Block et al.



(2021: 25) haben auf dieser Grundlage in ihrem Handbuch ,Zukunftskraft Resi-
lienz“schematisch vier zentrale Zyklen eines resilienten Systems formuliert, die
wahrend eines Erneuerungsprozesses immer wieder durchlaufen werden (siehe
Abb. 16). In und nach der Krise werden vorhandene Strukturen, die nicht mehr
tragfahig sind, losgelassen (Freisetzung). Es folgt die Entwicklung neuer Ansitze,
basierend auf Lernprozessen und einer Anpassung an die neuen Umweltbedin-
gungen (Kreation). In der dritten Phase der Expansion beginnt das neue System
zuwachsen und immer mehr Strukturen werden aufgebaut. Letztlich wird das
System gestirkt und die etablierten Ansitze vertieft (Kontrolle). In dieser Phase
droht das System mit zunehmenden Routinen und festgefahren Strukturen
erneut unflexibel und krisenanfillig zu werden. Nun gilt es auf neue Storfille
vorbereitet zu sein und einen re-entry in die Schleife zu vollziehen (Block et al.
2021: 24-25). Bei dem Adaptive Cycle handelt es sich um ein abstraktes Modell,
ein Schema, welches den konstruktiven Umgang mit Krisensituationen be-
schreibt. Krisen werden als dynamische, sich wiederholende Ereignisse begriffen,
die einen stindigen Umgang der Erneuerung und Reorganisation bediirfen.

Kontrolle
(Erhalten)
Storung/Krise
Kreation
(Erkunden)
Freisetzung
(Loslassen)

Expansion
(Wachsen)

Abb. 16: Adaptive Cycle

Aus dem Modell des Adaptive Cycle lisst sich ein transformati-
ves Potenzial von Resilienz ableiten, auf dessen Grundlage Felix Beer
und Stephan Rammler (2021), das Leitbild der transformativen Resi-
lienz formuliert haben. Dieses beschreibt die Fihigkeit, ,[...] neben dem
sozial-6kologischen Umbau aktuellen und kommenden Krisen gerecht
zu werden“ (ebd.: 20). Das Konzept lisst sich dreifaltig definieren als:
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Widerstandsfihigkeit: ,[...] die Kapazitit, mogliche Krisen vorauszusehen
und so die Robustheit von relevanten Gesellschaftssystemen zu stirken“ (Beer/
Rammler 2021: 21)

Anpassungsfahigkeit: ,[...] die Kapazitit, auf unvorhergesehene Storereignisse
mit Einfallsreichtum zu reagieren und sie agil zu bewiltigen, ohne dauerhaft
negative Effekte davonzutragen® (ebd.)

Transformationsfihigkeit: ,[...] die Kapazitit, den disruptiven Moment von
Krisen als Katalysator fiir den sozio6konomischen Umbau zu nutzen und
nachhaltige Strukturen zu schaffen, wo die vorhandenen nicht mehr trag-

fihig sind“ (ebd.)

Die Idee der transformativen Resilienz vereinigt verschiedene Strémungen
und Ansitze der Resilienzforschung in einem sozial-6kologischen Leitbild. Die
Komplexitit des Umgangs mit Krisen wird durch die Einteilung in drei Ebenen
von Resilienz (Widerstandsfahigkeit, Anpassungsfihigkeit und Transformations-
fihigkeit) greifbar und ermoglicht eine Anwendung auf praktische Beispiele von
sozialen Dynamiken in Stress- und Risikosituationen. Der Aspekt der Trans-
formationsfihigkeit nimmt mogliche Potenziale, die in Krisen entstehen, in den
Blick und bettet sich dadurch gut in den Themenkomplex Krise als Chance ein. Da-
ritber hinaus hat das Modell des Adaptive Cycle bislang nur fragmentarisch Ein-
zug in die empirische Forschung gehalten. Das Konzept bietet einen wichtigen
Impuls fir die Entwicklung eines systemischen Verstindnisses von Krisen und
kann somit einen interessanten Beitrag zur Stadtforschung leisten. Basierend
darauf, legen wir das Leitbild der transformativen Resilienz der Analyse zugrun-
de, um dadurch die Beteiligungskultur Weimars wahrend der Corona-Pande-
mie hinsichtlich méglicher Potenziale im Umgang mit dieser zu untersuchen.

Corona-Pandemie in Weimar und die Vielschichtigkeit
der Krise

Kann die Krise der Corona-Pandemie nun wirklich als Chance fiir die Be-
teiligungskultur in Weimar begriffen werden? Gibt es Potenziale, um ,[...] den
disruptiven Moment von Krisen als Katalysator fiir den soziodkonomischen
Umbau zu nutzen und nachhaltige Strukturen zu schaffen, wo die vorhan-
denen nicht mehr tragfihig sind [?]“ (Beer/Rammler 2021: 21). Oder bleiben
Resilienz und ein progressiver Umgang mit der Krise in der Beteiligungskultur
Weimars ein Luftschloss ohne Realititsbezug? Um Antworten auf diese Fra-
gen zu finden, bedarf es einer dezidierten Analyse der gefithrten Interviews
mit Akteur*innen aus der Zivilgesellschaft, des privatwirtschaftlichen und
offentlich/religiésen Sektors sowie den institutionellen Akteur*innen. Bevor
diese Briicke von der Theorie zur Empirie geschlagen wird, sind vorab einige
differenzierenden Erlduterungen zur Vielschichtigkeit der Pandemie notwendig.



Die Covid-19-Pandemie bestand und besteht nicht nur aus einem einzel-
nen, andauernden Krisenmoment. Die zum Zeitpunkt dieser (Forschungs-)
Arbeit bereits zwei Jahre andauernde Pandemie beinhaltete verschiedene
Stadien, zwischen Lockdowns und Offnungen, die jeweils ganz unterschied-
liche Herausforderungen fiir die Akteur*innen in Weimar dargestellt haben.
Diese Herausforderungen erforderten dementsprechend verschiedene Re-
aktionen, die zum grofdten Teil auf Spontanitit, Risikoabwigung und Un-
sicherheit basierten. Dies wirkte sich auch auf die Beteiligungskultur in der
Stadtgesellschaft in Weimar aus. Je nach Akteur*in unterschieden sich die
Umgangsformen auch zu dhnlichen Zeitpunkten im Pandemieverlauf stark.
So nutzten Teile des interviewten privaten Sektors und der Zivilgesellschaft
beispielsweise die Zeit und Ruhe des ersten Lockdowns fiir Reflexion und Uber-
arbeitung von Formaten und Konzepten (IP 1, persénliche Kommunikation,
09.11.2021). Andere Akteur*innen aus der Zivilgesellschaft hingegen duflerten
sich kritisch und erwihnten Schwierigkeiten, mit der neuen Situation umzu-
gehen. Die Schwierigkeiten ergaben sich vor allem aus in unterschiedlichem
MafSe vorhandenen Ressourcen, sowohl finanzieller Natur als auch sozialer
und Wissensressourcen. Folglich sind auch Beteiligungsmoglichkeiten und
Partizipation stark abhingig von den Ressourcen der zu beteiligenden Personen
— beispielsweise vom Vorhandensein eines internetfihigen Endgerits sowie
den Softskills fir die Bedienung des jeweiligen Gerits, die fir die Beteiligung
anin den digitalen Raum verschobenen Angeboten essenziell waren und sind.
Die ohnehin angespannte Situation um Ressourcen hat sich laut verschie-
dener Interviewpartner*innen in der Pandemie zudem teilweise verschirft.

AufRerdem ist der jeweilige Zeitpunkt im Pandemiegeschehen fiir die Be-
trachtung der Herausforderungen relevant, da die unterschiedlichen Phasen,
die mit den Infektionswellen einhergingen, verschiedene Beschrinkungen oder
Lockerungen mit sich brachten, auf die dann wieder (meist spontan) reagiert
werden musste. In der Grafik (Abb. 17) ist ein schematischer Zeitstrahl des
Pandemieverlaufs mit den bis Anfang 2022 durchlaufenen vier Wellen abgebil-
det. Die zu den unterschiedlichen Zeitpunkten geforderten und entwickelten
Resilienzfaktoren sind so schematisch zuordenbar. Der Zeitstrahl verdeutlicht
die mit jeder Welle geforderte Anpassungsfihigkeit, die besonders im ersten
Lockdown im Mirz/April 2020 mit all seiner Uberforderung noch stirker be-
notigt wurde. Wihrend die Auspragung der Widerstandsfihigkeit itber die Zeit
in eher konstant blieb, stieg die Méglichkeit, die Transformationsfihigkeit der
Krise zu nutzen, im Laufe der Pandemie und mit den gesammelten Erfahrungen.
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Abb. 17: Resilienz-Zeitstrahl der Corona-Pandemie

Resilienz-Analyse der Beteiligungskultur Weimars

Fiir die folgende Analyse wurden konkrete Aussagen aus den gefiihrten Inter-
views anhand der drei Faktoren der transformativen Resilienz — Widerstands-
fihigkeit, Anpassungsfihigkeit und Transformationsfahigkeit — interpretiert und
den Faktoren zugeordnet. In einem ersten Schritt erfolgte eine Kategorisierung
und Einteilung je nach Resilienzfaktor, wobei es teilweise Uberschneidungen gab.
Aus der daraus entstandenen Verteilung und einer inhaltlichen Analyse lieRen
sich in einem nichsten Schritt Schliisse ziehen. So wurden schlieflich allgemeine
Thesen hinsichtlich Chancen, die sich aus der Pandemie ergeben haben, generiert.

Widerstandsfdhigkeit - Stirkung bestehender Systeme

Der Resilienzfaktor der Widerstandsfahigkeit nimmt in den Blick, durch
welche, von den Akteur*innen (auch schon vor der Pandemie) getroffene Maf3-
nahmen bestehende Systeme gestirkt werden kénnen. Auch vor der Pandemie
bestand in einigen Bereichen eine ausgepragte Vernetzung, sowohl innerhalb
des eigenen Sektors als auch zu anderen Akteur*innen der Stadtgesellschaft.
In den Interviews wurde immer wieder betont, wie wichtig diese Vernetzung
fiir den Umgang mit der Krise war. So erzihlte ein*e Interviewpartner*in aus
dem Bereich der institutionellen Akteur*innen von der Besonderheit Weimars,

»dass wir auch mit allen zusammenarbeiten, staatliche oder nichtstaatliche
Organisationen” (IP 3, personliche Kommunikation, 18.11.2021). Gerade Wis-
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sensressourcen an Erfahrungen, die weitergegeben werden konnten, spielten
hier eine groRe Rolle. Neben der Vernetzung, deutet allerdings nach unseren
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0 Erkenntnissen aus den Interviews vor Beginn der Pandemie wenig auf eine aus-



geprigte Widerstandsfihigkeit hin. In vielen Fillen wurde erst akut wihrend
der Krise reagiert, beispielsweise was den digitalen Infrastrukturausbau angeht.

Anpassungsfdhigkeit - Reorganisation bestehender Systeme

Die Anpassungsfihigkeit steht fir die Erginzung bestehender Systeme
und die damit einhergehende Reorganisation. Auch hier lag der Fokus der
Interviewpartner*innen auf Vernetzung, sowohl mit anderen Akteur*innen
als auch mit den zu beteiligenden Personen. Aus dem privaten Sektor wurde
beispielsweise angemerkt, dass (besonders zu Beginn der Pandemie) mehr
Zeit verfugbar war, um sich mit anderen auszutauschen - keine*r muss-
te ,grofd in seinem Terminkalender aufwendig nach einem gemeinsamen
Termin suchen (IP 5, persénliche Kommunikation, 11.11.2021). Die Vernet-
zung der Akteur*innen resultiert auferdem in einem gesteigerter Grad an
Solidaritit und Vertrauen, das Verstindnis fiir die Probleme anderer. Dies
wurde vor allem im Laufe der Pandemie vertieft. Plotzlich waren alle betrof-
fen, wenn auch je nach Vulnerabilitit unterschiedlich stark. Eine zivilgesell-
schaftliche Gruppierung erzihlte von der Beschleunigung der Kommunika-
tion im Digitalen. Aufgaben konnten so schneller und effizienter auf mehr
Menschen aufgeteilt werden (IP 1, persénliche Kommunikation, 09.11.2021).

Diese Beschleunigung und Vernetzung im digitalen Raum ist zudem ein wei-
terer wichtiger Aspekt, der unter die Anpassungsfihigkeit als Resilienzfaktor fillt.
Von fast allen Akteur*innen wurde die durch die Pandemie erzwungene schneller
aus- und aufgebaute digitale Infrastruktur als positiver Aspekt genannt, da fast
alles an Kommunikation und Partizipation in den digitalen Raum verlagert
werden musste. Ein*e institutionelle*r Akteurin erzihlte beispielsweise davon,
dass auch die Stadtverwaltung viel stirker gefordert wurde, digitale Angebote zu
schaffen: [...] das wire ohnehin irgendwann gekommen und Standard gewesen'
(IP 4, pers6nliche Kommunikation, 23.11.2021). Eine Person aus der Gruppe der
offentlich/religiésen Akteur*innen bemerkte zudem, dass digitale Strukturen
und Entscheidungsprozesse nicht ,[..] grundsitzlich neu entstanden [sind],
aber Fahrt aufgenommen [...]“ (IP 7, personliche Kommunikation, 18.11.21) haben.

Die beschleunigten und an die Gegebenheiten angepassten Digitalisie-
rungsprozesse (siehe Beitrag von Klaus Selle in diesem Band) bargen sowohl
Vor- als auch Nachteile. Positiv wurde in einigen Interviews die gesteigerte
Erreichbarkeit, Effizienz verschiedenster Prozesse, aber auch der Umwelt-
aspekt durch wegfallende Dienstreisen genannt. Auf der negativen Seite steht
aber, wie in allen Bereichen der Gesellschaft unter Pandemiebedingungen, der
fehlende personliche Kontakt. Das gilt sowohl intern, wenn Teammeetings in
Prisenz fiir den personlichen Austausch als notwendig erachtet werden, als
auch im Kontakt mit den Zielgruppen. Besonders in der Familienhilfe wurde

«

von einem Akteur aus der Gruppe der 6ffentlich/religiosen Akteur*innen
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angemerkt, seien Familienbesuche per Skype kein guter Ersatz, um tatsich-
lich einen echten Eindruck zu bekommen: ,[...] der Kontakt mit Kindern ist
ein anderer, wenn die Eltern im Hintergrund sitzen und man weif nicht, ob
man alles erfihrt und die Problemlagen gut einschitzen, kann“ (IP 7, person-
liche Kommunikation 18.11.21). Die, vor allem digitalen, Strukturen wurden
in Anbetracht der Krise zwar angepasst, dennoch wurden soziale Aspekte
wie der personliche Austausch face-to-face und somit die Entwicklung eines
kollektiven (Selbst-)Verstindnisses vernachlissigt. Dies hat negative Folgen
fiir Beteiligung und folglich auch fiir die Resilienz der Stadtgesellschaft.

Transformationsfdhigkeit

Die Transformationsfihigkeit als Kernaspekt der transformativen
Resilienz soll auch in der Analyse der Resilienzfaktoren in Weimar fo-
kussiert werden. Sie sagt aus, dass neue, erginzende Systeme in Krisen-
zeiten geschaffen werden (sollten), um in Zukunft resilienter auf Krisen
reagieren zu konnen — im Sinne des bereits angesprochenen dynamischen
bounce-forward soll flexibel und effizient auf Stérungen reagiert werden.

In Weimar wird deutlich, dass auf der einen Seite neue Formate geschaffen
wurden, auch in der Beteiligung. So erzihlt ein*e zivilgesellschaftliche*r Ak-
teur*in von durchgefiithrten Outdoor-Ausstellungen und ein*e Akteur*in der
Jugendarbeit von einem Server auf der Gaming-Plattform Discord, um einen
digitalen Raum zum Austauschen und Durchfithren von Spieleabenden zu haben.
Auf der anderen Seite erfordern die geltenden Hygienemafinahmen wihrend
der Pandemie ein hoheres Maf? an Flexibilitit und Kreativitit, was durchaus
einen Teil zur Transformationsfihigkeit beitragen kann. Neue, gesellschaftliche
Umgangsweisen wurden entwickelt, die bislang keine Notwendigkeit hatten
und nun bei kiinftigen Krisen dhnlicher Art bereits zur Verfugung stehen.

Durch die bereits erwihnten neuen Formate konnte flexibel reagiert
werde, doch bei vielen Akteur*innen ergaben sich auch ,Mindset“-Ande-
rungen, welche die Sichtweisen auf die Krise und ihre Arbeit veranderten.
So wurden im Laufe der Pandemie die Entwicklungspotenziale der Kri-
se deutlich und die Krise selbst teilweise tatsichlich als Chance begriffen:

,Die Krise ist eine Chance. Man wiirde sich ja nie weiter entwickeln. Wann ent-
wickelst du dich weiter? Immer nuv, wenn du eine Krise hast [...], wenw’s dir nicht
gut geht, musst du dich bewegen.“ (IP 5, personliche Kommunikation, 11.11.2021)

Ein Akteur aus dem Bereich der 6ffentlich/religiésen Triger*innen erzihlte,

,L...] die Not macht erfinderisch, [soldass man auch die Chance hat, durch so eine
Einschrinkung anders zu denken und nicht den Kopfin den Sand steckt und sagt



alles schlecht und es geht gar nichts, dass man guckt, wo gibt es denn noch was, gibt
es noch Maglichkeiten, wie wir zusammenkommen kionnen?“ (IP 6, personliche
Kommunikation, 24.11.2021).

Diese Kommentare verdeutlichen die Fihigkeit der einzelnen Interviewpart-
ner*innen, das Positive in der Krise zu sehen. Dies ist eine zentrale Grundlage
fur das herausbilden von transformativer Resilienz. Die Herausbildung einer
konstruktiven Haltung gegeniiber Krisenmomenten wiirde die Beteiligungs-
kultur nachhaltig stirken und Zuginge sichern — Erste Ansitze wurden durch
die Interviews in Weimar sichtbar. Andererseits ist es wichtig prisent zu halten,
dass das Wahrnehmen der , Krise als Chance® eine privilegierte Sichtweise ist
und stark abhingig von den verfiigbaren Ressourcen und der eigenen Vulne-
rabilitdt ist: Menschen mit grofRen 6konomischen, sozialen und kulturellen
Ressourcen haben meist mehr Kapazititen die Krise tatsichlich als Chance und
Verinderungsmoment zu begreifen, als Menschen, die mit allen Kriften daran
versucht sind, standzuhalten und die Krise primir zu bewiltigen. Diese Unter-
schiede wurden im Gesprich mit den jeweiligen Akteur*innen ebenfalls deutlich.

Zentrale Erkenntnisse aus Weimar

Die Moglichkeit zum bounce forward der transformativen Resilienz ist in
Weimar prinzipiell gegeben. Der kontinuierliche Veranderungsdruck hat
zur (Weiter-)Entwicklung verschiedenster Formate gefithrt und es erweckt
den Anschein, dass zahlreiche neue Beteiligungsmaglichkeiten und -riume
entstanden sind. Exemplarisch sind hier neue Veranstaltungsformate oder
digitale Kommunikationskanile zu nennen. Die Realitit in Ginze sieht jedoch
(noch) anders aus: Die Moglichkeit zur Entwicklung und die Moglichkeit der
Teilnahme ist stark abhingig von den jeweiligen finanziellen, sozialen und
Wissensressourcen der Akteur*innen bzw. der Zielgruppe in der Pandemie.
Digitale Moglichkeiten der Beteiligung und Kommunikation bieten effiziente
Erginzungen, jedoch werden perséonliche Kontakte dafiir eingebift. Systeme
wurden zwar angepasst oder neu organisiert, der langfristige Erfolg lisst sich
jedoch noch nicht abschitzen, weil wir uns zum Zeitpunkt dieser Forschung
noch mitten in der Pandemie befinden und soziale sowie strukturelle Prozesse
langst nicht abgeschlossen sind. Fiir eine prizise Bewertung wire ein erwei-
tertes Forschungsdesign und ein lingerer Zeithorizont als die wenigen Monate
eines Universititssemesters von Noten gewesen. Es ist jedoch hervorzuheben,
dass in allen Teilbereichen der transformativen Resilienz, die Vernetzung zwi-
schen Akteur*innen in der Stadtgesellschaft als Kernaspekt fiir eine resiliente
Stadtgesellschaft angesprochen wurde. Deshalb ist es umso wichtiger, die be-
stehenden Kooperationen und Kontakte zu stirken und weitere neu zu schaffen.
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Die Stadt Weimar bietet zudem vielversprechende Voraussetzungen
fiir resiliente Gesellschaftssysteme. Beginnend bei der GrofRe der Stadt mit
knapp 65.000 Einwohner*innen (Stadt Weimar 2021), die zu einer guten
Uberschaubarkeit und ausgeprigten persénlichen Kontakten fithre, gibt
es auch ein von diversen Interviewpartner*innen angesprochenes beson-
deres Engagement aus der Zivilgesellschaft (siehe auch Beitriage von Ro-
land Roth und Sophia Fiedler, Victoria Grau und Noa Wilhelmi in diesem
Band). Des Weiteren ist eine starke Vernetzung zwischen den Akteur*in-
nen und dariiber hinaus vorhanden. Diese bleibt jedoch hiufig fragmenta-
risch, projektbezogen und wird wenig institutionell gestiitzt oder geférdert.

Partizipations- und Beteiligungsstrukturen kénnen nicht isoliert be-
trachtet werden. Um diese nach dem Leitbild der transformativen Resilienz
zu stirken, braucht es eine Umstrukturierung auf mehreren Ebenen des
gesellschaftlichen Systems. Partizipation spielt aber eine wichtige Rolle als
Schliissel zur Demokratie sowie zur Resilienz und in der Krise lassen sich an
vielen Stellen neue, transformative Modelle in Weimar entdecken, von denen
eines im folgenden Kapitel aufgegriffen wird. Doch wie kann die (Stadt-)Ge-
sellschaft einer Krise wie der Corona-Pandemie proaktiv begegnen und eine
Resilienz schaffen, die auch kiinftige Herausforderungen agil und dynamisch
bewiltigen kann und dabei durch stindige Reorganisation auch mogliche
Potenziale fiir sich nutzt? Interessante Impulse liefert dafiir die Idee der urba-
nen Koproduktion (siehe Beitrag von Svenja Bochinski, Jonas Drilling und Till
Mayer) auf die im Folgenden anhand eines Beispiels kurz eingegangen wird.

Urbane Koproduktion und Kooperation fiir eine resiliente
Stadtgesellschaft in Weimar

Die Widerstandsfihigkeit jeder Akteur*in ist wichtig, jedoch miissen diese
auch miteinander arbeiten, um eine Stadt nachhaltig resilient zu gestalten.
Durch eine Kooperation der Akteur*innen kann urbane Resilienz koprodu-
ziert werden. Im Speziellen mochten wir den Blick an dieser Stelle auf ein
zivilgesellschaftliches Projekt mit groRer Strahlkraft in das Stadtgeschehen
werfen: Das Quartiersprojekt Alte Feuerwache verfolgt das Ziel, auf einem ehemals
kommunalen Grundstiick einen multifunktionalen, attraktiven Lebensort zu
schaffen und sieht ferner die Griindung eines Zentrums fiir Beteiligungskul-
tur vor. Wihrend es hier zu Kooperationen mit einigen Akteur*innen kommt
und sogar zu einem Interesse iiber die Grenzen Thitringens hinweg, scheint
das Verhiltnis zur Stadtspitze und einigen parteipolitischen Vertreter*in-
nen nicht leicht zu sein. So wird die Initiative von einigen als ,,Helden®, von
anderen als ,Uberfeind“ wahrgenommen (IP 2, persénliche Kommunikation,
9.11.2021). Wihrend die Stadt in Themen Stadtentwicklung und Beteiligung
die Kompetenzen bei sich sieht und auch ihre digitalen Formate ausgebaut



hat und somit aktiv Beteiligung und Partizipation fordert, bleibt ein Ausbau
von Kooperationen mit Initiativen aus der Zivilgesellschaft grofitenteils aus.
Dabei gibt es zahlreiche weitere Akteur*innen in der Stadt, die Kompeten-
zen zur Stadtentwicklung erarbeiten. Bei niherer Betrachtung fillt jedoch
auf, dass hier hauptsichlich Wissensressourcen akkumuliert wurden, trotz
mangelnder monetirer und zeitlicher Ressourcen. In anderen Worten: Ein
grofRer Teil der in der Zivilgesellschaft erbrachten Arbeit, findet in der Frei-
zeit auf ehrenamtlicher Basis statt und wird kaum finanziell gefordert. Die
unter diesen Umstinden entstandenen Kompetenzen kénnten durch eine
erweiterte Kooperation zwischen institutionellen Akteur*innen, 6ffentlichen
Akteur*innen, und den jeweiligen Initiativen genutzt werden, um so Stadt-
entwicklung resilient und nachhaltig zu gestalten und einen Gegenpol zu
dem hiufigen Fokus aufrein privatwirtschaftlichen Akteur*innen zu schaffen.
Neben einer informellen Kooperation die auf personlichem Austausch
beruht, muss auch die Ressource Geld neu verhandelt werden. Stellen Ini-
tiativen Forderantrige, so kann eine Finanzierung an der Stadt scheitern, da
die Forderung in vielen Fillen von der Stadt anteilig getragen und genehmigt
werden muss. Oftmals ist kein Geld oder kein Wille fiir die Finanzierung
zivilgesellschaftlicher Initiativen vorhanden und somit wird der Beitrag zur
Stadtentwicklung von zivilgesellschaftlichen Akteur*innen gehemmt. Eine
isolierte Stadtentwicklung ohne Einfluss der Zivilgesellschaft birgt Risiken
und steht einer Steigerung der Resilienz im Wege. Eine breite und langfristi-
ge Zusammenarbeit in Form von Kooperation und Koproduktion kann diese
Umstinde verhindern. Wie bereits erwihnt, stiitzen sich viele der Initiativen
auf ehrenamtlich erbrachte Arbeit. Diesbeziiglich sollte verdeutlicht werden,
wie sehr die Pandemie diese Stiitze beeinflusst und es Menschen erschwert
hat, diese Arbeit zu leisten. Speziell Menschen mit Kindern mussten in ihrer
Freizeit Care-Arbeit leisten, was zur Folge hatte, dass viele der freiwilligen
Helfer*innen weggefallen sind. Eine weiter Herausforderung in Zeiten der Krise.
Urbane Resilienz kann nur gemeinsam geschaffen werden und hierzu be-
notigt es ein Umdenken. Biirger*innen, die sich in Initiativen zusammenfinden
und trotz mangelnder Zeit- und Geldressourcen ihren Beitrag zur Stadtent-
wicklung und somit auch einen Beitrag zur Resilienz dieser leisten wollen, als
,Feind“ (IP 2, personliche Kommunikation, 9.11.2021) zu identifizieren, steuert
wenig zu konstruktiver Zusammenarbeit bei und untergribt die Grundlage von
Beteiligung auf Augenhéhe und stidtischer Koproduktion. Dabei kann die Ko-
operation von Initiativen und der Stadtverwaltung neue Perspektiven bieten und
Potentiale schaffen, um urbane Resilienz — auch in Weimar - zu (ko-)produzieren.
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‘®  Die Corona-Pandemie als Impuls fiir eine kommunale Resilienz

Die vorausgehende Auseinandersetzung mit den vermeintlichen Potenzia-
len einer Krise zeigt, dass die Krise auf individueller Ebene fiir privilegierte
Personengruppen und Institutionen eine Chance ist. Sie haben die finanziellen
und/oder personellen Ressourcen sich in einer erzwungenen Ruhephase, wie
dem Lockdown auf sich zu besinnen und jenen Dingen nachzugehen, welche
im alltiglichen Trubel bisher zu kurz kamen, ohne dabei groRe Gefahr zu lau-
fen, dass das, was sie sich vor der Krise aufgebaut haben, schwindet. Weniger
privilegierte Personengruppen, Institutionen und Organisationen hingegen
sind in der Krise vorerst primar damit beschiftigt, ihre Strukturen zu sichern,
oder so zu gestalten, dass sie die Krise iiberstehen. Vielfach sind es zugleich
jene, die eine gesamtgesellschaftlich tragende Rolle haben und bei denen es
stirker um die Koordination von Personen, als um die von Giitern oder Dienst-
leistungen geht. Gesamtgesellschaftlich zeigt sich diese Krise also primir als
ein Vergrofierungsglas fiir (soziale) Missstinde. Damit die Krise fiir alle zu
bewiltigen und dariiber hinaus sogar vielleicht auch eine Chance darstellen
kann, braucht es ein radikales Umdenken und einen gesamtgesellschaftlichen
Wandel. Die bisher kurzfristig gedachten akteur*innen- und projektbezogenen
Mafinahmen miissen zusammen gedacht werden und Konzepten sowie pla-
nendem Handeln unter Beriicksichtigung aller Mitglieder der Stadtgesellschaft
folgen. Eine transformative und resiliente Gesellschaft basiert auf Vernetzung,
Beteiligung und Partizipation. Dazu ist eine gleichwertige Betrachtung aller
gesellschaftlichen Teilbereiche essenziell. Eine abstrakte Auseinandersetzung
mit Beteiligung und Partizipation reicht nicht aus. Vielmehr sind handlungs-
orientierte Losungsansitze von Noten, um die Gesellschaft zu stirken und
Interaktion bei der Aushandlung von Krisenbewiltigung zu stirken. Projekte
wie das Quartiersprojekt Alte Feuerwache gehen hier als Beispiel voran. Um die Krise
als Chance fiir alle zu begreifen, braucht es neben der horizontalen Vernetzung
(innerhalb der Akteursgruppen), manifestierte Plattformen und Formate der
vertikalen Zusammenarbeit zwischen Stadt, Zivilgesellschaft, dem privaten
Sektor sowie den offentlichen und religiésen Triger*innen. Nur so kann eine
resiliente Gesellschaft gebildet werden, die auf Solidaritit, Vertrauen und
Vielfalt basiert und kiinftig transformative Potenziale von Krisen nutzen kann.

Resilienz ist kein Zauberwort und sollte auch nicht mit diesem Anspruch
verwendet werden. Vielmehr braucht es angepasste Resilienzkonzepte, die den
verschiedenen Lebensrealititen in der Gesellschaft gerecht werden. Dabei kann
das Leitbild der Transformativen Resilienz eine Stiitze sein. Es ist wichtig und
notwendig sich mit dem Thema Resilienz auseinanderzusetzen und resiliente

Lester Malte Pott, Leonie von Brock, Jannika Hoberg, Jannis Martens

Strukturen zu etablieren, denn die Corona-Pandemie wird nicht die letzte Krise
sein — ein Umgang muss gelernt und erprobt werden, so dass die Strukturen und
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Weimar bietet dazu aufgrund ihrer tiberschaubaren Gréfie und bereits vorhan-
denen Strukturen eine vielversprechende Ausgangslage. Jedoch kann die Corona-
Pandemie trotz punktueller Potenziale und Fortschritte nicht gesamtheitlich als
Chance fiir die Beteiligungskultur in Weimar begriffen werden, denn auch hier
fehlt es nach wie vor an zusammenhingenden Strukturen und Kooperationen
auf den verschiedenen Ebenen. Diese hitte es gebraucht um systemische Ver-
inderungen zu bewirken und die Gesellschaft im Sinne der Transformativen
Resilienz und eines bounce forward zu stirken. So bleibt die Krise bislang eine
verpasste Chance. Die Etablierung von Leitbildern wie das der stidtischen
Koproduktion konnte hier Abhilfe schaffen und dazu beitragen, die Corona-
Pandemie als Impuls fiir eine kiinftige transformative Resilienz zu begreifen.
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Thiiringer Zentrum
fiir Beteiligungskultur -
der gesuchte Intermediar?

Line Bernstein

Sind die, die kommen, die Richtigen?

Partizipation und Koproduktion werden von der Nationalen Stadtent-
wicklungspolitik als wichtige Ermoglicher fiir eine resiliente, innovative
und flexible Stadt gefordert und gefordert (siehe auch Beitrag von Sven-
ja Bochinski, Jonas Drilling und Till Mayer in diesem Band). Uber diese
Forderung hinaus scheint weitreichende Einigkeit iiber den hohen Be-
darf an mehr Agilitit in Verwaltungen und Governance-Ansitzen mit ko-
operativen Steuerungsformen zu herrschen. Gleichzeitig haufen sich die
Sammlungen der Instrumentarien und Werkzeugkoffer im Wunderkabi-
nett der koproduktiven Stadt unter dem Motto: ,Macht Stadt gemeinsam!“

Dieser Flickenteppich an Visionen und beispielhaften Leuchtturmpro-
jekten scheint so auflergewdhnlich, dass er den Kommunalvertreter*innen
im Alltag uniibertragbar erscheint. Viele Fragen der Beteiligung bleiben
weiterhin unbeantwortet. Welche Formate sind wirkungsvoll und zukunfts-
fahig? Wen muss ich in der Entscheidungsfindung beteiligen? Wann ist
eine kritische Masse erreicht, um reprasentative Ergebnisse zu liefern?
Welche Griinde bringt Beteiligung hervor, diese zur Anwendung innerhalb
der reprisentativen Demokratie zu bringen? Wer ist verantwortlich fir die
Bereitstellung von Beteiligung und Teilhabe? Wer ist legitimiert, in den
Stadten zu gestalten und welche Rolle tragen zukiinftig die Verwaltungen?

Die Gefahr des Unkonkreten liegt in der Erwartungshaltung an Mitbestim-
mung, die bei Stadtmacher*innen, Politiker*innen und Verwaltung weit ausei-
nanderliegen kann. Das fehlende Gesamtbild einer koproduktiven Stadt und die
nur punktuell angedachten Details fiir Prozessgestaltung und Strukturen fithren
auf der einen Seite zu Unverstindnis fiir das Thema und auf der anderen Seite zu
Ilusionen einer basisdemokratischen Stadt. Dies fithrt fiir beide Seiten zu Frust.

Als einen potenziellen neuen und landesweit agierenden Akteur fiir
Teilhabe-Projekte, Bottom-Up-Initiativen, Ko-Produktion und partizipati-
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ve Stadtplanung entwickelt das Pilotprojekt der Nationalen Stadtentwick-
lungspolitik das ,Thiiringer Zentrum fiir Beteiligungskultur. Dieser Akteur
macht es sich zur Aufgabe, die Interessen gemeinwohlorientierter Initiativen
zu vertreten, Projekte zu vernetzen und Lernprozesse zu beschleunigen.

What we owe our cities

Die ,Neue Leipzig Charta” (BBSR 2021) fordert eine gemeinwohlorientierte
Stadt, die Voraussetzung fiir die Transformation aller Kommunen hin zu ge-
rechten, griinen und produktiven stidtischen Systemen ist. Das Gemeinwohl
nimmt an dieser Stelle den Nachweis fiir die Lebensqualitit einer Stadt ein.
Warum wird an dieser Stelle dieser Begriff als unberithrter Wert eingefithrt?
Welche Ziele hatten wir vor der Leipzig Charta fiir unsere Lebensqualitit in
den Stidten, wenn es nicht das Wohl Aller war? Die Begrifflichkeit fiir das
Wohl Aller ist in der Wachstumsgesellschaft nicht Gemeinwohl, sondern
Wohlstand. Wohlstand steht, entgegen seiner wortwortlichen Bedeutung,
fiir den Lebensstandard iiber materiellen Besitz, der sich iitber Wachstum all-
mahlich von Wenigen bis in die breite Masse der Bevolkerung verbreiten soll.

In der gesamtgesellschaftlichen Diskussion zeigt sich, dass diese Vorstel-
lung in der Realitit Grenzen hat. Angefangen bei den natiirlichen Grenzen
des Wachstums auf einem endlichen Planeten, sind die Indikatoren des Wohl-
stands, wie zum Beispiel das Bruttoinlandsprodukt, nur wenig aussagekriftig
fur die Erreichung des Ziels, das in dem Wohlergehen der Bevolkerung liegt.

Die Zeitenwende von der Wohlstandsgesellschaft hin zur gemeinwohl-
orientierten Gesellschaft trigt der Entwicklung Rechnung, dass sich die
Versprechungen der Wachstumsgesellschaft nicht erfiillt haben. Die Schere
zwischen Arm und Reich vergroRert sich weiter und bezahlbarer Wohnraum ist
trotz jahrzehntelanger Bauaktivititen nicht verfiigbarer geworden. Im Rahmen
dieser gesamtgesellschaftlichen Verinderung wird nicht mehr nur noch gefragt,
wieviel wir produzieren, sondern zu welchem Zweck. In diesem Zweck konnen
neben dem Wohlstand fiir ein weiter gefasstes Gemeinwohl Kriterien immate-
rieller Natur, beispielsweise wie Gesundheit, Bildung, Zeitnutzung, kulturelle
Diversitit, Gemeinschaftswerte und 6kologische Nachhaltigkeit einfliefien.

Dieser Diskurs aus dem Makrokosmos hat augenscheinlich auch Einzug
in den Mikrokosmos ,Stadtentwicklung gefunden. Die Einfithrung des Be-
griffs Gemeinwohl ist Ausdruck dessen, dass wir auf dringender Suche nach
neuen Indikatoren fiir das Wohlergehen der Menschen in ihrer Stadt sind. Viel
zu lange sind wir den Versprechungen materieller Wohlstandsentwicklung
in Stadt- und Raumentwicklung gefolgt. Nun scheinen wir uns zu fragen:
Machen die sanierten Innenstidte unsere Einzelhindler*innen produktiver?
Macht der Neubau am Stadtrand unsere Wohnraumverteilung gerechter?
Schaffen Innenhofstrukturen in Blockbebauungen eine aktive Nachbarschaft?



Wir bemerken schnell, dass wir durch itberholte Qualititsindikatoren
der Wachstumsgesellschaft zu falschen Losungsansitzen gekommen sind.
Wohnungsneubau schafft nicht mehr Gerechtigkeit und ein durchsanierter
Straflenzug nicht zwangslidufig Lebensqualitit in der Innenstadt. Das Thii-
ringer Zentrum fiir Beteiligungskultur sucht nach neuen Gemeinwohlindi-
katoren, die jenseits von materiellen Wohlstandsmaf3stiben liegen und einen
grofieren Einfluss auf das Wohlempfinden von Stadtnutzer*innen haben.

We build this city

Beteiligung und Koproduktion ist fiir uns nicht nur Mittel zum Zweck.
Getreu dem Motto ,Der Weg ist das Ziel“ plant das Zentrum fiir Beteili-
gungskultur Prozesse, die Identitit iiber einen sozialen Konsens férdern,
Personlichkeitsentwicklung und Gemeinschaft erméglichen und Menschen
zur Selbstwirksambkeit befliigeln. Mit dem Thiiringer Zentrum fiir Beteili-
gungskultur (ZBK) schaffen wir' einen Akteur koproduktiver Stadtgestal-
tung. Er sieht sich als Unterstiitzer landesweiter Beteiligungsprojekte und
fuhle sich verantwortlich fiir die Interessensvertretung zivilgesellschaft-
licher Haus- und Raumprojekte einer lebendigen, enkeltauglichen Stadt.

Mit dem Akteur sollen Beteiligungskulturen bearbeitet und weiterentwickelt
werden, damit diese nicht nur punktuell wirken, sondern einen dauerhaften
Mehrwert in partizipativen Prozessen in der Stadtentwicklung entfalten. Das
Zentrum fir Beteiligungskultur sieht sich weder als Planungsbiiro noch als
exklusiver Verein: Vielmehr beschreibt es ein Kollektiv mit Haltung zu einem
kulturellen Beteiligungsbegriff, welches Teilhabeprojekte einen Rahmen
gibt, eine physische Anlaufstelle bietet und Stakeholder berit und vernetzt.

Das Zentrum fiir Beteiligungskultur méchte Inseln verbinden. Wissen-
schaft, Politik, Verwaltung, Zivilgesellschaft, Vereine, Wirtschaft und Kunst.
Wir diirfen nicht den Fehler machen und glauben, diese Bereiche sind einander
Gegenspieler*innen. Gemeinwohlorientierung muss nicht unwirtschaftlich sein,
Verwaltung ist nicht das Gegenteil zivilgesellschaftlicher Interessen. Kunst, Wis-
senschaft und Verwaltung miissen mehr zusammenarbeiten, um zu diskutieren,
wie Zukunftsziele und Wissen kommuniziert werden sollten. Der Umstand, dass
Zivilgesellschaft und Verwaltung immer noch als Antagonisten gesehen werden,
ist ein starker Indikator fiir das Versagen unserer Kommunikation. Das Zentrum
fir Beteiligungskultur steht fiir die Interessenvertretung der Zivilgesellschaft
als Grundlage der Herstellung von Gemeinwohl: Dafiir ist die Moderation
unausweichlicher Konflikte in Prozessen der lokalen Demokratie von Noten.

1 Das,Wir“in diesem Kontext bezieht sich auf ein Kollektiv engagierter Personen in der
Stadtentwicklung aus dem Umfeld des Quartiere fiir Alle e.V., dem Losungslabor e.V.,

und der Bauhaus-Universitit Weimar.
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Alles muss man selber machen! Muss ich alles selber machen?

Je intensiver man sich mit neuen Leitbildern von Stadtentwicklung be-
schiftigt, desto mehr beginnt man zu verstehen, dass, obgleich unzureichende
Planungsprozesse und Systemfehler erkannt wurden und Ziele eine deutliche
Bestiarkung hinsichtlich der Gemeinwohlorientierung erhielten, dies nicht un-
bedingt bedeutet, dass stadtplanerische Ergebnisse nun besser werden. Die Zu-
schreibung ,besser“bedeutet in diesem Fall auch weder eine objektive Bewertung
noch ist das Adjektiv auf ein singuldres Ziel ausgerichtet. Die grofde Faszination
von innovativen Einzelprojekten fithrt zu starken Detailbildern, klammert jedoch
das fehlende Gesamtbild einer neuen Planungskultur aus. Die Anziehungskraft
zivilgesellschaftlicher Gestaltungskraft lasst vergessen, dass die Verantwortung
fur verbesserte Stadtquartiere nicht allein auf den Schultern benachteiligter und
resignierter Gruppen liegen darf, sondern vielmehr ein geeigneter Intermediar —
im Sinne einer Zwischenstruktur — erforderlich ist, der marginalisierten Gruppen
Kontakt zu Institutionen und Trigerstrukturen auf Augenhdhe herstellen kann.

Die Entstehung zahlreicher zivilgesellschaftlicher Initiativen in der Stadt-
entwicklung mag als Hinweis zu verstehen sein, dass informelle Planungspro-
zesse nicht mehr ausreichen, den Bediirfnissen einer gemeinwohlorientierten
Stadt gerecht zu werden. An dieser Stelle wird das zivilgesellschaftliche
Engagement als Hoffnungstriger idealisiert und eine groflere Wirksambkeit
in dauerhaft nachhaltigen und anpassungsfihigeren Losungen attestiert.
Auch wenn die Neue Leipzig Charta einerseits ausfithrt, dass Kommunen
im Interesse der Allgemeinheit handeln sollten, findet sich andererseits nur
wenig spater der Satz: ,Eine gute Stadtentwicklungspolitik ist in der Lage,
offentliche, wirtschaftliche und private Interessen in Einklang zu bringen.
(BBSR 2021) Wie gleichberechtigt kénnen diese Interessen nebeneinander
stehen? Wihrend Verwaltungen noch mit der Legitimation zivilgesellschaft-
licher Stadtentwicklung hadern und fehlende Nachfrage in konventionellen
Beteiligungsformaten herrscht, wird den Stadtmacher*innen zu mehr ver-
trauensbildenden Mafinahmen in der Beziehungsbildung zu ihrer Verwaltung
geraten (vgl. BBSR 2020: 147). Nach dem Motto , Liebe deine Verwaltung wie
dich selbst!“ soll der Antagonismus zwischen verwaltungsinternen Planungs-
prozessen und einem zivilgesellschaftlichen inkrementellen Planungsver-
hiltnis in Form einer Do-ocracy? aufgehoben werden. Dieser Verantwor-
tungsverschiebung stehen wir aus zweierlei Griinden kritisch gegeniiber:

Es lasst die ursichlichen Probleme aufier Acht: Der Zivilgesellschaft wird
die Verantwortung fiir den gemeinwohlorientierten Sektor itbertragen, wih-
rend das notwendige Vertrauen und die Méglichkeitsfenster zur Umset-

2 Begreift sich als Organisationsform, in der Handelnde sich selbst Aufgaben zuteilen

und die Verantwortlichkeiten dafiir itbernehmen.



zung auch auf ihren Schultern lasten. Verwaltungen handeln dem gegeniiber
nach dem Gleichbehandlungsgrundsatz und agieren mit selbstorganisierten
und gemeinwohlorientierten Projekten genau wie mit Akteuren mit Ver-
wertungsinteressen. Wenn jedoch die ungleichen Handlungsbedingungen
und Zwecke nicht anerkannt werden, kann Beteiligung nur Makulatur sein.

Es ldsst die Ungleichverteilung von Ressourcen zur Teilhabe aufler Acht
und priorisiert unreflektiert privilegierte Partizipation. Marginalisierte und
benachteiligte Gruppen erhalten die Méglichkeit, ihre benachteiligte Posi-
tion iiber Engagement selbst auszugleichen. Wer kann, der muss aber auch.
Dabei ist Selbstwirksambkeit kein Ersatz fiir Solidaritit. Schwierig wird es
fir diskriminierte Gruppen, wenn eingeschrankte Teilhabe ein Ausschluss-
kriterium an der Losung darstellt. Auf diese Weise wirkt sich (mangelnde)
Beteiligung an der Stadtentwicklung auch auf die Krise der Demokratie aus.

Erfahrungen in der Krise

Die Idee fiir ein Zentrum fiir Beteiligungskultur entstammt den Erfahrungen
einer Bottom-Up Initiative und ist auf Engste verkniipft mit den oben genannten
Kritiken an Stadtentwicklungspolitik. Das Beispiel der Alten Feuerwache Weimar
(Alte Feuerwache Weimar e.V. 2022) zeigt, wie eine Projektinitiative aus der
direkten Betroffenheit Losungen fiir die eigenen Probleme entwickelt, in der
Umsetzung darin mehr Hiirden als Unterstiitzung erfihrt und die Losung in
einen innovativen Strukturentwurf fiir resiliente Stadtentwicklung tibersetzt.
2017 taten sich in Weimar mehrere Menschen zusammen, die in der Stadt
keinen bezahlbaren Wohnraum mehr finden konnten. Uber den Kauf der Alten
Feuerwache im Rahmen eines Konzeptvergabeverfahrens sollte in der Innen-
stadt Weimars ein Mietshaus entstehen, dass sich selbst gehort, bezahlbaren
Wohnraum anbietet und iiber soziale Flichen in das Quartier hineinwirkt.

Seit 2022 wird nun auf dem Gelinde (um-)gebaut. Doch institutio-
neller Rahmen und Forderkulisse erschweren die Realisierung wichtiger
Vorhaben in diesem Kontext: Zum einen wollte sich die Initiative mit be-
antragter Wohnraumforderung vor der Verdringung aus der Stadt retten
und unkiindbaren, unverkiuflichen und bezahlbaren Wohnraum schaf-
fen - doch die Forderkulisse des Freistaats Thiiringen lief? sich schliefilich
nicht auf selbstverwalteten Wohnraum anwenden. Auch ein Férderantrag
fiir Bundesmittel der Stidtebauférderung musste scheitern, weil es fiir die
Projektgruppe keinen formalisierten Weg gab, ohne die Zustimmung von
Verwaltung oder Stadtrat eine Bewerbung vorzulegen. Aus diesen Erfah-
rungen des Scheiterns wurde das Zentrum fiir Beteiligungskultur geboren.

Dariiber hinaus wurde in Zeiten der Corona-Pandemie deutlich, wie
wichtig Riume der Begegnung in Innenstidten sowie Forderungen gemein-
wohlorientierter Initiativen iiber Mikro-Budgets sein konnen. Dies soll anhand
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zweier Projekte, die im Rahmen des Projekts , Post-Corona-Stadt“ in Weimar
zwischen 2020 und 2022 realisiert werden konnten, veranschaulicht werden.

Die pandemiebedingte Isolation fiihrte bei Vereinen und gemeinwohlorien-
tierter Initiativen zu eingeschrinkter Teilhabe und Wirksamkeit (siehe auch
Beitrag von Sophia Fiedler, Victoria Grau und Noa Wilhelmi in diesem Band).
Dieser Entwicklung entgegenwirkend erprobte das ZBK das Konzept eines Stadt-
labors als Pop-Up Programm in einer leerstehenden Fleischerei in der Weimarer
Innenstadt. Mit einem Open Call wurde fiir Nutzungsideen des Stadtlabors auf-
gerufen. Gleichzeitig wurden etablierte Vernetzungsformate, wie Barcamps und
Zukunftswerkstitten in das Veranstaltungsangebot aufgenommen. Abschlieflend
wurde das Format als wirksam, erforderlich und besonders nachgefragt durch
die Nutzer*innen des Open Space bewertet. Das Projekt erméglicht Sichtbar-
keit, unbiirokratische Beratung und eine Schnittstelle in die Stadtverwaltung.

Eine weitere unbiirokratische Unterstiitzung neuer Stadtentwicklungs-
ideen konnte in dem Konzept von Mikroférderung gefunden werden. Aus
der Quartierfondsvergabe im Rahmen einer Auftaktveranstaltung bildete
sich das neue Netzwerk der Zukunftsinitiativenstammtische heraus. Das
einfache Vernetzungsformat hat sich zu einer komplexen Veranstaltung ent-
wickelt. Die Kombination aus Projektbereisung, Impulsvortrag und verkiirz-
tem Barcamp-Format ermdglicht Motivation, Wissen und Kontakte fiir die
Engagierten. In der Verbindung mit der als Bieterkreis organisierten Vergabe
der Projektfonds entsteht auf diese Weise ein zivilgesellschaftliches Stadt-
entwicklungsforum (siehe zu dhnlichen Erfahrungen in Altenburg auch den
Beitrag von Svenja Bochinski, Jonas Drilling und Till Mayer in diesem Band).

Gemeinwohl fiir alle von allen

Das Thiiringer Zentrum fiir Beteiligungskultur (ZBK) mochte landesweit Orte
initiieren und unterstiitzen, in denen Stadtentwicklungspolitik zuginglich und
erfahrbar wird. Neue Moderationstechniken und buntes Ideenclustern reichen
als Werkzeugkasten lange nicht mehr aus. Neue Planungsprozesse sind Demo-
kratiearbeit und missen diskriminierungsfrei zuginglich gemacht werden. So
wie Bibliotheken ein revolutionirer Gedanke fiir die Bildung waren und Museen
fiir die Kunst, miissen Stadtlabore in die Stidte und Kommunen, um Infor-
mationen und Teilhabe in der Stadtentwicklung barrierefrei zu erméglichen.

Zivilgesellschaftliche Akteure haben in den vergangenen Jahren wirkungs-
volle Ansitze fir dringende Zukunftsfragen entwickelt: Gritndungslabore fir
dkonomische Teilhabe, gemeinschaftliches Wohnen in der Generationenfrage,
Kulturelle Zentren fiir mehr Bleibeperspektive und Leerstandentwicklung
gegen das Stadt-Land-Gefille. Diese Konzepte jenseits der Pilotprojekte auch
anderen Kommunen zu ermoglichen, ist das Ziel eines aktiven Scoutings



und Coachings ausgehend vom ZBK. Fiir die Kommune bietet das Ange-
bot Wissenstransfer und kommunikative Arbeit mit den Projektinitiativen.

Fiir die Zivilgesellschaft ist das ZBK eine frei zugingliche Bibliothek der Stadt-
entwicklung. Es erméglicht Projektberatung, Potentialanalysen, Aufklirung, Inte-
ressensvertretung und Selbstwirksamkeitserfahrungen. Als stindiges Begleitpro-
gramm liefert es kostenlose Infrastruktur, Zugang zu bundesweiten Netzwerken
und Immovielienbérsen. Dabei konnen verschiedene Prototypen angewendet
und erprobt werden, von denen zwei anschlieRend genauer erklirt werden:

- Stadtlabore & Griinderlabore (siehe unten)

- Immovieliengriinderhifen als unterstiitzende Veranstaltungsreihen fiir
selbstverwaltete Projekte (z.B. Wohnraumhifen, siehe unten)

-Stammtischformate und dazugehérige Quartiersfonds als basisdemokrati-
sche Bieterkreise

- Kreative, prozessorientierte, koproduktive Transferwerkstitten

- Dachgesellschaft fiir selbstverwaltete, renditefreie Immovielienprojekte

Wohnraumhéfen fiir nutzer*innengetragene Projekte

Immovielien sind , zivilgesellschaftliche Initiativen, die in Stidten und lind-
lichen Riumen selbstorganisiert, solidarisch und in Kooperation mit Partnern
Immobilien fiir sich und ihre Nachbarschaft entwickeln[...]“ (Netzwerk Immoviel-
ien eV. 2022). Solche Hausprojekte sind in den vergangenen Jahren bundesweit
entstanden. Dem alternativen Weg in der Nische der Wohnraumversorgung
konnten sie trotz hoher Nachfrage noch nicht entfliehen. Um die Barrieren zu
verringern und neue Projekte anzustof3en, existieren multiple Instrumentarien
der Forderung und Kommunikation (Tsvetkova 2022: 28ff.). Gleichwohl scheint
in der Initiation eines Bottom-Up-Projekts von oben ein Widerspruch zu liegen.
Leuchtturmprojekte vermitteln den Hang zur Unvergleichlichkeit und schei-
nen durch besondere Rahmenbedingungen entstanden zu sein. Kommunen
zweifeln an der Ubertragbarkeit auf ihre speziellen Voraussetzungen und sind
demgemifd auf der Suche nach der besonderen Immobilie, den herausragenden
Engagierten oder dem personellen Moglichkeitsfenster innerhalb der Ver-
waltung, bevor sie sich an das Experiment von Immovielienprojekten wagen.

Das Zentrum fiir Beteiligungskultur bietet Kommunen einen greifbaren
Weg, wirkungsvoll Impulse fiir die Entstehung neuer selbstverwalteter Haus-
projekte zu setzen. Ziel ist die Ermdglichung eines solchen Projekts aufierhalb
der Nische und die Zuginglichkeit fiir eine grofiere Bevolkerungsschicht.
Der Prototyp ,Wohnraumhafen“ist ein Impulsformat, welches iiber mehrere
Monate Kommunen und neu gegriindete Projektgruppen begleitet und sie in
der Entstehung neuer Hausprojekte unterstiitzt. In dem Ablauf des ,Wohn-
raumhafens*finden simtliche Techniken des Scoutings und Coachings neuer
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Projekte zum passenden Zeitpunkt ihre Anwendung. Das Kollektiv greift dabei
auf simtliche Instrumentarien der Vergabe, Beratung, Trigerstrukturen und
sonstiger Griindungshilfen zuriick. Beispiele aus dem Kollektiv umfassen die
Alte Feuerwache Weimar, ein selbstverwaltetes Quartiersprojekt mit innovativem
Planungs- und Belegungskonzept sowie die WerkBank Weimar, ein renditefreies
Kreativhaus mit Griinderlabor + Co-Working in Eigentum der Community.
Diesen auflergewdhnlichen Projekten liegen jedoch meist hochst tibertragbare
Initiationsriten zugrunde, die sich Nachahmer*innen zunutze machen konnen.
Der Schliissel ist in diesem Fall das gesicherte Aneinanderketten von Vorausset-
zungen, die iiber infrastrukturelle Unterstiitzung, Vernetzung und eine quali-
fizierte Immobilienvergabe den Entstehungsprozess wirkungsvoll moderiert.

Stadtlabore als Raume fiir Stadtgestaltung

Anders als die Partizipationsleiter von Sherry R. Arnstein (1969) zur Klassi-
fikation von Biirgerbeteiligungsverfahren folgt das ZBK keiner hierarchischen
Wertung von Biirger*innenkontrolle als hochster Form der Beteiligung. Das
Stadtlabor erméglicht die Teilhabe an Stadtentwicklung jenseits der Griindung
eines eigenen Immovielienprojekts und sieht sich diesem auch nicht unterlegen.

Das Stadtlabor ist ein Begegnungsort, der systematisch gegen fehlende
Responsivitit, mangelnde Teilhabe und die Verantwortungsverschiebung auf
die Zivilgesellschaft vorgehen will. Statt leerer Empowerment-Worthiilsen
geht ein Stadtlabor zielorientiert fragend auf Stadtnutzer*innen zu und
bindet sie unvoreingenommen in aktuelle Projekte der Stadtentwicklung ein.
Anstatt Beschwichtigung oder Diskriminierung findet sich im Stadtlabor eine
Bearbeitung der ursichlichen Ausléser von Politikverdrossenheit, Ohnmacht
and Abgehingtseingefithle. Multikausale Probleme kénnen nicht auf kleine
fragmentarische Planungsprobleme reduziert werden. Ein Stadtlabor ist daher
immer auch darauf ausgerichtet, die Auseinandersetzung iiber die materiellen
und diskursiven Voraussetzungen an der Teilhabe der Stadt zu moderieren
(siehe Beitrige von Anton Brokow-Loga und Mario Rund in diesem Band).

Stadtlabore konnen in ihrer Zielausrichtung variieren und wurden durch
das Kollektiv des ZBK beispielsweise zur Adressierung von Leerstand, zur
Belebung von Innenstidten oder der Begleitung von Beteiligung in Top-
down-Prozessen genutzt. In einem Stadtlabor werden themenspezifisch
experimentelle Aufsuchungs- und Aktivierungsformate erprobt. Es ist ein
wiederkehrendes, zeitlich beschrinktes Format mit einem offenen, inklusiven
Charakter. Entgegen der etablierten Meinung , Die, die kommen, sind die Rich-
tigen!“ist ein Stadtlabor stets bestrebt, Menschen zu beteiligen, die nicht fiir
sich selbst sprechen kénnen. Uber ein Stadtlabor iibernimmt eine Kommune
die Verantwortung fiir die Beziehung, die sie zu ihren Stadtnutzer*innen hat.



Neue Strukturen statt neuer Projekte

Bundesweit steigt das Misstrauen der Menschen in die Demokratie, die
in ihren Augen nur unzureichend Teilhabe und Reprisentanz ermdoglicht.
Wihrend es zu der Frage nach den Stakeholdern von Beteiligungsprozessen
und ausreichenden Datenerhebungen keine abschlieRende Antwort gibt,
kimpfen rein zivilgesellschaftliche Projekte um ihre Legitimation und die An-
erkennung von Gemeinniitzigkeit. Neben den vielfach kritisierten fehlenden
Strukturen und Prozessen fiir Beteiligung, konstatiert der Antagonismus
zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft iiberdies fehlende Transparenz
und Kommunikation. Wihrend das Potential und die Verantwortung der
Zivilgesellschaft idealisiert wird, zweifeln die Kommunen deren Legitimitit
und Gemeinwohlorientierung an. Obwohl die positiven projektbezogenen
Ergebnisse bei zivilgesellschaftlichen Akteuren nicht von der Hand zu wei-
sen sind, muss dennoch die Frage nach den Wurzelproblemen fiir Demo-
kratieverdrossenheit und stark privilegierter Beteiligung gestellt werden.

Das Zentrum fiir Beteiligungskultur soll ermdglichen, den Diskurs zu
den grundlegenden Fragen der Stadtplanung zu 6ffnen. Wie entwickelt eine
Stadt eine Beteiligungskultur? Wie motiviere ich Menschen, ihre Bediirfnis-
se in Beteiligungsprozessen zu formulieren? Wie stelle ich Begegnung und
Kommunikation zwischen unterschiedlichen Akteuren und Gebieten der
Stadtentwicklung her? Die unterschiedlichen Prototypen wie beispielsweise
der Wohnraumhafen oder Stadtlabore sollen echte Beteiligungskultur jen-
seits leerer Teilhabeversprechen und Verantwortungsverschiebung schaffen.
Das Zentrum fiir Beteiligungskultur ist angetreten, um auf die Systemkrise
hinzuweisen und langfristig passgenau neue Strukturen zu entwickeln.

Literatur

Alte Feuerwache Weimar e.V. (2022): Uber uns. Online verfiigbar unter https://feuerwa-
che-weimar.de/start.html (letzter Zugriff 24.11.2022).

Arnstein, Sherry R. (1969): A Ladder of Citizen Participation. In: Journal of the American
Planning Association, Vol. 35, No. 4, July 1969, S. 216-224.

BBSR (2020): Stadt gemeinsam gestalten! Neue Modelle der Koproduktion im Quartier.
Einzelpublikation.

BBSR (2021): Neue Leipzig-Charta. Die transformative Kraft der Stidte fir das Gemein-
wohl. Einzelpublikation.

Netzwerk Immovielien eV. (2022): Uber uns. Online verfiigbar unter https://www.netz-
werk-immovielien.de/ueber-uns/ (letzter Zugriff 24.11.2022).

Quartiere fiir Alle e.V. (2022): Uber uns. Online verfiigbar unter https://quartiere-fuer-alle.

de/ueber-uns (letzter Zugriff 24.11.2022).

oy

Thiringer Zentrum fiir Beteiligungskultur - der gesuchte Intermediar?

2

=
=


https://feuerwache-weimar.de/start.html
https://feuerwache-weimar.de/start.html
https://www.netzwerk-immovielien.de/ueber-uns/
https://www.netzwerk-immovielien.de/ueber-uns/
https://quartiere-fuer-alle.de/ueber-uns
https://quartiere-fuer-alle.de/ueber-uns

"
O Tsvetkova, Larisa (2021): Vielfalt der gemeinwohlorientierten Projekte: Fluch und Segen.
In: Holm, Andrey / Laimer / Christoph (Hrsg.): Gemeinschaftliches Wohnen und

selbstorganisiertes Bauen. Wien: TU Wien Academic Press S.125-135.

Line Bernstein

N
I~

8



Y
Abbildungen

Abb. 1(S.22): Eigene Darstellung (2022): Verortung der , Perspektiven aus Thitringer Stid-

ten*

Abb. 2 (S.23): Eigene Darstellung (2022): Erklirung der Symbole der Kapitelarten im In-
haltsverzeichnis

Abb. 3 (S.41): Reiser et al. (2021a): Demokratieunterstiitzung und -zufriedenheit in Thit-
ringen 2001-2021

Abb. 4 (S. 42): Reiser et al. (2021a): Institutionenvertrauen der Thiiringer*innen 2000-2021

Abb. 5 (S.43): Reiser et al. (2021a): Partizipation der Thiiringer*innen 2001-2021. Partizipa-
tionspotential und -praxis addiert

Abb. 6 (S.45): Reiser et al. (2021a): Partizipationspotential und -praxis in Thiiringen 2021

Abb. 7 (S.77): Eigene Darstellung (2022): Theorien zur Koproduktion von Wohlfahrt

Abb. 8 (S.81): Eigene Darstellung (2022): Stadtmensch besteht aus einem inneren Kern,
formalisierte Kooperation und einem breiten duferen Netzwerk; die Initiative agiert
dabei als intermediirer Akteur

Abb. 9 (S.85): Eigene Aufnahme (2021): Die Stadtbude: Wihrend der Pandemie schafft
Stadtmensch einen Begegnungsort fiir die Stadtgesellschaft

Abb. 10 (S.142): Eigene Darstellung (2022) nach Stadt Jena 2021.Handlungsfelder des
Smart City Projekts der Stadt Jena

Abb. 11 (S.144): Eigene Darstellung (2022): Governance des Smarten Quartiers Jena Lobeda

Abb. 12 (S.174): Eigene Darstellung (2022): Interviewpartner*innen aus dem Akteur*in-
nen-Netzwerk Erfurt

Abb. 13 (S.237): Eigene Darstellung (2022): Verortung der Magdelstube und Palimpsest der
Quartierswahrnehmung

Abb. 14 (S.239): Eigene Aufnahme (2021): Aulendarstellung der Magdelstube

Abb. 15 (S.239): Magdelstube — Selbstorganisierter Stadtteilladen im Siidviertel (2020):
Aufruf zur Nachbarschaftshilfe. URL: https://www.facebook.com/Magdelstube/
photos/194259935341009 (28.01.2022)

Abb. 16 (S.259): Eigene Darstellung (2022): Lester Malte Pott, Adaptive Cycle, in Anlehnung
an: Block, Judith / Felber, Christian / Fricke, Ramona / Janho, Nural / Katzmair, Ha-
rald / Papasabbas, Lena / Pfuderer, Nina / Posse, André / Reichel, André / Riediger,
Christina / Schuldt, Christian (2021): Zukunftskraft Resilienz. Gewappnet fiir die Zeit
der Krisen. Frankfurt am Main: Zukunftsinstitut GmbH. 24.

Abb. 17 (S.262): Eigene Darstellung (2022): Lester Malte Pott, Resilienz-Zeitstrahl der Co-

rona-Pandemie

Abbildungen


https://www.facebook.com/Magdelstube/photos/194259935341009
https://www.facebook.com/Magdelstube/photos/194259935341009




W/
Autor*innen

Line Bernstein hat in Weimar Architektur studiert. Neben der Projektleitung des "Post-
Corona-Stadt"-Pilotprojektes "Reallabor Alte Feuerwache und Zentrum fiir Beteiligungs-
kultur" ist sie als Leergutagentin engagiert, um Initiativen dabei zu unterstiitzen, Leer-

stinde zu entwickeln,

Laura Bertelt hat Architektur in Diisseldorf und Mailand studiert. Aktuell lebt und arbei-
tet sie in Berlin und wirkt an spanndenden Projekten wie dem Haus der Statistik mit. Sie
beendet zur Zeit auferdem ihren Aufbaumaster Urbanistik an der Bauhaus-Uni Weimar.

Kontakt: laura.margarete.bertelt@uni-weimar.de

Laura Biermann-Firek ist Kulturwissenschaftlerin und angehende Urbanistin. Thre Inte-
ressensschwerpunkte liegen in sozial- und kulturpolitischen Aushandlungsprozessen mit
besonderem Bezug auf gesellschaftliche Teilhabe. Kontakt: laura.charlotte.biermann-fi-

rek@uni-weimar.de

Svenja Bochinski ist Stadtplanerin und beendert derzeit ihr Masterstudium der Urbanis-
tik. Sie forscht fir das BBSR zur Partizipation in der Stadtentwicklung. Ihr Interesse gilt
dabei Macht und Aneignung im lokalen Staat sowie Demokratietheorien in ihren rium-

lichen Reprisentationen. Kontakt: svenja.elisa.bochinski@uni.weimar.de

Pauline Bonisch ist Urbanistin und studiert im Masterstudium an der Bauhaus-Universi-
tit Weimar. Ihre Schwerpunkte liegen in sozial-okologischen Transformationsprozessen,
den Themen Flucht und Migration und der aktivistischen Raumforschung. Kontakt: Pau-

line.boenisch@uni-weimar.de

Volker Brandy ist wissenschaftlicher Mitarbeiter und Promotionsstudent am Institut fiir
Politikwissenschaft der Friedrich-Schiller-Universitit Jena. Seine Forschungs- und Inte-
ressenschwerpunkte umfassen Autokratisierungsprozesse, Wahlsysteme und -reformen

sowie Informelle Normen in der Politik.

Leonie von Brock studiert Urbanistik im Bachelor an der Bauhaus-Universitit Weimar.
Thre Interessen liegen vor allem in dem Bereich der Mobilitit(-swende), sowie in der Aus-
gestaltung und Zuginglichkeit 6ffentlicher Rdume. Kontakt: leonie.von.brock@uni-wei-

mar.de

Autor*innen

NS
(&3]
=



Corona und die Stadt. Beteiligungskultur in der Krise

N
[$a)

Anton Brokow-Loga ist Politikwissenschaftler und Urbanist. Er forscht und lehrt an der
Bauhaus-Universitit Weimar zu stidtischen Transformationsprozessen, Postwachstum
und Demokratie. Weitere Informationen unter uni-weimar.de/stadtforschung. Kontakt:

anton.brokow-loga@uni-weimar.de

Jonas Drilling ist Urbanist und Masterstudierender an der Bauhaus-Universitit Weimar.
Seine Interessen liegen im Bereich der Entwicklung lindlicher Riume vor dem Hinter-
grund soziokdnomischer, und -demografischer Transformationsprozesse, sowie aktuel-

len Postwachstumsdebatten. Kontakt: jonas.drilling@uni-weimar.de

Frank Eckardt ist promovierter Politikwissenschaftler und Professor fiir sozialwis-
senschaftliche Stadtforschung an der Bauhaus-Universitit Weimar. Kontakt: Frank.

Eckardt@uni-weimar.de.

Sophia Fiedler ist Innenarchitektin und studiert Urbanistik im Master an der Bauhaus
Universitit Weimar. Thre Interessen liegen in sozial-6kologischen Raumtranformations-

und Aushandlungsprozessen. Kontakt: sophia.fiedler@uni-weimar.de

Victoria Grau ist Urbanistin und ist seit 2022 als wissenschaftliche Mitarbeiterin an der
Bauhaus-Universitit Weimar titig. Ihre Forschungsschwerpunkte liegen auf den Zusam-
menhingen zwischen Politik und raumlicher Planung sowie Planungsgeschichte. Kon-

takt: victoria.elisabeth.grau@uni-weimar.de

Miriam Harst hat Architektur in Stuttgart, Antwerpen und Weimar studiert. Nach Ta-
tigkeiten in der Planung und Stadtentwicklung absolviert sie einen weiteren Master in
Urbanistik an der Bauhaus-Universitit Weimar mit dem spezifischen Interesse an Parti-

zipation und Transformationsprozessen.

Jorg Hebenstreit ist Post-Doc am Institut fitr Politikwissenschaft der Friedrich-Schiller-
Universitit Jena. Zu seinen Forschungsschwerpunkten zihlen neben der Parteiensystem-
forschung auch die Themenfelder Responsivitit, Nicht-majoritire Institutionen (NMIs)

sowie Blockchain und Demokratie.

Jannika Hoberg studiert Urbanistik im Bachelor an der Bauhaus-Universitit Weimar und
interessiert sich vor allem fiir Entwicklung, Mobilitit und Herausforderungen im lind-

lichen Raum sowie fiir den (planerischen) Umgang mit der Klimakrise

Kay-Uwe Kirsten ist seit 15 Jahren als Moderator, Begleiter und Trainer in der Demo-
kratiearbeit titig. Seit 2013 arbeitet er im Auftrag des mitMachen eV. in der Potsdamer
WerkStadt fiir Beteiligung. Weitere Informationen zum mitMachen e.V. sind verfiigbar

unter: www.mitmachen-potsdam.de Kontake: kay@mitmachen-potsdam.de



Anne Kiippers ist PostDoc am Institut fiir Politikwissenschaft der Friedrich-Schiller-Uni-
versitit Jena. Ihre Forschungsschwerpunkte sind Klimaleugnung, Rechtspopulismus,
Einstellungen zur Demokratie sowie innerparteiliche Demokratie. E-Mail: anne.kuep-

pers@uni-jena.de

Ulrich Lakemann ist promovierter Sozialwissenschaftler und war iiber 25 Jahre als Pro-
fessor an der Ernst-Abbe-Hochschule Jena am Fachbereich Sozialwesen titig. Auch nach
seiner aktiven Hochschullaufbahn betreibt er im Rahmen seiner GmbH praxisorientierte

Sozialforschung und Beratung. Weitere Infos und Kontakt: www.lakemann.com

Jannis Martens ist Bachelor Student der Urbanistik an der Bauhaus Universitit Wei-
mar. Aktuell beschiftigt er sich im Zuge eines neudeli Fellowships mit Méglichkeiten der
Biirgerbeteiligung bei Entscheidungsprozessen beziiglich 6ffentlichen, politischen und

stadtplanerischen Handelns. Kontakt: jannis.peter.august.martens@uni-weimar.de

Till Mayer ist Urbanist und absolviert derzeit sein Masterstudium an der Bauhaus-Uni-
versitit Weimar. Fokuspunkte seines akademischen und beruflichen Werdegangs sind
Transformationsprozesse und Postwachstum in lindlichen, strukturschwachen Regio-

nen. Kontakt: till. mayer@uni-weimar.de

Lara Paulus ist Kulturanthropologin und angehende Urbanistin. Ihr Interesse liegt in der
Erforschung des Alltags im Rahmen sozial- und kulturwissenschaftlicher Stadtforschung.

Kontakt: lara.paulus@uni-weimar.de

Kaya Peters absolvierte seinen Master in Urbanistik und studiert derzeit Medienkunst /
Mediengestaltung an der Bauhaus-Universitit Weimar. Seine Interessen liegen in The-
men wie Erinnerungskulturen, Migration(sregimen), Postmigrantische Gesellschaft und

sozialen Bewegungen. Kontakt: kaya.peters@uni-weimar.de

Judith Platte hat Architektur in Aachen studiert und absolviert derzeit ihren Master in
Urbanistik an der Bauhaus-Universitit Weimar. IThr Interesse gilt insbesondere der Zu-
kunftsforschung mit Blick auf Transformationsprozesse im Bereich der Innenstidte und

des Wohnens. Kontakt: judith.caroline.platte@uni-weimar.de

Lester Malte Pott studiert Urbanisitik im Bachelor an der Bauhaus-Universitit Weimar.
Sein Interessenschwerpunkt liegt in der kritischen Stadtsoziologie rund um die Themen-
felder Postwachstum, sozial-6kologische Transformationsdynamiken und die Recht-auf-

Stadt-Bewegung. Kontakt: lester.malte.pott@uni-weimar.de

2

Autor*innen

o
W~



Corona und die Stadt. Beteiligungskultur in der Krise

N
ol

Johanna Reckewerth studiert im Master Urbanistik an der Bauhaus-Universitit. Sie setzt
sich fiir queer-feministische und posthumane Perspektiven in der Stadtforschung ein.
Thre Forschungsfelder umfassen Care-Arbeit, mehr-als-menschliche Stadtbewohnende
und verkdrperte Zuginge zu Wissensproduktion (embodied research). Kontakt: johanna.

reckewerth@uni-weimar.de

Marion Reiser ist Professorin fiir Politikwissenschaft an der Friedrich-Schiller-Univer-
sitit Jena. Zu ihren Forschungsschwerpunkten zihlen die empirische Demokratiefor-

schung, die lokale und regionale Politikforschung. Kontakt: marion.reiser@uni-jena.de

Roland Roth lehrte zuletzt an der Hochschule Magdeburg-Stendal Politikwissenschaft.
Aktuelle Arbeitsschwerpunkte sind Demokratie, Beteiligung, soziale Bewegungen und

Kinderrechte. Kontakt: roland.rothi@gmx.de

Mario Rund ist promovierter Sozialwissenschaftler und Professor fiir Soziale Arbeit im
Gemeinwesen im Fachbereich Soziale Arbeit der Hochschule Darmstadt. Er lehrt, forscht
und arbeitet in Praxiszusammenhingen an den Schnittstellen zwischen Sozialplanung
und Raumplanung, Sozialraumarbeit, lokale Partizipationsférderung sowie Kommunal-

und Regionalentwicklung. Kontakt: mario.rund@h-da.de

Peer Schamuhn verfiigt iiber einen Bachelor in Geographie und steht vor dem Abschluss
seines Masterstudiums der Urbanistik. Seine Forschungsschwerpunkte umfassen Woh-
nen, soziale Bewegungen und Krisen im urbanen Raum. Kontakt: peer.horst.schamuhn@

uni-weimar.de

Joel Schiilin ist Architekt und absolviert derzeit sein Masterstudium in Urbanistik an der
Bauhaus-Universitit Weimar. Seine Forschungsschwerpunkte sind Flucht, Migration und

Rassismus im stidtischen Kontext. Kontakt: joel.schuelin@uni-weimar.de

Klaus Selle untersucht, begleitet und gestaltet Stadtentwicklungsprozesse. Sein beson-
deres Interesse gilt dabei der Kommunikation zwischen und mit Akteuren, die an diesen
Prozessen beteiligt sind (oder sein sollten). Aktuell ist er im Kontext von NetzwerkStadt

aktiv (https://netzwerk-stadt.eu).

Josefine Striining verfiigt iiber einen Bachelor in Soziologie sowie einen Master in Urba-
nistik. Zu ihren fachlichen Interessen gehéren die Planung und Entwicklung lindlicher
Riume unter Beriicksichtigung soziodkonomischer sowie demografischer Transforma-

tionsprozesse. Kontakt: josefine.struening@web.de



Philipp Tommrich beschiftigt sich mit der kooperativen und nachhaltigen Neuaushand-
lung von Stadtriumen. Als Umweltingenieur und angehender Urbanist steht interdiszi-
plinire Zusammenarbeit in seinem besonderen Interessensfokus. Kontakt: tommrich@

posteo.de

Marcel Weikert ist Historiker und Soziologe und absolviert derzeit sein Masterstudium
in Urbanistik an der Bauhaus-Universitit-Weimar. Seine Interessensschwerpunkte sind
Geschichte und Gegenwart der deutschen Wohnraumversorgung sowie Transformations-
prozesse in ostdeutschen Stidten im Zuge der Deutschen Einheit. Kontakt: weikert.mar-

cel@web.de

Robin Wieland hat seinen Bachelor und Master in Urbanistik an der Bauhaus-Universitit
Weimar absolviert. Seine fachlichen Interessen liegen in der Verkniipfung von Smart-Ci-
ty- und Digitalisierungsstrategien mit Transformationsprozessen sowie dem Demografi-

schen Wandel im urbanen Raum. Kontakt: wieland.robin@gmsx.de

Noa Wilhelmi hat Architektur und Urbanistik an der Bauhaus-Universitit Weimar stu-
diert. Thre Interessenschwerpunkte liegen in der Erforschung von partizipativen Prozes-
sen und dem Verhiltnis unserer Gesellschaft zum 6ffentlichen Raum. Kontakt: noa.ako-

sua.jospehine.wilhelmi@uni-weimar.de

Claas Wilken ist Immobilienwirtschaftler und absolviert derzeit sein Masterstudium in
Urbanistik an der Bauhaus-Universitit-Weimar. Seine Interessenschwerpunkte liegen in
der sozialwissenschaftlichen Stadtforschung, insbesondere in Bezug auf die gesellschaft-

liche Teilhabe marginalisierter Gruppen.

Maria Winkler hat ihren Bachelor in Stadt- und Regionalplanung absolviert und studiert
aktuell Urbanistik an der Bauhaus-Universitit-Weimar. Ihr Forschungsinteresse gilt ins-
besondere der Stadtgeschichte sowie neuen Formen unseres zukiinftigen Zusammenle-

bens. Kontakt: maria.magdalena.winkler@uni-weimar.de

Autor*innen

N
[$5)
ol






A
Danksagung

Viele Personen haben zum Gelingen dieses Vorhabens beigetragen: Zu Beginn
mochte ich allen Autor*innen der vielfiltigen Beitrige dieses Sammelbands
meinen Dank aussprechen. Fiir hilfreiche Riickmeldungen zu einzelnen Ele-
menten bin ich meinen Teamkollegen Frank Eckardt, Nicolas Goez und Timmo
Kriiger — wie immer! — sehr verbunden. Die Diskussionen im Studienprojekt
pragten die Richtung dieser Publikation in vielfacher und dankenswerter
Weise, ebenso die zahlreichen Gesprache und Planungstreffen mit Line Bern-
stein, Christiane Werth und anderen Aktiven im Verein Quartiere fiir Alle e V.

Noa Wilhelmi und Joel Schiilin bin ich zu grofRem Dank fiir die enge Zusam-
menarbeit und die verlissliche Realisierung von Layout und Satz verpflichtet. Die
Kooperation mit dem Verlag war stets unkompliziert — danke dafiir, vor allem an
Linda Diimpelmann. Fiir die groRziigige finanzielle Unterstittzung bedanke ich
mich bei Quartiere fiir Alle e V. (im Rahmen der Férderung , Post-Corona-Stadt®),
bei Dana Horch und dem Open-Access-Publikationsfonds meiner Universitit,
der dortigen Fakultit A+U sowie bei meinem Lehrstuhl. Ich bin dankbar fiir
Optimismus und Tatendrang, die ich auch in der Zeit der Corona-Krise mit
dem I.L.A. Kollektiv spiiren konnte: Danke Nilda, Jonas, Carla, Tobi, Felix.

Fir den Rick- und Zusammenhalt inmitten dieser herausfordern-
den Jahre gilt mein riesiger Dank meiner Familie — ganz besonders mei-
ner Lebenskomplizin und meinen Eltern. Lasst es uns als ,Ubung” sehen.

Danksagung

2

ol
~



Soziologie

Michael Volkmer, Karin Werner (Hg.)

Die Corona-Gesellschaft
Analysen zur Lage und Perspektiven fiir die Zukunft

2020, 432 S., kart., 2 SW-Abbildungen

24,50 € (DE), 978-3-8376-5432-5

E-Book:

PDF: 21,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-5432-9
EPUB: 21,99 € (DE), ISBN 978-3-7328-5432-5

Vera Hofmann, Johannes Euler, Linus Zurmiihlen, Silke Helfrich
Commoning Art -

Die transformativen Potenziale

von Commons in der Kunst

Juli2022, 124 S., kart

19,50 € (DE), 978-3-8376-6404-1

E-Book: kostenlos erhaltlich als Open-Access-Publikation
PDF: ISBN 978-3-8394-6404-5

Kerstin Jiirgens
Mit Soziologie in den Beruf

Eine Handreichung

2021, 160 S., kart.

18,00 € (DE), 978-3-8376-5934-4

E-Book:

PDF: 17,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-5934-8

Leseproben, weitere Informationen und Bestellmoglichkeiten
finden Sie unter www.transcript-verlag.de



Soziologie

Gabriele Winker

Solidarische Care-Okonomie
Revolutionare Realpolitik fiir Care und Klima

2021, 216 S., kart.

15,00 € (DE), 978-3-8376-5463-9

E-Book:

PDF: 12,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-5463-3

Wolfgang Bonf, Oliver Dimbath, Andrea Maurer,
Helga Pelizdus, Michael Schmid
Gesellschaftstheorie

Eine Einfiihrung

2021, 344 S., kart.

25,00€ (DE), 978-3-8376-4028-1

E-Book:

PDF: 24,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-4028-5

Bernd Kortmann, Giinther G. Schulze (Hg.)
Jenseits von Corona

Unsere Welt nach der Pandemie -
Perspektiven aus der Wissenschaft

2020, 320 S., Klappbroschur, 1 SW-Abbildung
22,50 € (DE), 978-3-8376-5517-9

E-Book:

PDF: 19,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-5517-3
EPUB: 19,99 € (DE), ISBN 978-3-7328-5517-9

Leseproben, weitere Informationen und Bestellmoglichkeiten
finden Sie unter www.transcript-verlag.de






	Inhalt
	Beteiligungskultur ist systemrelevant
	Auf dem falschen Fuß erwischt? Wie Corona die Stadtpolitik herausforderte  
	Corona als Zäsur, als Brennglas, als Chance - oder gar nichts davon?  
	Kommunale Beteiligungskultur als Spiegelbild umkämpfter Teilhabe 
	Warum dieses Buch?  
	Warum Beteiligungskultur auch Beteiligungsstruktur braucht 
	Ausschlüsse, Ungleichheiten und die (Ohn-)Macht der Zivilgesellschaft  
	Kaleidoskop der Strategien: Thesen für kommunale  Beteiligungskultur nach Corona
	Literatur

	Demokratie  in der Corona-Pandemie 
	Einleitung
	Politische Unterstützung und Partizipation und ihre Bedeutung für Demokratien 
	Methodik, Datengrundlage und Operationalisierung 
	Methodik der Befragung 
	Operationalisierung 

	Politische Unterstützung im Laufe der Corona-Pandemie
	Partizipation in Thüringen während der Corona-Pandemie 
	Fazit 
	Literatur 

	Beteiligungskultur braucht  Beteiligungsstruktur
	Nicht nur dabei sein dürfen, sondern auch  mitbestimmen können 
	Pandemie und Partizipation 
	Partizipation als Regierungstechnologie  
	Partizipation als Instrument
	Paradoxien der Partizipation 
	Exklusion durch Partizipation
	Partizipation als Emanzipationsprojekt 
	Fazit: Partizipation als Kultur und Infrastruktur denken 
	Literatur 

	Koproduktives Altenburg:  Mehr Teilhabe in der Stadtentwicklung?  
	Von verlorener Teilhabe und prekärer Verwaltung 
	Drei Dimensionen städtischer Koproduktion  
	Stadtmensch in Altenburg - Was wie wo (ko)produziert wird 
	Stadtmensch - Vom Stadtfestival zur Gründungsberatung 
	Stadtmensch und lokale Governancestrukturen - unabhängig und doch vernetzt 
	Auch das noch - Koproduktion in der Corona-Pandemie 

	Koproduktion als Treiber neuer Teilhabechancen. Nur für wen?!
	Literatur
	Quellen

	Der Verein als gelebte Demokratie?  
	Blinder Fleck Ehrenamt? 
	Vereinsarbeit zwischen gesellschaftlicher Integration und Corona-Pandemie
	Beteiligung auf Distanz
	Digitalisierung eröffnet neue Zugänge - und verursacht neue Probleme 
	Lokale Demokratiearbeit in Apolda
	Lust und Last des Ehrenamts
	Demokratie braucht Beteiligung - und nun?
	Literatur 
	Quellen

	Kommunaler Beteiligungsrat 
	Eine Reflexion aus Potsdam im Zeichen des Corona-Jahres 2020
	Was ist der Beteiligungsrat, warum gibt es ihn und wie arbeitet er?
	Ist es dem BR gelungen, sich an die Corona-Krise anzupassen und wenn ja, wie?
	Selbstbestimmung als ein Schlüssel zu widerstandsfähiger Beteiligungspraxis?
	Literatur 





